VERGLEICHENDE  UNTERSUCHUNG 
ÜBER  DAS  GEWERBEINSPEKTORÄT  IN  DEUTSCHLAND 
UND  IM  AUSUNDE,  ,^     ^  A, 

INSBESONDERE  IN  GROSSBRITANNIEN,  FRANKREICH,  DER  SCHWEIZ' 

UND  ÖSTERREICH,  ^^sv^.-^ 


INAUGURAL-DiSSERTATION 

Si  ERLANGUNG  DER  DOCTORWÜRDE 

^Bj^  DER 

HOHEN  PHILOSOPHISCHEN  FAKULTÄT 

DER 

VEREINIGTEN  FRIEDRICHS  -  UNIVERSITÄT 

HALLE -WITTENBERG 

VORGELEGT  VON 

PAUL  BORCHERS 

AUS  Hoyerhagen"*  KREIS  hoya  (Hannover). 


 ^ 


halle  a.  S. 

HOFBUCHDRUCKEREI  VON  C.  A.  KAEMMERER  &  Co. 
1904. 


DEM  ANDENKEN  MEINES  VATERS! 


Inhaltsverzeichnis. 


Seite 

Vorbemerkung:  Zweck  und  Kennzeichnung  der  Aufgabe.    .    .  1  —  3 

Benutzte  Quellen   5  -10 

Einleitung   11-20 

Begriff  der  Gewerbeinspektion   11 

ihre  Vorgeschichte  im  allgemeinen   11  —  13 

insbesondere  in  England   13 — 14 

Deutschland   14—15 

Frankreich   15—16 

der  Schweiz   16 — 17 

und  Österreich   17—18 

1.  Abschnitt:  Wie  gestaltet  sich  das  Gewerbeinspektorat  in 

obigen  Ländern?   19 — 184 

1.  Kapitel:  Im  Auslande?   21-135 

Grossbritannien   21 — 70 

Wirkungskreis  der  Fabrikinspektion   21—38 

Aufsichtsfunktionen  bezüglich  der  „besonders  geschützten" 

Personen,  nämlich  der  Jugendlichen  und  Frauen     .    .  21 — 22 
Unterstellung  auch  der  Männer  unter  die  Inspektion  .    .  22 — 23 
Aufsichtsfunktionen  allgemeiner  Natur  und  formelle  Vor- 
schriften   23-25 

Über  die  Arbeiterschutzgesetzgebung  i.  e.  Sinne  hinaus- 
gehende Funktionen   25 — 26 

Zuständigkeit  der  Fabrikinspektion  hinsichtlich  nur  ge- 
wisser gesetzlich  geregelter  Gebiete  und  teilweises 
Zusammenwirken  mit  noch  anderen  Organen  ....  26 


-  VI  - 

Seite 

Örtliche  Zuständigkeit  der  Fabrikinspektion   27 

Allmähliche  Unterstellung  aller  Fabriken  unter  die  In- 
spektion und  Einbeziehung  von  Werkstätten  ....  27-— 29 
Erklärung  der  Begriffe  „Fabriken"  und  „Werkstätten"    .  29 
Möglichkeit  der  Inspektion,  auch  der  Hausindustrie  (do- 

mestic  Workshops)   30 

Unterstellung  weiterer  Anlagen  unter  die  Inspektion  .    .  30—31 

Ziffermässiger  Umfang  der  Inspektion   32—33 

Jetziges  Zuständigkeitsbereich  und  künftiger  Ausbau  der 

Fabrikgesetzgebung   34 

Die  beratende  und  berichterstattende  Funktion  des  In- 
stituts  34—38 

Organisation  der  Aufsicht   38 — 64 

Ursprüngliche  Gestaltung  des  Instituts  auf  Grund  des 

Gesetzes  v.  1833  und  Befugnisse  der  Aufsichtsbeamten  38 — 40 
Änderungen  infolge  des  Gesetzes  v.  1844:  Neuregelung 

der  Befugnisse                                                    .  40— 41 

Einfügung  von  Ärzten  in  den  Aufsichtsstab,  Errichtung 
eines  zentralen  Arbeitsamts,  Befreiung  der  Inspektoren 

von  staatlichen  und  kirchlichen  Ämtern   41 

Bedeutung  des  Gesetzes  von  1844  für  die  Inspektion     .  41—42 

Allmähliche  Zentralisation  des  Fabrikamts   42—43 

Mangelnde  Zahl  der  Inspektionsbeamten  und  Vorschläge 

zur  Abhülfe  dieses  Mangels   43 — 44 

Überlastung  der  Hauptinspektoren   45 

Einschiebung  der  Assistant  Inspectors  zwischen  die  beiden 

bisherigen  Beamtenklassen   45—46 

Einteilung  der  Subinspectors  in  zwei  Gehaltsklasscn  und 

Einführung  der  Junior-Subinspectors   46—47 

Das  Aufsichtsamt  auf  Grund  des  Kodifikationsgesetzes 
von  1878:  Stellung  des  Staatssekretärs  des  Inneren  und 

seine  Befugnisse   47 — 48 

Der  neue  Aufsichtsstab   48 

Obliegenheiten  der  Aufsichtsbeamten  im  allgemeinen     .  49 

Geschäfte  des  Chief-Inspector   49 

Geschäfte  und  Amtsbereich  der  Superintending-Inspectors  49 — 50 

Geschäftsumfang  der  Inspectors    .    .    .    .    .    .    ...  50-51 

Geschäftsumfang  der  Junior-Inspectors  .    .    .    .    ...  51 

Verhältnis  der  Certifying-Surgeons  zur  Fabrikinspektion  51 — 52 

Befugnisse  der  Inspektionsbeamten  etc.  .    .    ....    .  52 — 53 


Seite 

Weitere  VervollkomiTinung  des  Instituts  in  den  80er 
Jahren:  Auswahl  der  Inspektionsorgane  und  ihre  Quali- 
fikation  53—54 

Arbeiter  als  Fabrikinspektoren   54—55 

Das  Institut  infolge  des  Gesetzes  von  1891  :  Notwendig 

gewordene  Entlastung  der  Beamten  desselben     .    .    .  55-56 
Unterstützung  der  Fabrikinspektoren  durch  die  kommu- 
nalen Gesundheitsämter   56 

Erhöhte  Machtbefugnis  des  Chief-Inspcctor  etc   56-  57 

Einführung  von  dem  Arbeiterstande  entnommenen  Assi- 
stant-Inspectors  und  deren  Wirkungskreis,  Prüfungs- 
ordnung für  dieselben   57—58 

Anstellung  weiblicher  Fabrikinspektoren,  ihre  Organi- 
sation etc   58-60 

Geschäftsbereich  und  Qualifikation  derselben     ....  60—61 

Erfolge  dieses  Schrittes  etc   61—62 

Entwickelung  des  Instituts  seit  dem  Gesetze  von  1895: 
Änderung  der  Prüfungsordnung  für  das  höhere  In- 
spektionspersonal und  Bedingungen  der  Zulassung  zum 

Fabrikaufsichtsamt                                                .  62—63 

Erweiterte  Befugnis  der  Inspektoren  und  des  Staats- 
sekretärs  •   63 

Weiterer  Ausbau  des  Instituts   63-  64 

Leistungen  des  englischen  Aufsichtsinstitutes     ....  64—70 

ankreich   70  —  93 

Das  grundlegende  Gesetz  von  1874:  Organisation  der 

Arbeitsinspektion   70 

Qualifikation  der  Beamten   70—71 

ihr  Aufgabenkreis  '  .    .    .    .  71 

Das  Gesetz  von  1883:  Vermehrung  der  Aufgaben  und' 

der  Beamtenzahl   71 

Erweiterung  der  Befugnisse   72 

Berichterstattung  der  Bezirksinspektoren   72 

Die  Departementsinspektoren   72  -  73 

Lokalkommissionen  zur  Unterstützung  der  Inspektion     .  73 

Die  Obere  Kommission   73  —  74 

Mängel  der  damaligen  Arbeitsinspektion   74-75 

Reform  derselben  infolge  des  Gesetzes  von  1892:  Staat- 
licher Charakter  auch  der  Departementsinspektoren     .  76 


—  vni  — 

Seite 

Zahl  und  Organisation  der  Aufsichtsbeamten     .    .    .    ,  76-77 
Ersetzung  der  Lol<alkommissionen  durch  Departemerrts- 

kommissionen  und  die  Obere  Kommission     ....  77 

Änderungen  hinsichtlich  der  Zulassung  zum  Amt  .    .    .  77  —78 

Beförderung  und  Besoldung  der  Beamten   78—79 

Die  Einheitlichkeit  der  französischen  Inspektion     .    .    .  79 — 80 
Erweiterter  Aufgabenkreis:  Gesetz  von  1892  und  vom 

30.  März  1900    80-81 

Der  Maximalarbeitstag  von  1848    81 

Kinderschutz  bei  ambulanten  Gewerben    ......  81 

Gemeinsame  Inspektion  mit  den  Polizeikommissären  und 

Patronalkommissionen   81 

Ausschluss  der  Bergbau-  etc.  Betriebe  von  der  Arbeits- 
inspektion   81 — 82 

Erweiterte  Aufgaben  infolge  Gesetzes  von  1893  und  Zu- 
ständigkeit der  Inspektion  auch  bezüglich  der  Familien- 
betriebe  82 

Ergänzungsgesetz  von  1903                                      .  82—83 

Gesetz  von  1898    83 

Gesetz  vom  29.  Dezember  1900   83 

Zusammenfassung  des  inspektoralen  Geltungsbereiches  .  84 

Ziffernmässiger  Umfang  des  inspektoralen  Wirkungskreises  84—85 

Gegenwärtige  Befugnisse  der  Inspektion   85 

Die  Berichterstattung  derselben   86 — 88 

Wirksamkeit  der  Arbeitsinspektion   88—93 

Schweiz    93-116 

Die  Arbeiterschutzgesetzgebung  der  Schweiz  im  all- 
gemeinen   93 — 94 

Das  Bundesgesetz  von  1877  als  Grundlage  der  eid- 
genössischen Inspektion    ...........  94 

Organisation  derselben   94—95 

Auswahl  der  Aufsichtsbeamten  und  ihre  Besoldung    .    .  95—96 

Sonderinspektion  für  Bergwerke   96 

Dienstinstruktion  der  Beamten   96 

Ihr  Wirkungskreis :  In  sachlicher  und  individueller  Be- 
ziehung   96—98 

in  örtlicht;r  Beziehung   98 


-    IX  - 

Seite 

Der  über  das  Fabrikgesetz   hinatisgehende  Aufgaben- 
kreis   99-100 

Ziffermässiger  Umfang  des  inspektoralen  Wirkungskreises  100 — 101 

Befugnisse  des  Inspektorats   101 

Berichterstattung  desselben  etc   101—103 

Die  gesetzlich  vorgesehene  Mitwirkung  der  Kantons- 
regierungen beim  Vollzug  des  Fabrikgesetzes     .    .    .  103 
Mannigfaltigkeit  der  kantonalen  Ausführungsorgane    .    .  104—105 
Tatsächlicher  Anteil  der  Kantone  am  Vollzuge  des  Fabrik- 
gesetzes  "   105 

Der  kantonale   Arbeiterschutz    und    seine  mangelhafte 

Durchführung   106-108 

Ergebnisse  und  Würdigung  der  schweizerischen  Fabrik- 
inspektion   108—116 

Österreich    116—135 

Gesetzliche  Grundlage  des  Gewerbeinspektoratcs  .    .   .  '  116 

Seine  Organisation   116 

Der  Zentralgewerbeinspektor   117 

Die  Gewerbeinspektorate  und  Sonderinspektoren  für  ge- 
wisse Unternehmungen   117—118 

Die  Assistenten   118 

Weitere  Entwickclung  des  Instituts  bis  zur  Gegenwart  .  118—120 

Einheitlichkeit  desselben   120 

Amtlicher  Charakter  etc.,  Gehalt  und  behördliche  Stellung 

der  Beamten   120—121 

Qualifikation  ders.elben   121 

Ihr  Geschäftsbereich:  Allgemeines   121  —  122 

Individuelle  und  sachliche  Zuständigkeit  der  Beamten     .  122—123 

örtliche  Kompetenz   123—124 

Nicht  dem  Gewerbeinspektorat  unterstehende  Gebiete    .  124 

Ziffermässiger  Umfang  des  inspektoralen  Wirkungskreises  124 — 125 
Weitere  Funktionen  des  Gewerbeinspektorats,  insbesondere 

die  Berichterstattung   125-126 

Art  und  Weise  der  inspektoralen  Tätigkeit   126-127 

Befugnisse  und  besondere  Verpflichtungen  bei  Ausübung 

des  Dienstes   127—129 

Auf  dem  Gebiet  der  Unfallverhütung  und  der  sozialen 
Berichterstattung  mitwirkende  staatliche  Organe;  die 

Unfallverhütungskommission   129 


—    X  - 

8eite 

Das  arbeitsstatistische  Amt  etc   130 

Wirksamkeit  des  österreichischen  Gewerbeinspektorats    .  131—135 

2,  Kapitel:  In  Deutschland?  .    .    .    .    .    .       ....  136—184 

Das  preussische  Gesetz  von   1853  als  Grundlage  der 

Gewerbeinspektion  in  Preussen  und  ihre  Erfolge    .    .  136—137 

Das  Aufsichtsinstitut  als  fakultative  Einrichtung  auf 
Grund  der  G.  O.  für  den  Norddeutschen  Bund  und 

die  nächstfolgende  Zeit   137-139 

Die  Fabrikinspektion  als  obligatorische  Einrichtung  in 

Deutschland  nach  §  139b  der  G.  O.  von  1878  ...  139—141 

Reichsgesetzliche  Entwicklung  des  Inspektorates :  Wirk- 
ungskreis der  Beamten  infolge  des  Gesetzes  von  1878  141 — 142 

Die  Arbeiterversicherungsgesetzgebung   142 

Die  Gewerbeordnung  von  1891 :  Sachlich  und  örtlich  er- 
weiterte Zuständigkeit  der  Inspektion     .  ...    .    .    .    .  142 — 145 

Erweiterte  Befugnis  der  Inspektion    .    .    .    .    .    .    .    .  145 

Aufhebung  der  Dispensation  einzelner  Bundesstaaten  von 

I  der  Anstellung  besonderer  Aufsichtsbeamten  ....  145—146 

Pie  weitere  reichsgesetzliche  Ausgestaltung  des  inspekto- 
ralen  Wirkungskreises:  Ansätze  zur  Unterstellung,  auch 
der  Heimarbeit,  unter  die  Gewerbeinspektion  infolge 

,  Kaiserl.  Verordnung  von  1897  und  1904    .    .    .    .    .  146 

Unterstellung  sämtlicher  Motorwerkstätten  unter  die  In- 
spektion infolge  Kaiserl.  Verordnung  von  1900  .    .    .  146 — 147 

Teilweise  Unterstellung  auch  der  Hausindustrie  infolge 

des  Kinderschutzgesetzes  von  1903    147—  149 

Die  Handwerkernovelle  von  1897  und  das  Unfallver- 
sicherungsgesetz von  1900    .    .    .    .    .    .    .  .  .    s    .  149 

Die  Gestaltung  des  Inspektorats  in  den  Einzelstaaten: 
Bundesrätliche  Normen  für  den  Ausbau  des  Instituts-  149 

Wahrnehmung  des,  Dienstes,  150 

Machtbefugnisse   150—152 

Qualifikation  und  Auswahl  der  Inspektionsorgane  .    .    .  152—154 

Die  Inspektion  als  Haupt-  bezw.  Nebenamt   154—155 

Übertragung  von  weiteren,  auf  den  engeren  Arbeiter- 
schutz bezüglichen  Funktionen  an  die  Inspektion    .    .  165 

Desgleichen    von    verwaltungstechnischen,    bezw.  rein 

technischen  nebst  sonstigen  Aufgaben   155—157 


XI  — 

Seite 

Kompetenz  der  Inspektion  gegenüber  staatlichen  etc. 

Betrieben  157—159 

Ausser  der  beaufsichtigenden  Tätigkeit  den  Inspektoren 

zufallende  Funktionen  159 

Allgemeine  Bestimmungen   über  die  Stellung  der  In- 
spektionsbeamten zu  den  übrigen  Staatsbehörden    .    .  159 
Preussen:    Organisation  etc.  des  Inspektorats  bis  zur 

Gewerbeordnungsnovelle  von  1891    160 — 162 

Reform  infolge  dieses  Gesetzes  und  gegenwärtiger  Stand 

der  Inspektion  162—166 

Struktur  und  Entwickelung  der  Inspektion  in  den  übrigen 

Staaten:  Bayern  166-168 

Sachsen  168—170 

Württemberg  170-171 

Baden  171—172 

Hessen  172—173 

Elsass-Lothringen  173 — 174 

Die  übrigen  Bundesstaaten  174 

Personalbestand  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  im  Deutschen 
Reich,   nebst  Zahl  der  ihnen  unterstellten  und  von 

ihnen  revidierten  Betriebe  und  Arbeiter  175 

Die  Berichterstattung  der  Gewerbeinspektion :  Die  Jahres- 
berichte  175—182 

Sonstige  Mitteilungen,  insbesondere  Berichte  über  Fragen 

spezieller  Natur  182—184 


Vorbemerkung. 


Aufgabe  vorliegender  Arbeit  ist  es,  von  dem  modernen, 
für  die  sozialpolitische,  insbesondere  für  die  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung so  bedeutsamen  Institut  der  Gewerbeinspektion 
ein  näheres  Bild  zu  geben. 

Zwar  hat  diese  Einrichtung  sowohl  gesondert,  wie  bei 
Gelegenheit  der  Besprechung  der  Arbeiterschutzgesetzgebung 
und  der  hispektionsberichte  etc.  in  der  in-  wie  ausländischen 
Litteratur  und  Tagespresse  wiederholt  Behandlung  gefunden. 
So  sei  nur  hingewiesen  auf  jenen  instruktiven  Aufsatz: 
V.  Adlers  in  Conrads  Jahrbüchern,  1884;  Schulers  in 
Brauns  Archiv,  1889;  ferner  auf  die  in  Buchform  erschienene 
Weyersche  Arbeit  über  die  englische  Fabrikinspektion  vom 
Jahre  1888;  auf  die  weiteren  Broschüren:  von  Quarck  über 
die  Gewerbeinspektion  in  den  hauptsächlichsten  Kulturländern, 
aus  dem  Jahre  1896;  von  Plotke  über  die  Gewerbeinspektion 
in  Deutschland  von  1899;  endlich  seien  die  gelegentlich  des 
in  Paris  stattfindenden  internationalen  Kongresses  für  gesetz- 
lichen Arbeiterschutz  erschienenen  Elaborate  über  genannte 
Institution  verschiedener  daran  beteiligter  Staaten  erwähnt, 
darunterfür  Deutschland  die  im  Schmollerschen  Jahrbuch  1901 
abgedruckte  knappe,  gut  informierende  Arbeit  von  Fuchs.  ^) 

Indes  behandeln  die  meisten  Aufsätze  nur  die  Arbeits- 
inspektion eines  einzelnen   Landes,  ohne   die  Institution 

1)  Diese,  wie  die  übrigen  den  Verhandlungen  gen.  Kongresses  zu 
Grunde  liegenden,  z.  T.  sehr  reichhaltigen  „Rapports"  über  verschiedene 
einschlägige  Fragen  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung  sind  im  öffent- 
lichen Buchhandel  nicht  erschienen,  überhaupt  nur  in  einer  kleinen  An- 
zahl von  Exemplaren  gedruckt. 
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anderer  Staaten  näher  zu  berücksichtigen,  während  andere 
Abhandlungen  wieder  nur  einzelne  Seiten  der  Institution  er- 
örtern, wie  z.  B.  die  Frage  der  weiblichen  Fabrikinspektion, 
der  Zentralisation  der  Gewerbeaufsicht  u.  s.  f.  Soweit  aber 
das  Institut  eine  mehr  oder  weniger  internationale  Be- 
sprechung gefunden,  wie  in  der  erwähnten  Arbeit  von  Adler, 
Schuler  und  Quarck,  liegt  deren  Abfassung  zeitlich  schon  zu 
weit  zurück,  als  dass  ihre  Darstellung  infolge  der  inzwischen 
eingetretenen,  zum  Teil  sehr  bedeutsamen  Veränderungen 
in  verschiedenen  Punkten  der  Arbeiterschutzgesetzgebung 
wie  des  Inspektorats  noch  ein  im  einzelnen  richtiges  Bild 
ergebe.  Aber  gerade  seit  Beginn  der  90  er  Jahre,  dann  auch 
in  der  jüngeren  und  jüngsten  Zeit  sind  in  Deutschland  wie 
im  Auslande  nicht  unbedeutende  Änderungen  in  der  sozial- 
politischen Gesetzgebung  vor  sich  gegangen,  deren  Rück- 
wirkungen auf  die  Arbeitsinspektion  natürlich  nicht  aus- 
blieben und  auch  hierzu  mancherlei  Modifikationen  nötigten. 
Aus  diesem  Grunde  mag  eine  Besprechung  der  Verhältnisse 
dieses  Aufsichtsinstituts  bis  auf  die  Gegenwart  herab  gerecht- 
fertigt erscheinen,  während  durch  gleichzeitige  Berück- 
sichtigung der  Einrichtung  verschiedener  Länder  Material  zu 
leichterer  internationaler  Information  über  diesen  Zweig  der 
Verwaltung  beizubringen  versucht  werden  soll. 

Bei  nachfolgender  Besprechung  des  Gewerbeinspektorats 
wird  in  erster  Linie  das  deutsche  Institut  Berücksichtigung 
finden,  dessen  Verhältnisse  im  Anschluss  an  die  Erörterung 
des  Inspektorats  im  Auslande  näher  beleuchtet  werden  sollen : 
Dabei  wird  beabsichtigt:  Zunächst  —  in  einem  1.  Abschnitt 
der  Arbeit  —  den  tatsächlichen  Zustand  der  Inspektion  klar 
zu  legen  und  zwar  —  im  ersten  Kapitel  —  im  Auslande, 
sodann  —  in  einem  folgenden  Kapitel  —  in  Deutschland; 
hierauf,  in  einem  2.  Abschnitt,  in  seinen  verschiedenen 
Kapiteln  zwischen  den  hauptsächlichsten  Punkten  der 
deutschen  und  der  ausländischen  Inspektion  Parallelen  zu 
ziehen,  was  zu  einer  näheren  Besprechung  insbesondere 
der  einheimischen  Institution,  ihrer  Eigentümlichkeiten  An- 
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lass  geben  wird;  letztere  wiederum  werden  zu  einer  Er- 
örterung der  dem  deutschen  Institut  noch  anhaftenden 
Mängel  veranlassen,  die  ihrerseits  zu  einer  kurzen  Be- 
sprechung etwaiger  Ergänzungen  oder  Abänderungen  führen 
werden. 

Vorausgehen  wird  der  nachfolgenden  Untersuchung, 
als  Einleitung,  eine  Erwähnung  des  Begriffs  und  der  Vor- 
geschichte der  modernen  Fabrikinspektion  im  In-  und  Aus- 
lande. Bezüglich  des  letzteren  wird  sich  die  Arbeit  auf 
einige  europäische  Hauptindustriestaaten  mit  —  wenigstens 
zum  Teil  —  annähernd  gleich  gewerblicher  Entwickelung 
beschränken:  ausser  auf  England,  noch  auf  Frankreich,  die 
Schweiz  und  Österreich  (Reichsratsländerj,  als  auf  diejenigen 
europäischen  Festlandsstaaten,  in  denen  der  Arbeiterklasse 
der  weitgehendste  Schutz  gewährt  wird. 


Litteraturangabe. 


Bevor  wir  an  die  Behandlung  obiger  Aufgabe  heran- 
treten, seien  erst  die  hauptsächlichsten  Quellen  genannt,  die 
bei  folgender  Darstellung  benutzt  worden  sind : 

1.  Allgemeine  Lhteratur. 

Lehrbü  eher: 

Grundriss  zum  Studium  der  politischen  Ökonomie,  II.  Teil, 

von  Prof.  Dr.  J.  Conrad,  Jena  1902. 
Grundriss  der  politischen  Ökonomie,  II.  Band,  1.  Teil,  von 

Prof.  Dr.  E.  v.  Philippovich.    Leipzig  u.  Tübingen  1899. 

Samm  el  we  rke: 

Hand-  und  Lehrbuch  der  Staatswissenschaften:  Der  Arbeiter- 
schutz: Seine  Theorie  und  Politik  von  Dr.  Kuno  Franken- 
stein.   Leipzig  1896. 

Handbuch  der  polit.  Ökonomie:  II.  Bd.,  2.  Teil:  Die  ge- 
werbliche Arbeiterfrage  von  G.  v.  Schoenberg.  Tü- 
bingen 1898. 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  herausgegeben 
von  J.  Conrad,  L.  Elster,  W.  Lexis,  Edg.  Loening. 
Art.  „Gewerbeinspektion"  v.  G.  Evert.  IV.  Bd.  Jena 
1900. 

Art.   „Arbeiterschutzgesetzgebung",  I.  Bd.    1898,  Jena, 
in  Deutschland  von  Evert, 
„  Frankreich  von  Mataja, 
„  Grossbritannien  von  Richter, 
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in  Österreich  von  Steinbach  und  von  Call, 
„  der  Schweiz  von  Bücher. 
Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  herausgegeben  von  Elster, 
Jena  1898. 

Art.  „Arbeiterschutzgesetzgebung"    1  , 

....      ,  r    u  i  von  Kehm. 

„    „Fabrikinspekhon  J 

Ferner:  Die  Fabrik-Gesetzgebungen  der  Staaten  des  euro- 
päischen Kontinents,  herausgegeben  von  Th.  Lohmann, 
Berlin  1878. 

„Rapports  du  Congres  international  pour  la  Protection  legale 
des  Travailleurs",  tenu  ä  Paris  1900.    Paris  1901. 

Einzel mitteilungen  namentlich  aus: 
der  „Sozialen  Praxis",  Berlin; 

dem  „Bulletin  des  internationalen  Arbeitsamtes",  Basel; 
der  „Sozialen  Rundschau",  Wien; 
dem  „Reichsarbeitsblatt",  Berlin. 


IL  Einschlägige,  für  die  Gewerbeinspektion  in  Betracht 
kommende  Zeitschriften-Litteratur : 

a)  Deutschland. 

Die  Fabrikinspektion  in  Deutschland  von  A.  Thun  in 
Schmollers  „Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung 
und  Volkswirtschaft",  Leipzig  1881. 

Die  deutsche  Fabrikinspektion  von  P.  Dehn  in  der  „Zeit- 
schrift für  die  gesamte  Staatswissenschaft",  Tübingen  1882. 

Die  Fabrikinspektionsberichte  und  die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  Deutschland  von  L.  Elster  in  „Conrads  Jahr- 
büchern für  Nationalökonomie  und  Statistik",  Jena  1885. 

Die  Fabrikinspektion  von  Dr.  F.  Schuler  in  Brauns  „Archiv 
für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik",  Tübingen  1889. 

Das  Fabrikinspektorat  im  Königreich  Sachsen  von  Regierungs- 
rat Morgenstern  im  „Arbeiterfreund",  Berlin  1890. 
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Die  deutsche  Fabrikinspektion  im  Jahre  1890  von  Dr.  Kuno 

Frankenstein  in  den  „Annalen  des  deutschen  Reiches", 

München  und  Leipzig  1892. 
Die   Jahresberichte   der   deutschen  Aufsichtsbeamten  von 

Dr.  Fr.  Worishoffer  in  der  ,.Zeitschrift  für  die  gesamte 

Staatswissenschaft",  Tübingen  1894. 
Die  Gewerbeinspektion  in  Deutschland  von  Dr.  R.  Fuchs 

in  Schmollers  „Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung 

und  Volkswirtschaft",  Leipzig  1901. 
Die  Jahresberichte  der  deutschen  Gewerbe-Aufsichtsbeamten 

von  Professor  W.  Kahler  in  „Conrads  Jahrbüchern  für 

Nationalökonomie  und  Statistik",  Jena  1902. 

Zahlreiche  Einzelmitteilungen  auch  in  den  Jahres- 
berichten der  Gewerbeaufsichtsbeamten  und  Bergbehörden. 

In  Broschürenform:  Zur  äusseren  Geschichte  der  Fabrik- 
inspektion in  Deutschland  von  Dr.  jur.  M.  Quarck, 
Frankfurt  a.  M.  1889. 

Geschichte  der  preussischen  Fabrikgesetzgebung  von  G.  K. 
Anton,  Leipzig  1891. 

Die  Gewerbeinspektion  in  Deutschland  etc.  von  Dr.  M. 
Quarck,  Nürnberg  1896. 

Die  Gewerbeinspektion  in  Deutschland  von  E.  Plotke, 
Berlin  1899. 

An  Kommentaren  zur  Reichsgewerbeordnung  insbesondere 
Kurt  V.  Rohrscheidt,  Leipzig  1901 ;  ferner  v.  Landniann- 
Rohmer,  München  1903. 

An  Parlamentsberichten:  insbesondere  die  „Steno- 
graphischen Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Reichs- 
tages" der  letzten  Jahre. 
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b)  Grossbritannien: 

Die  Fabrikinspektion  insbesondere  in  England  und  der 
Schweiz,  von  Dr.  V.  Adler  in  „Conrads  Jahrbüchern 
für  Nationalökonomie  und  Statistik",  Jena  1884. 

Die  englische  Fabrikinspektion  von  Otto  Weyer,  Tübingen 
1888. 

Entwickelung  und  gegenwärtige  Organisation  der  englischen 
Fabrikinspektion  von  Hei.  Simon  in  „Schmollers  Jahr- 
buch für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirt- 
schaft", Leipzig  1899. 

Ferner:  Arbeiterschutzgesetzgebung  in  England  in  neuester 
Zeit  von  Henry  W.  Wolff  in  „Conrads  Jahrbüchern  für 
Nationalökonomie  und  Statistik",  Jena  1902. 

„The  Law  relating  to  Factories  and  Workshops",  Handbuch 
von  Abraham  und  Davies,  London  1902. 

Anual  Report  of  the  Chief  Inspector  of  Factories  and  Work- 
shops for  the  year  1901,  London  1902. 

Jährliche  Besprechungen  der  Berichte  der  englischen  Fabrik- 
inspektion von  Hei.  Simon  u.  a.  in  der  „Sozialen 
Praxis". 

c)  Frankreich. 

Die  Fabrikinspektion  in  Frankreich  von  Prof.  Raoul  Jay  in 
■  Brauns  „Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik", 
Tübingen  1890. 

L'inspection  du  travail  en  France  von  Maurice  Vanlaer  in 
der  „reforme  sociale",  Paris  1897. 

Traite  de  l'inspection  du  travail  von  Jean  Rouquet,  Mont- 
pellier u.  Paris  1902. 

Supplement  au  Code  ouvrier  von  Andre  et  Guibourg, 
Paris  1898. 

Rapports  sur  l'application  pendant  l'annee  1901   des  lois 

reglementant  le  travail,  Paris  1901. 
Jährliche  Besprechungen  der  Inspektorenberichte  etc.  von 

F.  Schotthöfer  in  der  „Sozialen  Praxis". 
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d)  Schweiz. 

Die  Fabrikinspektion  insbesondere  in  England  und  der 
Schweiz  von  Dr.  V.  Adler  in  „Conrads  Jahrbüchern  für 
Nationalökonomie  und  Statistik",  Jena  1884. 

Art.  „Fabrikwesen"  von  Dr.  Rieser  im  „Volkswirtschafts- 
lexikon der  Schweiz",  herausgegeben  von  A.  Furrer, 
Bern  1885. 

Art.  „Arbeiterschutzgesetzgebung"  von  Dr.  F.  Schuler  im 
„Handwörterbuch  der  schweizerischen  Volkswirtschaft, 
Sozialpolitik  und  Verwaltung",  herausgegeben  von  Prof. 
Dr.  N.  Reichesberg,  Bern  1902. 

Berichte  der  eidgenössischen  Fabrik-  und  Bergwerkinspektoren 
über  ihre  Amtstätigkeit  in  den  Jahren  1900  und  1901, 
resp.  Rapports  des  inspecteurs  federaux  des  fabriques 
et  des  mines  concernant  leurs  fonctions  officielles  dans 
les  annees  1900  et  1901,  Aarau  1902. 

Besprechungen  der  Inspektionsberichte  von:  E.  Naef  in 
Brauns  „Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik". 

J.  Gisi  in  der  „Sozialen  Praxis". 

e)  Österreich. 

Die  österreichische  Fabrikgesetzgebung  von  Dehn  in  Schmol- 
lers „Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volks- 
wirtschaft", Leipzig  1886. 

Der  Bericht  der  österreichischen  Gewerbeinspektoren  über 
ihre  Amtstätigkeit  im  Jahre  1887  und  1888  von  Bebel 
in  der  „Neuen  Zeit",  Jahrgang  1889,  Stuttgart. 

Die  österreichische  Gewerbeinspektion  von  Dr.  Victor  Ma- 
taja  in  „Conrads  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und 
Statistik",  Jena  1889. 

Die  Arbeiterschutzgesetzgebung  von  Dr.  Lev  Verkauf  in  „Con- 
rads Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik", 
Jena  1889. 

Die  Gewerbeinspektion  in  Österreich  von  Prof.  Dr.  Mischler 
in  der  „Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und 
Verwaltung",  5.  Bd.,  Wien,  Prag  und  Leipzig. 
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Die  österreichische  Gewerbeinspektion  1894  im  „Handels- 
museum", Bd.  10,  1895. 

Besprechungen  der  Inspektorenberichte  von  Prof.  Mischler 
in  „Brauns  Archiv",  von  Dr.  Loew  in  der  „Sozialen 
Praxis". 

Berichte  der  k.  k.  Gewerbe-Inspektoren  über  ihre  Amts- 
tätigkeit im  Jahre  1901,  Wien  1902. 


Anmerkung  Als  weitere  Grundlage  für  nachstehende 
Erörterungen  kommen  noch  persönliche  Mitteilungen  seitens 
der  Gewerbeinspektion  in  Betracht. 


Einleitung. 


Nachdem  der  moderne  Staat,  angesichts  jener  aus  der 
kapitalistischen  Produktionsweise  sich  ergebenden,  unbe- 
rechenbaren Rückschläge  auf  das  wirtschaftliche,  physische, 
geistige  und  sittliche  Wohl  seiner  Untertanen,  sich  veran- 
lasst gesehen,  der  am  meisten  dadurch  gefährdeten  Klasse, 
dem  Arbeiterstande,  einen  besonderen  Rechtsschutz  ange- 
deihen  zu  lassen,  welcher  über  den  allen  Staatsbürgern  gleich- 
mässig  zu  Teil  werdenden  hinausgeht,  zeigte  es  sich,  dass  die 
gewöhnlichen  Organe  der  Verwaltung  und  Rechtspflege  die 
gesetzlichen  Schutzbestimmungen  nicht  in  die  Praxis  umzu- 
setzen vermochten;  vielmehr  drängte  in  den  meisten  Kultur- 
staaten die  Entwicklung  dahin,  zur  Befriedigung  dieses 
Sonderrechtes  auch  besondere,  sachkundige,  dem  örtlichen 
Interessenkreise  möglichst  entrückte  Organe  zu  bestellen, 
Einzelbeamte,  als  welche  sie  unter  dem  Namen  Fabrik-, 
bezw.  Gewerbe-  oder  Arbeitsinspektoren  heute  in  fast  allen 
vorgeschritteneren  Ländern  Eingang  gefunden  haben. 

Die  Vorgeschichte  der  gegenwärtigen  Gewerbeinspektion 
bildet  eine  Kette  von  Misserfolgen  in  der  Handhabung  der 
Arbeiter-,  insbesondere  der  Kinderschutzbestimmungen.  Be- 
gründet sind  dieselben  hauptsächlich  in  dem  Mangel  an 
Erfahrungen  hinsichtlich  der  Auswahl  der  Exekutivorgane, 
in  deren  unzureichender  Unterstützung  von  Seiten  der  Be- 
hörden, in  dem  hartnäckigen  Widerstand  der  Unternehmer 
und  in  dem  oft  noch  zäheren  der  Eltern.    Die  drei  letzten 
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Faktoren  finden  ihre  Erklärung  in  der  Auffassung,  welche 
die  damalige  Gesellschaft  von  der  Staatsgewalt  hatte, 
die,  wie  bekannt,  derselben  nur  Rechts-  und  Machtauf- 
gaben zugestehen  wollte,  darum,  wenn  der  Staat  von  dem 
höheren  Punkte  der  Sittlichkeit  geleitet,  dennoch  über  die 
Grenzen  der  ihm  zugedachten  Sphäre  hinausgriff,  jene  von 
solchem  sozialpolitischem  Eingriff  berührten  Kreise  es  als 
ihr  gutes  Recht  ansahen,  sich  dem  staatlichen  Willen  zu 
entziehen.  So  die  Unternehmer,  für  welche  die  Schutzbe- 
stimmungen einen  tiefen  Einschnitt  in  die  bis  dahin  unbe- 
schränkt verbliebene  Vertragsfreiheit  bedeuteten;  so  auch  die 
Eltern,  denen  gegenüber  die  Schutzverordnungen  sich  als 
ein  bis  dahin  fast  unbekanntes  Mitbestimmungsrecht  über 
ihre  zur  Einkommenserhöhung  mitarbeitenden  Kinder  dar- 
stellten, was  um  so  empfindlicher  wirkte,  je  mehr  die 
Kinderbeschäftigung  Beschränkungen  unterworfen  und  solche 
das  Familieneinkornmen  zu  vermindern  im  Stande  waren. 
Angesichts  dieser  Tatsache  war  es  erklärlich  —  was  auch 
noch  gegenwärtig  bei  jeder  neuen,  einschneidenden  sozial- 
politischen Schutzmassnahme  mehr  oder  weniger  gilt  — , 
wenn  jene  staatlichen  Behörden  nur  rücksichtsvoll  die  Ver- 
bote des  Gesetzes  den  Anforderungen  des  Lebens,  d.  h.  der 
Not,  anzupassen  suchten,^)  und  nicht  selten  musste  da  jene 
Gesetzeshandhabung  zum  Schauplatz  eines  Konfliktes  werden 
zwischen  den  Geboten  einer  zweifelhaften  Humanität  und 
jenen,  den  Ausführungsorganen  als  solchen  obliegenden  ge- 
setzlichen Pflichten.  Ob  solch'  schonender  Vollzug  gerecht- 
fertigt, soll  an  dieser  Stelle  nicht  untersucht  werden;  jeden- 
falls bleibt  zu  bedenken,  dass  bei  solch'  milder  Gesetzes- 
handhabung die  Grenzen  leicht  flüssig  sind,  wo  eine  solche 
anfängt,  lax  zu  werden,  auf  Kosten  der  zu  schützenden  Per- 
sonen. Und  in  der  Tat:  solch'  schonende  Praxis  konnte 
bei  dem  damals  fast  allen  sozialen  Geistes  baren  Unter- 
nehmertum keine  anderen  Früchte  zeitigen,  als  es  in  seinem 
Eigennutz  zu  bestärken,  ohne  doch  den  Eltern  ihren  Un- 

1)  Cf.  Cohn  in  Conrads  Jahrbüchern,  N.  F.  III,  S.  376. 
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verstand  zu  nehmen.  So  trug  dieser  Umstand  ein  gut  Teil 
Schuld  an  den  meist  völlig  unausgeführt  gebliebenen  Schutz- 
bestimmungen. Dazu  kam  jene  Unfähigkeit  der  anfangs 
mit  dem  Vollzug  der  Fabrikgesetzgebung  betrauten  Organe, 
sei  es  der  gewöhnlichen  Polizeibehörden,  sei  es  von  Kom- 
missionen mehr  oder  minder  gemischter  Art,  oder  auch  von 
Korporationen.  Bald  war  es  der  Mangel  persönlicher  Be- 
fähigung, bald  der  einer  genügenden  Unabhängigkeit  und 
Organisation,  bald  auch  die  Überlastung  mit  noch  anderen 
Aufgaben,  welche  Momente  allein  schon  ausreichten,  um 
die  Durchführung  der  Schutzbestimmungen  illusorisch  zu 
machen. 

Diese  trüben  Erfahrungen  sind  den  meisten  kulturell 
vorgeschrittenen  Ländern  gemein.  Überall  hat  man  den 
Vollzug  der  Fabrikgesetze  erst  dann  besonderen  staatlichen 
Beamten  überwiesen,  nachdem  die  lokalen  Behörden  ge- 
scheitert waren.  ^) 

So  zuerst  in  England,  wo  die  zum  Schutze  der  Kinder- 
arbeit zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  erlassenen  Gesetze 
der  Hauptsache  nach  auf  dem  Papier  stehen  blieben,  so 
lange  Friedensrichter  und  andere  local  authorities  als  Ehren- 
beamte mit  der  Überwachung  ihrer  Freunde  und  Nachbarn 
als  einer  „recht  gehässigen  Aufgabe"  (Weyer)  beauftragt 
waren.  Hier,  wo  die  traurigen  Folgen  einer  laxen  Gesetzes- 
handhabung bei  der  in  diesem  Lande  schon  in  den  1820  er, 
noch  mehr  in  den  30er  Jahren  stark  entwickelten  Gross- 
industrie naturgemäss  früher  hervortreten  mussten  als  in  den 
erst  einige  Jahrzehnte  später  in  dies  wirtschaftliche  Ent- 
wicklungsstadium eintretenden  kontinentalen  Staaten,  trieben 
die  sich  verschärfenden  Industrieverhältnisse  bald  zu  Mass- 
nahmen energischerer  Durchführung  der  Arbeiterschutz- 
bestimmungen. Hatte  auch  der  Toryminister  Robert  Peel 
bereits  1815  mit  dem  System  der  die  Aufsicht  als  Ehrenamt 
ausübenden  Lokalbehörden  zu  Gunsten  staatlich  besoldeter 


1)  Cf.  Adler  in  Conrads  Jahrbüchern,  N.  F.  VIII,  S.  194. 
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Beamter  zu  brechen  gesucht/)  so  war  doch  der  Einfluss 
jenes,  von  übergrossem  Selbstinteresse  geleiteten  Unter- 
nehmertums, welches  lange  Zeit  einen  willkommenen  Rück- 
halt an  der  nationalökonomischen  Wissenschaft  fand,  zu 
mächtig,  als  dass  des  Ministers  Vorschläge  Annahme  ge- 
funden hätten.  Erst  als  die  öffentliche  Meinung  angesichts 
der  von  dem  Fabrikantentum  schmählich  geübten  und  immer 
mehr  um  sich  greifenden  Ausbeutung  kindlicher  Arbeits- 
kraft, an  der  Richtigkeit  der  laissez  faire,  laissez  passer 
Theorie  irre  wurde,  insbesondere  an  der  Selbstverantwort- 
lichkeit hilfloser  Kinder,  erst  da  vermochte  man  im  Jahre 
1833  zur  Ernennung  von  staatlichen,  besonderen  Aufsichts- 
beamten überzugehen. 

Teils  im  Verfolg  des  englischen  Vorgehens,  teils  auf 
Grund  eigener  Erfahrungen,^)  welche  freilich  dieselben  un- 
verkennbaren Züge  tragen,  die  der  Entwicklung  in  England 
anhaften,  ging  genau  zwei  Dezennien  später  auf  dem  euro- 
päischen Kontinent  zuerst  Deutschland,  bezw.  Preussen 
1853  zur  Einführung  von  Fabrikinspektoren  über.  Auch 
hier  hatten  diese  ihre  Vorläufer  in  freien,  von  der  Regierung 
empfohlenen  Fabrikinspektionskommissionen  gehabt,  welche, 
als  beratende  Lokalkommissionen,  zusammengesetzt  in  der 
Regel  aus  dem  Bürgermeister,  Pfarrer,  Schulyorsteher,  Arzt, 
aus  Fabrikanten  und  zuweilen  auch  einem  Arbeiter,  den  im 
preussischen  Regulativ  von  1839  ausgesprochenen  Kinder- 
schutz wirksamer  als  bisher  gestalten  sollten,  wo  die  Durch- 
führung der  Schutzbestimmungen  lediglich  den  gewöhnlichen 
Polizeiorganen,  sowie  den  Kirchen-  und  Schulbehörden  ohne 
Erfolg  übertragen  war;  indes  mussten  sie,  zumal  da  sie  nur 
an  wenigen  Orten  ins  Leben  traten,  ohne  Bedeutung  bleiben. 
Ebensowenig  glückte  der  zweite  Anlauf  der  preussischen 
Regierung,  indem  sie,  unter  dem  Drucke  einer  anderen  po- 
litischen Strömung,  während  einzelne  jenerLokalkommissionen 

1)  Cf.  Weyer,  S.  7. 

2)  Cf.  Dehn  in  der  Zeitschrift  f.  d.  ges.  Staatswissenschaft.  Bd.  38, 

S.  187. 
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noch  bestanden,  durch  eine  1849  erlassene  Verordnung  jene 
bekannten,  auf  demokratischem  Wahlrecht  beruhenden  kor- 
porativen Gewerberäte  schuf,  die  den  Arbeitern  eine  gleiche 
Vertretung  wie  den  Arbeitgebern  gewähren  sollten,  aber  bei 
ihren  allzu  umfangreichen  Aufgaben  ^)  ohne  Einflucs  auf 
eine  strengere  Gesetzeshandhabung  geblieben  sind.  Aber- 
mals vergingen  fast  zwei  Jahrzehnte,  bevor  andere  deutsche 
Staaten  dem  preussischen  Beispiele  folgten;  unter  ihnen 
aus  eigener  Initiative  nur  Sachsen,  welches,  als  der  in- 
dustriell entwickelteste  Staat  Deutschlands,  die  in  der  Ge- 
werbeordnung für  den  Norddeutschen  Bund  noch  fakultativ 
gelassene  Einrichtung  1872  akzeptierte. 

Von  den  ausserdeutschen  genannten  Festlandsstaaten 
schuf  zuerst  Frankreich  eine  organisierte  Fabrikaufsicht,  deren 
Vorgeschichte  ein  mindestens  ebenso  drastisches  Beispiel 
für  das  Tasten  und  Experimentieren  bei  der  Auswahl  von 
geeigneten  Inspektionsorganen  ist,  wie  es  die  englische  und 
preussische  Geschichte  der  Fabrikgesetze  bietet.  Da  an- 
fänglich lokale  und  ehrenamtliche  Oberwachungskom- 
missionen  mit  der  Durchführung  des  1841  im  Interesse  der 
industriellen  Kinderarbeit  erlassenen  Gesetzes  betraut  waren, 
zeigte  sich  auch  hier  der  Krebsschaden  nicht  entgoltener, 
daher  nur  matt  erfüllter  Funktionen  einer  durch  manche  ge- 
sellschaftliche Beziehungen  mit  der  Unternehmerschaft  eng 
verknüpften  Inspektionsbehörde.  An  ihre  Stelle  traten  bald 
die  Kontrolleure  der  Masse  und  Gewichte,  denen  aber  die 
Aufsicht  über  die  letzteren  die  Hauptsache  blieb,-)  sodass 
die  Überwachung  der  Schutzbestimmungen  bald  in  die 
Hände  der  Inspektoren  des  Elementarunterrichts  überging, 
deren  Zeit  jedoch  bereits  durch  Inanspruchnahme  der  ver- 
schiedenen Verwaltungsbehörden  so  eingeengt  war,  dass  da 
zur  Aufsicht  nur  wenig  Raum  mehr  übrig  blieb.  Schliess- 
lich glaubte  man  durch  Übertragung  der  Inspektion  an  die 
Bergwerksingenieure  den  richtigen  Weg  gefunden  zu  haben, 


1)  Cf.  Thun  in  Schmollers  Jahrbuch,  N.  F.  V,  S.  56. 
2}  Cf.  Maurice  Vanlaer  in  der  reforme  sociale,  1897. 
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um  besser  „das  Kapital  in  Atem  halten"  zu  können  (Maurice 
Vanlaer),  ohne  dass  indes  auch  sie  die  Ausführung  des 
Gesetzes  durchgesetzt  hätten.  Inzwischen  machten  die  Ge- 
neralräte einiger  Departements  den  Versuch,  einen  besonderen 
Inspektor  zu  ernennen,  deren  Beispiel  indes  ohne  Nach- 
ahmung und  daher  ohne  Bedeutung  blieb,  bis  man  endlich 
1874  zur  Reorganisation  des  Aufsichtsdienstes  in  modernem 
Sinne  schritt. 

Weniger  auffällig  durch  den  Wechsel  in  der  Auswahl 
der  Inspektionsorgane  als  vielmehr  durch  die  Mannigfaltig- 
keit der  besonders  vor  Einführung  des  eidgenössischen 
Fabrikgesetzes  die  Kontrolle  ausübenden  Organa.^ erscheint 
die  Vorgeschichte  der  schweizerischen,  eidgenössischen 
Fabrikinspektion.  So  ward  in  Glarus  die  Aufsicht  aus- 
geübt durch  spezielle,  von  Zeit  zu  Zeit  beauftragte  Sach- 
verständige; in  Schaffhausen  durch  die  kantonalen  und 
lokalen  Polizeiorgane;  in  St.  Gallen  durch  die  Polizei, 
Pfarrämter  und  Schulbehörden,  während  in  anderen  Kantonen, 
wie  Zürich,  Basel-Stadt  und  Aargau  Fabrikkommissionen 
bestanden.  ^)  Indes  spricht  dieser  hier  nicht  in  demselben 
Masse  wie  in  den  übrigen  in  Rede  stehenden  Ländern  er- 
folgte Aufsichts  -  Systemwechsel  noch  keineswegs  für  die 
gleich  anfangs  richtigen  Schritte  auf  diesem  sozialpolitischen 
Verwaltungsgebiet,  vielmehr  steht  fest,  dass  weder  die  mit 
der  Überwachung  der  Kinderschutzbestimmungen  beauf- 
tragten Gewerbebehörden  noch  Geistlichen  u.  s.  f.  trotz 
mannigfacher,  ihre  Aufsichtstätigkeit  unterstützender  Momente, 
vor  allem  —  wie  in  Preussen  —  der  Schulgesetzgebung 
einzelner  Kantone,  ihrer  Aufgabe  gerecht  wurden.  Auch 
hier  war  der  Einfluss  des  nach  der  Napoleonischen  Zeit 
mächtig  gewordenen  Fabrikantentums  lange  Zeit  einflussreich 
genug,  um  eine  straffe  kantonale  Handhabung  der  weiter 
als  in  den  meisten  anderen  Staaten  zurückreichenden  Arbeiter- 
schutzbestimmungen hintanzuhalten.    Selbst  die  Gegenwart 


1)  Cf.  Bücher  im  Handw.  d.  Staatsw.,  Art.  „Arbeiterschutzgesetz- 
gebung", Schweiz, 
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weist  noch  jene  „traurigen  Reste  der  alten  Verwaltungs- 
resultate" (V.  Adler)  soweit  kantonale  Organe  in  Betracht 
kommen,  auf,  wie  das  die  Berichte  der  eidgenössischen 
Fabrikinspektoren  zur  Genüge  erkennen  lassen.  Grund 
genug,  weshalb  man  bei  Erlass  des  eidgenössischen  Arbeiter- 
schutzgesetzes Veranlassung  nahm,  dem  Bundesstaate  doch 
wenigstens  in  letzter  Instanz  die  Ausführung  des  Fabrik- 
gesetzes zu  sichern. 

Einen  ähnlichen  Entwicklungsprozess  der  Gewerbe- 
aufsicht wie  in  Grossbritannien,  Preussen  und  Frankreich 
kann  man  in  Österreich  verfolgen :  Hatte  man  anfangs  die 
Aufsicht  über  die  bereits  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
erlassenen,  das  Arbeitsverhältnis  regelnden  Bestimmungen 
jenen ,  merkantilistischen  Zwecken  hauptsächlich  dienenden 
Fabrikinspektoren  (in  Nieder  -  Österreich)  übertragen,^)  so 
waren  später  an  ihre  Stelle  Kreisärzte,  Geistliche  und 
Schuldistriksaufseher  getreten,  die  aber  ebensowenig  wie 
ihre  Vorgänger  und  ihr  Nachfolger,  der  niederösterreichische 
Gewerbeverein,  die  Arbeiterschutzbestimmungen  wirksam  zur 
Durchführung  brachten,  zumal  auch  noch  lange  Zeit  der 
Schulzwang  als  willkommener  Bundesgenosse  der  Vollzugs- 
organe fehlte.  -)  „Nicht  vielmehr  als  Reklame  waren  die 
gemeinsamen  Besuche,  welche  der  niederösterreichische  Ge- 
werbeverein in  Wien  zeitweise  den  Fabriken  seiner  Mit- 

1)  Diese  Organe  hatten  in  Wirklichkeit  nichts  als  den  Namen  mit 
der  erst  dem  19.  Jahrhundert  angehörigen  modernen  Fabrikinspektion 
gemein;  denn,  wenngleich  als  besondere,  staatliche  Behörde  zur  Aufsicht 
über  die  das  Arbeitsverhältnis  berührenden  Bestimmungen  eingesetzt, 
war  sie  eben  darum,  weil  diese,  der  Zeit  entsprechend,  fast  ganz  im  Sinne 
der  Unternehmer  abgefassten  Schutzverordnungen  mehr  Arbeitertrutz-  als 
Arbeiterschutzbestimmungen  glichen,  ihrem  Innern  Wesen  nach  der  mo- 
dernen Institution  fremd,  deren  Aufgabe  eben  wesentlich  darin  zu  suchen 
ist,  in  erster  Linie  eine  Schutzbehörde  des  Arbeiters  zu  sein.  Noch 
weniger  sozialpolitischen  Charakter  trugen  jene  für  Böhmen  geschaffenen 
merkantilistischen  Kommerzinspektoren  und  Manufakturkommissäre,  wie 
jene  auch  steuerpolitischen  Zwecken  dienenden  preussischen  Fabrik- 
inspektoren Friedrich  Wilhelms  I. 

2)  Cf.  Mataja  in  Conrads  Jahrbüchern,  N.  F.  XVIII,  S.  259. 
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glieder  in  Wien  und  Umgegend,  gelegentlich  selbst  in 
Böhmen,  abstattete;  sie  ersetzten  keineswegs  die  mangelnde 
Fabrikinspektion.  Alle  Berichte  darüber  sind  voll  des  Lobes, 
jedwede  Bemängelung  verbietet  sich  von  selbst.  Reiche 
Fabrikherren  beweisen  dem  Verein  freigebigste,  mitgehendste 
Gastfreundschaft.  Unter  solchen  Umständen  zeigt  sich  alles 
in  rosigem  Schimmer"  (Dehn).^) 

Unter  diesen  Verhältnissen  sah  sich  auch  endlich  die 
österreichische  Regierung  veranlasst,  1883  das  moderne 
Aufsichtsinstitut  einzuführen. 

Gehen  wir  nach  diesen,  mehr  einleitenden  Bemerkungen 
an  unsere  eigentliche  Aufgabe  heran,  die  bereits  oben  kurz 
zu  kennzeichnen  versucht  wurde! 


1)  Cf.  in  Schmollers  Jahrbuch,  N.  F.  X,  S.  519. 


1.  Abschnitt. 


Wie  gestaltet  sich  das  Gewerbeinspektorat 
in  obigen  Ländern? 

Jenes  Tastende  und  Wechselvolle  bei  Auswahl  der 
mit  der  Handhabung  des  Arbeiterschutzes  ursprünglich  be- 
trauten Inspektionsorgane  bezeichnet  die  Vorstufe  auf  dem 
von  den  verschiedenen  Staaten  beschnittenen  Wege  zur 
modernen  Gewerbeinspektion.  Mit  der  auf  Grund  harter 
Tatsachen  bald  früher  bald  später  gewonnenen  Erkenntnis 
indes,  dass  die  Inspektion  „einen  ganzen  Mann  verlange 
mit  ganz  eigentümlichen  Erfordernissen  des  Wissens  und 
Könnens  und  mit  einer  Unabhängigkeit  ausgerüstet,  wie  sie 
einzig  eine  Beamtung  von  Seiten  des  Staates  bietet",^) 
hatte  man  sich  bereits  über  diese  Vorstufe  emporgeschwungen. 
Jetzt  aber  galt  es,  diese  aus  mannigfachen  Misserfolgen 
gezogene  Lehre  auch  als  Richtschnur  für  die  Praxis  zu 
nehmen.  Die  Art  und  Weise  nun,  wie  man  in  Wirklichkeit 
das  Problem  einer  zweckmässigen,  den  wahren  Intentionen 
der  Arbeiterschutzgesetzgebung  sich  anpassenden ,  staat- 
lichen Inspektion  in  den  einzelnen  Kulturländern  zunächst 
zu  lösen  suchte,  erinnert  dann  freilich  nicht  selten  wiederum 
an  jene  schüchternen  früheren  Versuche  der  Gesetzeshand- 
habung; nur  zu  oft  kommt  man  auch  da  noch  in  Ver- 
suchung, anzunehmen,  dass  „die  mangelhafte  Durchführung 
des  Gesetzes  nur  der  Beweis  des  mangelnden  Ernstes  für 


1)  Cf.  Adler  in  Conrads  Jahrbüchern,  N  F.  VIII,  S.  195. 
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das  Gesetz  war  und  die  Gesetzgebung  nur  eine  trügerische 
Abfindung  derer,  welche  Ernst  machen  wollten"  (Cohn). 

Untersuchen  wir  nun,  nachdem  die  Kontroverse  zwischen 
der  Zweckmässigkeit  lokaler  und  staatlicher  Fabrikinspektion 
zu  Gunsten  der  letzteren  —  für's  erste  wenigstens  —  ent- 
schieden war,  wie  man  in  den  oben  genannten  Staaten  an 
jene,  dem  Wesen  der  Gesetzgebung  entsprechende  Aus- 
gestaltung des  neuen,  auf  staatlicher  Grundlage  beruhenden 
Aufsichtsinstituts  herantrat! 


1.  Kapitel. 


Das  Gewerbeinspektorat  im  Auslande. 

Beginnen  wir  unter  den  vorbezeichneten  ausländischen 
Staaten  unsere  Erörterungen  zunächst  —  um  in  chrono- 
logischer Weise  vorzugehen  —  mit  der  Fabrikinspektion  in 
England ! 

Grossbritannien. 

Wie  die  englische  Fabrikgesetzgebung  mehr  als  die- 
jenige anderer  Länder,  in  allmählicher  Fortentwicklung  und 
nur  von  Fall  zu  Fall,  die  einzelnen  Industriezweige  sich  unter- 
warf, hier  anfangs  bloss  auf  bestimmte  Gruppen  von  Per- 
sonen in  zunächst  nur  einigen  wenigen  Beziehungen  sich 
erstreckte,  so  weist  dieses  Typische  der  Gesetzgebung  natur- 
gemäss  auch  das  Zuständigkeitsgebiet  der  Inspektion,  als 
deren  Korrelat,  auf. 

Den  Ausgangspunkt  der  Obliegenheiten  des  englischen 
Fabrikinspektorats  bilden,  wie  in  der  Einleitung  schon  be- 
rührt, die  Aufsichtsfunktionen  über  jene  ursprünglichen,  nur 
erst  die  Eigenart  der  menschlichen  Arbeitskraft  berück- 
sichtigenden Bestimmungen.  Als  solche  beziehen  sie  sich 
im  Laufe  der  Zeit,  ähnlich  wie  in  den  anderen  Staaten  —  sach- 
lich —  einmal  auf  die  Verbote  der  Verwendung  zu  gewerb- 
licher Beschäftigung  unter  gewissen  Umständen,  z.  B.  vor 
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einem  bestimmten  Lebensjahre,  vor  Ablauf  einer  gewissen 
Zeit  nach  der  Entbindung,  in  bestimmten  Industriezweigen 
mit  besonderen  Gefahren  etc.;  sodann  auf  die  Beschränkungen 
der  für  die  geschützten  Personen  gestatteten  Arbeitszeit: 
insbesondere  auf  Beginn  und  Schluss  des  Arbeitstags,  auf 
die  Dauer  der  für  alle  geschützten  Personen  in  Gross- 
britannien gleichzeitig  und  sorgfältiger  als  anderswo  ge- 
regelten Pausen,^)  auf  Sonnabendsarbeit,  auf  die  Ruhe  an 
Sonn-  und  gewissen  Feiertagen;  ausserdem  auf  die  Über- 
wachung der  zulässigen  Ausnahmearbeit,  insbesondere  auch 
der  Innehaltung  der  Bedingungen  bei  gestatteter  Über-  und 
Nachtarbeit  u.  s.  f.  Diese  ursprünglich  noch  nicht  so  zahl- 
reichen Aufsichtsfunktionen  hinsichtlich  der  geschützten  Per- 
sonen betrafen  zunächst  nur  die  Kinder  und  Jugendlichen, 
deren  Ausnutzung  infolge  frühzeitiger  und  überlanger  Be- 
schäftigung das  Gesetz  von  1833  vorzubeugen  suchte. 
Später,  durch  Gesetz  von  1844,  wurde  auch  die  Arbeitszeit 
und  Arbeitsdauer  der  Frauen  geregelt  und  damit  auch  diese 
Gruppe  von  Arbeitskräften  der  staatlichen  Kontrolle  unter- 
stellt. Diese  beiden  Arbeiterkategorien  stellten  sich  dann 
lange  Zeit  als  die  einzigen,  bezüglich  ihrer  Beschäftigung 
von  der  Fabrikgesetzgebung  unmittelbar  „geschützten"  Per- 
sonen dar.  Mit  deutlich  erkennbarer  Sorgfalt  und  höchst 
absichtlich  ward  jeder  Schritt  seitens  der  Gesetzgebung  ver- 
mieden, der  als  ein  Eingriff  in  des  erwachsenen  männlichen 
Arbeiters,  als  eines  freien  Rechtssubjektes,  zustehendes  Recht 
hätte  gedeutet  werden  können,  über  ihn  und  die  Art  bezw. 
Dauer  der  Verwertung  seiner  Arbeitskraft  befinden  zu 
wollen.^)  Die  Überwachung  der  Arbeitszeit  der  erwachsenen 
Männer  musste  somit  lange  Zeit  der  Zuständigkeit  der  Auf- 
sichtsbeamten entrückt  bleiben. 

Erst  nachdem  die  alte  Maxime  von  der  Berechtigung 
staatlichen  Eingreifens  nur  da,  wo  es  sich  um  den  Schutz 

1)  Cf.  von  Bojanowski  im  Handw.  d.  Staatsw.,  1.  Aufl ,  1.  Bd., 

S.  439. 

2)  Cf.  von  Bojanowski  im  Handw.  d.  Staatsw.  1890,  1.  Bd.,  S.  438. 
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von  Frauen  und  Kindern  handelte,  über  Bord  geworfen, 
griff  man  auch  zum  Schutz  der  männlichen  Erwachsenen 
ein.  So  zum  ersten  Male  in  dem  Gesetze  von  1895:  Indem 
dies  dem  Staatssekretär  das  Recht  einräumt,  die  Beschäftigung 
in  gefährlichen  Industrien  für  „alle"  Arbeiter  zu  beschränken 
oder  zu  verbieten,^)  dehnt  sich,  je  in  dem  Masse,  in  welchem 
durch  ministerielle  Anordnung  eine  Regelung  auch  der 
Arbeitszeit  der  Männer  erfolgt,  entsprechend  auch  das  in- 
dividuelle Zuständigkeitsgebiet  des  Inspektors  über  seine 
bisherigen,  nur  Kinder,  Jugendliche  und  Frauen  in  sich 
schliessenden  Grenzen  aus.  Bleibt  nun  aber,  abgesehen 
von  der  oben  erwähnten  Ausnahme,  mangels  die  Arbeitszeit 
auch  der  Männer  regelnden  Vorschriften,  diese  Kategorie 
dem  individuellen  Zuständigkeitsbereich  der  englischen  In- 
spektion entrückt,  so  kommen  ihre  auf  die  geschützten  Per- 
sonen bezugnehmenden  Aufsichtsfunktionen  doch,  bei  ein- 
heitlichen Betriebsverhältnissen  wenigstens,  in  der  Regel 
auch  den  erwachsenen  Arbeitern  zu  Gute;  es  ist  dies  ein 
Analogon  zu  der  in  England  schon  infolge  Usus  bestehen- 
den Sonn-  und  Festtagsruhe,  die  bisher  einen  gesetzlich 
ausgesprochenen  Feiertagsruheschutz  auch  für  Männer  nicht 
nötig  machte,  so  aber  auch  in  dieser  Beziehung  die  männ- 
lichen Erwachsenen  ausserhalb  des  individuellen  Zuständig- 
keitsgebiets der  Inspektion  bleiben  mussten. 

Vermochten  aber,  mangels  bestimmter,  im  Interesse  der 
Beschäftigung  von  Männern  den  Aufsichtsbeamten  zuge- 
wiesener Aufgaben,  sich  ihre  Funktionen  auch  nicht  un- 
mittelbar auf  sie  zu  erstrecken,  so  unterstanden  dieselben 
doch  mittelbar  der  individuellen  Zuständigkeit  der  Beamten. 
Das  führt  uns  zu  einer  kurzen  Erörterung  der  weiteren, 
allen  Arbeitern  zu  Statten  kommenden  Aufsichtsfunktionen. 
Unter  diesen  tritt,  als  die  bedeutsamste  Aufgabe,  die  Über- 
wachung der  zum  Schutz  des  Lebens  und  der  Gesundheit 
der  Arbeiter  erlassenen  Bestimmungen  hervor.  Bezüglich 
der  Betriebseinrichtungen  finden  wir  ursprünglich  den  eng- 

1)  Cf.  Richter  im  Handw.  d.  Staatsw.,  2.  Aufl.,  1.  Bd.,  S.  533. 
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lischen  Inspektoren  noch  keine  Obliegenheiten  zugewiesen, 
trotzdem  hier  ein  gesetzliches  Einschreiten  nicht  minder 
dringend  als  in  Bezug  auf  die  Arbeitszeit  gewesen  wäre, 
Gleichwohl  waren  sie  auch  ohne  positiven  Auftrag  von  An- 
fang an  eifrig  bestrebt,  die  aus  dem  Betriebe  für  Leib  und 
Leben  erwachsenden  Gefahren  nach  Möglichkeit  zu  be- 
seitigen. Die  darauf  bezugnehmenden  Vorschläge  waren  in 
das  Gesetz  von  1833  nicht  aufgenommen;  erst  dasjenige 
von  1844  unterstützte  jene  Bestrebungen  der  Inspektoren, 
indem  es  allgemeine  Gesundheitsmassregeln  wie  ebenso  Be- 
stimmungen zum  Schutz  gegen  Betriebsgefahren  enthielt, 
auch  in  letzterem  Punkte  das  Charakteristische,  dass  Kinder, 
junge  Leute  und  Frauen  besonders  berücksichtigt  wurden. 
Das  Hauptgesetz  von  1878  vervollständigte  dann  auf  Grund 
langer  Erfahrungen  jene  noch  allgemein  präzisierten  Be- 
stimmungen über  Gewerbehygiene  und  Unfallverhütung,  um 
weiter  ergänzt  zu  werden  .durch  das  Gesetz  besonders  von 
1895.  Diese  auf  die  vorgesehenen  Gesundheits-  und  Sicher- 
heitsmassnahmen  sich  beziehenden  Aufsichtsfunktionen  kom- 
men naturgemäss  allen  in  den  von  ihnen  betroffenen  Arbeits- 
stätten Beschäftigten,  ohne  Unterschied  des  Alters  und  Ge- 
schlechtes, zu  Gute.  Im  Einzelnen  betrifft  die  Kontrolle  die 
allgemein  üblichen,  an  dieser  Stelle  nicht  näher  zu  er- 
örternden vorgeschriebenen  Normen  in  sanitärer,  technischer 
und  baulicher  Hinsicht,  wie  auch  Sondervorschriften  für 
einzelne  Industriezweige  und  gefährliche  Betriebe. 

An  weiteren  Obliegenheiten  der  englischen  Aufsichts- 
beamten kommen  die  auf  speziell  wirtschaftlichem  Gebiet 
liegenden  Aufsichtsfunktionen  in  Betracht.  Auch  in  dieser 
Beziehung  sehen  wir  nicht  schon  von  Anfang  an  ihnen  der- 
artige Aufgaben  übertragen.  Mit  der  Handhabung  der  Be- 
stimmungen über  Lohnzahlung,  insbesondere  gegen  das 
Truksystem,  auf  Grund  des  bereits  1831  angenommenen 
Gesetzes,  waren,  wie  sich  herausstellte,  anfangs  keine  Be- 


1)  Cf.  Weyer,  S.  120. 
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Hörden  beauftragt  worden. ')  Erst  als  die  Trukakte  von  1887 
eine  Vervollständigung  erfuhr,  unterstehen  auch  nach  dieser 
Seite  hin  die  Arbeiter,  welcher  Art  sie  auch  sein  mögen, 
in  den  der  Zuständigkeit  der  Inspektoren  unterstellten  Be- 
trieben, letzterer  Aufsicht.'^) 

Zuletzt  sei  noch  auf  jene,  gewisse  vorgeschriebene 
Formalitäten  des  Arbeiterschutzes  berücksichtigende  Über- 
wachungstätigkeit hingewiesen,  welche  die  Kontrolle  über 
die  Innehaltung  der  vorgeschriebenen  materiellen  Schutz- 
bestimmungen zu  erleichtern  imstande  sind. 

So  die  Aufsicht  über  den  vorgeschriebenen  Aushang 
wichtiger  Bestimmungen  in  der  Betriebsstätte,  z.  B.  auch 
eventl.  über  Löhne  und  Arbeitsleistungen,  die  zu  erstatten- 
den Anzeigen  der  Unternehmer  an  die  Inspektoren;  ferner 
die  Revision  der  für  Betriebsinhaber  nach  Beginn  ihres  Be- 
triebes vorgeschriebenen  Anzeigen;  der  angeordneten  Nach- 
weise betreffend  die  Zahl  der  beschäftigten  Personen,  die 
jeder  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  alljährlich  ein- 
zureichen hat;  der  vorgeschriebenen  Listenführung  über 
Kinder  und  Jugendliche;  der  Registrierung  der  Heimarbeiter 
(out-workers)  in  gewissen,  durch  ministerielle  Anordnung  zu 
bezeichnenden  Betrieben  u.  s.  f. 

Von  den  übrigen  Aufgaben  der  englischen  Fabrik- 
inspektion verdienen  noch  jene,  nicht  zwar  unmittelbar  auf 
dem  Gebiete  des  engeren  Arbeiterschutzes  liegenden,  aber 
doch  mit  ihm  im  engen  Zusammenhang  stehenden  besonderer 
Erwähnung.  Notwendigerweise  spielt  das  Fabrikgesetz  in 
das  Bereich  der  Unterrichtsgesetzgebung  über;  die  Unter- 
richtsgesetze wurden,  genau  betrachtet,  erst  von  der  Fabrik- 
gesetzgebung angeregt/^)  Die  gesundheitlichen  Bestimmungen 
waren  zuerst  zum  Schutz  der  jugendlichen  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  auf  Fabrikräume  abgesehen,  und  als  es  sich 

1)  Cf.  Stieda  im  Handw.  d.  Staatsw.,  2.  Aufl ,  7-  Bd.,  S.  198. 

2)  Cf.  Abraham  and  Davies,  The  law  relating  to  factories  and 
Workshops,  S.  77. 

3)  Wolff  in  Conrads  Jahrbüchern,  III.  F.,  23.  Bd.,  S.  505. 
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um  Beschränkung  der  Kinderbeschäftigung  handelte,  führte 
die  Schwierigkeit,  solche  wirklich  durchzusetzen,  zu  dem 
Vorschlag,  als  Beweis  für  Nichtbeschäftigung  in  der  Fabrik, 
das  Zeugnis  des  Lehrers  über  erfolgten  Schulbesuch  zu 
fordern.  So  kommt  es,  dass  die  englischen  Fabrikinspektoren 
neben  dem  Arbeitsraum  strengstens  auch  den  Schulbesuch 
zu  überwachen  haben,  und  allwöchentlich  muss  jedes  Kind 
sich  über  das  vorgeschriebene  Mass  des  Schulbesuches  aus- 
weisen, oder  aber  diesen  vor  der  Aufnahme  der  Fabrikarbeit 
nachholen.  ^) 

Was  die  verschiedenen  Gebiete  der  Erwerbstätigkeit 
anlangt,  so  finden  wir,  dass  jenseits  des  Kanals  ebensowenig 
wie  in  den  übrigen  Festlandsstaaten  —  um  dies  gleich  vor- 
weg zu  nehmen  alle  von  den  gesetzlichen  Schutz- 
bestimmungen erfassten  Gebiete  der  Erwerbstätigkeit  dem 
Fabrikinspektorat  als  Arbeitsfeld  zugewiesen  sind.  ^)  So- 
weit diese  Gebiete  aber  unter  dessen  Aufsicht  stehen, 
unterliegen  sie  im  allgemeinen  nicht  ausschliesslich  diesen 
besonderen  Aufsichtsorganen,  sondern  noch  anderen,  in  ver- 
schiedener Beziehung  bei  dem  Gesetzesvollzug  mitwirkenden 
Organen.  So  sei  in  diesem  Zusammenhang  das  jüngst  er- 
lassene, mit  Beginn  des  Jahres  1904  in  Kraft  getretene 
Kinderschutzgesetz  genannt,  welches  den  Kinderschutz  der 
Fabrik-  und  Werkstättengesetzgebung  ergänzt,  indem  es  die 
Möglichkeit  des  Verbots  der  Kinderarbeit  in  einer  weiteren 
Reihe  ungeschützter  Beschäftigungsgebiete  schafft  und  in  ge- 
wissen Gebieten  sie  direkt  verbietet;  beim  Vollzug  dieses 
Gesetzes  wie  des  schon  bestehenden  „Gesetzes  über  die 
Verhinderung  von  Grausamkeiten  gegen  Kinder"  von  1894 
sehen  wir,  neben  der  Tätigkeit  der  Fabrik-  und  Berg- 
werksinspektoren, insbesondere  auch  die  Mitwirkung  der 
Lokalbehörden  (Gemeinde-,  Distrikts-,  Grafschaftsräte)  vor- 
gesehen. 

1)  Cf.  Abraham  and  Davies,  S.  42. 

2)  So  z.  B.  das  Handelsgcwcrbc  und  andere,  auf  umstehender 
Seite  zu  erwälmende  Gebiete  der  Erwerbstätigkeit. 


I 
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Fragen  wir  nun  zunächst:  Welche  Gebiete  der  gesetz- 
lich geregelten  gewerblichen  Tätigkeit  unterliegen  der  in- 
spektoralen  Zuständigkeit  in  England?  Ausser  ihrem  Be- 
reich liegen  folgende  gesetzlichen  Schutzbestimmungen 
unterworfene  Betriebe:  der  Bergbau,  für  welchen  besondere 
staatliche  Bergwerksinspektoren  bestellt  sind;  die  Verkaufs- 
stellen, also  Läden  und  Gastwirtschaften,  hinsichtlich  derer 
die  Aufsicht  über  die  Arbeitszeit  ebenfalls  besonderen,  noch 
im  zweiten  Abschnitt  zu  erwähnenden  Inspektoren  über- 
tragen ist;  endlich  die  Verkehrs-,  insbesondere  Eisenbahn- 
betriebe, bei  welchen  der  Aufsichtsdienst  vom  Handelsamt 
besorgt  wird.  Somit  bleibt  der  Wirkungskreis  der  englischen 
Fabrikinspektion  auf  die  unter  das  Kodifikationsgesetz  vom 
Jahre  1901  fallenden  Betriebe  wesentlich  beschränkt. 

In  dieser  Beziehung  zeigt  ein  Blick  auf  die  historische 
Entwicklung  des  Geltungsgebietes  der  Fabrikinspektoren  das 
schon  vorhin  erwähnte  Allmähliche  und  Schrittweise  seines 
Werdeganges  in  besonderem  Masse:  Erstreckte  sich  an- 
fangs die  örtliche,  auf  die  gewerblichen  Betriebsstätten  be- 
zugnehmende Zuständigkeit  dieser  Beamten  nur  erst  auf  die 
vom  Gesetz  von  1833  bereits  in  ihrer  Gesamtheit  erfasste 
Textilindustrie,  so  erfuhr  der  bis  1845  streng  auf  sie  be- 
schränkt gebliebene  Wirkungskreis  von  da  ab  eine  stetige 
Erweiterung.  Im  letztgenannten  Jahre  bereits  ergriff  er  die 
„freien"  ')  (Nichttextil-)  Industrien  :  Beginnend  mit  den  der 
Textilindustrie  verwandten  Zeugdruckereien  dehnte  das  Auf- 
sichtsbereich sich  von  1860  an  auch  auf  Bleichereien  und 
Färbereien,  ein  Jahr  später  auf  Spitzenfabriken  etc.  aus. 
Von  1864  ab  wirft  die  Gesetzgebung  jegliche,  bis  dahin 
immer  noch  erkennbare  Einschränkung  auf  die  Zeugindustrie 
bei  Seite  und  fängt  an ,  Betriebsstätten  der  verschiedensten 
Art  als  „Fabriken"  in  ihren  Bereich  zu  ziehen.  Das  Gesetz 
von  1864  erweiterte  die  inspektorale  Zuständigkeit  durch 
Einbeziehung   auch   der  Tonwarenfabriken   und  mehrerer 


1)  Cf.  Richter  im  Handw.  d.  Staatsw.,  Art.  „Arbeiterschutzgesetz- 
gebung", 2.  Aufl.,  1898. 
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anderer  Gewerbebetriebe  in  die  Schutzbestimmungen,  1867 
kamen  hinzu:  Hochöfen,  Maschinen  und  andere  Fabriken 
in  gewissem  Umfange,  überhaupt  alle  Betriebe  mit  wenigstens 
50  Beschäftigten  (sogen,  regulierte  Fabriken).  Dies  letztere 
Gesetz  fand  seine  Ergänzung  in  dem  Werkstättenregulierungs- 
gesetz von  demselben  Jahre  als  Frucht  jener,  von  der 
Königlichen  Children  Employment-Commission  angestellten 
Erhebungen,  durch  welche  die  überaus  elenden  Zustände 
der  Arbeiterverhältnisse,  wie  früher  in  den  Bergwerken,  so 
zu  Anfang  der  60  er  Jahre  in  der  Hausindustrie,  aufgedeckt 
wurden. 

Diese  Ausdehnung  der  ganzen  oder  teilweisen  Gesetz- 
gebung auf  „sowohl- die  Arbeit  in  den  grösseren  Schmelz- 
öfen und  Eisenwerken  im  Black  Country  wie  die  der  Nähe- 
rinnen in  den  versteckten  Winkeln  Londons"  (Weyer)  be- 
deutete rücksichtlich  des  letzteren  Punktes  einen  grundsätz- 
lich wichtigen  Schritt,  die  Ausdehnung  der  Zuständigkeit  des 
Inspektorates  aber  auch  auf  Werkstätten  stellte  einen  Vor- 
sprung vor  den  übrigen  in  Rede  stehenden  europäischen 
Staaten  dar,  wie  er  hier  erst  viele  Jahre  später  nachgeholt, 
bezw.  nachzuholen  versucht  wurde.  Indes  blieb  die  Be- 
deutung dieses  Schrittes  damals  noch  mehr  theoretischer 
Natur,  der  Erfolg  war  in  Wirklichkeit  nur  gering,  ^)  da  be- 
züglich der  Werkstätten  den  englischen  Inspektoren  zunächst 
nur  eine  beratende  und  kontrollierende  Stellung  verblieb, 
während  die  exekutiven  Funktionen  den  Gemeindeverwaltungen 
überwiesen  wurden.  Im  Jahre  1871  indes  gab  man  diese 
Idee  der  Doppelkontrolle  als  unwirksam  auf  und  behielt 
dies  Gebiet  bis  1891  den  staatlichen  Aufsichtsbeamten  vor, 
wodurch  das  Feld  ihrer  Tätigkeit  gewaltig  ausgedehnt  und 
ihre  Arbeitslast  entsprechend  gesteigert  wurde.  Als  dann 
immer  dringender  die  grosse  Zahl  der  gültigen  Gesetze  — 
es  waren  deren  16  in  Kraft  —  zu  einer  Konsolidierung 
nötigte,  welche  darauf  in  dem  als  „Factory  and  Workshop 
Act"  bekannten  Hauptgesetz  von  1878  erfolgte,  wurden  da- 


1)  Cf.  Richter  im  Handw.  d.  Staatsw.,  2.  Aufl.,  1.  Bd.,  S.  527. 
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mit  weitere  Ausdehnungen  und  Verbesserungen  verbunden. 
So  erstreckte  sich  danach  das  Geltungsbereich  der  Ge- 
werbeinspektion auf  Fabriken  und  im  allgemeinen  auch 
auf  Werkstätten/)  wobei  man  aus  praktischen,  bezw. 
historischen  Rücksichten  folgende  drei,  dem  Kodifikations- 
gesetze unterworfenen  Gruppen  von  Arbeitsstätten  unter- 
scheidet: „Textilfabriken",  „Nichttextilfabriken"  und  „Werk- 
stätten". Als  Textilfabriken  gelten  Räume,  in  denen 
unter  Anwendung  mechanischer  Kraft  Baumwolle,  Wolle 
und  andere  ähnliche  Rohstoffe  verarbeitet  werden.  Zu  den 
Nichttextilfabriken  gehört  in  erster  Linie  eine  Anzahl  von 
gewerblichen  Anlagen,  die  in  einem  dem  Gesetze  beige- 
fügten Verzeichnis  beschrieben  sind:  wie  Zeugdruckereien, 
Bleichereien  etc.;  Tonwaren-,  Zündholz-,  Metall-,  Papier-  etc. 
Fabriken,  Hütten  u.  s.  f.  Andere  gewerbliche  Anlagen, 
nämlich  solche,  welche  in  einem  anderen  Verzeichnisse  auf- 
geführt sind,  z.  B.  Bäckereien  oder  solche,  für  welche  nach- 
stehende allgemeine  Merkmale  zutreffen:  Räume,  in  denen 
Handarbeit  gewerbsmässig  oder  des  Gewinnes  halber  be- 
trieben wird,  um  Waren  anzufertigen,  auszubessern  etc. 
gelten  dann  als  „Nichttextilfabriken",  wenn  mechanische 
Kraft  verwendet  wird;  andernfalls  gelten  sie  als  „Werk- 
stätten" im  Sinne  des  Gesetzes,  jedoch  ist  in  letzterem  Falle 
die  Bedingung  hinzugefügt,  dass  derjenige,  welcher  die  in 
den  Räumen  arbeitenden  Personen  beschäftigt,  das  Recht 
des  Zutritts  oder  der  Aufsicht  besitzen  muss.  Werkstätten 
indes,  wo  nur  erwachsene  Männer  beschäftigt  werden  — 
ausgenommen  Bäckereien  —  fielen  erst  später,  durch  Ge- 
setz von  1891,  unter  die  örtliche  Zuständigkeit  der  Fabrik- 
inspektoren und  zwar  in  mehreren  Punkten,  nicht  jedoch 
hinsichtlich  der  Arbeitszeit. 

1)  Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  man  unter  dem  Begriff  „Fabrik" 
oder  „Werkstatt"  in  England  einen  Raum  unter  Dach  oder  freiem  Himmel 
versteht,  in  welchem  Handarbeit  betrieben  wird;  erfolgt  diese  unter  Ver- 
wendung von  mechanischer  Kraft  (Dampf,  Wasser,  Gas,  Elektrizität  etc.), 
so  trägt  die  Arbeitsstätte  den  Charakter  einer  Fabrik,  andernfalls  den 
einer  Werkstätte. 
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Demnach  war  der  staatlichen  Inspektion  die  Bahn  zum 
Betreten  selbst  des  Gebietes  der  Hausindustrie  frei  gemacht: 
denn  erfolgte  sie  in  Betriebsstätten,  welche  nach  Massgabe 
der  oben  angeführten  Merkmale  als  Werkstätten  oder  etwa 
als  Fabrik  dem  Gesetze  unterstellt  waren,  so  fiel  auch  sie 
mit  in  das  Zuständigkeitsbereich  der  Fabrikinspektion;  ge- 
wisse, einfache  Beschäftigungen  von  Familien  in  ihren  pri- 
vaten Wohnräumen  indes,  z.  B.  Anfertigung  von  Hand- 
schuhen, Strohflechtereien,  ebenso  unregelmässiger,  neben- 
sächlicher Erwerb  fielen  nicht  unter  das  Gesetz.  Dagegen 
wurden  die  häuslichen  Werkstätten,  in  welchen  lediglich 
Mitglieder  der  in  den  Räumen  wohnenden  Familie  bei  Zu- 
hülfenahme  mechanischer  Kraft  beschäftigt  werden,  nur 
Gegenstand  der  staatlichen  Inspektion  in  Bezug  auf  die 
Überwachung  der  wenigstens  hier  für  Kinder  und  Jugend- 
liche gesetzlich  geregelten  Arbeitszeit.  Indem  das  Gesetz 
so  auch  vor  der  Schwelle  der  Wohnung  nicht  Halt  machte, 
sondern  auch  —  was  das  Bedeutsame  —  innerhalb  der 
Familie  durch  staatliche  Kontrolle  seinen  Bestimmungen 
Autorität  zu  verschaffen  suchte,  Hess  es  die  damaligen  Ge- 
setzgebungen der  übrigen  Staaten,  mit  Ausnahme  einiger 
australischer  Kolonien,  an  Bedeutung  weit  hinter  sich. 
Weitere  Gebiete  wurden  der  Zuständigkeit  der  Inspektoren 
durch  die  Novellen  von  1891  und  1895  erschlossen.  Infolge- 
davon  vergrösserte  sich  ihr  Wirkungskreis  um  die  gewerbs- 
mässig betriebenen  Waschanstalten;  ferner  um  die  Docks, 
Werften,  Anlegestellen,  Niederlagen,  überhaupt  um  alle  für 
das  Ein-  und  Ausladen  benutzten  Maschinen  und  Anlagen, 
sowie  —  was  ebenfalls  bedeutsam  —  um  die  Bauten,  bei 
welchen  mechanische  Kraft  verwendet  wird.  Dazu  wurde, 
angesichts  der  Unzulänglichkeit  der  Kommunalbehörden, 
welchen  in  erster  Reihe  seit  1891  die  Aufsicht  über  die  ge- 
sundheitlichen Verhältnisse  der  Werkstätten  wieder  über- 
tragen, die  Fabrikinspektion  zur  allein  zuständigen  Instanz 
für  die  Neubestimmungen  über  Wascheinrichtungen,  Tem- 
peratur u.  s.  f.    In  diesem  geschilderten  Umfang  stellt  sich 
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auch  nach  dem  oben  erwähnten  jüngsten  Fabrik-  und  Werk- 
stättengesetz von  1901,  das  weniger  durch  Neuerungen  als 
durch  Zusammenfassung  früherer  Erlasse  von  Wichtigkeit 
ist,  ^)  das  Geltungsgebiet  der  englischen  Fabrikinspektion 
gegenwärtig  dar. 

Um  einen  ungefähren  Anhalt  für  den  allmählich  an- 
gewachsenen Umfang  der  der  staatlichen  Aufsicht  unter- 
stehenden Betriebe  zu  gewinnen,  seien  in  umstehender 
Tabelle  einige  ziffermässige  Angaben  über  den  Wirkungs- 
kreis derselben  gemacht.  Wie  aus  dieser  Tabelle  zu  er- 
sehen, hat  sich  seit  dem  ersten  Jahr  seines  Bestehens  die 
Zahl  der  dem  Inspektorat  unterworfenen  Betnebe  bis  auf 
die  Gegenwart  um  etwa  das  60  fache  vergrössert  und  beträgt 
zur  Zeit  etwa  ^/^  Million  Betriebe  und  ca.  4  ^2  Million  be- 
schäftigten Personen ,  sodass  auf  die  einzelnen  Beamten 
über  1800  zu  revidierende  Betriebe  und  über  32  000  zu  re- 
vidierende Personen  entfallen. 

So  hat  sich  Hand  in  Hand  mit  dem  Arbeiterschutz  das 
Zuständigkeitsbereich  der  englischen  Inspektoren  zu  einem 
Umfang  entwickelt,  dessen  Bedeutung  einem  erst  recht  klar 
wird,  wenn  man  bedenkt,  dass  dieser  so  ziemlich  das  ganze 
Gebiet  der  Warenproduktion,  soweit  sie  durch  Lohnarbeiten 
erfolgt,  dem  Buchstaben  nach  umfasst,  wenn  auch  in  ver- 
schiedenem Grade.  Angesichts  dessen,  dass  die  Fabrik- 
gesetzgebung und  die  Bergwerksgesetze  —  beide  staatlicher 
Aufsicht  unterstehend  —  in  der  Hauptsache  das  ganze  Ge- 
biet der  gewerblichen  Beschäftigung  begreifen,  hat  man  nicht 
selten  von  einer  Überlegenheit  der  englischen  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung gesprochen.  Das  wird,  soweit  genannte  Ge- 
setze in  Betracht  kommen,  auch  ohne  Zweifel  zugegeben 
werden  müssen;  indessen  täuscht  man  sich  auch  in  England 
nicht  darüber,  dass  der  Ausdruck  „Überlegenheit"  nicht  ab- 
solut ohne  Vorbehalt  anwendbar  ist,  nicht  nur  im  Hinblick 
auf  die  ausserhalb  des  Arbeiterschutzes  im  engeren  Sinne 
liegende  staatliche  Fürsorge  wie  z.  B.  soziale  Versicherung, 

1)  Cf.  Henry  W.  Wolff  in  Conrads  Jahrbüchern  1902,  S.  506. 
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sondern  auch  auf  dem  Gebiete  des  engeren  Arbeiterschutzes 
selbst.  Gilt  es  hier  auch  weniger,  örtlich  und  individuell 
die  Fabrikgesetzgebung  auszubauen,  so  sind  doch  sachlich 
ihre  Bestimmungen  in  verschiedenen  Punkten  noch  weiter 
zu  vervollkommnen  (z.  B.  bessere  Regelung  der  gefährlichen 
Industrien!).  So  wird  auch  dem  Wirkungskreise  der  Auf- 
sichtsbeamten in  Zukunft  stets  wieder  ein  neues  Feld  zu 
seinem  bisherigen  sich  zur  Betätigung  erschliessen. 

Es  würde  indes  ein  ungenaues  Bild  geben,  wollte  man 
den  Wirkungskreis  der  englischen  Inspektoren,  als  lediglich 
durch  die  Zahl  der  zu  besichtigenden  Betriebe  und  Personen 
bestimmt,  kennzeichnen.  Deshalb  ist  an  dieser  Stelle  zur 
Vervollständigung  des  Tätigkeitsbereichs  der  Inspektoren 
noch  der  ihnen  von  Anfang  an  in  hohem  Grade  zugedachten 
spezifisch  sozialpolitischen  Rolle  überhaupt  zu  gedenken, 
deren  Verfolg  ihren  Aufgabenbereich  zu  einem  weit  ausge- 
dehnterem, statistisch  freilich  nicht  erfassbaren  gemacht  hat 
und  gegenwärtig  noch  macht.  Bezweckte  die  den  Beamten 
in  erster  Linie  übertragene  Funktion  der  Beaufsichtigung 
der  Fabriken,  in  Verbindung  mit  den  noch  zu  erörternden 
Befugnissen,  Vergehen  zu  verhüten,  bezw.  sie  zur  Be- 
strafung zu  bringen,  so  wollte  sich  die  Regierung  gleich- 
zeitig mittels  ihrer  mit  der  Handhabung  der  Fabrikgesetz- 
gebung beauftragten  Organe  in  den  Stand  setzen,  sachge- 
mässen  Aufschluss  darüber  zu  erlangen,  wie  weit  die  in- 
dustriellen Zustände  ihrem  in  den  Schutzbestimmungen  zum 
Ausdruck  gebrachten  Willen  entsprächen,  um  an  der  Hand 
der  gemachten  Erfahrungen  sich  sowohl  über  die  etwaigen 
Mängel  des  bestehenden  Gesetzes  als  auch  über  die  even- 
tuellen Schwächen  in  der  Aufsicht  klar  zu  werden.  Ebenso 
lag  es  nahe,  die  Mitwirkung  der  Beamten  da  zu  bean- 
spruchen, wo  es  sich  um  weitere  Massnahmen  auf  sozial- 
politischem Gebiete  handelte,  jene  dadurch  nicht  nur  in  der 
Rolle  der  blossen  Berichterstatter  zu  belassen,  deren  Mit- 
teilungen die  —  allerdings  erste  —  Voraussetzung  zu 
weiteren  Schritten  sind,  sondern  sie  zu  Beratern  des  Gesetz- 
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gebers  selbst  zu  erheben.  Zuletzt  sollte  die  Inspektion  zu- 
gleich auch  die  öffentliche  Meinung  über  die  gewerblichen 
Verhältnisse  aufzuklären  beitragen,  um  so  einerseits  sich 
selbst  eine  mächtige  Stütze  zu  schaffen,  festgewurzelte  und 
in  Widerspruch  mit  den  Forderungen  der  Humanität  und 
Sittlichkeit  stehende  Gewohnheiten  zu  beseitigen,  anderer- 
seits die  Unternehmer  vor  böswillig  ausgestreuten  Über- 
treibungen zu  schützen  und  überhaupt  die  Erregung,  welche 
das  Fabriksystem  im  Lande  hervorgerufen  hatte,  beschwichtigen 
zu  helfen J)  Zu  diesem  Zwecke  hatten  die  Fabrikinspektoren 
von  Anbeginn  an  gemäss  dem  Gesetze  die  Ergebnisse  ihrer 
Fabrikinspektionen  teils  in  regelmässigen,  teils  in  speziellen,  je 
nach  Anordnung  des  Parlamentes  oder  der  Regierung,  auf- 
zustellenden Berichten  niederzulegen.  In  erster  Linie  jedoch 
waren  die  regelmässigen,  oft  auch  speziellen  Berichte  Ge- 
schäftsberichte, in  denen  die  Inspektoren  der  Regierung  und 
dem  Parlament  Rechenschaft  über  ihre  Verwaltungstätigkeit 
abzulegen  hatten.  Die  regelmässigen  Berichte  sollten  zwei 
Mal  jährlich  an  einen  der  Secretaries  of  State,  auf  Wunsch 
des  Secretary  auch  öfter  erstattet  werden;  in  der  ersten 
Periode  bis  zum  Jahre  1844  wurden  sie  nach  jedem  Viertel- 
jahr eingeschickt  und  halbjährlich  vom  Ministerium  gedruckt 
und  herausgegeben.  Das  Geschäftsjahr  der  einzelnen  Be- 
richte ging  vom  1.  November  bis  zum  31.  Oktober  des 
folgenden  Jahres;  seit  1893  erscheint  der  Jahresbericht  für 
das  Kalenderjahr.^)  Dieser  Teil  der  inspektoralen  Tätigkeit, 
die  Arbeiterschutzgesetzgebung  vorzubereiten  und  fortzu- 
bilden, hat  den  englischen  Beamten  den  Ehrennamen  einer 
„ständigen  Enquete  für  soziale  Verhältnisse"  zu  verschaffen 
vermocht.  Und  eine  Reihe  von  Jahrzehnten  hindurch  haben 
sie  sämtliche  Fabrikgesetze  durch  eingehende  Studien  vor- 
bereiten helfen,  und  nicht  selten  haben  ihre  Berichte,  als 


1)  Cf.  Report  of  1833,  angeführt  bei  Weyer  S.  44. 

2)  Im  Verlage  von  Eyre  und  Spottiswoode  zu  London  u.  d.  T.  : 
Annual  Report  of  the  Chief  Inspector  of  Factories  and  Workshops  (folgt 
das  Jahr.) 
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die  von  unparteiischen  und  sachkundigen  Zeugen,  die  un- 
mittelbare Anregung  für  gesetzgeberische  Massnahmen  ge- 
geben. Später  freilich,  als  seit  1878  eine  straffe  Zentrali- 
sierung des  Fabrikamtes  erfolgte  und  der  an  die  Spitze  ge- 
stellte Chief  als  alleiniger  Berichterstatter  auftrat,  Hess  sein 
Report  an  Reichhaltigkeit  gegenüber  der  früheren  Bericht- 
erstattung sehr  zu  wünschen  übrig;  nur  wenn  er  Zitate  aus 
den  an  sich  nicht  für  die  Öffentlichkeit  bestimmten,  ihm  zu- 
gehenden Referaten  der  untergebenen  Aufsichtsbeamten  in 
seinem  Gesamtbericht  anführte,  kamen  letztere  zum  Wort, 
sodass  die  Dürftigkeit  des  Blaubuchs,  d.  i.  der  Bericht- 
erstattung des  Inspektorats,  bald  eine  stehende  Klage  in  der 
sozialpolitischen  Litteratur  wurde.  Der  Bericht  von  1885 
beispielsweise  stellt  sich  dar  als  ein  Bändchen  von  nur 
23  Seiten,  wenn  man  von  dem  136  Seiten  fassenden  Ver- 
zeichnis der  gerichtlichen  Klagen  absieht.  So  lieferten  die 
jährlichen  Berichte  ebensowenig  oder  noch  weniger  als  die- 
jenigen der  festländischen  Fabrikinspektoren  ein  erschöpfen- 
des Bild  von  den  industriellen  Verhältnissen.  Gleichwohl 
vermochten  allzugrosse  Nachteile  für  die  Erkenntnis  der 
wirtschaftlichen  Zustände  daraus  nicht  zu  erwachsen,^)  da 
die  grossangelegten  englischen  Spezialenqueten  über  aktuelle 
soziale  Fragen,  die  fast  nie  abbrechen  und  deren  muster- 
hafte Protokolle  eine  reiche  Ausbeute  an  Stoff  für  die 
Beurteilung  der  britischen  Arbeiterverhältnisse  bilden,  ein  so 
reichhaltiges  sozialstatistisches  Material  über  die  ökonomischen 
Zustände  des  Vereinigten  Königreichs  liefern.  Indes  ging 
man  doch  wenigstens  später,  um  die  Mitte  der  1890er 
Jahre,  dazu  über,  neben  dem  Chief  Inspector,  der  auch  gegen- 
wärtig noch  in  einem  als  Einleitung  des  Berichtsbandes 
sich  darstellenden  „General  Report  upon  the  Work  of  the 
Factory  Department"  die  Resultate  zusammenfasst,  auch 
andere  Aufsichtsbeamte  in  den  „Sectional  Reports"  selbst- 
ständig zu  Worte  kommen  zu  lassen. 


1)  Cf.  Quarck  im  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik, 
Bd.  1,  S.  347. 
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So  sehen  wir  denn  zur  Zeit  neben  dem  Chief  Inspector 
auch  die  ihm  zunächst  unterstehenden  Superintending- 
Inspectors  als  selbständige  Referenten  über  die  Fabrik- 
inspektion und  die  Arbeiterschutzverhältnisse  in  ihren  Be- 
zirken seit  1900  auftreten;  ihren  Berichten  schliessen  sich 
diejenigen  der  Vorsteher  der  verschiedenen,  bei  dem  In- 
spektorat  eingerichteten  besonderen  Sektionen  an :  der 
Principal  Lady  Inspector,  des  Examiner  of  Textile  Particulars, 
des  Inspector  of  Cotton  Cloth  Factories,  des  Engineering 
Adviser,  des  Medical  Inspector;  seit  1902  erscheint  auch 
der  für  die  Beaufsichtigung  der  elektrischen  Anlagen  er- 
nannte Inspektor  als  selbständiger  Berichterstatter.  Ausser 
dem  Generalbericht  und  den  Sektionsberichten  pflegt  das 
Blaubuch  noch  „Special  Reports"  einzelner  Inspektoren  zu 
enthalten:  So  enthält  z.  B.  der  uns  vorliegende  Jahresbericht 
für  1901  einen  Sonderbericht  über  die  Einfriedigung  von 
Maschinen  als  Mitteilung  eines  zu  Informationszwecken  zur 
Pariser  Ausstellung  1900  entsandten  Inspektors,  dem  zahl- 
reiche Abbildungen  von  Schutzvorrichtungen  etc.  beigefügt 
sind;  ein  folgender  Sonderbericht  ist  abgestattet  über  Un- 
fälle auf  Docks,  Werften  und  Quais.  Den  Schluss  des 
Jahresberichts  bilden  Verordnungs- Bestimmungen,  Recht- 
sprechungsfälle etc. 

Ausser  diesem  genannten  Inhalt  des  ersten  Teiles  ent- 
hält ein  zweiter  Teil  zahlreiche  Tabellen  über  Inspektions- 
personal, Aufsichtsbezirke,  Unfälle,  Strafverfolgungen  u.  s.  f.; 
auch  diesen  gehen  als  Einleitung  statistische,  zusammen- 
fassende Angaben  des  Chief  Inspector  voraus. 

So  bietet  schon  seit  längeren  Jahren  wieder  das  Blau- 
buch mit  den  Sektionsberichten  der  männlichen  und  be- 
sonders auch  weiblichen  Beamten,  dem  Berichte  des  ärzt- 
lichen und  technischen  Beraters  etc.  reiche  Anregung  und 
Belehrung.  Zahlreiche  neue  gesetzgeberische,  verwaltungs- 
rechtliche und  technische  Gesichtspunkte  eröffnen  sich  einem, 
auf  die  hier  nicht  näher  eingegangen  werden  kann.  Soweit 
wie  die  Berichte  der  andern  in  Frage  stehenden  fremden 
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Inspektoren  dehnen  die  englischen  Beamten  ihre  bericht- 
erstattende Tätigkeit  freilich  nicht  aus.  Mit  allgemeinen 
Fragen  der  Gewerbegesetzgebung  befasst  sich  die  englische 
Fabrikinspektion  gegenwärtig  weniger  als  in  früheren  Jahr- 
zehnten. Ober  die  Arbeitszeit  Erwachsener  beispielsweise, 
soweit  sie  nicht  gesetzlich  eingeschränkt  ist,  über  Lohn- 
kämpfe und  dergleichen  erfahren  wir  in  den  heutigen  Be- 
richten wenig  oder  überhaupt  nichts;  die  Beobachtung  dieser 
Seite  des  gewerblichen  Lebens  liegt  in  erster  Linie  dem 
schon  1886  als  „Labour  Bureau"  geschaffenen,  1893  als 
„Labour  Department"  neu  organisierten  Amt  im  Handels- 
ministerium (Board  of  Trade)  ob,  wo  es  seitdem  einen  be- 
sonderen selbständigen  Zweig  mit  drei  verschiedenen 
Sektionen  bildet.  Dieses  sorgt  in  weitgehendem  Masse  für 
die  Aufklärung  über  die  Lage  der  arbeitenden  Klasse;  ins- 
besondere sei  der  monatlich  erscheinenden  „Labour  Gazette" 
Erwähnung  getan,  die  auf  weite  Verbreitung  in  den  Arbeiter- 
kreisen berechnet  ist  und  ebenso  reiches  wie  interessantes 
Material  zur  Kenntnis  über  die  Arbeiterverhältnisse  bringt; 
daneben  erscheint  der  „Anual  Report  of  the  Labour  De- 
partment of  the  Board  of  Trade  etc.",  in  dem  eine  gedrängte 
Zusammenstellung  der  wichtigsten  Ergebnisse  der  Arbeiter- 
statistik gegeben  wird. 

Gehen  wir  jetzt,  nach  Darlegung  des  inspektoralen 
Wirkungskreises,  zu  der  Organisation  des  Aufsichtsinstituts 
über,  dessen  Entwicklungsstadien  sich,  wie  wir  sehen  werden, 
im  wesentlichen  eng  an  die  verschiedenen  Epochen  der 
englischen  Fabrikgesetzgebung  anschliessen.  Die  ursprüng- 
liche Organisation  der  auf  Grund  des  Althorp'schen  Ge- 
setzes von  1833  berufenen  staatlichen  Fabrikinspektoren  ge- 
staltete sich  folgendermassen:  4  dem  „Secretary  of  State 
for  the  Home  Department"  —  gewöhnlich  Home  Secretary 
genannt  —  unterstehende,  direkt  von  der  Krone  ernannte, 
staatliche  Inspektoren  (Inspectors),  in  gleichem  Rang,  mit 
einem  Gehalt  von  je  1000  £,  versahen  den  Aufsichtsdienst, 
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je  einer  für  einen  bestimmten  ca.  1000  Fabriken  fassenden 
Teil  des  gesamtbritischen  Gebietes. 

Zu  ihrer  Untersti^itzung  konnte  ihnen  der  Staatssekretär 
des  Innern  lokale  Unterbeamte  (Millwardens  im  Gesetze  ge- 
nannt) beigeben.  Bei  der  Überlastung  der  Inspektoren  mit 
Bureauarbeiten  nötigten  die  Verhältnisse  bald  dazu.  Im 
Jahre  1837  betrug  die  Zahl  dieser  Unterbeamten  bereits  15, 
je  4  bezw.  3  in  jedem  Bezirk;  jedem  von  ihnen  war  ein 
Unterbezirk  zugeteilt,  in  dem  er  wohnte,  während  die 
Hauptinspektoren  in  London  ihren  Wohnsitz  hatten.  Die 
Jahresgehälter  dieser  Hilfsbeamten  betrugen  je  250 — 350  £. 
Um  bei  der  Dezentralisation  der  Aufsicht  die  notwendige 
Einheitlichkeit  in  der  Handhabung  des  Gesetzes  herbei- 
zuführen, waren  zwei  Mal  jährlich  in  London  abzuhaltende 
Konferenzen  der  Hauptinspektoren  vorgesehen,  worüber  an 
den  Staatssekretär  zu  berichten  war.  Die  Tätigkeit  der  durch 
das  Althorp'sche  Gesetz  geschaffenen  Aufsichtsbehörde  war 
einerseitspräventiverArt,  etwaigen  Vergehengegen  die  Arbeiter- 
schutzbestimmungen vorzubeugen,  andererseits  repressiver 
Natur,  bereits  geschehene  Zuwiderhandlungen  zur  Bestrafung 
zu  bringen.^)  Bezüglich  ihrer  Befugnisse  standen  die  Hilfs- 
beamten hinter  den  ihnen  vorgesetzten  Hauptinspektoren  zu- 
rück :  diese  —  bei  einer  Strafandrohung  von  10  im  Falle  von 
Obstruktion  —  durften  jeden  Raum  der  Fabrik  zu  jeder  Betriebs- 
zeit betreten  und  jede  Auskunft  über  die  Arbeitsverhältnisse 
verlangen;  ihre  Hilfsbeamten  hingegen  hatten  nur  das  Recht, 
die  (Fabrik-)  Schulen  und  Schulzeugnisse  jederzeit  zu  re- 
vidieren, im  übrigen  durften  sie  die  Fabrik  nur  mit  Er- 
laubnis der  Unternehmer  oder  ihrer  Vertreter,  oder  in  Be- 
gleitung des  Inspektors  besuchen.  Solch'  beschränkte  Be- 
fugnis fiel  um  so  schwerer  in's  Gewicht,  als  die  Unter- 
inspektoren nach  und  nach  die  eigentlichen  Revisionsorgane 
wurden.  Als  nicht  minder  bedeutsam  verdient  das 
der  neuen  Aufsichtsbehörden  —  wenigstens  den  Haupt- 
inspektoren —  eingeräumte  Recht  Erwähnung,  polizeiliche 

1)  Cf.  Weyer  a.  a.  Ö.,  S.  44. 
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Anordnungen  jeder  Art  treffen  zu  können,  freilich  unter  Ein- 
holung der  Zustimmung  des  Staatssekretärs.  Was  die  Be- 
strafung der  von  den  Unternehmern  begangenen  Ver- 
fehlungen gegen  das  Fabrikgesetz  anlangte,  so  stand  den 
Hauptinspektoren  frei,  in  eigener  Person  die  richterliche  Ge- 
walt auszuüben  oder  den  zuständigen  Friedensrichter  anzu- 
rufen. Bei  direkter  Oberführuig  konnte  der  Inspektor  oder 
Friedensrichter  auch  ohne  Verhör  aburteilen. 

Diese  Grundzüge  der  ursprünglichen  staatlichen  Fabrik- 
aufsicht erlitten  dann  durch  das  bereits  genannte  Gesetz  von 
1844  einige  Abänderungen:  Scheiterte  die  seitens  der  Re- 
gierung geplante  straffere  Zentralisation  des  Aufsichtsamts 
noch  an  der  Abneigung  der  Inspektoren,  sich  einem  höheren 
Willen  aus  ihren  eigenen  Reihen  unterzuordnen,  so  wurden 
doch  die  einer  Modifikation  bedürfenden  Befugnisse  auf 
Grund  der  inzwischen  gemachten  Erfahrungen  insbesondere 
nach  drei  Richtungen  neu  geregelt:  Zunächst  wurde  formell 
das  den  Inspektoren  noch  wenig  erwünschte  Recht,  allge- 
meine Anordnungen  und  Vorschriften  zu  erlassen,  genommen; 
allgemein  für  wünschenswert  gehaltene  Ausführungs- 
bestimmungen sollten  jetzt  entweder  direkt  durch  den  Staats- 
sekretär ergehen  oder,  mit  dessen  Zustimmung,  von  den  In- 
spektoren. In  der  Praxis  geschah  bei  der  Ermangelung 
der  nötigen  Kenntnisse  der  Fabrikverhältnisse  seitens  des 
Staatssekreiärs  meist  das  letztere.  Zweitens  verloren  die 
Fabrikinspektoren  ihre  frühere  Befugnis,  wie  Friedensrichter 
über  Vergehen  gegen  das  Fabrikgesetz  zu  richten,  welches 
Recht  sie  allerdings  selten  ausgeübt  hatten.  Bei  der  damals 
auch  erleichterten  Oberführung  der  Schuldigen  hatten  sie 
fortan  lediglich  als  Anwälte  des  Staates  mitzuwirken.  Eine 
dritte  bedeutsame  Neuerung  des  Gesetzes  bestand  darin, 
dass  die  früheren  Millwardens  unter  dem  veränderten  Titel 
„Subinspektoren"  bezüglich  ihrer  Revisionstätigkeit  dieselben 
Rechte  wie  die  Inspektoren  erlangten,  also  das  Recht  zum 
Betreten  der  Fabriken  zu  jeder  Zeit,  sowie  die  darin  be- 
schäftigten Personen  zu  untersuchen,  sich  nach  deren  Be- 
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finden,  Beschäftigung  und  Erziehung  zn  erkundigen,  sowie 
einschlägige  Information  von  den  Besitzern  zu  fordern. 

Neben  dieser  Abänderung  der  Befugnisse  war  das  Ge- 
setz für  die  Organisation  selbst  von  hoher  Bedeutung: 
Zum  Zweck  der  Feststellung  des  Alters  der  in  den  Fabriken 
arbeitenden  Kinder  und  jungen  Personen,  sowie  zur  Er- 
teilung der  vorgeschriebenen  Tauglichkeitsatteste  wurde  die 
sich  als  immer  dringender  erweisende  Einfügung  von  be- 
amteten Gewerbeärzten,  sogenannten  Certifying  Surgeons, 
in  den  Aufsichtsapparat  obligatorisch  gemacht;  ihre  Er- 
nennung, wie  die  Festsetzung  der  ärztlichen  Gebühren 
innerhalb  einer  bestimmten  Höchst-  und  Mindestsumme  lag 
den  Inspektoren  ob.  Gleichzeitig  auch  erhoffte  man  durch 
diesen  Schritt  eine  wichtige  Unterstützung  bei  Ausführung 
der  in  diesem  Gesetz  erlassenen  Vorschriften  zur  Gesund- 
heit und  Verhütung  von  Unfällen,  über  welche  vorkommen- 
den Falls  die  Ärzte  an  den  Inspektor  zu  berichten  hatten. 

Weiter  sorgte  das  Gesetz  für  ein  als  Archiv  dienendes 
Amts  -  Zentralbureau  in  London.  Der  Staatssekretär  des 
Innern  hatte  nach  Rücksprache  mit  den  Inspektoren  über 
die  innere  Einrichtung  dieses  Arbeitsamts  zu  bestimmen, 
das  Kanzlei-  und  Dienstpersonal  zu  ernennen,  dessen  Ge- 
halt im  Finanzministerium  festgesetzt  wurde. 

Im  übrigen  sei  noch  erwähnt,  dass  beide  Klassen  von 
Aufsichtsbeamten  während  der  Dauer  ihres  Amtes  von  den 
Bürgerpflichten,  als  Geschworne  zu  fungieren  und  Ehren- 
ämter des  Kirchspiels  oder  der  Gemeinde  zu  verwalten,  be- 
freit, endlich  dass  die  Strafbestimmungen  erheblich  ver- 
schärft wurden.. 

Dieses  Gesetz  von  1844  bildet  auch  zur  Zeit  noch  die 
Grundlage  der  heute  für  den  Aufsichtsdienst  geltenden  Be- 
stimmungen. ^)  Äusserlich  bedeutete  dasselbe  demnach  eine 
Beschränkung  des  Umfangs  der  inspektoralen  Tätigkeit  auf 
die  eigentliche  Verwaltung  der  Gesetzgebung:  denn  dort. 


1)  Cf.  Hei.  Simon  in  Schmollers  Jahrbuch,  1899,  S.  219. 
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wo  die  Aufgaben  der  Fabrikinspektion  bis  in  das  gewöhn- 
lich dem  Gesetzgeber  überlassene  Gebiet  hineinreichten, 
hatte  dieser  fortan  Ausführungsbestimmungen  zu  erlassen; 
sodann  fiel  da,  wo  der  Tätigkeitskreis  des  Inspektors  den 
des  Richters  berührte,  künftig  die  Möglichkeit  für  jenen  fort, 
Kläger,  Zeuge  und  Richter  in  einer  Person  sein  zu  können. 
Innerhalb  dieser  formell  enger  gewordenen  Grenzen  hin- 
gegen bedeutete  das  Gesetz  eine  erhöhte  Möglichkeit  grösserer 
Wirksamkeit  der  Verwaltung,  einerseits,  indem  die  immer 
mehr  zu  Kontrollbeamten  gewordenen  Subinspektoren  be- 
züglich ihrer  Revisionsbefugnisse  den  Fabrikinspektoren 
gleichgestellt,  andererseits  Certifying  Surgeons  dem  Kontroll- 
apparat eingefügt  waren. 

Glaubte  man,  wie  gezeigt,  in  dem  Fabrikgesetz  von 
1844  für  die  Einheitlichkeit  der  Fabrikinspektion  durch  die 
Bestimmung  gesorgt  zu  haben,  dass  allgemeine  Verordnungen 
des  Fabrikamtes  nur  dann  gelten  sollten,  wenn  sie  entweder 
direkt  vom  Staatssekretär  erlassen  oder  erst  von  den  vier 
Hauptinspektoren  vereinbart  wurden,  so  stellte  sich  heraus, 
dass  solche  Vereinbarung  nicht  immer  leicht  herbeizuführen 
war  und  dass  bei  den  Verhandlungen  darüber  Meinungs- 
verschiedenheiten entstanden,  die  sogar  bis  zu  persönlichen 
Konflikten  führten.  Die  verschiedenen  Inspektoren  gelangten 
zu  verschiedenartigen  Anschauungen  über  die  Aufgaben  und 
die  Regeln  ihrer  Verwaltung.  So  konnte  zwar  die  Ver- 
waltung der  Subinspektoren  in  dem  Bezirk  desselben  Haupt- 
inspektors eine  einheitliche  sein,  aber  die  Anwendung  der 
Fabrikgesetze  in  den  Bezirken  der  Hauptinspektoren  war 
überall  eine  verschiedene.  Solch'  bedingte  Abweichung  der 
Gesetzeshandhabung  in  den  einzelnen  Hauptbezirken  rief 
denn  in  den  Reihen  der  Unternehmer  die  grösste  Ent- 
rüstung hervor  und  veranlasste  heftige  Angriffe  gegen  die 
mangelnde  einheitliche  Organisation.  Das  führte  dann  auch 
die  Regierung  dazu,  als  1859  und  1862  zwei  der  Haupt- 
inspektoren aus  dem  Amte  schieden,  deren  Stellen  nicht 
wieder  zu  besetzen.    So  reduzierten  sich  danach  die  ehe- 
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maligen  vier  Aufsichtsbezirke  auf  zwei,  derart,  dass  der  eine 
der  Inspektoren  Schottland,  die  östlichen  und  südlichen 
Grafschaften  Englands  erhielt,  während  dem  andern  Lancashire 
und  die  südlich  daran  grenzenden  Grafschaften  Englandp, 
ferner  Wales  und  Irland  zugeteilt  wurden.  Waren  seitdem  die 
Abweichungen  in  der  Handhabung  der  Schutzbestimmungen 
auch  minder  zahlreich,  so  doch  eben  deshalb  um  so  auf- 
fallender. Um  solchem  Dualismus  der  persönlichen  Auf- 
fassung ein  Ende  zu  machen,  empfahl  eine  Kommission  von 
1875  als  eine  der  dringendsten  Änderungen  des  Fabrik- 
gesetzes die  unverzügliche  Zentralisation  des  Fabrik- 
inspektorats.  Die  Folge  war  der  Rücktritt  eines  der  beiden 
Inspektoren,  wonach  dann  die  Oberleitung  des  Fabrikamtes 
in  einer  einzigen  Hand  lag. 

Inzwischen  waren  auch  Angriffe  gegen  den  ge- 
ringen Personalbestand  des  Fabrikinspektorats  gerichtet 
worden:  Betrug  dieser  im  Jahre  1837  in  seiner  Gesamt- 
heit 19,  infolgedessen  in  den  ersten  Jahren  nach  Ein- 
führung der  staatlichen  Inspektion  niemals  mehr  als  durch- 
schnittlich die  Hälfte  der  vorhandenen  Fabriken  besichtigt 
wurde,')  so  war  die  Zahl  vor  dem  Jahre  1867  nur 
erst  auf  26  gestiegen,  mittlerweile  aber  waren  nicht  nur, 
wie  gezeigt,  die  zu  überwachenden  Schutzbestimmungen 
materiell  vermehrt  und  ausgebaut,  sondern  ihr  Anwendungs- 
gebiet war,  wie  hier  nochmals  erwähnt  werden  muss,  wesent- 
lich ausgedehnt  worden:  1844  auf  die  gesamte  Textilindustrie, 
dann  nach  und  nach  bis  1864  auf  die  ihr  verwandten  Ge- 
werbe, wie  Druckereien  etc.;  1863  wurden  der  Aufsicht 
Bäckereien,  durch  das  ausdehnende  Fabrikgesetz  von  1864 
Fabriken  von  Tonwaren  etc.  unterworfen.  Diese  geringe 
Steigerung  der  Beamtenzahl  kam  dann  bei  der  fortwährenden 
Ausdehnung  der  Arbeiterschutzgesetze  fast  einem  Stillstand 
gleich.  Auch  die  Erhöhung  des  Personalbestandes  auf  43, 
als  Folge  der  Einbeziehung  der  noch  übrigen  Gewerbe 
—  Fabriken  und  Werkstätten  —  in  die  Fabrikgesetzgebung, 


1)  Cf.  A.  Harrisson  in  den  „Rapports"  du  congres  international  etc. 
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erwies  sich  angesichts  dieser  Erweiterung  als  „nicht  ent- 
fernt" ^)  ausreichend,  um  die  Bestimmungen  kraftvoll  durch- 
zuführen. Die  Aufsicht  über  die  Hygiene  in  Werkstätten 
wurde  deshalb  auf  eine  von  der  Gemeinde  zu  ernennende 
und  zu  besoldende  sanitäre  Behörde  abgewälzt,  dem  Staat 
verblieb,  wie  erwähnt,  hinsichtlich  der  Werkstättenhygiene 
nur  eine  beratende  und  kontrollierende  Stellung.  Als  dann 
vier  Jahre  später  die  Durchführung  dieses  Gesetzes  dem 
Fabrikamt  anvertraut  wurde,  war  die  Zahl  der  Inspektoren, 
selbst  nach  der  Erhöhung  derselben  um  8,  im  Verhältnis 
zu  der  Zahl  der  zu  revidierenden  Betriebe  so  klein,  dass 
bis  zum  Jahre  1875  nicht  einmal  die  Hälfte  der  ca.  100000 
Werkstätten  auch  nur  ein  Mal  von  ihnen  hatte  besucht 
werden  können.  So  tauchten  neue  Pläne  auf,  solchem 
Missstande  abzuhelfen.  Einer  der  gemachten  Vorschläge 
ging  dahin,  nach  dem  Vorbilde  der  „Schoolvisitors",  lokal- 
kundige, den  unteren  Klassen  entnommene  und  aus  den 
Gemeindekassen  zu  besoldende  Beamte  staatlicherseits  zu 
ernennen,  die,  wie  die  Schoolvisitors  den  königlichen  Schul- 
inspektoren, den  königlichen  Subinspektoren  des  Fabrikamts 
vollständig  untergeordnet  werden  sollten.  Indes  hatte  man 
zu  der  persönlichen  Befähigung  solcher,  den  unteren  Klassen 
entnommenen  Beamten  nicht  genügend  Vertrauen,  so  dass 
dieser  Vorschlag  keine  praktische  Berücksichtigung  fand. 
Ebenso  machte  man  Front  gegen  eine  vorgeschlagene  be- 
deutende Vermehrung  der  Zahl  der  Subinspektoren.  Gab 
man  die  starke  Überlastung  derselben  zu,  so  hielt  man  diese 
infolge  der  Einführung  der  neuen  Gesetze  von  1867  nur  für 
eine  einmalige  vorübergehende.  Andererseits  fanden  die 
Beamten  gegen  früher  aus  verschiedenen  Gründen  eine 
grosse  Erleichterung  und  Untersützung  in  ihrer  Tätigkeit. 
Die  öffentliche  Meinung  stand  schon  stark  auf  ihrer  Seite; 
das  Vertrauen  der  Arbeiter  zum  Fabrikamt  hatte  sich  be- 
festigt und  die  Short  time  Committees  waren  fortwährend 
bemüht,  etwaige  Übertretungen  zur  Anzeige  zu  bringen. 


1)  Cf.  Hcl.  Simon  in  Sclimollers  Jahrbuch,  1899,  S.  618. 
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Endlich  nahm  die  Unterstützung  durch  die  Certifying  Surgeons, 
besonders  auch  durch  die  seit  1870  entstandenen  Schoolvisitors 
und  Schulämter,  stetig  zu.  „Nominell,"  so  schreibt  einst  ein 
Subinspektor,  1)  „ist  die  Zahl  der  Fabrikinspektoren  winzig, 
in  Wirklichkeit  aber  sind  ihrer  eine  Legion."  Mag  diese  zitierte 
Äusserung  allerdings  beweiskräftig  genug  dafür  sein,  dass  eine 
Erhöhung  der  Zahl  der  Aufsichtsbeamten  nicht  notwendig,  so 
reicht  ihre  Beweiskraft  doch  nicht  auch  schon  aus  dafür,  in- 
sofern sie  besagen  soll,  dass  eine  Überlastung  der  einzelnen 
Beamtenklasse  zum  Nachteil  des  Ganzen  nicht  stattgefunden 
hätte.  Unzweifelhaft  lag  solche  Überhäufung  mit  Arbeiten  für 
die  Hauptinspektoren  vor.^)  Die  Subinspektoren  waren,  wie 
bereits  gesagt,  die  eigentlichen  inspizierenden  Organe  ge- 
worden, während  die  Hauptinspektoren  einerseits  die  Sub- 
inspektoren revidierten  und  deren  Tätigkeit  leiteten,  anderer- 
seits die  Korrespondenz  des  Amts  nach  allen  Seiten,  mit 
der  Regierung  den  Unternehmern  und  Arbeitern,  den  Cer- 
tifying Surgeons,  erledigten  und  die  Resultate  der  speziellen 
wie  regelmässigen  Amtserfahrungen  in  ihren  Berichten  zu- 
sammenfassten.  So  konnten  ihre,  notwendigerweise  immer 
weniger  werdenden  Fabrikrevisionen  nur  die  Bedeutung 
einer  Kontrolle  der  Tätigkeit  ihrer  Subinspektoren  haben. 
Dieser  Differenzierungsprozess  wurde  durch  die  erwähnte 
Herabsetzung  der  Zahl  der  Hauptinspektoren  von  vier  auf 
zwei  wesentlich  beschleunigt,  insbesondere  infolge  der  aus- 
dehnenden Gesetzgebung  von  1864.  Nach  deren  Erlass 
wurde  eine  ausreichende  Kontrolle  der  Subinspektoren  durch 
persönliche  Besuche  in  den  Fabriken  unmöglich,  vollends 
erst  nach  der  ausdehnenden  Gesetzesgebung  von  1867  — 
auf  Fabriken  und  Werkstätten. 

Die  Subinspektoren  interpretierten  jetzt  auch  ihre  In- 
struktionen in  selbständiger  Weise  und  je  nach  Eifer  und 
Erfahrung  sehr  verschieden.  Daher  wurde  gemäss  eines 
Vorschlages  von  1867,  sowohl  um  die  unerlässliche  Kontrolle 


1)  Cf.  Weyer,  S.  275. 

2)  Cf.  Harrisson  in  den  „Rapports"  du  congres  international  etc. 
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über  die  Subinspektoren  zwecks  einheitlichen  Handelns  der- 
selben aufrecht  zu  erhalten,  ^)  als  auch  zur  Entlastung  der 
beiden  Hauptinspektoren  eine  besondere  Rangstufe  von  an- 
fangs zwei,  später  vier  Beamten,  sogenannten  Assistant  In- 
spectors  zu  diesem  Zweck  eingeschoben,  deren  Gehalt  jähr- 
lich je  500—700  £  betrug.  Die  gegen  solche  Einreihung 
dieser  neuen  Beamtenklasse  als  Zwischengliedes  der  Fabrik- 
und  Subinspektoren  hervorgehobenen  Gefahren,  insbesondere 
bei  Vermittelung  der  Korrespondenz,  erschienen  gegenüber 
der  so  wertvollen  Überwachung  der  Subinspektoren  von 
geringerer  Bedeutung,  zumal  nach  festerer  Normierung  ihrer 
amtlichen  Stellung  und  Befugnisse.  Ein  weiterer  wichtiger 
Schritt  zur  Ausgestaltung  des  Fabrikamts  geschah  dann  da- 
durch, dass  man  um  diese  Zeit  auch  eine  Neuorganisation 
der  Subinspektoren  vornahm.  Teils  um  dem,  infolge 
des  ungenügenden  Gehalts,  häufigen  Ausscheiden  von 
durch  eine  längere  Praxis  erfahrenen,  daher  besonders 
wertvollen  Beamten  entgegenzutreten,  teils  um  gebildete 
Männer  stärker  heranzuziehen,  wurden  die  Subinspektoren 
in  zwei  Klassen  geschieden:  in  eine  obere,  deren  Gehalt 
nach  15  Dienstjahren  von  410—500  £  steigen  konnte,  in 
eine  untere  mit  einem  Gehalt  von  300 — 400  £  bei  einer 
unter  15  Jahren  liegenden  Amtstätigkeit.  Zuletzt  wurde 
noch,  anfangs  wesentlich  aus  Rücksicht  der  Sparsamkeit, 
an  Stelle  der  schon  erwähnten,  noch  einmal  versuchten  und 
wieder  als  unbrauchbar  aufgegebenen  lokalen  Aufsichts- 
organe, eine  vierte  Beamtenklasse  eingeführt:  die  sogenannten 
Junior-Subinspektoren,  anfangs  8,  dann  11.  Diese  wurden 
in  der  Regel  einem  Subinspektor  der  hauptstädtischen  Unter- 
bezirke beigeordnet,  unter  dessen  Leitung  sie  die  Geschäfts- 
führung der  Inspektion  kennen  lernten,  um  dann  in  die 
Provinzen  zu  verschiedenen  Subinspektoren  geschickt  zu 
werden.  Gelegentlich  erprobte  man  dann  ihre  Fähigkeit  zu 
selbständigen  Handeln,  indem  sie  vorübergehend  die  Stell- 
vertretung eines  auf  Urlaub  abwesenden  Subinspektors  über- 

1)  Cf  Harrisson  in  den  „Rapports"  du  congres  international  etc 


—    47  - 


nahmen.  Bewährten  sie  sich,  so  erhielten  sie  nach  dem 
Dienstalter  die  erledigte  Stelle  eines  Subinspektors.  Um 
bei  plötzlich  eintretendem  Bedarf  nach  Unterstützung  eines 
Subinspektors  jederzeit  gerüstet  zu  sein,  blieben  einer  oder 
zwei  Junior-Subinspektoren  unverwendet.  Ihr  jährliches  Ge- 
halt betrug  200—300  £.  Im  ganzen  betrug  die  Beamten- 
zahl der  Fabrikinspektion  zu  Beginn  der  1860  er  Jahre  26 
für  das  gesamte  Vereinigte  Königreich,  um  auf  43  nach 
1867,  von  dieser  Zahl  auf  53  Mitte  der  70  er  Jahre  zu 
steigern;  auch  nach  Erlass  des  Hauptgesetzes  von  1878 
ward  sie  noch  für  längere  Zeit  nicht  erhöht.  ') 

Als  dann  inzwischen  eine  allgemeine  Konsolidierung 
der  bestehenden  und  Zusammenfassung  aller  geltenden 
Vorschriften  in  ein  Ganzes  1878  stattfand,  wurden  damals 
auch  in  dem  so  entstehenden  Haupt-  oder  Kodifikations- 
gesetz die  Bestimmungen  hinsichtlich  seiner  Überwachung 
zusammengefasst  und  fester  umgrenzt.-)  War,  wie  gezeigt, 
durch  das  1844  er  Gesetz  ein  wesentlicher  Schritt  getan  zur 
Einheitlichkeit  der  allgemeinen  Ausführungsbestimmungen, 
so  wurde  der  seitdem  erfolgte  Fortschritt  bezüglich  der  Ein- 
heitlichkeit auch  ihrer  Anwendung  in  dem  Kodifikations- 
gesetz festgelegt.  Auf  Grund  desselben  gestaltete  sich  die 
Organisation  des  Fabrikamts  folgendermassen :  Die  Fabrik- 
beaufsichtigungsabteilung im  Ministerium  des  Innern  steht 
als  solche  unter  dem  Leiter  desselben,  dem  Staatssekretär, 
der  in  letzter  Linie  für  die  Inspektion  verantwortlich  er- 
scheint. In  seiner  Hand  liegt  es,  über  Ausdehnung  und 
Beschränkung  der  Oberarbeit  zu  bestimmen,  über  die  Form 
der  vorgeschriebenen  Register,  Zeugnisse  und  Anzeigen  zu 
entscheiden,  den  vorgeschriebenen  Auszug  des  Gesetzes 
festzustellen,  die  ebenda  vorgesehenen  Ausnahmen  für 
ganze  Gewerbe  oder  einzelne  Betriebe  in  Kraft  zu  setzen 
oder  aufzuheben;  kurz:  Alle  allgemeinen  Verordnungen  ge- 
schehen auf  seine  Verantwortung  hin.     Dieselben  gelten 


1)  Cf.  Cohn  in  Conrads  Jahrbüchern  1881,  S.  350  in  der  Anm.  72. 

2)  Cf.  Hei,  Simon  in  Schmollers  Jahrbuch  1899,  S.  620. 
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nach  Zustimmung  des  Parlaments  als  Teil  des  Gesetzes.^) 
„Der  Chief  Inspector  bereitet  zwar  alles  vor,  aber  der  Wille 
des  Hörne  Secretary  ist  der  entscheidende  und  unerlässlich." 
An  ihn  ist  gegen  die  Entscheidungen  aller  Beamten  des 
Fabrikinspektorats  Berufung  zulässig.  In  sein  Ermessen 
auch  ward  es  gestellt,  unter  Leitung  eines  Hauptinspektors 
für  das  ganze  Reich  (Chief  Inspector)  mit  dem  Sitz  in 
London  eine  solche  Anzahl  von  Inspektoren  zu  bestellen, 
als  er  für  gut  befindet;  desgleichen  über  deren  Gehälter 
wie  über  die  Einrichtung  des  Fabrikamts  in  London  zu  be- 
finden. Auf  Grund  solcher  Vollmachten  ist  der  Stab  der 
Inspektion  dann  alsbald  ins  Leben  getreten  und  zwar  in 
folgender  Weise:  An  der  Spitze  des  Aufsichtsstabes  sehen 
wir  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  als  leitende  Fachbehörde 
einen  vom  Staatssekretär  als  „Her  Majesty's  Chief  Inspector 
of  Factories  and  Workshops"  betitelten  Generalinspektor 
mit  einem  Gehalt  von  1200  £\  5  Superintending  Inspectors 
mit  einem  Gehalt  von  500—700  £\  je  einer  an  der  Spitze 
eines  Bezirks  (Division);  39  Inspectors,  je  einer  an  der  Spitze 
eines  Distrikts,  als  Unterbezirks  einer  damals  meist  in  sieben 
bis  acht  Distrikte  eingeteilten  Division  und  zwar  sieben  In- 
spektoren erster  Klasse,  Gehalt  410 — 500  £,  zweiunddreissig 
zweiter  Klasse,  Gehalt  310—400  £\  10  Junior  Inspectors 
mit  einem  Gehalt  von  200—300  £. 

Diese  Umgestaltung  des  Amts  im  Jahre  1878  hatte 
demnach  die  bisherige,  durch  das  1844  er  Gesetz  vorbereitete 
Basis  im  wesentlichen  beibehalten.  Die  straffe  Zentralisierung 
kam  in  dem  neu  geschaffenen  Amt  des  als  oberste  Instanz 
des  eigentlichen  Inspektionsstabes  anzusehenden  Chief  In- 
spectors zum  vollen  Ausdruck,  in  dessen  Händen  allein  nun- 
mehr die  Oberleitung  des  ganzen  Dienstes  lag,  insbesondere 
die  notwendig  gewordene  Oberaufsicht  über  die  Revisions- 
tätigkeit.. Ein  Teil  der  Aufgaben  der  durch  ihn  ersetzten 
früheren  Hauptinspektoren  fiel  den  neuen  Superintending  In- 
spectors, die  an  die  Stelle  der  Assistant  Inspectors  traten,  zu. 


1)  Cf.  Abraham  and  Davies,  S.  87. 
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Was  die  Pflichten  der  Fabrikinspektoren  anlangt,  so 
hat  das  Gesetz  von  1878  keine  näheren  Bestimmungen 
hierüber  getroffen,  als  dass  die  Inspektoren  im  allgemeinen 
die  Fabrikgesetzgebung  durchzuführen  und  alljährlich  einen 
von  dem  Home  Secretary  näher  zu  charakterisierenden  Be- 
richt über  ihre  Tätigkeit  dem  Parlament  vorzulegen  haben. 
Ebensowenig  sind  weder  in  den  Gesetzesbestimmungen  vom 
Jahre  1878  noch  in  späteren  die  Obliegenheiten  der  einzelnen 
Beamtenklassen  bestimmt  gegen  einander  abgegrenzt;  gleich- 
wohl lässt  sich  aus  den  Mitteilungen  von  Adler  über  den 
Geschäftsbereich  der  einzelnen  Klassen  mancherlei  ersehen : 
Darnach  besteht  eine  der  bedeutsamsten  Aufgaben  des  Chief 
Inspector  darin,  etwaige  zur  Durchführung  der  Arbeiter- 
schutzbestimmungen notwendig  werdende,  von  dem  Staats- 
sekretär zu  erlassene  Anordnungen  vorzubereiten  und  dar- 
über an  ihn  zu  referieren.  Von  der  Zustimmung  des  Chiefs 
hängt  die  Einleitung  gerichtlicher  Verfolgungen  ab;  er  be- 
stimmt die  Richtung  spezieller  Erhebungen  durch  die  In- 
spektoren; entscheidet  in  zweifelhaften  Fällen  über  die 
Auslegung  des  Gesetzes  und  über  die  Handhabung  der 
Aufsicht  durch  die  einzelnen  Beamten ;  an  ihn  sind  sowohl 
die  Wochen-  als  auch  die  Jahresberichte  sämtlicher  Inspektoren 
gerichtet,  die  ihm  das  Material  zu  seinem  jährlichen  Report 
an  den  Staatssekretär  liefern.  Seit  längerem  macht  der 
Chief  Inspector  indes  persönliche  Besuche  in  Betriebsstätten 
nur  noch  höchst  selten.  Sein  Bureau  befindet  sich  im 
Home  Office  in  London.  Was  die  Aufgaben  der  dem  Chief 
Inspector  zunächst  unterstehenden  Superintending  Inspectors 
anlangt,  so  haben  sie  vor  allem  den  Verkehr  der  Inspektoren 
mit  dem  Chief  Inspector  zu  vermitteln,  die  ganze  Korre- 
spondenz, sowie  alle  Berichte  gehen  durch  ihre  Hand.  Seit 
1900  erscheinen  neben  dem  zusammenfassenden  Bericht  des 
Zentralinspektors,  wie  oben  bereits  erwähnt,  auch  die  ein- 
zelnen Referate  dieser  fünf  Bezirksinspektoren  als  selbst- 
ständiges Ganzes  von  grösserem  Umfange.  Ferner  sollen 
sie  die  Kontrolle  über  die  Inspektoren  ausüben  und  für  eine 
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einheitliche  Handhabung  der  Arbeiterschutzbestimmungen 
bemüht  sein.  Ihre  Aufsichtsbezirke  sind  gegenwärtig^)  die 
folgenden:  1.  die  Southern  Division  mit  London  als  Mittel- 
punkt und  Sitz  des  betreffenden  Superintending  Inspectors; 
2.  die  Midland  Division  mit  Birmingham;  3.  die  North 
Eastern  Division  mit  Leeds;  4.  die  North  Western 
Division  mit  Manchester;  5.  Scotland  und  Ireland 
Divison  mit  Glasgow.  Unter  jedem  dieser  fünf  ßezirks- 
inspektoren  versieht  das  eigentliche  Inspektionsgeschäft  eine 
Anzahl  von  Inspectors  und  zwar  je  einer  an  der  Spitze  der 
in  6 — 11  Distrikte  zerfallenden  Bezirke;  anfangs  betrug,  wie 
erwähnt,  ihre  Zahl  39,  nach  dem  englischen  Inspektoren- 
bericht für  1901:  50.  Gibt  Adler  die  Zahl  der  in  der  Mehr- 
zahl dieser  Distrikte  unter  Inspektion  stehenden  Unter- 
nehmungen (Fabriken  und  Werkstätten)  für  das  Jahr  1881 
noch  auf  durchschnittlich  nur  1000 — 1500  an,  so  ist  20  Jahre 
später  diese  Durchschnittszahl  auf  bereits  über  5700  Betriebe 
gestiegen,  wobei  die  nur  Männer  beschäftigenden  Anlagen, 
Häfen  und  Lagerhäuser,  für  die  gleichfalls  eine  Reihe  von 
Schutzvorschriften  gelten,  garnicht  mal  mitgerechnet  sind. 
Im  übrigen  sind  die  Distrikte  von  zum  Teil  sehr  verschiedener 
Grösse:  So  umfasst  der  Aufsichtsdistrikt  Südlondon  gegen- 
wärtig fast  14000  Betriebe  (genau  4659  Fabriken  und 
9289  Werkstätten),  während  im  Distrikt  Oldham  die  Zahl 
der  unter  staatlicher  Inspektion  stehenden  Unternehmungen 
auf  beinahe  2000  (genau  1205  Fabriken  und  933  Werk- 
stätten) herabsinkt.^)  In  der  Zentrale  des  Distrikts  soll  im 
allgemeinen  auch  der  Sitz  des  betreffenden  Inspektors  ge- 
legen sein,  um  den  die  Inspektion  in  Anspruch  Nehmenden 
die  leichtere  Möglichkeit  dazu  zu  schaffen.  Tatsächlich  aber 
kommen  Ausnahmen  davon  vor.  Jeder  Inspektor  führt  ein 
Verzeichnis  der  unter  seiner  Aufsicht  stehenden  Betriebe 
seines  Distrikts,  trägt  etwaige  Veränderungen  ein  und  notiert 
seine  jedesmalige  Visitation.    Weiter  hat  er  einen  wöchent- 

1)  Cf.  Anual  Report  for  1901,  Part  II,  S.  4. 

2)  Cf.  Anual  Report  for  1901,  Part  II,  S.  12, 


liehen  genauen  Bericht  über  seine  Tätigkeit  an  den  Chief 
Inspector  zu  richten,  der  ihn  mit  den  Bemerkungen  des  be- 
treffenden Superintending  Inspectors  versehen,  empfängt. 
Ausserdem  hat  er,  wie  schon  angeführt,  einen  Jahresbericht 
abzufassen,  etwa  spezielle,  vom  Chief  Inspector  angeregte 
Fragen  zu  untersuchen  und  möglichst  gründlich  zu  be- 
antworten. Der  grösste  Teil  der  Schreibgeschäfte  aber  wird 
von  dem  Verkehr  mit  den  Parteien,  den  Fabrikärzten  und 
den  Behörden  (Gesundheitsbeamten,  Schulbehörden  etc.)  in 
Anspruch  genommen.  Ein  ganzer  Arbeitstag  in  jeder  Woche 
ist  gewohnheitsmässig  der  Bureauarbeit  gewidmet.  So 
bleiben  für  die  Inspektion  5  Tage  wöchentlich,  genauer  4'/2, 
da  Samstag  Nachmittag  nicht  gearbeitet  wird.  Trotzdem  ist 
die  angegebene  Anzahl  der  Inspektionen  eine  kolossale; 
die  in  den  Jahren  1880  und  1881  dem  Unterhause  vorge- 
legten Berichte  zeigen,  dass  jeder  Beamte  ca.  1500  bis 
2000  Besuche  im  Jahr  machte,  was  bei  Berücksichtigung  des 
systemisierten  zweimonatlichen  Urlaubes,  der  Sonntage  und 
der  Bureauarbeit,  durchschnittlich  etwa  10  Inspektionen  für 
den  Tag  ergibt.  Zieht  man  aber  die  Zeit  ab,  die  notwendiger- 
weise für  Reisen,  Vertretungen  vor  Gericht  etc.  verwendet 
wird,  so  erscheint  diese  Zahl  noch  als  zu  klein.  Was  die 
erwähnten,  die  vierte  Rangstufe  bildenden  Juniorinspektoren 
anbetrifft,  so  waren  sie  den  Inspektoren  der  10  grössten 
Distrikte  beigegeben,  um  sowohl  die  Distriksinspektoren  zu 
entlasten,  wie  auch  unter  deren  Leitung  herangeschult  zu 
werden,  insbesondere  auch  durch  Begleitung  bei  deren 
Visiten.  Diese  den  Distriktsinspektoren  zugedachte  Er- 
leichterung führte  in  einzelnen  Fällen  indes  zu  dem  Miss- 
brauch, dass  dem  Anfänger  ein  ganzer  Teil  des  Distrikts 
zur  Revision  überwiesen  ward,  wodurch  der  Zweck  dieser 
neu  geschaffenen  Institution  dann  freilich  verfehlt  wurde. 
Bezüglich  der  in  weniger  engem  Verhältnis,  aber  doch  dem 
Organismus  der  Inspektion  angehörigen  Certifying  Surgeons 
ist  an  dieser  Stelle  noch  zu  erwähnen,  dass  sie  fortan  — 
seit  1878  —  vom  Chief  Inspector  zu  ernennen  und  zu  ent- 
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lassen  waren/)  vorbehaltlich  jedoch  des  dem  Staatssekretär 
des  Innern  eingeräumten  Rechts,  auf  Berufung  solche  Er- 
nennung und  Entlassung  rückgängig  zu  machen.  Für  ihre 
Tätigkeit  der  Feststellung  des  Alters  der  in  den  Fabriken 
beschäftigten  jugendlichen  Arbeiter  wie  der  ärztlichen  Unter- 
suchung und  Ausstellung  eines  Zeugnisses,  dass  sie  in  der 
in  Frage  stehenden  Beschäftigung  den  gesetzlichen  An- 
forderungen entsprechend  tauglich  seien,  wurden  die  Certi- 
fying  Surgeons  von  dem  betreffenden  Unternehmer  nach 
dem  Stück  bezahlt,  der  seinerseits  bis  zu  einem  Maximum 
von  3  d  sich  aus  dem  Lohne  der  untersuchten  Person 
schadlos  halten  durfte;  für  etwaige  Unfalluntersuchungen 
wurden  sie  von  Fall  zu  Fall  aus  der  Kasse  des  Home 
Office  entlohnt. 

Im  übrigen  bestehen  für  die  Funktionen  der  eng- 
lischen Aufsichtsbeamten  nur  ganz  allgemeine  gesetzliche 
Vorschriften.  Sie  haben  eben  „das  Gesetz  zu  vollziehen", 
seinen  Vollzug  durch  andere  Amtsstellen,  denen  dies  ob- 
liegt, zu  überwachen.  Zu  diesem  Zwecke  sind  die  In- 
spektoren mit  einer  Reihe  von  Ermächtigungen  ausgerüstet, 
die  im  Gesetze  einzeln  aufgezählt  sind,  gegen  früher 
im  wesentlichen  keine  Veränderung  zeigten.  Auch  den 
Certifying  Surgeons  standen  die  Befugnisse  des  Fabrik- 
inspektors zu,  soweit  es  sich  um  Untersuchung  von  Unglücks- 
fällen handelte.  Das  schon  erwähnte  1844  abgeänderte 
Gerichtsverfahren  wurde  weiter  verändert,  insofern  eine  Vor- 
ladung vor  Gericht  im  Fall  von  Gesetzesumgehungen  künftig 
durch  den  Friedensrichter,  nicht  mehr  durch  den  Inspektor 
erfolgen  durfte.  Ebenso  blieben  die  Durchführungs- 
bestimmungen die  nämlichen,  doch  erhielten  sie  „eine  folge- 
richtigere und  unzweideutigere  Fassung". 2)  Die  Strafen  bei 
Übertretungen  wurden  genau  spezifiziert,  zum  Teil  ver- 
schärft.   Der  den  Friedensrichtern  vorgeworfenen  Parteilich- 


1)  Cf.  Abraham  and  Davies,  S.  83. 

2)  Cf.  Hei.  Simon  in  Schmollers  Jahrbuch  1899,  S.  621. 
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keit  zu  Gunsten  der  Unternehmer  suchte  man  wenigstens 
durch  einschränkende  Bestimmungen  zu  begegnen. 

Diese  durch  die  Fabrik-  und  Werkstättenakte  von  1878 
erfolgte  Reorganisation  des  Fabrikamtes  stellt  indes  seit- 
her noch  lange  nicht  den  Abschluss  dieser  für  die  englische 
Arbeiterschaft  zu  so  grossem  Segen  gewordenen  Institution 
dar.  Die  das  Hauptgesetz  teils  abändernden,  teils  er- 
gänzenden Zusatzgesetze,  insbesondere  von  1891  und  1895, 
beeinflussten  auch  das  Aufsichtsinstitut  nach  mancherlei 
Richtungen.  Aber  schon  vorher  war  in  der  inneren  Ent- 
wicklung der  Gewerbeaufsicht  eine  prinzipielle  Neuerung 
vor  sich  gegangen.  Diese  bezog  sich  auf  die  Auswahl  der 
zum  Aufsichtsamt  zugelassenen  Personen.  Bis  dahin  stand 
der  Beruf  des  Aufsichtsbeamten  nur  Personen  aus  den  höher 
gebildeten  Ständen  offen.  Der  Posten  des  Fabrikinspektors 
stand,  wie  noch  gegenwärtig,  in  hohem  sozialem  Ansehen; 
das  Einkommen  desselben  war  —  selbst  für  englische  Ver- 
hältnisse —  wie  gezeigt,  ein  reichliches.  Die  Folge  war 
ein  starker  Andrang  zu  diesem  Amt  aus  allen  Gesellschafts- 
kreisen. Insbesondere  waren  Beamte  und  Offiziere  die  Be- 
werber, daneben  waren  in  den  Reihen  der  Inspektions- 
beamten auch  verhältnismässig  viel  Ärzte  zu  finden.  Weniger 
zahlreich  dagegen  waren  die  Beamten  mit  technischer  Vor- 
bildung. Man  hielt  an  leitender  Stelle  eine  besondere 
technische  oder  auch  hygienische  Fachbildung  für  nicht  not- 
wendig, da  es  sich  in  dem  Dienste  eines  Fabrikinspektors 
weniger  um  ein  Wissen  als  um  ein  Können  handele,  wofür 
die  Fähigkeit  nur  in  der  Praxis  selbst  zu  erlangen  sei 
(Adler).  ^)  Kandidaten  für  das  Amt  eines  Juniorinspectors 
hatten  ein  vor  der  Civil  Service  Commission  abzulegendes 
Examen  zu  bestehen.  Obligatorisch  waren  folgende  Fächer: 
1.  Schönschreiben,  2.  Orthographie,  3.  Rechnen  (mit  Ein- 
schluss  gewöhnlicher  und  Dezimalbrüche,  4.  Schriftliche  Dar- 
stellung in  der  englischen  Sprache  (Aufsatz),  5.  „Pracis" 
(Ausarbeitung  eines  Referats  nach  Akten).  Befriedigend 

1)  Cf.  in  Conrads  Jahrbüchern  1884,  S.  211. 


—    54  — 


noch  musste  das  Examen  in  drei  der  folgenden  Fächer  sein : 
6.  Politische  Ökonomie,  7.  Mathematik  (im  Ausmass  etwa 
unserer  Maturitätsprüfung),  8.  Latein,  9.  Griechisch,  10.  Fran- 
zösisch, 11.  Deutsch,  12.  Italienisch,  13.  eins  der  folgenden 
Fächer:  Statik,  Dynamik,  Hydrostatik,  Hydraulik,  Pneumatik, 
Wärme,  als  Krafterzeuger.  Wie  daraus  ersichtlich,  forderte 
man  von  dem  sich  obigem  Beruf  widmen  Wollenden  nur 
eine  tüchtige  allgemeine  Bildung  nebst  Kenntnis  von  Mathe- 
matik und  Physik,  hingegen  keine  speziellen  technischen 
Kenntnisse.  Um  so  mehr  Gewicht  legte  man  auf  die  mo- 
ralischen Eigenschaften  des  Aspiranten.  Vor  allem  verlangte 
man,  dass  er  ein  vollendeter  „Gentleman"  sei;  in  zweiter 
Linie  ein  Mann  mit  „common  sense"  (Adler),  ebenso  wurde 
auf  ein  geschicktes,  womöglich  imponierendes  Auftreten 
viel  Wert  gelegt,  und  das  war  einer  der  Gründe,  warum 
man  Militärs  nicht  selten  den  Vorzug  gab. 

In  dieses  bisher  bei  der  Auswahl  befolgte  System 
wurde  dann  bald  Bresche  gelegt.  Seit  Ende  der  1870er 
Jahre  nämlich  forderten  die  Arbeiter  alljährlich  auf  den 
Kongressen  ihrer  Trades  Unions  wie  in  der  Presse  —  und 
letztere  hat  ja  gerade  in  England  so  hohen  Einfluss  —  ihre 
Mitwirkung  bei  der  Inspektion.  Stellte  sich  der  damalige 
Chief  der  englischen  Inspektion  aus  ähnlichen  Gründen,  wie 
einst  dem  erwähnten  Vorschlage,  untergeordnete  lokale  In- 
spektoren zu  ernennen,  solchen  Bestrebungen  entgegen,  so 
vermochte  er  es  doch  nicht  zu  verhindern,  dass,  als  1880 
das  liberale  Ministerium  Gladston  mit  Hülfe  der  Trades- 
unionisten  ans  Ruder  gelangt  war,  aus  Dank  dafür  ein 
Jahr  später  praktische  Arbeiter,  zunächst  drei,  zu  dem  In- 
spektorate  zugelassen  wurden;  dazu  noch  wurde  bei  ihrer 
Ernennung  von  der  sonst  vorgesehenen,  eben  besprochenen 
Aufnahmeprüfung  abgesehen,  was  um  so  auffallender,  als 
bei  den  den  höheren  Klassen  entnommenen  Beamten  das 
verlangte  Mass  von  Bildung  wohl  eher  vorausgesetzt  werden 
kann,  als  bei  einem  selbst  intelligenten  Arbeiter,  i)  War 

1)  Cf.  Adler  in  Conrads  Jahrbüchern  1884,  S.  211. 
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nun  seitens  der  Regierung  auch  ausdrücklich  betont  worden, 
dass  solche  Ernennung  keinen  Präzedenzfall  bilden  sollte, 
sondern  nur  dadurch  beabsichtigt  sei,  den  Arbeitern  die 
vollste  Gewissheit  über  die  redliche  Verwaltung  des  Fabrik- 
amts zu  garantieren,  so  nahm  die  Regierung  bald  eine 
andere  Stellung  ein.  Dieser  anfangs  nur  aus  politischen 
Rücksichten  unternommene  Schritt  dürfte  sich  in  der  Folge- 
zeit auch  für  das  Fabrikamt  als  fruchtbringend  erwiesen 
haben,  so  dass  auch  bald  Zweckmässigkeitsgründe  für  einen 
Fortschritt  in  dieser  Richtung  gesprochen  haben  mögen. 
Die  baldige  Vermehrung  der  Zahl  der  den  Reihen  der 
Arbeiter  entnommenen  Fabrikinspektoren  auf  5  (im  Jahre 
1884)  dürfte  dies  bestätigen,  doch  scheinen  sie  nicht  über 
den  Rang  eines  Juniorinspektors  hinausgekommen  zu  sein. 
Das  von  Adler  uns  mitgeteilte  Urteil  aus  jener  Zeit  über 
den  Wert  dieser  Arbeiterinspektoren  ist  im  allgemeinen  ein 
günstiges.  Grund  genug,  warum  seitdem  die  Frage  der  Er- 
nennung von  weiteren  Arbeitern  zu  Fabrikinspektoren  nicht 
wieder  von  der  Tagesordnung  verschwand;  begreiflich  auch, 
dass  nach  dem  Beispiel  der  Männer  ebenso  die  Arbeiterinnen 
verlangten,  nunmehr  auch  aus  ihrer  Mitte  ernannte  Aufsichts- 
beamte als  Fabrikinspektoren  zu  erhalten. 

Bis  zum  Jahre  1891  zeigte  dann  die  Organisation 
keine  wesentliche  Änderung.  Die  Zahl  der  Aufsichtsbeamten 
wurde  seit  1878  nur  langsam  vermehrt  und  war  in  ihrer 
Gesamtheit  Ende  des  Jahres  1891  —  also  vor  Inkrafttreten 
des  Ergänzungsgesetzes  dieses  Jahres  —  auf  erst  59  ge- 
stiegen, Die  Zahl  der  registrierten  Betriebe  betrug  1891 
145361  (67398  Fabriken  und  77  963  Werkstätten).  Be- 
rechnet man  daraus  die  auf  den  einzelnen  Beamten  ent- 
fallenden Betriebe,  so  belief  sich  ihre  Zahl  auf  2463.  Ver- 
gleicht man  damit  die  im  Jahre  1881  von  der  Inspektion  zu 
revidierenden  Betriebe  von  insgesamt  112  079  (51  924  Fabriken 
und  60155  Werkstätten),  so  kommen  auf  den  einzelnen 
Beamten   durchschnittlich  2287  zu   revidierende  Betriebe. 


1)  Anual  Report  for  1901,  Part.  II,  Tabie  25. 
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Herrschte  nun  schon  damals  ein  starkes  Missverhältnis 
zwischen  den  zu  inspizierenden  und  tatsächlich  inspizierten 
Betrieben,  so  hatte  sich  dies  bis  1891  weiter  verschärft  und 
drohte  noch  grösser  zu  werden,  als  im  Jahre  1891  die 
sanitären  Bestimmungen  für  die  Werkstätten,  wie  die  Unfall- 
verhütungsvorschriften für  Fabriken  ausgebaut  wurden. 
Wollte  man  drum  den  Arbeiterschutzbestimmungen  zu  wirk- 
lichem Leben  verhelfen,  so  war  eine  strengere  Durchführung 
der  Schutzvorschriften  unbedingt  notwendig.  Man  suchte 
dem  auf  folgende  Weise  Rechnung  zu  tragen:  Von  dem 
Gesichtspunkte  geleitet,  dass  gegen  früher  die  städtische 
Verwaltungsorganisation  sich  verbessert  und  leistungsfähiger 
geworden  sei,  übertrug  man  die  Überwachung  der  die  sani- 
tären Verhältnisse  der  Werkstätten  betreffenden  Vorschriften 
in  erster  Linie  besonderen  Gesundheitsinspektoren  der  ört- 
lichen Gesundheitsämter;  der  staatlichen  Inspektion  verblieb 
neben  der  Überwachung  der  Arbeitszeit  eine  kontrollierende 
Befugnis  auch  bezüglich  der  Hygiene,  daneben  das  Recht, 
nach  Verwarnung  und  Ablauf  einer  angemessenen,  später 
auf  einen  Monat  festgesetzten  Frist  an  Stelle  und  auf  Kosten 
einer  nachlässigen  Ortsbehörde  einzuschreiten.  Jedoch 
sprachen  sich  schon  bald  die  Inspektorenberichte  ungünstig 
über  die  Wirkung  solcher  Doppelkontrolle  aus.  Insbesondere 
Hess  die  Aufsicht  namentlich  in  den  kleinen  Städten  und 
auf  dem  Lande,  wo  es  vielfach  an  den  zur  Aufsicht  ge- 
eigneten Persönlichkeiten  auch  an  Geldmitteln  fehlte,  zu 
wünschen  übrig.  In  den  Grossstädten  freilich,  mit  zum 
Teil  vorzüglich  organisierten  Gesundheitsämtern,  stand  es  um 
die  Ausführung  der  sanitären  Bestimmungen  besser.^) 

Von  Wichtigkeit  war  ferner  die  durch  genanntes  Gesetz 
dem  Chief  Inspector  eingeräumte  Befugnis,  in  den  vom 
Staatssekretär  als  gefährlich  erklärten  Gewerben  Massnahmen 
zum  Schutze  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Arbeiter 
ohne  Unterschied  des  Alters  und  Geschlechts  vorzuschreiben, 
soweit  sie  durchführbar  und  notwendig  erscheinen.  Jedoch 


1)  Cf.  Hei.  Simon  in  Schmollers  Jahrbuch  1899,  S.  623. 
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bleibt  dem  Unternehmer  die  Möglichkeit,  innerhalb  21  Tagen 
Berufung  beim  Staatssekretär  einzulegen.  Für  den  Fall 
einer  für  beide  Teile  unbefriedigenden  Entscheidung  ist 
endlich  noch  ein  Schiedsgericht  vorgesehen.  Neu  auch  war 
unter  anderem  die  den  Certifying  Surgeons  auferlegte  Pflicht, 
dem  Staatssekretär  Jahresberichte  in  vorschriftsmässiger  Form 
über  die  von  ihnen  untersuchten  Personen  und  das  Ergebnis 
der  Untersuchungen  einzureichen. 

Weitere  für  die  Struktur  der  Fabrikaufsicht  bedeutsame 
Neuerungen  brachte  das  Jahr  1893. 

Die  durch  das  1891er  Gesetz  vermehrten  Aufgaben 
erforderten  unbedingt  eine  Vermehrung  des  Aufsichts- 
personals. Eine  starke  Erhöhung  der  mit  höherer  Bildung 
ausgestatteten  Inspektoren  war  zu  kostspielig,  erschien  unter 
anderem  auch  für  die  Überwachung  der  geringeren  Klassen 
von  Werkstätten  und  der  registrierpflichtigen  Outworkers 
nicht  erforderlich,!)  vielmehr  hielt  man  in  dieser  Beziehung 
eine  Beaufsichtigung  durch  Personen  von  geringerer  Vor- 
bildung für  ausreichend.  Dieser  Meinung  war  auch,  wie 
der  Inspektorenbericht  für  1891/92  erkennen  lässt,  der  da- 
malige Chief  Inspcctor  im  Gegensatz  zu  der  von  seinem 
Vorgänger  vertretenen  Ansicht,  der,  wie  erwähnt,  sich  einst 
dem  Vorschlage  der  Ernennung  von  Unterbeamten  entgegen- 
gestellt hatte.  Den  in  der  weniger  hohen  Bildung  der  vor- 
geschlagenen, dem  Arbeiterstande  entstammenden  Aufsichts- 
beamten gelegenen  Mängeln  für  den  Inspektionsdienst  stellte 
man  die  aus  ihrem  früheren  Beruf  entspringenden  Vorteile 
für  denselben  gegenüber:  Man  wies  auf  die  in  ihrer  Praxis 
gesammelten  Erfahrungen  hin,  welche  sie  in  den  Stand 
setzten,  die  von  den  Unternehmern  angewandten  Mittel  der 
Gesetzesumgehung  leicht  zu  durchschauen,  nicht  weniger 
die  der  Gesundheit  der  Arbeiter  aus  ihrer  Beschäftigung 
drohenden  Gefahren  bald  zu  erkennen,  nicht  minder  end- 
lich die  Symptome,  die  eine  Arbeitsüberlastung  anzudeuten 
pflegen;  dabei  ihr  durch  das  Bewusstsein,  das  Interesse  des 
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eigenen  Standes,  des  eigenen  Nachwuchses  zu  vertreten, 
erhöhter  Eifer  an  der  Inspektion.  Das  veranlasste  die  Re- 
gierung zu  weiterem  Entgegenkommen  gegenüber  der 
Arbeiterschaft  und  sie  führte,  einer  Petition  der  Trades- 
unionisten  entsprechend,  eine  neue  Klasse  von  sogenannten 
Assistant  Inspectors  mit  einem  von  100  bis  150  £  steigenden 
Gehalt  in  den  Aufsichtsdienst  ein.  Die  Zahl  dieser  Assistant 
Inspectors,  anfangs  15  betragend,  wurde  unter  dem  liberalen 
Minister  Asquith  nach  wenigen  Jahren  schon  auf  25  erhöht 
und  betrug  Ende  1901  bereits  32.  Ihre  Tätigkeit  be- 
schränkte man  vorzugsweise  auf  Werkstätten;  gerade  sie 
bedurften  einer  strengeren  Kontrolle,  dort  blühte  das  Sweating- 
system  und  herrschten  die  schlechtesten  gesundheitlichen 
Zustände.  Als  zur  Ergänzung  und  Unterstützung  der  Auf- 
sichtstätigkeit der  höheren  Inspektionsbeamten  gedacht, 
stellte  man  die  in  der  gleichzeitig  mit  ihrer  Ernennung  er- 
lassenen Prüfungsordnung  enthaltenen  Anforderungen  nicht 
zu  hoch.^)  Gegenstände  des  Aufnahmeexamens  sind: 
Orthographie  und  Schönschreiben  (Probe  nach  Diktat); 
Rechnen,  die  vier  Spezies,  und  Elementarkenntnis  der  Werk- 
stättengesetzgebung. Sind  mehrere  Kandidaten  für  eine 
Vakanz  vorgemerkt,  so  wird  durch  Wettbewerb  entschieden. 
Die  Altersgrenze  bildet  das  21.  und  40.  Jahr.  Die  Kan- 
didaten werden  vom  Home  Secretary  ernannt.  Diese  neuen 
Assistant  Inspectors,  die  ihre  Erfahrungen  als  regelrechte 
Fabrikarbeiter  gesammelt,  haben  sich  bald  bewährt  und  der 
Inspektion  wesentliche  Dienste  geleistet.  Ein  weiterer  wich- 
tiger Fortschritt  in  der  Vervollkommnung  der  englischen 
Gewerbeaufsicht  geschah  durch  Heranziehung  von  weib- 
lichen Hülfskräften  zur  Inspektion.  Waren  in  den  Ver- 
einigten Staaten  und  in  Frankreich  schon  früher  Frauen  als 
Aufsichtsbeamte  angestellt,  so  dauerte  es  in  England  erst 
noch  lange,  ehe  die  zuerst  auf  dem  Gewerkschaftskongress 
von  1877  erhobene  Forderung  weiblicher  Fabrikinspektion 


1)  Cf.  Anual  Report  for  1901,  S.  3  4,  Part.  II. 
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sich  Geltung  zu  verschaffen  vermochte.  Erst  nachdem  die 
Arbeiterinnen  aus  wirtschaftlichen  Gründen  die  zuerst  aus 
frauenrechtlerischen  Erwägungen  heraus  erhobene  Forderung 
unterstützten,  gewann  dieselbe  grössere  Beachtung.  Man 
verlangte  Fabrikinspektorinnen  für  alle  Gewerbe,  in  denen 
Frauen  und  auch  Kinder  in  hohem  Prozentsatz  beschäftigt 
wurden. 

Später  noch  wird  auf  die  Gründe  für  und  wider  die 
Einführung  weiblicher  Aufsichtsbeamter  näher  eingegangen 
werden;  an  dieser  Stelle  sei  nur  bemerkt,  dass  es  zur  Er- 
füllung der  Forderung  weiblicher  Fabrikinspektoren  vor 
allem  durch  die  Mitarbeit  von  vier  Frauen  als  „Assistant 
Commissioners"  bei  der  Enquete  der  Lobour  Commission 
von  1892  kam.  Der  von  ihnen  gelieferte  Bericht  über  die 
Arbeits-  und  Lohnverhältnisse  und  sonstigen  Zustände  einiger 
wichtiger,  für  die  industrielle  Frauenarbeit  in  Betracht 
kommender  Industrien  zeichnete  sich  durch  besonders  sach- 
liche und  geschickte  Behandlung  aus  und  erbrachte  einen 
glänzenden  Beweis  für  die  Fähigkeit  der  Frau  zur  Mit- 
wirkung auf  jenem,  bis  dahin  nur  den  Männern  vorbehalten 
gewesenen  Gebiet  der  Arbeiterschutzgesetzgebung.  Dem- 
zufolge wurden  1893  die  ersten  beiden  Fabrikinspektorinnen 
für  England  und  Schottland  mit  je  einem  Gehalt  von  200  £ 
ernannt;  im  folgenden  Jahre  wurden  zwei  weitere  angestellt; 
1895  eine  fünfte  Inspektorin  und  die  Pflichten  wurden  nun 
auf  Grund  der  gemachten  Erfahrungen  genauer  begrenzt. 
Gleichzeitig  wurden  die  Inspektorinnen  neu  organisiert  und 
bilden  seitdem  ein  besonderes  „Female  Inspector  Department" 
in  der  königlichen  Inspektionsbehörde,  dem  eine  der  Be- 
amtinnen als  „Superintending  Inspectress"  an  die  Spitze  ge- 
stellt wurde.  Eine  Änderung  erfolgte  wenige  Jahre  später, 
so  dass  gegenwärtig  die  Vorsteherin  des  weiblichen  Inspektions- 
departements nicht  mehr  den  Rang  der  „Superintending 
Inspectress'*  hat,  sondern  den  Titel  „Principal  Lady  Inspector" 
führt,  und  die  Inspektorinnen  jetzt  alle  ihre  Gesuche  dem 
Visum  des  Chief  Inspector  unterbreiten  müssen  an  Statt  und 
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Stelle  der  an  ihrer  Spitze  stehenden  Dame.  Das  Recht,  über 
bauliche  Änderungen  zu  bestimmen,  das  den  weiblichen 
Beamten  zeitweilig  entzogen  war,  wurde  ihnen  wieder  ein- 
geräumt; sie  übernahmen  damit  die  Rolle  der  persönlichen 
Sachwalter  des  Gesetzes,  wie  sie  diese  bis  1897  inne  ge- 
habt hatten.  ^)  Dazu  kommen  auch  hier  noch  mehrere 
Bureaubeamte  (Sekretärinnen).  Anfangs  nun  war  längere 
Jahre  hindurch  ihre  Tätigkeit  lediglich  peripatetischer  Natur, 
d.  h.  „einem  bestimmten  Bezirk  nicht  zugeteilt,  revidierten 
sie  nach  Anweisung  der  Principal  Lady  Inspector  —  früher 
des  Chief  Inspector  —  jederzeit  bereit,  irgendwelche  Be- 
schwerden in  irgend  welchem  Teile  des  Vereinigten  König- 
reichs durch  die  Arbeiterinnen  oder  in  Bezug  auf  sie  zu 
empfangen  oder  sie  zu  berücksichtigen".^)  So  dienten  sie 
zur  Verstärkung  und  Ergänzung  der  stationären  Distrikts- 
inspektoren. Ausser  der  allgemeinen  Kontrolle  lag  den  In- 
spektorinnen als  Aufgabe  ob,  Spezialuntersuchungen  auf  den 
verschiedenen  Gebieten  der  industriellen  Frauenarbeit  an- 
zustellen. Im  Jahre  1899  indes  wurde  zum  ersten  Male  mit 
diesem  peripatetischen  System  gebrochen,  indem  ein  Lon- 
doner Distrikt  mit  4000  Werkstätten,  teils  Waschanstalten, 
teils  Schneidereien  und  Putzmachereien,  die  nur  Frauen 
beschäftigen,  ständiger  weiblicher  Aufsicht  unterstellt  wurden. 
Im  übrigen  befindet  sich  die  Organisation  dieses  neuge- 
schaffenen Departements  noch  im  Entwicklungsstadium.  Die 
Ernennung  erfolgt  durch  den  Staatssekretär  auf  Grund  einer 
Wettbewerbung  ähnlich  wie  bei  den  Juniorinspektoren. 

Neben  dem  Examen  als  „Civil  Service  Commissioner", 
einer  schriftlichen  und  mündlichen  Prüfung  in  den  Elementar- 
fächern (Orthographie  und  Handschrift,  Abfassung  eines 
englischen  Aufsatzes,  Rechnen),  haben  die  Bewerberinnen 
ein  eigentliches  Qualifikationsexamen,  d.  h.  eine  Prüfung  in 
der  Kenntnis  der  Fabrik-  und  Werkstättengesetzgebung  zu 

1)  Abgesehen  von  der  Oberinspektorin  zählte  1902  dies  weibliche 
Departement  8  Inspektorinnen  für  weibliche  Arbeiter. 
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bestehen.  Mehr  als  auf  die  Prüfungen  fällt  bei  der  Wahl 
die  Vorbetätigung  auf  einschlägigen,  insbesondere  auf  in- 
dustriellen Gebieten  in's  Gewicht.  ^)  Die  Altersgrenzen  sind 
auch  hier  das  21.  und  40.  Jahr.  Bezüglich  der  Vorbe- 
tätigung der  ersten  Inspektorinnen  sei  hervorgehoben,  dass 
eine  der  beiden  zuerst  Berufenen  als  Mitglied  der  „Women's 
Trade  Union  League"  bereits  eine  reiche  Erfahrung  auf  ge- 
nanntem Gebiete  besass,  dass  man  eine  bessere  Wahl  für 
nicht  denkbar  hielt.  Die  1894  berufene  jetzige  Vorsteherin 
des  weiblichen  Departements,  Miss  Anderson,  hatte,  als  die 
Einzige,  vorher  dem  Universitätsstudium  obgelegen,  sich 
die  akademischen  Grade  erworben  und  war  zuletzt  in  einem 
der  Arbeitsämter  der  „Royal  Commission  on  Labour"  tätig 
o-ewesen.  Einige  andere  Inspektorinnen  bekleideten  vor 
ihrer  Einberufung  das  Amt  einer  „Sanitary  Inspectress".^) 
Die  Tätigkeit  —  wie  aus  sachverständigen  Kreisen 
verlautet  —  sowohl  der  dem  Arbeiterstande  entnommenen 
Assistant  Inspectors,  wie  auch  insbesondere  der  weiblichen 
Inspektoren  ist  inzwischen  von  Erfolg  gekrönt  worden.-^) 
Einige  Monate  bereits  nach  ihrer  Ernennung  konnte  der 


1)  Cf.  Hei.  Simon  in  Schmollers  Jahrbuch  1897,  S.  906. 

2)  Sanitäre  Inspektorinnen  wurden  zuerst  in  Manchester,  London 
und  Nottingham  angestellt.  Sic  unterstehen  der  aus  dem  Ortsvorstand 
gebildeten  Gesundheitsbehörde  (Sanitary  Department),  welche  zur  Über- 
wachung der  für  die  Werkstätten  geltenden  Public  Health-  sowie  der  Shop 
Hours-Acts  die  erforderliche  Zahl  von  Sanitätsinspektoren  (Sanitary  In- 
spectors) zu  ernennen  hat.  Die  Oberaufsicht  und  die  Berichterstattung 
über  die  Inspektionstätigkeit  liegt  in  der  Hand  eines  von  der  Stadt  ange- 
stellten Arztes,  des  Medical  Officer  of  Health.  Auch  die  Kommunal- 
behörden waren  „in  Erkenntnis  der  Notwendigkeit  weiblicher  Beauf- 
sichtigung in  Werkstätten  und  Läden,  die  Frauen  beschäftigen",  zur  selben 
Zeit  wie  die  staatliche  Inspektion  zur  Einführung  von  Inspektorinnen  über- 
gegangen, die  ebenso  wie  ihre  männlichen  Kollegen  das  ziemlich 
schwierige  Qualifikationsexamen  als  „Sanitary  Inspector"  in  den  Grund- 
lagen des  Gesundheitswesens,  der  Ventilationstechnik  und  der  Verwaltungs- 
befugnisse zu  absolvieren  haben  (vgl.  Hei.  Simon  in  Schmollers  Jahr- 
buch 1897,  S.  907/08). 

3)  Cf.  Die  „Rapports"  du  congres  international  etc. 
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Chief  Inspector  erklären:  „Ihre  Arbeit  hat  sich  schon  als 
sehr  nützlich  erwiesen  .  .  .  Ihre  Besuche  haben  sicherlich 
zu  einer  strengeren  Anwendung  der  Gesetze  geführt  und 
sie  haben  bewiesen,  dass  sie  für  die  von  ihnen  in  Angriff 
genommene  Arbeit  sehr  geeignet  sind."  Später  noch  werden 
wir  auf  die  Leistungen  der  weiblichen  Beamten,  wie  der 
Arbeiterinspektoren  zurückzukommen  haben. 

Zunächst  ist  noch  der  mancherlei  bedeutsamen  Änder- 
ungen zu  gedenken,  die  das  englische  Inspektorat  seit  1895 
erfuhr:  Was  die  höher  gebildeten  Inspektoren  anlangte,  so 
war  für  sie  der  Erlass  einer  Prüfungsordnung  im  genannten 
Jahre  von  Wichtigkeit,  die  an  Stelle  der  bereits  aus  dem 
Jahre  1855  stammenden,  aber  nie  streng  beobachteten 
Examensordnung  mit  mässigen  Anforderungen  (Cohn)  trat. 
Darnach  erfolgt  die  Ernennung  der  Inspektoren  auf  Grund 
eines  Wettbewerbs.  Ihre  Prüfung  umfasst  folgende  Gegen- 
stände: Handschrift,  Orthographie,  Arithmetik,  englische 
Komposition,  theoretische  und  praktische  Kenntnisse  in  der 
Fabrik-  und  Werkstättengesetzgebung,  Kenntnisse  der  sani- 
tären Massregeln,  angewandte  Mechanik  einschliesslich  des 
elementaren  mechanischen  Zeichnens;  die  Geschichte  der 
Fabrikgesetzgebung  des  Vereinigten  Königreichs,  die  gelten- 
den Gesetze  und  ihre  Verwaltung.  Die  Altersgrenzen  sind 
das  21.  und  31.  Jahr  bezw.  das  38.,  falls  der  Kandidat  als" 
Arbeitgeber  Geschäftsführer,  Werkstättenmeister  oder  Arbeiter 
in  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  mindestens  7  Jahre  be- 
schäftigt gewesen  und  dort  Spezial-  und  praktische  Kennt- 
nisse erworben  hat.  Verschiedene  Personen  werden  zum 
Inspektorenamt  nicht  zugelassen:  1.  der  Besitzer  einer  Fabrik 
oder  Werkstätte,  2.  eine  Person,  die  an  einer  Fabrik  oder 
Werkstätte  beteiligt  oder  an  einem  darin  zur  Anwendung 
gelangenden  Verfahren  etc.,  oder  an  einem  damit  in  Zu- 
sammenhang stehenden  Patent,  3.  eine  Person,  die  in  oder 
bei  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  beschäftigt  ist.  Bei  Er- 
nennung von  Inspektoren  für  Wales  und  Monmouth  sind 
des  Wälschen  kundige  Personen   vorzuziehen.     Die  Be- 
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kleidung  eines  kirchengemeindlichen  oder  städtischen  Amts 
bHeb  den  Inspektoren  nach  wie  vor  untersagt.  Von  Wichtig- 
keit war  die  infolge  des  1895er  Ergänzungsgesetzes  erfolgte 
Befugniserweiterung,  indem  der  Fabrikinspektor  jeden  aus 
dem  Fabrikgesetz  oder  aus  der  Erfüllung  seiner  Pflicht  ent- 
stehenden Prozess  nicht  nur  gerichtlich  verfolgen,  sondern 
fortan  auf  Autorisation  des  Staatssekretärs  auch  vor  einem 
Gerichte  mit  summarischer  Jurisdiktion  gleichzeitig  als  Kläger 
und  Verteidiger  selbständig  fungieren  konnte.  Unter  den 
erheblich  vermehrten  Befugnissen  des  Staatssekretärs  sei 
neben  seinem  schon  erwähnten  Recht,  die  Beschäftigung  von 
Arbeitern  in  ungesunden  Räumen  zu  verbieten,  insbesondere 
dasjenige  angeführt,  kraft  dessen  er  die  gesetzlich  vorge- 
sehene Particulars  Clause,  d.  i.  Mitteilung  näherer  Angaben 
über  zu  entrichtende  Stücklöhne  in  der  Textilindustrie,  auch 
auf  Nichttextilfabriken  und  Werkstätten  ausdehnen  kann. 
Infolge  davon  wurde  zur  Kontrolle  der  Particulars  Clause 
ein  Spezialinspektor  „Examiner  of  Particulars"  ernannt,  dem 
bald  weitere  folgten  infolge  der  Ausdehnung  der  Klausel 
auf  fernere  Industrien;  1897  wurden  auch  Assistenten  aus 
der  Arbeiterklasse  zu  dieser  Kontrolle  herangezogen.  Auch 
für  die  Aufsicht  über  die  besonderen  Bestimmungen,  welche 
für  künstlich  befeuchtete  Textilfabrikräume  bestehen,  ward 
ein  besonderer  Inspektor  bestellt  als  „Inspector  of  Cotton 
Cloth  Factories",  so  dass  Ende  1901  eigens  für  Textilfabriken 
zusammen  6  Aufsichtskräfte  vorgesehen  waren.  Wichtig 
waren  unter  anderen  auch  die  infolge  Vergiftungen  und 
einiger  Fälle  schwerer  Phosphornekrose  verschärften  Be- 
stimmungen mit  Bezug  auf  Giftstoffe,  wie  Blei,  Phosphor, 
Arsenik  und  Quecksilber.  Um  auf  dem  gesundheitlichen 
Gebiete  daher  mit  grösserem  Erfolge  zu  wirken,  zentra- 
lisierte man  die  Aufsicht  darüber  in  der  Hand  eines  1898 
ernannten  Medical  Inspector,  der  unmittelbar  dem  Chief  In- 
spector untersteht.  Ihm  liegt  es  ob,  gewerbehygienische 
Untersuchungen  zu  leiten  und  den  Inspektionsstab  in 
Fragen  der  Gesundheit  und  Sicherheit  der  Arbeiter  zu  be- 
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raten.  ^)  Als  gewerbeärztlicher  Oberinstanz  untersteht  ihm 
die  gesamte  Tätigkeit  der  Certifying  Surgeons,  deren  Ob- 
liegenheiten das  1895er  Gesetz  nicht  unwesentlich  erweitert 
hatte.  Jene  verteilten  sich  jetzt  auf  die  einzelnen  Distrikte 
je  nach  der  Zahl  der  darin  befindlichen  Fabriken.  Ende 
1902  belief  sich  die  Zahl  dieser  Ärzte  auf  1986,  von  denen 
jedoch  noch  189  vakante  Stellen  auszufüllen  hatten.-)  Im 
Jahre  1899  fand  ein  weiterer  Ausbau  des  Fabrikamts  statt 
durch  die  Ernennung  eines  sachverständigen,  technischen 
„Beraters",  eines  sogenannten  „Engineering  Adviser"  für 
Maschinensachen.  Das  Jahr  1902  endlich  brachte  einen 
Spezialinspektor  auch  für  elektrische  Anlagen  (Electrical 
In  Spector). 

Die  grossen  Verdienste,  welche  die  englische  Fabrik- 
aufsicht sich  um  die  Durchführung  des  heute  fast  die  ge- 
samte gewerbliche  Arbeit  umfassenden  Arbeiterschutzes  er- 
worben hat,  sind  bekannt.  Es  sind  die  Erfolge  der  In- 
spektion ebensowohl  der  Tüchtigkeit  ihrer  Organe  wie  der 
Vortrefflichkeit  ihrer  Organisation  zuzuschreiben.  Die  Ver- 
hältnisse, unter  denen  die  englischen  Beamten  ihr  Amt  an- 
traten, waren  die  denkbar  ungünstigsten.  Feindschaft  auf 
Seiten  der  Unternehmer,  Gleichgültigkeit  und  Verständnis- 
losigkeit  auf  Seiten  der  Arbeiter,  mangelnde  Unterstützung 
seitens  der  Regierung.  Diese  Faktoren  insbesondere  hemmten 
lange  Zeit  ihre  Wirksamkeit  auf  Schritt  und  Tritt,  solchen 
Widerstand  zu  überwinden  bedurfte  es  der  ganzen  Auf- 
bietung der  Persönlichkeit.  Dank  ihrer  massvollen  Haltung 
gegenüber  den  Industriellen  gelang  es  den  Inspektoren, 
diese  mehr  und  mehr  mit  der  ihre  Bewegungsfreiheit  ein- 
engenden Fabrikgesetzgebung  auszusöhnen,  eventuell  durch 
energische  Schritte  den  Schutzbestimmungen  Anerkennung 
zu  verschaffen.  Im  Besitz  tüchtiger  Kenntnisse  vermochten 
die  Inspektoren  mit  Belehrung  und  Ratschlägen  den  Unter- 
nehmern an  die  Seite  zu  gehen  und  sie  in  den  durchs  Ge- 


1)  Cf.  „Sociale  Praxis"  No.  2,  1898. 

2)  Cf.  „Reichsarbeitsblatt"  No.  5,  1.  Jahrg. 


-    65  — 


setz  ihnen  auferlegten  Pflichten  zu  unterstützen.     So  blieb 
den  Beamten,  dazu  bei  der  gerechten  Ausübung  ihres  Be- 
rufs, deren  Anerkennung,  ja  selbst  Vertrauen,  später  nicht 
mehr  versagt.     „Repräsentierten   die  Inspektoren  ehedem 
eine  Art  Polizei,  so  sind  sie  gegenwärtig  Berater  und  Führer 
geworden,  deren  Hülfe  angerufen  wird  wie  damals,  als  in 
der  Vergangenheit   ihre   Gegenwart    gemieden   wurde,"  0 
konnte  im  Hinblick  darauf  1871    ein   Inspektor  äussern. 
Auch  bezüglich  der  Indifferenz  der  Arbeiter  haben  die  Auf- 
sichtsbeamten  allmählich    einen   Fortschritt    zum  Bessern 
herbeizuführen  vermocht;    deren   anfänglich   den  Fabrik- 
inspektoren nicht  selten  entgegengebrachtes  Misstrauen  war 
dank  ihres  Eintretens  für  die  im  Gesetz  ausgesprochenen 
Rechte  des  Arbeiters  allmählich  in  das  Gegenteil  umge- 
schlagen.   So  zu  Vertrauenspersonen  beider  Parteien  ge- 
worden, hat  die  Inspektion  diese  ihre  errungene  Stellung 
nicht  selten  benutzt,  die  schroffen  Gegensätze  derselben 
nach  Möglichkeit  zu  mildern.     ,.Es  lässt  sich,"  so  schreibt 
Weyer,  „leider  diese  wichtige  soziale  Seite  ihrer  Tätigkeit 
nicht  bis  in's  Einzelne  verfolgen,  ihre  eigenen  Berichte  sind 
hierüber  bescheiden  und  erwähnen  derselben  kaum,  aber 
nach  dem  Wohlwollen  und  Vertrauen,  welches  ihnen  die 
Arbeiter  steigend  entgegenbrachten,  nach  der  Freude,  mit 
welcher  humane  Bestrebungen  mannigfachster  Art  ihre  Mit- 
wirkung begrüssten,  und  nach  der  Achtung,  mit  welcher  ihre 
Ansichten   im   Parlament  und  in  der  Presse  Erwähnung 
fanden,  muss  den  Fabrikinspektoren  ein  grosser  Anteil  an 
der  tatsächlichen  Oberbrückung  der  tiefen  Kluft  zwischen 
Mittelstand  und  Arbeiterstand  zugestanden  werden."  Es 
will  dies  in  der  Tat  gewiss  viel  besagen,  wenn  ein  solcher 
Verächter  der  „halben  Massregeln"  wie  Karl  Marx,  der  jahre- 
lang inmitten  dieser  Bestrebungen  lebte,  in  seinem  Kapitel 
von  einem  der  Fabrikinspektoren,  und  gerade  von  dem  viel 

1)  Cf.  Rapports  du  Congres  international  etc.:  Revue  historique 
du  developpement  de  l'inspection  etc.  dans  le  Royaume-Uni  etc.  par 
Miss  Harrisson. 
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angegriffenen  Horner,  sagt:  er  „hat  unsterbliche  Verdienste 
um  die  englische  Arbeiterklasse  gewonnen."  Die  auf  reicher 
Erfahrung  beruhende  Sachkenntnis  der  Inspektoren  endlich 
hat  ihnen  auch  bei  der  Regierung  einen  starken  Einfluss  zu 
sichern  vermocht.  Die  ununterbrochen  fortgesetzten,  auf.  alle 
Verhältnisse  der  Arbeiter  sich  erstreckenden  Untersuchungen 
der  Beamten  haben,  wie  schon  angeführt,  oft  unmittelbar 
Massregeln  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  veranlasst, 
zum  mindesten  solche  vorbereitet.  Darüber  hinaus  aber 
haben  sie  der  öffentlichen  Meinung  zu  besserer  Erkenntnis 
des  realen  Lebens  und  seiner  Bedürfnisse  verholfen,  als  es 
die  abstrakten  Deduktionen  der  damaligen  Nationalökonomen 
oder  die  durch  persönliche  Vorurteile  und  Interessen  ge- 
trübten Erfahrungen  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  ver- 
mocht hätten.  Sind  diese  ihre  Funktionen  der  Bericht- 
erstattung und  Vermittelung  bei  der  Entwickelung  ander- 
weitiger, diese  Rolle  übernehmender  Organe  in  der  Gegen- 
wart auch  mehr  gegen  früher  zurückgetreten,  so  lässt  die 
Inspektion  es  doch  auf  den  ihr  verbleibenden  Gebieten: 
Schutz  aller  Arbeiter  gegen  Gefahren  für  Leben  und  Gesund- 
heit sowie  gegen  betrügerische  Praktiken  und  Schutz  der 
Kinder,  Minderjährigen  und  Frauen  gegen  Oberarbeit  u.  s.  f. 
an  Anregungen  zu  Verbesserungen  nicht  fehlen.  Was  das 
Unternehmertum  anlangt,  so  wächst,  mit  nur  geringen  Aus- 
nahmen, der  Widerstand  gegen  die  Durchführung  der  ge- 
setzlichen Vorschriften,  bezw.  die  Neigung  zu  Übertretung 
derselben  in  umgekehrtem  Verhältnis  zur  Grösse  des  Unter- 
nehmens. Insbesondere  sind  es  die  Klein-  und  Mittel- 
betriebe, in  denen  das  System  des  „time  cribbing"  die 
Praxis,  die  Arbeit  durch  Manipulationen  aller  Art  über  die 
gesetzliche  Arbeitszeit  hinaus  auszudehnen,  noch  weit  ver- 
breitet. Auf  dem  Gebiete  der  Unfallverhütung  lässt  die 
Verwirklichung  des  Arbeiterschutzes  mehr  als  in  den  meisten 
anderen  industriell  entwickelten  Staaten  zu  wünschen  übrig. 
So  namentlich  hinsichtlich  der  Schutzvorkehrungen  bei 
Maschinen,   die  aus  Preisrücksichten  meist  ohne  die  er- 


r 

forderlichen  Schutzvorrichtungen  verlangt  und  geliefert 
werden,  während  die  Arbeiterschaft  durch  Leichtsinn  und 
Unachtsamkeit  bei  deren  Bedienung,  nicht  selten  sogar  durch 
Widerstand,  gegenüber  den  getroffenen  Anweisungen  die  ihr 
drohende  Gefahr  erhöht,  ähnlich  wie  das  auch  zum  Teil 
auf  hygienischem  Gebiete  der  Fall  ist.  Hier  aber  in  erster 
Linie  vielleicht,  liegen  die  erfreulichsten  Resultate  der  eng- 
lischen Inspektoren.  Vornehmlich  der  Rückgang  in  der 
Zahl  der  gewerblichen  Vergiftungsfälle,  seit  Eingliederung 
der  die  Tätigkeit  der  Certifying  Surgeons  zusammenfassenden 
ärztlichen  Oberinstanz  in  den  hispektionsstab,  zeigt  die 
Zweckmässigkeit  dieses  Schrittes.  „Im  Ganzen,"  so  schreibt 
die  treffliche  Kennerin  des  englischen  Arbeiterschutzes, 
Helene  Simon/)  „scheint  für  das  gesamte  Inselland  die  Be- 
merkung eines  schottischen  Beamten  zutreffend:  ,Die  Be- 
obachtung der  Gesetze  macht  entschiedene  und  nachweisbare 
Fortschritte;  sie  rühren  hauptsächlich  daher,  dass  die  Auf- 
sicht systematischer  betrieben  wird.'"  In  letzterer  Beziehung 
hat  zuletzt  nicht  am  wenigsten  die  vorzügliche  Organisation 
der  englischen  Aufsichtsbeamten  ihr  Übriges  dazu  beigetragen, 
letzterer  Tätigkeit  diejenige  Richtung  zu  geben,  in  welcher 
allein  sie  zu  den  grossen  Erfolgen ,  die  sie  in  England  zu 
verzeichnen  hat,  führen  konnte.  In  erster  Linie  die  durch 
eine  zweckmässige  Gliederung  der  Aufsichtsbeamten  vor- 
gesehene Arbeitsteilung.  Die  beaufsichtigende  Tätigkeit, 
welche  vorzugsweise  jenen,  meist  dem  Arbeiterstande  ent- 
nommenen Assistants  sowie  den,  die  unterste  Klasse  des 
höher  geschulten  Aufsichtspersonals  bildenden  Junior  in- 
spectors  zufällt;  die  beratende  Tätigkeit,  die  neben  der 
Kontrolle  hauptsächlich  den  Inspectors  als  jenen  den  letzt- 
genannten Organen  zunächst  vorgesetzten  Beamten,  obliegt; 
die  soziale  Berichterstattung,  als  vornehmste  Obliegenheit 
der  Superintending  Inspectors;  zuletzt  jene,  die  gesamte 
Tätigkeit  zusammenfassende  und  zusammenhaltende  Funktion 
des  Chief  Inspector,  als  obersten  Leiters  des  Ganzen.  Dazu 


1)  Cf.  „Soziale  Praxis"  No.  47,  1902. 
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jene  dem  Inspektionsstab  ein-  bezw.  angegliederten  Organe 
zur  Ergänzung  und  Vertiefung  des  Wirkens  der  eben- 
genannten, was  zum  Teil  eine  weitere  Arbeitsteilung  er- 
möglicht hat:  Der  Beamtinnenstab,  in  erster  Reihe  mit  der 
Aufsicht  über  Betriebe  weiblichen  Personals  betraut,  zugleich 
innerhalb  des  ihm  gesteckten  Rahmens  als  Organ  der  Be- 
richterstattung fungierend;  weiter  die  Distriktsärzte  (Certifying 
Surgeons)  mit  dem  Medical  Inspector  an  der  Spitze  für  jene 
in  das  ärztliche  Gebiet  einschlagenden  Angelegenheiten; 
ferner  die  technische  Beratung;  endlich  jene  mit  der  Kon- 
trolle von  Spezialvorschriften  beauftragten  Beamten;  dazu 
für  die  Werkstättenhygiene  die  kommunale  Sanitätsinspektion. 
Reichliche  Unterstützung  auch  wird  der  Aufsicht  zu  Teil 
durch  die  Mitarbeit  der  Bevölkerung  politischer,  philan- 
tropischer,  religiöser  und  industrieller  Vereine,  insbesondere 
der  organisierten  Arbeiterschaft.  So  ist  es  „eine  ganze  Kette 
von  amtlichen  und  ausserarntlichen  Gliedern,  die  ineinander- 
greifen, um  den  zahlreichen,  mannigfaltigen  Gesetzes- 
bestimmungen zum  Leben  zu  verhelfen".  So  steht  die  eng- 
lische Fabrikinspektion  an  Vielseitigkeit,  Geschlossenheit, 
Einfluss  und  Popularität  zur  Zeit  noch  unerreicht  da.  So 
kann  auch  heute  noch,  wie  wir  sehen  werden,  das  englische 
Institut  als  Ganzes  genommen,  der  Gewerbeaufsicht  anderer 
Staaten  als  Vorbild  dienen  gerade  so,  wie  es  für  diese  in 
der  Vergangenheit  mehr  oder  weniger  das  Muster  ab- 
gegeben hat. 

Ist  man  sich  nun  in  England  der  Leistungen  seiner 
Fabrikinspektion  auch  durchaus  bewusst,  so  täuscht  man 
sich  doch  andererseits  nicht  darüber,  dass  es  der  Verwirk- 
lichung des  gesetzlich  ausgesprochenen  Schutzes  doch  noch 
in  weit  höherem  Masse  Rechnung  zu  tragen  gilt,  besonders 
hinsichtlich  der  Heimarbeit.^)  Freilich  trifft  die  teilweise 
Fruchtlosigkeit  der  Aufsicht  auf  diesem  Gebiete  weniger  die 
eigentlichen  Fabrikinspektionsbeamten;  vielmehr  ist  das 
Fortbestehen  der  hier  herrschenden  Missstände  unter  anderem 


1)  Cf.  Henry  Wolff  in  Conrads  Jahrbüchern  1902,  S.  509. 
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einerseits  in  der  Unzulänglichkeit  der  Gesetzgebung  an  und 
für  sich,  sodann  aber  in  der  ungenügenden  Kontrolle  der 
örtlichen  Gesundheitsbehörden  begründet,  welchen  allein  in 
den  nicht  fabrikmässigen  und  häuslichen  Werkstätten  immer 
noch  die  Beaufsichtigung  in  Betreff  der  Reinlichkeit,  der  ge- 
nügenden Speisung  mit  gesunder  Luft  und  der  Vermeidung 
einer  Oberfüllung  mit  Menschen  obliegt,  während  die  Fabrik- 
inspektion genannte  Räume  nur  in  Betreff  der  Anwendung 
des  Fabrikgesetzes  (Frauen-  und  Kinderarbeit,  Arbeits- 
zeit u.  s.  w.)  revidiert.  Soweit  aber  hier  die  staatlichen 
Aufsichtsbeamten  ohne  grosse  Erfolge  geblieben  sind,  ist  es 
ihrer  geringen  Zahl  zuzuschreiben,  die  auch  in  England,  wie 
in  fast  allen  andern  Staaten,  in  keinem  Verhältnis  zu  dem 
immer  umfassender  werdenden  Aufgabeukreis  steht,  so  dass 
eine  Überlastung  die  unausbleibliche  Folge  ist.  Ist  nach  Wolff 
dem  Mangel  genügender  Kräfte  auch  abgeholfen,  so  weist 
doch  bereits  der  erste,  nach  Inkrafttreten  des  Kodifikations- 
gesetzes von  1901,  veröffentlichte  Bericht  wieder  darauf  hin, 
wie  infolge  jenes  der  Umfang  der  Tätigkeit  der  Inspektoren 
gewaltig  wieder  gestiegen.  Es  erhellt  das  schon  zur  Genüge 
aus  der  Zahl  der  insgesamt  von  den  Fabrikinspektoren  un- 
gefähr jährlich  zu  bewältigenden  350  000  Besuchen,  die  von 
den  136  Beamten  des  Inspektionsstabes  zu  leisten  waren, 
wonach  auf  jeden  Beamten  durchschnittlich  nicht  weniger 
als  2573  abzustattende  Besuche  entfallen.  So  hat  sich  die 
Anzahl  der  zu  erstattenden  Inspektionen,  die  nach  Adler  in 
den  Jahren  1880  und  1881  bereits  die  kolossale  Höhe  von 
durchschnittlich  1750  erreicht  hatte,  noch  erheblich  gesteigert. 
Dass  bei  solcher  Überlastung  der  Beamten  die  einzelne 
Revision  sich  nur  zu  oft  zu  einer  recht  wenig  intensiven 
wird  gestalten  und  noch  manche,  insbesondere  geringere 
Gesetzesverletzung  der  Aufmerksamkeit  der  Beamten  wird 
entgehen  müssen,  liegt  auf  der  Hand.  „Die  zahllosen 
kleinen  Übertretungen"  aber,  so  heisst  es  in  dem  für  den 
Geist  des  Berichtes  charakteristischen  Report  des  Chief  In- 
spector  für  1899  „machen  zusammen  einen  ernsthaften  Ein- 
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bruch  in  das  Gesetz  aus".  Sollen  darum  auch  nach  dieser 
Seite  hin  weitere  Fortschritte  erzielt  werden,  so  wird  den, 
gerade  auch  aus  hispektorenkreisen  kommenden  Forderungen 
auf  Erhöhung  des  Aufsichtspersonals  Rechnung  getragen 
werden  müssen. 


Frankreich. 

Wie  in  England  seiner  Zeit,  so  verband  man  auch  in 
Frankreich  mit  der  Revision  des  1841  erlassenen  Kinder- 
schutzgesetzes  eine  gründliche  Neuordnung  des  Inspektions- 
dienstes. Seine  gesetzliche  Grundlage  bildet  der  Artikel  16 
dieses  vom  19.  Mai  1874  datierenden  Gesetzes,  wonach  zur 
Sicherung  der  Ausführung  desselben  15  Bezirksinspektoren 
ernannt  werden  sollten. 

Unter  ausdrücklicher  Anrufung  des  englischen  Bei- 
spiels,^) freilich  auch  durch  eigene  ungünstige  Erfahrungen 
auf  solchen  Weg  gewiesen,  wurde  demgemäss  Frankreich 
in  15  Aufsichtsbezirke  geteilt,  an  deren  Spitze  je  ein  Be- 
zirksinspektor (inspecteur  divisionnaire)  gestellt  wurde.  Jeder 
dieser  Beamten  hatte  seinen  Sitz  und  übte  den  Inspektions- 
dienst in  einem  der  15  durch  ein  Reglement  territorial  ab- 
gegrenzten Bezirke  aus.  Ihre  Ernennung,  Anstellung  und 
Besoldung  erfolgte  seitens  des  Staates.  Zwecks  Ernennung 
von  Inspektoren  waren  der  Regierung  von  der  —  unten 
näher  zu  erwähnenden  —  Oberen  Kommission  Vorschläge 
und  zwar  je  3  Namen  auf  Grund  einer  Liste  von  Kandidaten 
zu  machen.  Als  solche  wurden  ausschliesslich  diejenigen 
Bewerber  zugelassen,  welche  den  Titel  eines  Staatsingenieurs 
nachwiesen,  ferner  Zivilingenieure  mit  Diplom,  diplomierte 
Schüler  der  Zentralschule  der  Künste  und  Gewerbe  und  der 
Bergbauschulen,  sodann  Personen,  welche  mindestens  5  Jahre 
lang  industrielle  Etablissements  mit  wenigstens  100  Arbeitern 
geleitet  hatten  oder  bereits  3  Jahre  Fabrikinspektoren  ge- 


1)  Cf.  Cohn  in  Conrads  Jahrbüchern  1881,  N.  F.  III,  S.  352. 
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wesen  waren.  Im  übrigen  unterstanden  die  Inspektoren  dem 
Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe. 

Fast  ein  Dezennium  hindurch  bestand  ihre  Aufgabe  einzig 
in  der  Durchführung  des  genannten,  die  früheren  Bestimm- 
ungen erweiternden  Gesetzes  über  die  Arbeit  der  Kinder  und 
minderjährigen  Mädchen.  Über  das  durch  den  Titel  dieses  Ge- 
setzes begrenzte  Gebiet  von  Personen  hinaus  erstreckte  sich 
die  individuelle  Zuständigkeit  der  Arbeitsinspektoren  nicht,  da 
die  im  Gesetze  selbst  mit  berücksichtigte  Beschäftigung  auch 
der  Frauen,  die  unter  Tage  in  Bergwerken  etc.  verboten 
war,  der  Aufsicht  der  Bergbehörden  auch  in  Frankreich  vor- 
behalten blieb.  Materiell  bezog  sich  die  Aufsicht,  wie  noch 
heute  in  England,  auch  auf  jene,  den  Unterricht  der  jugend- 
lichen Arbeiter  betreffenden  Artikel,  indes  verloren  diese 
letzten  Bestimmungen  grösstenteils  ihr  Interesse,  seit  das 
Gesetz  von  1882  über  den  obligatorischen  Elementarunterricht 
in  Kraft  trat.  ^)  Räumlich  umfasste  das  inspektorale  Geltungs- 
bereich gewerbliche  Betriebe  jeder  Stufenleiter,  sofern  dort 
Kinder  oder  minderjährige  Mädchen  gewerblich  verwendet 
wurden,  mit  Unterschied  freilich  hinsichtlich  der  für  die 
einzelnen  Personenkategorien  in  verschiedenem  Masse  gelten- 
den Schutzbestimmungen.  Eine  wesentliche  Erweiterung 
des  Aufgabenkreises  wurde  dann  1883  durch  Unterstellung 
des  1848  er  Gesetzes  über  den  12  stündigen,  für  die  ganze 
Arbeiterschaft  geltenden  Maximalarbeitstag  unter  die  Inspektion 
herbeigeführt.  Demgemäss  begreift  der  individuelle  Zu- 
ständigkeitsbereich der  Inspektoren  seitdem  selbst  erwachsene 
Arbeiter  mit  in  sich ,  während  räumlich  zugleich  auch  alle 
nicht  Kinder  oder  minderjährige  Mädchen  beschäftigenden 
Fabriken  und  Manufakturen,  soweit  sie  nicht  auf  dem  Ver- 
ordnungswege der  Anwendung  des  Gesetzes  von  1848  ent- 
zogen waren,  unter  die  Aufsicht  fielen.  Mit  dieser  Ver- 
grösserung  des  Wirkungskreises  ward  dann  auch  die  Zahl 
der  Inspektoren  vermehrt,  indem  die  bisherigen  15  Bezirks- 
inspektorate  für  ganz  Frankreich  bald  auf  21  erhöht  wurden. 


1)  Cf.  Jay  in  Brauns  Archiv  1890,  S.  118. 
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Gleichzeitig  verband  man  mit  der  Ausdehnung  des  Aufgaben- 
kreises 1883  auch  eine  Erweiterung  der  Befugnisse.  Sie 
haben  freien  Eintritt  zu  jeder  ihnen  unterstehenden  gewerb- 
lichen Anlage  und  sind  zur  Einsichtnahme  in  die  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Arbeitsbücher,  Fabrikordnungen,  Ver- 
zeichnisse etc.  berechtigt;  desgleichen  unter  Mitwirkung 
der  —  unten  zu  erörternden  —  Lokalkommissionen  zur 
Feststellung  der  Ursachen  etwaiger  gesundheitswidriger  Zu- 
stände in  den  Etablissements.  Bei  Ausübung  dieser  Funk- 
tionen stehen  sie  unter  dem  Schutz  des  Art.  28,  welcher 
eine  Geldstrafe  von  16 — 100  Eres,  über  jenen  Eigentümer 
von  Etablissements  und  solche  Arbeitgeber  verhängt,  welche 
die  Inspektion  in  Ausübung  der  ihr  obliegenden  Pflichten 
behindern.  Ober  alle  Verstösse  gegen  die  Gesetze  haben 
die  Inspektoren  amtliche  Protokolle  aufzunehmen,  welche 
bis  zum  Nachweis  des  Gegenteils  beweiskräftig  sind.  Letztere 
sind  in  zwei  Exemplaren  auszufertigen,  von  denen  eins  dem 
Präfekten  des  Departements,  das  andere  der  Staatsanwalt- 
schaft einzureichen  ist.  Im  übrigen  aber  ist,  soweit  es  sich 
um  Feststellung  und  Verfolgung  von  Übertretungen  der 
Arbeiterschutzgesetzgebung  handelt,  das  Eingreifen  von 
richterlichen  Beamten  nicht  ausgeschlossen.  Über  ihre  Tätig- 
keit haben  die  Bezirksinspektoren,  gemäss  den  Be- 
stimmungen des  1874  er  Gesetzes  alljährlich  an  die  Obere 
Kommission  Berichte  zu  erstatten,  welche  seit  Ende  der 
1880er  Jahre,  als  Anhang  zu  dem  Berichte  der  Oberen 
Kommission  an  den  Präsidenten  der  Republik,  auszugsweise 
veröffentlicht  wurden.  Als  zweite,  durch  das  Gesetz  von 
1874  vorgesehene  Kategorie  von  Arbeitsinspektoren  kommen 
jene  Spezialinspektoren  in  Betracht,  welche  von  dem 
Generalrat  'jedes  Departements  für  dieses  ernannt  werden 
konnten,  vom  Departement  besoldet  wurden,  im  übrigen 
unter  der  Leitung  des  staatlichen  Bezirksinspektors,  wenn 
auch  mit  denselben  Befugnissen  wie  dieser  ausgerüstet, 
fungierten.  Verschiedene  Generalräte  machten  von  diesem 
ihnen  eingeräumten  Rechte  mit  Erfolg  Gebrauch.  Bemerkens- 
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wert  ist  jene  von  dem  Seinedepartement  (Paris  und  Um- 
gebung) für  genannte  Inspektion  ausgeworfene  Summe  von 
jährlich  über  130000  Frcs.,  wodurch  ein  vollständiger,  von 
27  Inspektoren  und  Inspektorinnen  ausgeübter  Aufsichtsdienst 
ermöglicht  wurde.  Andere  Departements  freilich  begnügten 
sich  damit,  die  Departementsinspektionen  in  die  Hand  von 
Elementar-Schulinspektoren  zu  legen.  Neben  diesen  beiden 
Inspektorenklassen  war  in  dem  1874  er  Gesetze,  zur  Ver- 
vollständigung der  Organisation  des  Inspektorats,  noch  die 
Bildung  von  schon  erwähnten  Kommissionen  vorgeschrieben. 
Ihr  Zweck  sollte  sein,  die  Inspektoren  zu  unterstützen  und 
zu  überwachen.  Demgemäss  waren  in  jedem  Departement 
Lokalkommissionen  riach  Bestimmung  des  Generalrats,  aber 
mindestens  eine  für  jedes  Arrondissement  eingesetzt;  sie 
bestanden  aus  höchstens  7  vom  Präfekten,  auf  Grund  einer 
vom  Generalrat  vorgelegten  Präsentationsliste,  ernannten 
Mitgliedern,  die  ihre  Funktionen  ehrenamtlich  ausübten. 
In  jede  Kommission  war  nach  Möglichkeit  aufzunehmen  ein 
Staats-  oder  Zivilingenieur,  ein  Schulinspektor,  und  in  den 
Bergwerksdistrikten  ein  Bergingenieur.  Sie  hatten  die  Be- 
stimmung, ihren  moralischen  Einfluss  und  ihre  Überredung 
zur  Unterstützung  der  Staatsinspektoren,  bei  Ausübung  der 
Amtspflicht  der  letzteren,  zu  benutzen.  Ihnen  stand  das 
Recht  zu,  Fabriken  und  Werkstätten  zu  besuchen  und  sich 
dabei  von  einem  Arzt  begleiten  zu  lassen.  Ober  den  Stand 
des  Inspektionsdienstes,  wie  über  die  Durchführung  des 
Gesetzes  war  von  ihnen  an  den  Präfekten  Bericht  zu  er- 
statten. Von  Bedeutung  war  jene  1878  von  dem  Generalrat 
des  Seinedepartements  vorgesehene  Obere  Departements- 
kommission, als  Spitze  aller  Lokalkommissionen  seines  Be- 
zirks, deren  Berichte  besondere  Beachtung  sich  zu  ver- 
schaffen mochten.  Von  grösserer  Wichtigkeit  zeigte  sich  die 
zweite,  im  Gesetz  von  1874  vorgesehene,  9  Mitglieder 
zählende  Obere  Kommission,  dem  Handelsminister  zum 
Beirat  beigegeben.  Sie  hat  über  die  gleichmässige  Aus- 
führung des  Gesetzes  zu  wachen,  sodann  über  die  auf 
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Grund  des  Gesetzes  zu  erlassenden  Dekrete,  überhaupt  über 
alle  die  geschützten  Arbeiter  betreffenden  Fragen  ihr  Gut- 
achten abzugeben.  Diese  Obere  Kommission  auch  stellt, 
wie  bereits  erwähnt,  die  Präsentationslisten  für  die  Er- 
nennung der  Bezirksinspektoren  auf.  Die  Mitglieder  selbst 
dieser  Kommission  sind  unbesoldet;  ihre  Ernennung  erfolgte 
durch  den  Präsidenten  der  Republik.  Dem  an  der  Spitze 
stehenden  Präsidenten  dieser  Oberen  Kommission  liegt  die 
alljährliche  Erstattung  eines  Generalberichtes  über  die  Er- 
gebnisse der  Inspektion  und  die  Ausführung  des  Gesetzes 
an  den  Präsidenten  der  Republik  ob.  Dieser  Bericht  wird 
alljährlich  im  Journal  Officiel  de  la  Republique  frangaise 
veröffentlicht  und  bildet  eine  der  Hauptquellen  zur  Erkenntnis 
der  französischen  Arbeiterverhältnisse. 

Hat  nun  auch  die  eben  geschilderte  Organisation  der 
französischen  Gewerbeaufsicht  während  ihres  achtzehnjährigen 
Bestehens  sich  um  die  Durchführung  der  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung unleugbar  grosse  Verdienste  erworben,  so  enthüllte  die 
Praxis  doch  in  diesem  Organismus  mancherlei  Fehler.  Schon 
bald  stellte  sich  die  unzureichende  Zahl  der  Inspektoren  her- 
aus. In  den  nicht  unberechtigten  Hoffnungen,  welche  man 
auf  die  den  Generalräten  eingeräumte  Befugnis,  Departements- 
inspektoren ihrerseits  zu  ernennen,  gesetzt  hatte,  sah  man 
sich  getäuscht.  Gerade  in  mehreren  industriell  hoch  ent- 
wickelten Departements  mit  zahlreichem,  unter  gesetzlichem 
Schutz  stehendem  Arbeitspersonal  (Gard,  Vosges,  Isere, 
Aisne  etc.)  wurden  keine  Departementsinspektoren  vorgesehen, 
anderswo,  wie  im  Rhonedepartement,  unterdrückte  man 
später  diese  eingesetzte  Aufsicht.  Auch  die  1883  er- 
wähnte Vermehrung  der  Divisionsinspektoren  half  solcher 
ungünstigen  Situation  nicht  ab.  In  denjenigen  Aufsichts- 
bezirken aber,  wo  Divisions-  (Bezirks-)  und  Departements- 
inspektoren zusammenwirkten,  schuf  die  Verschiedenheit 
ihres  beiderseitigen  Ursprungs  einen  weiteren  Übelstand: 
Die  Ernennung  des  Divisionsinspektors  durch  den  Staat, 
des  Departementsinspektors  durch  den  Generalrat,  führte 
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nicht  selten  zu  einer  Abweichung  der  Ansichten  und  so  zu 
einer  Beeinträchtigung  der  Harmonie.  „So  lange  die 
Departementsinspektoren sagt  ein  Divisioiisinspektor,  „nicht, 
wie  ihr  hierarchischer  Chef,  durch  den  Staat  ernannt  werden, 
wird  der  Dienst,  da  jener  trotz  Gesetzes  keine  direkte  Aktion 
unter  ihnen  hat,  niemals  gut  gehen;  denn  infolge  seiner 
Herkunft  wird  der  Departementsinspektor  eine,  gemäss  den 
Tendenzen  des  Generalrats  verschiedene  Anregung  em- 
pfangen. Die  für  den  Departementsinspektor  bestehende 
Möglichkeit,  sich  der  Autorität  des  Divisionsinspektors  jeder- 
zeit entziehen  zu  können,  hilft  auf  letzteren  die  tatsächliche 
Verantwortlichkeit  des  Dienstes,  dessen  Leitung  er  nur  dem 
Namen  nach  haben  kann,  abwälzen."^)  Was  aber  die  vor- 
gesehenen Lokalkommissionen  anbetrifft,  so  funktionierten 
diese  in  den  meisten  Departements  bestehenden  Institutionen 
nur  sehr  unzuverlässig  und  standen  bloss  auf  dem  Papier. 
Soweit  sie  aber  ihre  Rolle  ernst  nahmen,  überschritten  sie 
nicht  selten  ihre  Aufgaben,  standen  über  die  Anwendung 
des  Gesetzes  in  Opposition  mit  dem  Inspektor  und  nur  sie 
glaubten,  im  wahren  Sinne  des  Gesetzes  zu  handeln.  Dazu 
die  Fälle,  wo  die  Besuche  der  Etablissements  als  Mittel, 
Fabrikationsgeheimnisse  zu  erschleichen,  benutzt  wurden, 
was  die  ganze  Aufsichtsinstitution  schwer  diskreditierte.  So 
auch  dürfte  sich  die  Tatsache  erklären,  dass  noch  Ende  der 
1880er  Jahre  Vorschläge  auf  Beseitigung  des  Inspektions- 
organismus in  der  Deputiertenkammer  gemacht,  freilich  von 
der  Majorität  der  Kammer  und  der  Regierung  zurückge- 
wiesen wurden.  Indes  konnte  man  sich  der  Notwendigkeit 
einer  Reformierung  des  Inspektorats  nicht  länger  verschliessen. 
Nach  langen,  anfangs  zu  keiner  Verständigung  führenden 
Verhandlungen  in  Kammer  und  Senat  über  einen  von  der 
Regierung  vorgelegten  Gesetzentwurf  zur  Weiterbildung  der 
Fabrikinspektion  war  endlich,  1892,  gelegentlich  der  Neu- 
regelung des  Arbeiterschutzes,  auch  über  seine  neu  zu 
regelnde  Durchführung  eine  Einigung  erzielt. 


1)  Cf.  Vanlaer  in  der  „Reforme  sociale",  1897. 
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Die  seitherige,  insbesondere  auf  diesem  Gesetze  von 
1892  und  verschiedenen  Dekreten,  wie  demjenigen  vom  13. 
und  27.  Dezember  1892,  vom  18.  Dezember  1893  beruhende 
Ordnung  der  französischen  Arbeitsinspektion  unterscheidet 
und  zeichnet  sich  vor  der  früheren  Organisation  der  Inspektion 
durch  ihre  grössere  Einheit  aus.  Zwar  hat  sich  das  frühere 
Gerippe  der  Organisation  kaum  verändert,  aber  gleichwohl 
hat  man  es  ungleich  zweckmässiger  zu  gestalten  vermocht. 
Der  eigentliche  Beamtenstab  der  früheren  Aufsicht,  die 
Divisions-  und  Departementsinspektoren,  ward  beibehalten, 
aber  ein  gleichmässiger,  streng  abgestufter  Dienst  vorgesehen 
und  insofern  wurden  diese  schon  vorhandenen  zwei  In- 
spektorenkategorien als  Klassen  neu  geschaffen.  Fortan 
wurden  beide,  nicht  nur  wie  früher  bloss  die  Divisions- 
inspektoren, von  der  staatlichen  Regierung  ernannt,  beide 
auch  von  ihr  besoldet.  Im  Gegensatz  zu  dem  früheren, 
fixierte  das  neue  Gesetz  vom  2.  November  1892  ein  für 
alllemal  weder  die  Zahl  der  Inspektoren  noch  die  der  Auf- 
sichtsbezirke, sondern  Hess  der  Regierung  freie  Hand,  je 
nach  Bedürfnis  die  Zahl  der  Inspektoren  zu  erhöhen  oder 
zu  beschränken.  So  wurde  Frankreich  in  11  Aufsichtsbe- 
zirke (circonscriptions)  geteilt  mit  je  einem  Bezirksinspektor 
(inspecteur  divisionnaire)  an  der  Spitze,  dessen  Amtssitz  am 
Hauptplatz  seines  Bezirks  sich  befindet.  In  Paris,  Tours, 
Dijon,  Nancy,  Lille,  Ronen,  Nantes,  Bordeaux,  Toulouse, 
Marseille  und  Lyon.  Jeder  dieser  Bezirke  zerfällt  in  mehrere 
Unterbezirke  (sections),  welche  bald  ein  einziges  Departe- 
ment, bald  auch  mehrere  Departements  oder  auch  nur 
Departementsteile  umfassen.  Die  Gesamtzahl  dieser  Unter- 
bezirke, die  das  Aufsichtsgebiet  der  inspecteurs  departemen- 
taux  oder  inspectrices  ausmachen,  war  anfangs  auf  92  fixiert, 
wovon  16  weibliche,  und  zwar  10  im  Bezirke  Paris,  1  in 
Lille,  1  in  Nantes,  1  in  Bordeaux,  1  in  Marseille  und  1  in 
Lyon.  Doch  differierte  der  tatsächliche  Bestand  hiervon 
etwas;  gegenwärtig  ist  —  gemäss  der  neuen  Verordnung 
vom  10.  Mai  1902  —  die  Zahl  der  Departementsinspektorate 
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auf  1 10  festgesetzt,  darunter  bereits  19  weibliche  Departements- 
inspektoren. Die  früheren,  für  jedes  Arrondissement  ein- 
gerichteten Lokali^ommissionen  wurden  durch  das  Gesetz 
von  1892  ausdrücklich  aufgehoben^)  und  durch  Departements- 
kommissionen ersetzt,  welchen  von  Amtswegen  auch  die 
Divisions-  und  Departementsinspektoren,  die  Vorsitzenden 
und  stellvertretenden  Vorsitzenden  der  Gewerbegerichte  (con- 
seils  de  prud'  hommes)  des  Hauptortes  oder  des  grössten 
Industrieplatzes,  endlich  die  Bezirksinspektoren  angehören. 
Ihre  jetzt  genau  begrenzten  Kompetenzen  beschränken  sich 
auf  eine  lediglich  konsultative  Rolle,  so  dass  ein  Konflikt 
mit  den  Inspektoren,  infolge  Missbrauchs  ihrer  Befugnisse, 
nicht  mehr  zu  befürchten  ist.  Sie  sind  beauftragt,  über 
die  Ausführung  wie  über  notwendige  Verbesserungen  des 
Gesetzes  an  den  Handelsminister  wie  an  die  ihnen  vorge- 
setzte Obere  Kommission  Bericht  zu  erstatten.  Die  im 
Handelsministerium  bestehende  Obere  Kommission  ward 
ebenfalls  aufrecht  erhalten,  während  jedoch  früher  dem 
Staatschef  die  Ernennung  ihrer  sämtlichen  9  Mitglieder  ob- 
lag, waren  fortan  nur  noch  5  derselben  durch  Dekret  zu 
ernennen,  während  je  2  aus  der  Zahl  der  Senatoren  und 
Abgeordneten  von  den  parlamentarischen  Körperschaften 
gewählt  wurden.  Ihre  Kompetenzen  blieben  analog  den- 
jenigen, die  sie  ehedem  hatten :  den  Inspektionsdienst  zu 
zentralisieren,  in  einen  einzigen  Rapport  die  Berichte  der 
Inspektoren  zu  resümieren,  Gutachten  abzugeben  und  all- 
gemeine Massregeln  vorzuschlagen,  ohne  jemals  sich  auf 
Einzelheiten  einzulassen,  noch  sich  in  die  besonderen  An- 
gelegenheiten zu  mischen,  welche  der  Kompetenz  der  In- 
spektoren verbleiben. 

Soweit  die  durch  das  1892  er  Gesetz  zum  Teil  ver- 
änderte Struktur  der  Aufsicht.  Wie  schon  berührt,  sind 
jetzt  beide  Inspektorenklassen  durch  die  Regierung,  und 
zwar  von   dem   Handelsminister  zu   ernennen.    Ihr  Amt 


1)  Cf.  Fontaine  in  den  „Rapports  du  Congres  international  etc." 


bildet  den  ausschliesslichen  Beruf  der  Ernannten.^)  Waren, 
wie  gesagt,  bis  dahin  fast  nur  mit  höherer  technischer  Vor- 
bildung ausgerüstete  Personen  zum  Inspektorenamt  zuge- 
lassen, so  bezeichnet  auch  nach  dieser  Seite  hin  das  neue 
Gesetz  eine  Änderung,  indem  dieses  das  Privilegium  der 
Ingenieure  abschaffte  und  die  Garantie  der  erwähnten  „Prä- 
sentation" durch  die  höhere  der  Preisbewerbung  (concours) 
ersetzte.  Die  Verleihung  des  Amts  erfolgt  denn  seither  auf 
Grund  der  bei  einer  Prüfung  erzielten  Erfolge.  Diese 
Prüfung  umfasst  zunächst  die  Anfertigung  drei  schriftlicher 
Arbeiten:  1.  über  eine  dem  Gebiet  der  Arbeitsgesetzgebung 
entnommene  Frage,  2.  über  eine  auf  Hygiene  und  gewerb- 
liche Chemie  bezügliche  Frage,  3.  über  eine  allgemeine 
mechanische  Frage;  sodann  drei  mündliche  Fragen  über 
dieselben  Gegenstände.  Die  bekannt  gemachten,  infolge 
dieser  Bewerbung  zugelassenen  männlichen  und  weiblichen 
Kandidaten  werden  zu  Inspektoren  auf  Probe  (inspecteur 
departementaux  stagiaires)  ernannt  und  beziehen  ein  jähr- 
liches Gehalt  von  2400  Eres. 

Nach  einer  Dienstleistung  von  mindestens  1  Jahr 
können  diese  provisorischen  Inspektoren  zu  definitiven  De- 
partementsinspektoren 5.  Klasse  ernannt  werden,  mit  je 
3000  Eres,  für  diese  unterste  Gehaltskategorie  vorgesehenem 
Jahresgehalt,  steigend  auf  3500  Eres,  in  der  4.,  auf  4000  Eres, 
in  der  3.,  auf  4500  Eres,  in  der  2.  und  auf  5000  Eres.  Gehalt 
in  der  1 .  Kategorie.  Nach  der  genannten  Verordnung  von  1902 
sind  in  der  1.,  der  höchsten  Kategorie,  8  männliche  und 
1  weibliche,  in  der  2.  Kategorie  8  männliche  und  2  weib- 
liche, in  der  3.  18  männliche  und  4  weibliche  und  in  der 
4.,  5.  und  der  provisorischen  Kategorie  57  männliche  und 
12  weibliche  Inspektorstellen  systemisiert.^)  Die  Divisions- 
inspektoren wurden  aus  der  Mitte  der  Departementsinspektoren 
der  beiden  ersten  Klassen  gewählt.  Ihr  Gehalt  beträgt  je 
nach  einer  der  3  für  sie  vorgesehenen  Gehaltskategorien, 

1)  Cf.  Mataja  im  Handw.  der  Staatsw.    2.  Aufl.    1.  Bd.,  S.  547. 

2)  Cf.  „Soziale  Rundschau"  No.  7,  1902. 
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welcher  sie  angehören,  6000,  7000  und  8000  Frcs.;  in  der 
1.  und  2.  Klasse  sind  je  3,  in  der  3.  Kategorie  4  Stellen 
systemisiert.  Das  Aufsteigen  der  Inspektoren  in  höhere 
Gehaltsklassen  erfolgt  nach  einem  Zeitraum  von  mindestens 
3  Jahren.  Für  die  Berechnung  der  Reise-  und  Bureau- 
kosten bestehen  bestimmte  Regeln;  bei  Seereisen  können  die 
Inspektoren  die  Kosten  für  die  erste  Schiffsklasse  aufrechnen. 

Der  wiederholt  beantragte  Posten  eines  der  englischen 
Fabrikinspektion  nachgebildeten  Generalinspektors  hat  in 
die  französische  Institution  keinen  Eingang  gefunden.  Für 
die  Vereinheitlichung  der  Amtsführung  sorgt  jedoch  als 
oberstes  Organ  innerhalb  jeder  der  11  Hauptsprengel  der 
Bezirks-  (Divisions-)  Inspektor.  Er  leitet,  kontroliert  und 
zentralisiert  den  Dienst  der  in  seinem  Sprengel  amtierenden 
Departementsinspektoren.  Zu  diesem  Zweck  besucht  er  all- 
jährlich eine  gewisse  Anzahl  von  bereits  durch  die  De- 
partementsinspektoren revidierten  Betrieben.  Zur  Erleichter- 
ung der  Kontrolle  macht  der  Departementsinspektor  seinem 
Bezirksinspektor  Mitteilung  über  den  Beginn  der  Route,  die 
er  zu  verfolgen  sich  vornimmt;  er  berichtet  auch  an  ihn  alle 
Monate  über  den  Stand  seiner  Besuche.  Im  Handels- 
ministerium selbst  knüpfte  der  Aufsichtsdienst  an  die  Direction 
du  commerce  interieur,  das  bureau  de  l'industrie,  an,  welches 
beauftragt,  alles,  was  sich  auf  die  Anwendung  der  die  Arbeit 
regelnden  Gesetze  bezieht,  zu  sammeln,  sodann,  den  Be- 
zirksinspektoren auf  diese  bezugnehmende,  allgemeine  wie 
spezielle  Instruktionen  zu  übermitteln.  Seit  einigen  Jahren 
ist  jedoch  der  Inspektionsdienst  der  neu  geschaffenen 
Direction  du  travail,  dem  zweiten  Bureau  unterstellt.^)  Ist 
unter  Mitwirkung  genannter  Direktion  bei  der  Oberen  Kom- 
mission, welche  etwaige  Zweifel  löst,  Weisungen  erteilt  u.  s.  f. 
ein  gleichmässiges  Vorgehen  in  den  verschiedenen  Bezirken 
wenigstens  in  etwas  ermöglicht,  so  wird  zwecks  weiterer 
Einheitlichkeit  der  Inspektion  durch  Konferenzen  gesorgt,  die 
periodisch  —  meist  jährlich  —  in  Paris  unter  den  Bezirks- 


1)  Cf.  Rouquet,  S.  16,  Anm.  2. 


-    80  — 


inspektoren  stattfinden.  Dort  unterbreiten  sie  dem  Minister 
die  bei  der  Durchführung  der  Arbeitsgesetze  hervortretenden 
Schwierigkeiten;  dort  erhalten  sie  die  notwendigen  An- 
weisungen, um  die  gesetzlichen  Vorschriften  in  allen  Be- 
zirken gleichmässig  zu  interpretieren  und  praktisch  anzu- 
wenden. Von  Bedeutung  in  diesem  Sinne  ist  auch  das 
1893  geschaffene  Organ,  das  Bulletin  de  l'inspection  du 
travail,  welches  6  mal  jährlich  erscheint  und  regelmässig 
allen  Divisioiis-  und  Departementsinspektionen  zugesandt 
wird.  In  diesem  Organ  werden  alle  offiziellen  Akte,  Ge- 
setze, Dekrete,  Urteile,  allgemeine  und  Spezialinstruktionen, 
Entscheidungen  der  Gerichtshöfe  publiziert,  welche  für  die 
Auffassung  des  Gesetzes  oder  für  den  Aufsichtsdienst  irgend- 
wie ein  Interesse  bieten  können;  daneben  veröffentlicht 
das  Bulletin  Vorarbeiten  zu  den  Arbeitsgesetzen  und  Reg- 
lements, zu  den  auf  die  Arbeitsgesetzgebung  und  die  In- 
spektion bezugnehmenden  Streitfragen  und  parlamentarischen 
Urkunden;  desgleichen  Studien  über  die  Regulierung  der 
Arbeit  und  die  Tätigkeit  des  Aufsichtsdienstes  im  Auslande; 
endlich  Originalarbeiten  der  Inspektoren  oder  Minen- 
ingenieure, welche  für  die  Arbeitsgesetzgebung  von  Interesse, 
sowie  für  die  Verhütung  von  Unfällen  wie  für  die  Ver- 
hältnisse gewerblicher  Arbeit  in  den  verschiedenen  Gegenden.^) 
Was  die  Aufgaben  der  neu  organisierten  Arbeits- 
inspektion anbetrifft,  so  haben  die  verschiedenen  seit  ihrer 
Reorganisation  erlassenen  wichtigen  Gesetze  deren  Kreis  er- 
heblich gegenüber  früher  vergrössert.  Zunächst  das  Gesetz 
vom  Jahre  1892,  welches  das  individuelle  Zuständigkeits- 
gebiet der  Inspektio-n  bezüglicherer  die  Eigenart  der  Arbeits- 
kräfte berücksichtigenden  Bestimmungen  von  den  Kindern 
und  jugendlichen  Personen  nunmehr  auch  auf  Frauen  über- 
haupt ausdehnte,  die  Bestimmungen  selbst  aber  vervoll- 
ständigte, zugleich  aber  auch  die  örtliche  Zuständigkeit  der 
Inspektion  erweiterte  wie  z.  B.  auf  Wohltätigkeitsinstitute  etc. 
Eine  Modifikation  erfuhr  das  Gesetz  dann  durch  dasjenige 


1)  Cf.  „Rapports"  du  congres  international  etc. 
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vom  30.  März  1900,  betreffend  die  Arbeitszeit  der  Frauen, 
Jugendlichen  und  der  mit  diesen  in  denselben  Arbeitsräumen 
.beschäftigten  erwachsenen  männlichen  Arbeiter,  so  dass 
gegenwärtig  die  diesen  Gesetzen  und  damit  der  Inspektion 
unterworfenen  Betriebe  folgende  Kategorien  umfassen : 
Fabriken,  Hüttenwerke,  Bergwerke,  Steinbrüche,  Bauplätze 
(Werften),  überhaupt  alle  Werkstätten ,  in  welchen  allein 
oder  gemeinsam  mit  erwachsenen  männlichen  Arbeitern 
Jugendliche  unter  18  Jahren  und  Frauen  beschäftigt  sind.^) 
Von  neuem  auch  wurden  sie  im  1892  er  Gesetz  mit  der 
Ausführung  des  genannten  Gesetzes  von  1848  über  den 
allgemeinen  Maxinialarbeitstag  beauftragt,  unter  welches 
Werkstätten  und  Betriebe  fallen,  welche  nur  erwachsene 
männliche  Arbeiter  beschäftigen.  Hier  ist  zu  bemerken, 
dass  nach  Interpretation  des  Gesetzes  als  „Fabriken"  (usines 
et  manufactures)  Betriebe  mit  Motoren  oder  ununterbrochenem 
Feuer  oder  jene  anzusehen  sind,  welche  mehr  als  20  Ar- 
beiter beschäftigen.  2)  Ebenso  wurde  den  Inspektoren  jetzt 
die  Aufsicht  über  die  Beobachtung  des  bereits  1874  erlassenen 
Gesetzes  über  den  Kinderschutz  bei  gewissen  ambulanten 
Gewerben  (Verwendung  von  Kindern  durch  Akrobaten, 
Zirkusdirektoren  etc.)  übertragen,  desgl.  der  Schutz  der 
Kinder  bei  Schaustellungen  in  Theatern  und  Vergnügungs- 
etablissements (cafes  concerts)  mit  festem  Standort.  Hin- 
sichtlich dieses  letzten  wie  des  Gesetzes  von  1848  übt  das 
Inspektorat  die  Kontrolle  in  Gemeinschaft  mit  den  Polizei- 
kommissären aus,  während  ihm  ausserdem  noch  —  wenigstens 
in  einigen  Beziehungen,  soweit  es  sich  um  den  Schutz  der 
in  der  Industrie  beschäftigten  Kinder  handelt  —  in  jedem 
Departement  bestehende,  sogenannte  comites  de  patronage 
zur  Seite  stehen,  welchen  das  Lehrlingswesen,  insbesondere 
auch  ihre  gewerbliche  Ausbildung  anvertraut  ist.  Anderer- 
seits ist  die  Überwachung  der  Arbeiterschutzbestimmungen 
in  den  Bergwerken,  Gruben  und  Steinbrüchen  den  bereits 

1)  Cf.  „Soziale  Rundschau",  Juliheft  1903. 

2)  Cf.  „Soziale  Rundschau",  Juliheft  1903, 
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für  die  Ausübung  der  staatlichen  Aufsicht  über  den  Berg- 
baubetrieb überhaupt  bestellten  Organen,  wie  erwähnt,  aus- 
schliesslich vorbehalten,  den  „Ingenieurs  des  mines". 

Als  das  weitere  in  seiner  Durchführung  der  neuen 
Arbeitsinspektion  übertragene  Gesetz  kommt  dasjenige  vom 
12.  Juni  1893  mit  den  dazu  erlassenen  Reglements  in  Be- 
tracht. Hatte  das  Gesetz  von  1892  besondere  hygienische 
und  Sicherheitsvorkehrungen  nur  erst  für  die  besonders 
schutzbedürftigen  Personen  getroffen,  so  wurden  in  dieser 
Beziehung  dem  individuellen  Wirkungskreis  der  Beamten 
auch  die  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  einverleibt. 
Gleichzeitig  erweiterte  dieses  Gesetz  über  die  Einrichtung 
von  Betriebsstätten  auch  örtlich  den  Bereich  der  Inspektion, 
denn  nicht  nur  auf  jene  den  Gesetzen  von  1848,  1892  und 
1900  unterstehenden  Betriebe  erstreckt  es  sich,  sondern  auf 
einzelne  industrielle  Unternehmungen,  auf  welche  sich  diese 
Gesetze  nicht  beziehen,  insbesondere  auf  kleine  Werk- 
stätten, welche  nur  erwachsene  Arbeiter  beschäftigen;  haupt- 
sächlich aber  ist  es  von  Wichtigkeit  dadurch,  dass  selbst 
Familienbetriebe,  d.  h.  Werkstätten,  in  denen  nur  Familien- 
mitglieder unter  Leitung  des  Vaters,  der  Mutter  oder  des 
Vormundes  arbeiten,  unter  gewissen  Voraussetzungen  der 
Inspektion  unterliegen:  nämlich  dann,  wenn  in  ihnen 
mechanische  Kraft  zur  Anwendung  gelangt  oder  das  Ge- 
werbe unter  die  Kategorie  der  gefährlichen  oder  ungesunden 
fällt.  1)  Dadurch  war  mit  dem  Prinzip  der  „Unverletz- 
lichkeit" der  Familienwerkstatt  gebrochen,  während  das 
1892  er  Gesetz  zum  Schutz  der  Kinder  und  jugendlichen 
Personen  noch  die  ateliers  de  famille  ausgenommen  hatte. 
Eine  besondere  Verordnung  dehnte  einige  Bestimmungen 
des  1893  er  Gesetzes  auf  Theater,  Zirkusse,  Lagerhäuser 
und  andere  Betriebe  aus,  in  welchen  mechanische  Apparate 
(maschinelle  Einrichtungen)  in  Verwendung  stehen;  ein  das 
letztgenannte  modifizierendes  Gesetz  von  1903  unterstellte 


1)  Cf.  „Reichsarbcitsblatt«,  I.  Jahrg.,  No.  9,  S.  729. 
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dann  weiter  auch  ohne  Kraftmaschinen  arbeitende  Betriebe, 
insbesondere  der  Industrie  der  Nahrungs-  und  Genussmittel, 
unter  sein  Geltungsgebiet;  die  unhaltbaren  hygienischen 
Zustände  sowohl  der  Arbeitsräume  selbst  wie  der  den  An- 
gestellten zur  Unterkunft  dienenden  Räume  machten  solchen 
Schritt  notwendig.  Auch  im  Handels-  etc.  Gewerbe  hatten 
die  ungünstigen  Wohnungs-  und  Arbeitsstättenverhältnisse 
zu  lebhaften  Klagen  geführt,  so  dass  das  erwähnte,  jüngst 
erlassene  Gesetz  der  Inspektion  ferner  unterstellte:  die  ge- 
werblichen Küchen,  Kellereien,  Ladengeschäfte,  Bureaux 
und  Speditionsunternehmungen.  Einen  ferneren  Zuwachs 
seines  Aufgabenkreises  erfuhr  das  Inspektorat  durch  das 
Gesetz  von  1898,  gemäss  dem  seine  Organe  Anzeige  von 
Unfällen  in  den  ihnen  unterstellten  Unternehmungen  ent- 
gegenzunehmen haben,  etwaige  auf  das  Ausbleiben  von 
Unfallanzeigen,  auf  das  Fehlen  der  vorgeschriebenen  Zettel 
bezugnehmende  Übertretungen  zu  konstatieren  etc.  und  eine 
Statistik  der  deklarierten  Unfälle  aufzustellen.  Als  letztes 
wichtiges,  für  den  inspektoralen  Wirkungskreis  in  Betracht 
kommendes  Gesetz  ist  dasjenige  vom  29.  Dezember  1900 
zu  erwähnen.  Dieses  auf  Warenhäuser,  Geschäftsläden  und 
andere  derartige  Betriebe  mit  weiblichem  Arbeitspersonal 
bezugnehmende  Gesetz  bestimmt,  dass  in  jedem  Arbeits- 
raum ebensoviel  Sitzgelegenheiten  vorhanden  sein  müssen, 
als  daselbst  weibliche  Personen  beschäftigt  sind.  Damit 
war  die  Arbeitsinspektion  nicht  mehr  allein  für  industrielle 
Etablissements  zuständig,  sondern  genanntes  Gesetz  hatte 
ihr  auch  zum  ersten  Male  den  Weg  zu  Betrieben  mit  kom- 
merziellem Charakter  geöffnet,  und  war  vorläufig  die  Zu- 
ständigkeit des  Inspektorats  nur  auf  diesen  neuen  Punkt 
des  Arbeitsverhältnisses  beschränkt,  so  erweiterte  das  bereits 
erwähnte,  drei  Jahr  später  erlassene  Gesetz  dieselbe  durch 
Regelung  der  Einrichtung  der  Arbeitsstätten  und  deren  Zu- 
behör. Für  einen  weiteren  Schritt  auf  diesem  Gebiete  wird 
auch  hier  das  Beispiel  des  bereits  eingehender  geregelten 
industriellen  Arbeitsvertrags  die  Richtung  weisen. 
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So  sehen  wir  der  französischen  Inspektion  binnen 
kurzer  Zeit  ein  weites  Tätigkeitsfeld  zugewiesen.  Sämtliche 
Gewerbebetriebe,  öffentliche  und  private  Werke,  weltliche 
und  religiöse  Anstalten  und  zwar  auch  dann,  wenn  sie  der 
Berufslehre  dienen  oder  Wohltätigkeitscharakter  tragen, 
werden  inspiziert,  Handels-  und  Verkehrsbetriebe,  wie  ge- 
zeigt, nicht  mehr  ausgeschlossen.  Zur  Zeit  sind  der  Arbeits- 
inspektion nur  2  Gruppen  von  Betrieben  entzogen.  Erstens 
die  hausindustriellen  Betriebe  (die  sogenannten  ateliers  de 
famille),  die  wenigstens  in  Hinsicht  des  Gesetzes  von  1892 
ihr  nicht  unterstellt  sind,  zweitens  einige  Staatsbetriebe,  für 
welche  dies  im  Interesse  der  Landesverteidigung  geboten 
erschien:  Nämlich  die  Werkstätten  der  Militär-  und  Marine- 
verwaltung, welche,  obwohl  den  Arbeiterschutzbestimmungen 
unterstellt,  hinsichtlich  ihrer  Aufsicht  jedoch  einer  besonderen 
Überwachung  unterliegen.  Bezüglich  der  für  die  Eisenbahn- 
bediensteten erlassenen  Schutzbestimmungen  liegt,  wie  in 
England ,  ihre  Kontrolle  in  der  Hand  der  Eisenbahn- 
verwaltung selbst.  Die  in  Bergwerken  seitens  der  staat- 
lichen Minenpolizei  geführte  Aufsicht  auch  über  die  Durch- 
führung der  Arbeiterschutzbestimmungen  wurde  schon  er- 
wähnt. Die  in  physischer,  geistiger  und  moralischer  Hin- 
sicht gegenüber  den  verschiedenen  Personenkategorien  der 
Inspektion  im  einzelnen  gestellten  Obliegenheiten  auf- 
zuführen, würde  zu  weit  führen.  Erwähnt  sei  nur,  dass  in 
spezifisch  wirtschaftlicher  Beziehung,  wenigstens  offiziell,  ihr 
keine  Funktionen  übertragen  sind.  Das  Gesetz  von  1895, 
betreffend  die  Lohnzahlung,  ist  der  inspektoralen  Zuständig- 
keit nicht  unterstellt. 

Nach  den  „rapports  sur  l'application  pendant  l'annee 
1901  des  lois  reglementant  le  travail"  betrug  die  Zahl  der 
dem  Inspektorat  unterworfenen  Betriebe,  also  mit  Ausschluss 
der  Bergwerke  und  Steinbrüche,  sowie  jener  der  Kriegs- 
und Marineverwaltung  unterstehenden  Werke,  Ende  1901: 
327703,  in  welchen  2  865  832  Personen,  wovon  über  40% 
den  besonders  geschützten  Klassen  (der  Kinder,  Jugend- 
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liehen  und  Frauen)  angehörten,  beschäftigt  waren;  von  diesen 
Etablissements  wurden  im  Jahre  1901:  124016  oder  37,8^/^ 
mit  1  967  463  oder  75,7  ^-  ^  Arbeitern  besichtigt  und  ein- 
gehender untersucht.  Bei  dem  damaligen  Inspektionspersonal 
von  insgesamt  103  Aufsichtsbeamten  kommen  demnach  auf 
1  Beamten  3181,5  zu  revidierende  Betriebe  und  27  823,6  zu 
revidierende  Arbeiter,  tatsächlich  aber  wurden  von  1  Beamten 
nur  revidiert:  1204,0  Betriebe  und  19101,5  Arbeiter,  d.  h. 
jeder  der  dem  Inspektor  unterstellten  Betriebe  wurde  nur 
etwa  alle  2^2 — 3  Jahre  besucht.  Das  führte  dann  1902  zu 
der  oben  bereits  erwähnten  Erhöhung  der  Zahl  der  Arbeits- 
inspektoren auf  121. 

Was  die  zur  Durchführung  der  Schutzgesetze  not- 
wendigen Befugnisse  der  Inspektoren  anbetrifft,  so  haben 
sich  dieselben  gegen  früher  nicht  wesentlich  geändert.  Die 
1892  mit  staatlichem  Charakter  ausgerüsteten  Departements- 
inspektoren erhielten  im  allgemeinen  die  nämlichen  Befug- 
nisse für  ihren  Sprengel  wie  die  Bezirks-  (Divisions-)  In- 
spektoren für  ihren  Aufsichtsbereich;  die  einen  wie  die 
andern  haben  das  Recht,  die  ihnen  unterstellten  Anlagen  zu 
betreten,  sie  können  sich  die  vorgeschriebenen  Register, 
Tauglichkeitsatteste,  Arbeitsordnungen,  Arbeitsbücher  und 
sonstigen  Register  vorlegen  lassen.  Kinder  wie  die  übrigen 
Arbeiter  sind  sie  berechtigt,  zu  fragen  und  zwar  möglichst 
nur  in  Abwesenheit  der  Chefs  und  ihrer  sonstigen  Vor- 
gesetzten. Die  Industriellen  haben  ihrem  Besuch  keinen 
Widerstand  entgegenzusetzen,  noch  dürfen  sie  ihnen  die 
Vorlegung  der  benannten  Urkunden  verweigern.  Mit  einer 
Geldstrafe  von  100—500  Pres,  werden  diejenigen  bestraft, 
die  dem  Inspektor  bei  Ausübung  seiner  Pflichten  Hinder- 
nisse in  den  Weg  legen,  im  Wiederholungsfall  kann  diese 
Strafe  sogar  von  500  Eres,  auf  1000  steigen ;  das  bedeutete 
gegen  früher  eine  wesentliche  Verstärkung  des  Rückhalts 
der  inspizierenden  Beamten. 

Bezüglich  ihrer  richterlichen  Eigenschaften  steht  beiden 
Inspektorenklassen  das  Recht  zu,  im  Falle  einer  Zuwider- 
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Handlung  gegen  die  Gesetze  Protokoll  darüber  aufzunehmen, 
das  zum  Beweis  des  Gegenteils  Glauben  besitzt.  Finden 
sie  die  im  Verordnungswege  erlassenen  Bestimmungen  über 
hygienische  und  Sicherheitsvorkehrungen  nicht  erfüllt,  so 
haben  sie  zunächst  die  Mängel  und  Termine  für  deren 
Behebung  schriftlich  bekannt  zu  geben,  wogegen  dem 
Industriellen  das  Recht  der  Reklamation  beim  Handels- 
ministerium zusteht. 

Bezüglich  der  den  Inspektoren  unterstehenden  Staats- 
betriebe sind  sie  angewiesen,  die  von  ihnen  festgestellten 
Gesetzesübertretungen  lediglich  zur  Kenntnis  des  Handels- 
ministers zu  bringen,  der  alles  Weitere  zu  veranlassen  hat. 
Dem  Bezirksinspektor  steht  ausschliesslich  das  Recht  zu, 
gewisse  im  Gesetz  vorgesehene  und  durch  öffentliche  Ver- 
waltungsmassnahmen  bestimmte  Abweichungen  zu  ge- 
nehmigen. Unter  diesen  von  der  Inspektion  abhängig  ge- 
machten Dispensen  kommt  die  ihr  zustehende  Befugnis  der 
Bewilligung  von  Ausnahmen  vom  Verbot  der  Nachtarbeit 
für  Jugendliche  und  Frauen  in  Betracht,  sodann  das  Recht 
der  Bewilligung  von  Oberstunden  für  dieselben  Personen- 
kategorien. Dadurch  ist  der  Inspektion  eine  wichtige  Rolle 
zuerteilt,  die  an  jene  frühere  der  englischen  Inspektoren  er- 
innert. Zuletzt  ist  noch  die  den  Inspektoren  auf  Grund  des 
Gesetzes  von  1892  von  neuem  übertragene  Aufgabe  zu  er- 
wähnen, die  Statistik  über  die  Bedingungen  der  gewerblichen 
Arbeit  in  den  ihrer  Überwachung  anvertrauten  Bezirken 
aufzustellen.  Diese  statistischen  Daten  über  die  Arbeits- 
verhältnisse, die  als  „rapports  des  inspecteurs  divisionnaires 
du  travail"  nach  wie  vor  als  Anhang  zum  Bericht  der  Oberen 
Kommission  an  den  Präsidenten  der  Republik  veröffentlicht 
werden  und  den  Hauptinhalt  des  Berichtbandes  ^)  bilden. 


1)  Dieser  von  der  Direction  du  travail  im  Ministerium  für  Handel 
alljährlich  herausgegebene  Berichtsband  enthält  unter  dem  Titel :  „Rapports 
sur  l'application  pendant  l'annee  (folgt  Jahr)  des  lois  reglementant  le 
travail"  ausser  dem  Bericht  der  Oberen  Kommission  über  die  Anwendung 
des  Gesetzes  vom  2.  November  1892  und  den  Rapports  der  Divisions- 
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äher  zu  besprechen,  würde  zu  weit  führen,  drum  seien  die 
on  den  Divisionsinspektoren  abgestatteten  Rapports,  in 
welche  auch  die  der  Departementsinspektoren  mit  hinein 
verwebt  sind,  nur  der  Überschrift  ihrer  verschiedenen  Kapitel 
nach  mitgeteilt,  die  im  allgemeinen  wie  folgt  zu  enthalten 
pflegen: 

Kapitel  I:  Allgemeines; 

„     II:  Alter  der  Zulassung  zur  gewerbl.  Arbeit; 

„     III:  Arbeitsdauer; 

„    IV:  Nachtarbeit.    Wöchentliche  Ruhe; 

V:  Von  den  Inspektoren  bewilligte  Ausnahmen ; 
„    VI:  Arbeitsbücher,  Register,  Anschläge; 
„   VII:  Hygiene  und  Sicherheit  der  Arbeiter; 
„  VIII:  Unfälle; 

„    IX:  Wohltätigkeitsanstalten; 

y,     X:  Theater  und  Cafes  Concerts  mit  festem  Stand; 

Ambulante  Gewerbe; 
„    XI:  Departementskommissionen.  Patronalcomites; 
„   XII:  Inspektion; 
„  XIII:  Bestrafungen. 

Ein  letztes  Kapitel  pflegt  dann  noch  allgemeine  Be- 
merkungen und  Wünsche,  sowohl  in  Bezug  auf  den  Arbeiter- 
schutz wie  das  Inspektorat  zu  enthalten.  Diese  sozial- 
politische Berichterstattung  dürfte  indes  in  Frankreich  weniger 
als  in  mehreren  anderen  Ländern  an  Bedeutung  hervor- 
treten; denn  wie  in  England,  so  besteht  auch  hier  ein 
Arbeitsamt,  das  Office  du  travail,  welches  1891,  auf  Ver- 
anlassung des  conseil  superieur  du  travail,  einer  beratenden 
dem  Handelsministerium  zur  Seite  stehenden  freien  Wahl- 
körperschaft, beim  Ministerium  für  Handel,  Industrie  und 
Kolonien  errichtet  wurde.  Seine  Aufgabe  ward  es,  sämtliche 
auf  die  Arbeitsstatistik  bezüglichen  Daten  zu  sammeln,  zu 


inspektoren  noch  diejenigen  der  Mineningenieure,  sowie  den  von  dem 
Handelsministerium  an  den  Präsidenten  der  Republik  zu  erstattenden 
Bericht  über  die  Handhabung  des  Gesetzes  vom  12.  Juni  1893. 
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ordnen  und  zu  veröffentlichen,  die  vornehmlich  in  dem  seit 
1894  monatlich  in  grosser  Auflage  erscheinenden,  für  die 
weitesten  Kreise  bestimmten  bulletin  de  l'office  du  travail 
mitgeteilt  werden.  Gleichwohl  sind  die  Berichte  der  Arbeits- 
inspektoren von  grösster  Wichtigkeit  zur  Beurteilung  von 
Spezialfragen,  insbesondere  bezüglich  des  engeren  Arbeiter- 
schutzes, wie  sie  auch  in  Frankreich  jenen  zu  näherer  Er- 
örterung vorgelegt  werden  und  für  die  Gesetzgebung  von 
grösster  Bedeutung  geworden  sind. 

Blickt  man  auf  die  Tätigkeit  der  französischen  Arbeits- 
inspektion zurück,  so  lässt  ein  Vergleich  ihres  Wirkens  im 
letzten  Jahre  vor  ihrer  Reorganisation  mit  demjenigen  um 
ein  Jahrzehnt  später  die  inzwischen  stark  gestiegene  Tätig- 
keit des  Instituts  deutlich  erkennen.  So  sehen  wir  die  Zahl 
der  besuchten  Betriebe  im  Jahre  1891  nur  69951  erreichen, 
diejenige  der  eingeleiteten  Strafamtshandlungen  365;  dem- 
gegenüber bezifferte  sich  die  Zahl  der  im  Jahre  1901  re- 
vidierten Etablissements  auf  124  016,  während  nicht  weniger 
als  2836  Protokolle  aufgenommen  wurden.  Diesen  ge- 
steigerten Aufwendungen  der  Inspektion  ist  im  allgemeinen 
denn  auch  der  günstige  Erfolg  nicht  versagt  geblieben. 
So  wird  in  dem  vom  französischen  Handelsminister  für 
1902  im  Journal  Officiel  de  la  Republique  frangaise  ver- 
öffentlichten Bericht  über  die  Durchführung  des  Schutzes, 
betreffend  die  Gesundheit  und  Sicherheit  der  Arbeiter, 
hervorgehoben,  dass  die  beratende  Tätigkeit  der  Inspektoren, 
ihre  Anweisungen  im  allgemeinen  gut  aufgenommen  sind, 
dass  die  Industriellen  sehr  häufig  auch  beträchtliche  Auf- 
wendungen nicht  gescheut  haben,  besonders  da,  wo  es  sich 
weniger  um  Massnahmen  hygienischer  Natur  als  vielmehr 
um  Sicherheitsvorkehrungen  handelte.  Auch  die  Durch- 
führung der  auf  die  im  Handel  beschäftigten  Personen  aus- 
gedehnten hygienischen  und  Sicherheitsvorschriften  hat 
wesentliche  Schwierigkeiten  nicht  verursacht,  die  Zahl  der 
Gesetzesübertretungen  zeigt  gegen  das  erste  Jahr  einen  er- 
heblichen Rückgang.    Auch  die  Bestimmungen  des  Gesetzes 
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über  die  Arbeitszeit  und  seiner  Ergänzungen  werden  nach 
dem  ebenda  publizierten  Bericht  der  Oberen  Kommission 
gegen  früher  besser  befolgt.  Konstatiert  wird  insbesondere, 
dass  sich  im  Verkehr  der  Aufsichtsbeamten  mit  den  Arbeit- 
gebern äusserst  selten  Schwierigkeiten  ergeben  haben,  wie 
denn  letztere  auch  in  anerkennenswerter  Weise  bemüht  ge- 
wesen sind,  den  gesetzlichen  Vorschriften  zur  Durchführung 
zu  verhelfen.  Ebenso  sind  die  Beziehungen  der  Fabrik- 
inspektoren sowohl  zu  den  einzelnen  Arbeitern  wie  zu  deren 
Organisation  sehr  gute  gewesen.  Gerade  dieser  letzte  Um- 
stand ist  von  Bedeutung.  Lange  Zeit  herrschte  der  allge- 
meine Eindruck,  dass  die  Überwachung  sich  der  Hauptsache 
nach  auf  die  Anwendung  des  Gesetzesbuchstabens  be- 
schränke. Von  der  Auffassung  des  Amtes  im  sozialen  Sinne 
war  bei  dem  Aufsichtspersonal  wenig  zu  findend)  Die  Be- 
ziehungen zur  Arbeiterbevölkerung  entwickelten  sich  selten 
über  die  dienstlichen  Bemühungen  hinaus;  das  lebendige 
Eindringen  in  das  Arbeiterdasein  erstreckte  sich  nur  auf  die 
Beobachtung  exzeptioneller  Fälle.  So  scheinen  auch  nach 
dieser  Seite  hin  die  Bemühungen  eines  Millerand  um  die 
Ausgestaltung  des  Arbeiterschutzes  gute  Früchte  zu  zeitigen. 
Durch  verschiedene  Rundschreiben  suchte  er  im  hiteresse 
einer  wirksameren  Durchführung  der  Schutzbestimmungen 
eine  engere  Fühlung  zwischen  Inspektion  und  Arbeiterschaft 
anzubahnen.  Durch  Vorträge  über  Inhalt  und  Ausdehnung 
der  Schutzgesetze  suchten  die  Aufsichtsbeamten  auf  Ein- 
ladung^ der  Arbeiter  diese  über  ihre  aus  der  Gesetzgebung 
erwachsenden  Pflichten  zu  unterrichten,  um  sich  so  ihre 
Beihülfe  zu  erleichtern.  Gerade  die  Untätigkeit  der  fran- 
zösischen Arbeiter,  die  der  Meinung  waren,  dass  man  sie  viel 
zu  sehr  schütze,  bildete  eine  stets  wiederkehrende  Klage  der 
Inspektorenberichte.  So  bezeichnet  es  einen  Fortschritt  auch 
nach  dieser  Richtung,  wenn  der  angeführte  'Bericht  der 
Oberen  Kommission  konstatiert,  dass  die  Fälle,  in  denen 
sich  die  Arbeiter  der  überwachenden  Tätigkeit  der  Inspektoren 


1)  Cf.  Scholthoefer  in  der  „Sozialen  Praxis",  8.  Jahrg.,  No.  33. 


—    90  — 


zu  entziehen  versuchten,  ganz  gering  sind.  Gegenüber 
diesem  geringer  werdenden  aktiven  wie  passiven  Widerstand 
der  Unternehmer-  wie  Arbeiterschaft  verstummen  die  Klagen 
der  Inspektoren  nicht  über  die  den  Erfolg  des  Arbeiter- 
schutzes stark  hemmende  Haltung  der  Staatsanwaltschaft 
und  Gerichte.  Erstere  ist  im  allgemeinen  sehr  wenig  ge- 
neigt, den  von  den  Inspektoren  gestellten  Strafanträgen  Folge 
zu  geben;  manche  ernste  Gesetzesübertretung  muss  so  ohne 
die  gesetzliche  Ahndung  bleiben,  dabei  leidet  die  Autorität 
der  Aufsichtsbeamten  gegenüber  den  Unternehmern  sehr 
stark  unter  der  Nichtbeachtung  ihrer  Anträge.  Diesem  Obel- 
stande abzuhelfen  suchte  ein  auf  Veranlassung  des  Handels- 
ministers vom  Justizminister  erlassenes  umfangreiches  Rund- 
schreiben an  die  Oberstaatsanwälte,  in  welchem  sie  ange- 
wiesen werden,  die  ihnen  unterstellten  Staatsanwaltschaften 
zur  strengsten  Beachtung  der  Arbeiterschutzgesetze  und  der 
zugehörigen  Verordnungen  anzuhalten.  Insbesondere  auch 
soll  die  Vergünstigung  mildernder  Umstände  möglichst  ein- 
geschränkt werden  und  namentlich  soll  eine  Gesetzes- 
übertretung, die  eine  ganze  Anzahl  von  Arbeitern  um- 
schliesst,  mit  der  gesetzlich  fixierten  Geldbusse  für  jeden 
betroffenen  Arbeiter  belegt  werden  u.  s.  f. 

Dazu  gibt  das  Rundschreiben  strenge  Anweisung  zu 
raschester  Behandlung  der  von  der  Gewerbeaufsicht  ge- 
stellten Strafanträge. 

Ober  die  dem  Sinne  des  Gesetzes  entgegenstehende 
Rechtssprechung  wird  auch  im  letzterwähnten  Bericht  der 
Oberen  Kommission  Klage  geführt.  Nach  den  Worten  eines 
Inspektors  hält  dieser,  infolge  eines  Rechtsspruches  des 
Kassationshofes,  die  Oberwachung  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften über  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  für  fast  un- 
möglich; ebenso  kommt  der  Bericht  der  Kommission  auf 
Grund  der  Erfahrungen  über  die  Innehaltung  der  Vor- 
schriften betreffend  Nachtarbeit  zu  dem  Ergebnis,  dass  die 
neuere  Rechtssprechung  des  Kassationshofes  die  Bewegungs- 
freiheit  der   Fabrikinspektoren   ausserordentlich  einengte; 
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dass,  wenn  nach  dieser  Richtung  eine  Änderung  der  Rechts- 
sprechung nicht  Platz  greifen  sollte,  zur  wirksamen  Durch- 
führung des  Verbots  der  Nachtarbeit  in  industriellen  Be- 
trieben neue  gesetzgeberische  Massnahmen  erforderlich  sein 
würden.  Bei  diesem  Punkte  sei  auch  der  technischen 
Schwierigkeiten  Erwähnung  getan,  auf  welche  die  Aus- 
führung des  französischen  Schutzsystems  zum  Teil  gestossen 
ist  und  die  einen  strikten  Vollzug  so  schwierig,  ja  unmög- 
lich, gemacht  haben.  Immer  wieder  wiesen  die  Inspektoren 
auf  diese  Mängel  des  Gesetzes  hin.  Das  war  auch  das 
hauptsächlichste  Reformmotiv  des  Gesetzes  vom  März  1900, 
wonach,  wie  angeführt,  in  allen  Gewerbebetrieben  mit  ge- 
mischtem Personal  die  Beschäftigungsdauer  für  alle  Arbeiter- 
kategorien vereinheitlicht  wurde.  Waren  doch  bis  dahin  in 
der  Begrenzung  des  Maximalarbeitstages  4  Kategorien  zu 
unterscheiden :  \) 

1.  Kinder  von  13—16  Jahren  mit  10  stündiger  Ar- 
beitszeit ; 

2.  Jugendliche  von  16 — 18  Jahren  mit  11  stündiger 
Arbeitszeit  und  60  Stunden  Wochenmaximum; 

3.  Weibliche  Arbeiter  über  18  Jahre  mit  11  stündiger 
Arbeitszeit; 

4.  Männliche  Arbeiter  über  18  Jahre  mit  12  stündiger 
Arbeitszeit  und  Zulassung  zur  Nachtarbeit,  welche  den  drei 
ersten  Klassen  untersagt  war. 

Man  erfand  hauptsächlich  in  der  Textilindustrie  Kom- 
binationen von  Schichtwechsel,  von  Gruppenarbeit,  von 
unterbrochenen  Schichten,  welche  die  Kontrolle  ganz  un- 
möglich machten.  Ist  seitdem  eine  Erleichterung  hinsicht- 
lich des  Vollzugs  der  neuen  Bestimmungen  über  die  Dauer 
der  Arbeitszeit  eingetreten,  wie  der  erwähnte  Bericht  der 
Oberen  Kommisson  betont,  so  gilt  dies  nach  Aussage  eines 
Inspektors  freilich  nur  für  die  erste  Zeit  nach  Inkrafttreten 
des  Gesetzes,  während  sich  bald  danach  Schwierigkeiten 


1)  Cf.  Schotthoefer  in  der  „Sozialen  Praxis",  9.  Jahrg.,  No.  32. 
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ergaben,  die  sogar  dazu  angetan  erschienen,  die  Über- 
wachung der  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Verkürzung 
der  Arbeitsdauer  fast  unmöglich  zu  machen.  Als  einzig 
möglichen  Weg,  solchen  Unzuträglichkeiten  abzuhelfen,  be- 
zeichnen die  Inspektoren  fast  einstimmig,  die  einheitliche, 
d.  h.  für  alle  Arbeiter  gleichmässige  Begrenzung  der 
Arbeitsdauer.  ^) 

Sind  nun  auch  im  grossen  und  ganzen  die  Fortschritte 
des  Arbeiterschutzes  in  Frankreich  unverkennbar,  so  sind 
trotz  der  Anstrengung  und  Aufopferung  der  Inspektoren  die 
Fälle  der  Gesetzesübertretungen  noch  zahlreich.  Deren 
Zahl  etwa  durch  häufigere  und  genauere  Besichtigungen 
seitens  der  Inspektion  zu  vermindern,  scheint  bei  dem 
geringen  Bestand  des  Aufsichtspersonals  nicht  möglich.  Die 
hohe  Zahl  von  über  1200  im  Jahre  1901  von  dem  einzelnen 
Beamten  durchschnittlich  besuchten  Betriebe  stellt  so  wie  so 
schon  eine  starke  Überlastung  dar.  Trotz  solcher  Über- 
anstrengung konnten  nur  37,8%  aller  zu  besuchenden  Be- 
triebe inspiziert  werden,  also  jeder  Betrieb  fast  nur  alle 
drei  Jahre.  Dass  da  die  Möglichkeit  für  die  Unternehmer- 
schaft, lange  Zeit  das  Gesetz  unbemerkt  übertreten  zu 
können,  in  hohem  Masse  gegeben  ist,  liegt  auf  der  Hand; 
erklärlich  auch,  wenn  seitens  gewissenloser  Unternehmer 
diese  Gelegenheit  nach  Möglichkeit  ausgenutzt  wird.  Daher 
drängen  die  Inspektoren  unaufhörlich  auf  eine  Verstärkung 
ihres  Bestandes.  Die  1902  erwähnte  Erhöhung  desselben 
auf  insgesamt  121  Beamte  will  eine  nur  unbedeutende  Ver- 
stärkung der  Kontrole  besagen.  War  dadurch  auch  der  in- 
folge des  Gesetzes  vom  29.  Dezember  1900  erfolgten  Unter- 
stellung weiterer  Betriebe  unter  die  Inspektion  Rechnung 
getragen,  so  hatten  die  inzwischen  hinzugetretenen  Aufgaben 
des  Inspektorats  dessen  Rahmen  doch  so  wesentlich  er- 
weitert, dass  genannte  Erhöhung  des  Personals  bei  seiner 
inzwischen  unverändert  gebliebenen  Zahl  dazu  in  keinem 
Verhältnis  stand  und  um  so  weniger  steht,  als  seit  dieser 

1)  Cf.  „Rcichsarbeitsblatt",  1.  Jahrg.,  No.  9,  S.  730. 
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Vermehrung  der  Aufsichtsbeamten  auch  bereits  ihr  Wirkungs- 
kreis infolge  zahlreicher,  im  Verwaltungswege  erlassener 
Verordnungen,  insbesondere  infolge  des  modifizierenden 
Gesetzes  von  1903,  betreffend  die  Gesundheit  und  Hygiene 
der  Arbeiter,  wiederum  erweitert  ist.  Bei  der  Haltung  des 
Parlaments,  das  sich  aus  Furcht  allzu  starker  Belastung  des 
Budgets  einer  weiteren  Vermehrung  des  Aufsichtspersonals 
zur  Zeit  ablehnend  verhält,  sieht  der  bekannte  Sozialpolitiker 
Jay  vorläufig  den  besten  Ausweg  aus  dieser  Verlegenheit 
des  ungleichmässigen  und  unvollkommenen  Gesetzesvollzugs 
in  einer  besseren  Unterstützung  der  Inspektion  seitens  der 
Departementskommissionen.  Sind  diese  bisher  nur  zu 
schwachem  Leben  erwacht,  so  glaubt  er  sie  durch  umfassende 
Machtbefugnisse  ihren  erweiterten  Zwecken  in  höherem 
Masse  anpassen  zu  können.  Als  das  Ziel  aller  auf  wirk- 
sameren Arbeiterschutz  gerichteten  Bestrebungen  gilt  freilich 
auch  ihm  eine  angemessene  Vermehrung  des  Inspektions- 
personals. 


Schweiz. 

Als  drittem,  bezüglich  seiner  Fabrikinspektion  zu  er- 
örternden Lande,  wenden  wir  uns  der  Schweiz  zu. 

Im  Gegensatz  zu  den  Einrichtungen  der  beiden  eben 
besprochenen  Länder  hat  das  schweizerische  Fabrikinspektorat 
nicht,  wie  dort,  auf  eine  ähnliche  Entwickelung  zurück- 
zublicken. 

In  der  Schweiz,  wo  die  Arbeiterschutzgesetzgebung, 
wie  erwähnt,  weiter  zurückreicht,  als  in  den  meisten  anderen 
Staaten,  hatte  ihr  längeres  Bestehen  das  Verständnis  für 
sozialpolitische  Aufgaben  im  allgemeinen  eher  als  anderswo 
reifen  lassen,  dieses  Moment  aber  in  einzelnen  Kantonen 
zu  weitgehender,  in  der  Konkurrenzfähigkeit  mit  anderen 
Kantonen  jedoch  ihre  Grenze  findenden  Arbeiterfürsorge 
geführt.  Das  wiederum  musste  das  Verlangen  nach  einem 
für  alle  Kantone  gültigen  Arbeiterschutz  wachrufen,  für  dessen 
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Mass  man  so  glücklich  war,  die  weitgehenden  Schutz- 
vorschriften einzelner  Kantone  in  dem  zustandeko'mmenden 
Bundesgesetz,  betreffend  die  Arbeit  in  den  Fabriken  vom 
23.  März  1877  zu  akzeptieren.  So  hat  diese  gesetzgeberische, 
mit  Recht  als  bedeutender  Fortschritt  gefeierte  Massnahme 
lange  Zeit  in  ihrer  ursprünglichen  Form  bestehen  können, 
ohne  den  Bedürfnissen,  welche  durch  die  sich  inzwischen 
vollzogene  Weiterentwicklung  der  sozialen  Verhältnisse  ge- 
zeitigt, allzu  eng  zu  werden.  Dementsprechend  konnte  das 
darauf  basierende,  in  manchen  Beziehungen  dem  englischen 
Inspektorate  nachgeahmte  Aufsichtsinstitut,  das  in  be- 
sprochenen Ländern,  wie  gezeigt,  mit  der  Modifikation  der 
Gesetzgebung  nicht  selten  ebenfalls  sich  veränderte,  in 
seinen  Grundzügen  unverändert  bleiben.  ^) 

Die  gesetzliche  Grundlage  des  eidgenössischen  Fabrik- 
inspektorats  ist  in  Artikel  18  genannten  Gesetzes  gegeben: 
„Der  Bundesrat  übt  die  Kontrolle  über  die  Durch- 
führung dieses  Gesetzes  aus.  Er  bezeichnet  zu  diesem 
Zwecke  ständige  Inspektoren  und  setzt  die  Pflichten  und 
Befugnisse  derselben  fest.  Der  Bundesrat  kann  überdies, 
soweit  er  es  für  notwendig  erachtet,  Spezialinspektionen 
über  einzelne  Industriezweige  oder  Fabriken  anordnen. 
Er  verlangt  zu  diesem  Zwecke  von  der  Bundesversammlung 
die  nötigen  Kredite." 

In  Ausführung  dieses  Artikels  wurde  dann,  gemäss 
Bundesratsbeschluss  vom  24.  August  1878,  die  eidgenössische 
Fabrikinspektion  gleich  von  Anfang  an  so  reguliert,  dass 
Einzelinspektoren  mit  bestimmten  zugeteilten  Kreisen  be- 
stellt wurden.  Zu  dem  Zwecke  wurde  die  gesamte  Schweiz 
in  drei  Aufsichtskreise  geteilt,  von  denen  jeder  eine  Anzahl 
von  Kantonen  umfasste,  deren  ursprüngliche  Verteilung  auf 
die  drei  Inspektionskreise  im  wesentlichen  unverändert  ge- 
blieben ist  und  sich  gegenwärtig  folgendermassen  gestaltet: 
Der  erste  Kreis  umfasst  die  Kantone  Zürich,  Uri,  Schwyz, 

1)  Cf.  Schuler  im  „Handwörterbuch  der  Schweizerischen  Volks- 
wirtschaft etc.",  Art.  „Arbeiterschutz",  1.  Bd.,  S.  108.    Bern  1902. 
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Ob-  und  Nidwaiden,  Glarus,  Zug,  St.  Gallen,  Graubünden; 
der  zweite  Kreis  die  Kantone  Bern  (Jura),  Freiburg,  Tessin, 
Waadt,  Wallis,  Neuenburg  und  Genf;  der  dritte  Kreis  die 
Kantone  Bern  (alter  Landesteil\  Luzern,  Solothurn,  Basel- 
stadt, Baselland,  Schaffhausen,  Appenzell  A-Rh.,  Appen- 
zell J-Rh.,  Aargau  und  Thurgau.  An  der  Spitze  jedes  dieser 
drei  Kreise  steht  ein  Fabrikinspektor  als  eidgenössischer 
Beamter  mit  seinem  Amtssitz  in  Mollis,  bezw.  Lausanne, 
bezw.  Schaffhausen.  Die  Beamten  sind  unmittelbar  dem  eid- 
genössischen Industrie-  und  Landwirtschaftsdepartement  unter- 
stellt und  stehen  in  gleichem  Range.  Bezüglich  ihrer  Vor- 
bildung wurde  eine  bestimmte  Fachbildung  nicht  gefordert. 
Der  Inspektor  des  ersten  Kreises  war  seinem  Beruf  nach 
praktischer  Arzt,  derjenige  des  zweiten  Kreises  bekleidete 
die  Stelle  eines  Nationalrates,  während  der  Inspektor  des 
dritten  Kreises  Mechaniker  von  Beruf  war.  Im  übrigen  aber 
schwebte  von  Anfang  an  der  Gedanke  vor,  das  Inspektorat 
aus  einem  Chemiker,  Mechaniker  und  Hygieniker  zusammen- 
zusetzen, eine  Kombination,  die  auch  bei  der  Wahl  der 
Adjunkten  bezw.  Assistenten  nicht  ausser  Acht  gelassen 
worden  ist.  Während  anfangs  nun  die  Wahrnehmung  der 
Arbeiterinteressen  nicht  die  alleinige  Berufstätigkeit  des  eid- 
genössischen Inspektorats  war  —  so  lag  z.  B.  dem  Beamten 
des  zweiten  Aufsichtskreises  zugleich  auch  die  Inspektion 
der  Bureaux  für  die  Kontrollierung  der  Gold-  und  Silber- 
waren ob  — ,  so  bildet  die  Aufsichtstätigkeit  seit  längerem 
—  soweit  uns  bekannt  —  nunmehr  die  ausschliessliche 
Amtsfunktion. 

Das  Jahresgehalt  dieser  drei  Inspektoren  beträgt  je 
6000  Frcs.;  Diäten  im  Betrage  von  5  Frcs.  für  jeden  Reise- 
tag und  7  Frcs.  für  jede  auswärts  zugebrachte  Nacht;  ausser- 
dem Ersatz  der  effektiven  Reisekosten.  Wegen  Häufung 
der  Geschäfte  wurden  den  Inspektoren  seit  1886  allmählich 
Hülfskräfte,  Adjunkten  bezw.  Assistenten  beigegeben  und 
gegenwärtig  beträgt  ihre  Zahl  bei  jedem  der  drei  In- 
spektorate  2  mit  je  3000  und  4500  Frcs.  Jahresgehalt;  das 
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gesamte  eidgenössische  Fabrik-Aufsichtspersonal,  inkl.  eines 
Kanzleigehülfen,  zählt  somit  10  Beamte. 

Erst  später  machte  der  Bundesrat  infolge  des  er- 
weiterten Haftpflichtgesetzes,  durch  welches  eine  Anzahl 
weiterer  Betriebe  zur  Herstellung  der  erforderlichen  Schutz- 
vorschriften verpflichtet  wurde,  von  der  ihm  eingeräumten 
Befugnis  zur  Schaffung  von  Sonderinspektoren  Gebrauch: 
1896  Hess  er  eine  spezielle  Inspektion  für  die  Bergwerke 
und  Steinbrüche  der  gesamten  Schweiz  ins  Leben  treten, 
die  sich  mit  der  Durchführung  des  Haftpflichtgesetzes  und 
der  Unfallverhütung  zu  befassen  hat,  zu  welchem  Zwecke 
ihr  die  gleichen  Rechte  wie  den  Fabrikinspektoren  eingeräumt 
wurden. 

Die  Stellung  der  eidgenössischen  Fabrikaufsichtsbeamten 
ward  durch  eine  Instruktion  vom  18.  Juni  1883  näher  ge- 
regeh:  Sie  haben  im  Sinne  von  Art.  18  des  Fabrikgesetzes 
seine  Durchführung  in  den  Kantonen  zu  überwachen  und 
jede  Fabrik  ihres  Kreises  wenigstens  ein  Mal  innerhalb 
2  Jahren  zu  besuchen;  sie  sollen  bemüht  sein,  durch  eine 
wohlwollend  kontrollierende  Tätigkeit  nicht  nur  den  Arbeitern 
die  Wohltaten  des  Gesetzes  zu  sichern,  sondern  auch  die 
Arbeitgeber  in  der  Erfüllung  der  Anforderungen,  welche  das 
Gesetz  an  sie  stellt,  taktvoll  zu  unterstützen,  zwischen  den 
beiderseitigen  Interessen  auf  Grund  ihrer  Kenntnisse  und 
Erfahrungen  in  billiger  Weise  zu  vermitteln  und  sowohl 
den  Arbeitgebern  als  Arbeitern  gegenüber  eine  Vertrauens- 
stellung zu  gewinnen.  Bedeutsam  ist  auch,  dass  der  eid- 
genössische Inspektor  nicht  als  gerichtlicher  Experte  fungieren 
darf,  damit  er  nicht  riskiere,  bei  der  einen  oder  anderen 
Partei  an  seinem  Ansehen  und  an  seinem  Einfluss  Schaden 
zu  erleiden.^) 

Welches  ist  nun  der  nähere,  dem  eidgenössischen  In- 
spektorat  als  Öberaufsichtsinstanz  zugewiesene  Wirkungs- 
kreis?   Die  ihm  obliegende  Kontrolle  über  die  Durchführung 

1)  Cf.  „Volkswirtschaftslexikon  der  Schweiz",  herausg.  von  Furrer. 
Art.  „Fabrikwesen". 
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des  Fabrikgesetzes  srstreckt  sich  sachlich  im  einzelnen  auf 
folgende  hauptsächlichen  von  dem  letzteren  geregelten 
Punkte:  Auf  die  allgemeinen,  im  Interesse  der  Arbeiter 
gegen  Gefahren  für  Gesundheit  und  Leben  zu  treffenden 
Vorkehrungen,  welche  ungefähr  die  Mitte  halten  zwischen 
den  ganz  allgemein  gefassten  Vorschriften  der  deutschen 
Gewerbeordnung  und  den  spezialisierenden  Vorschriften  der 
englischen  Arbeiterschutzgesetze;  ^)  allgemeiner  Natur,  d.  h. 
ohne  Rücksicht  auf  Alter  und  Geschlecht  sind  auch  die 
Truckbestimmungen  und  die  Vorschriften  über  Lohnzahlung; 
ferner  auch  jene  in  dem  schweizerischen  Gesetz  vorgesehenen 
sogenannten  Verwaltungsurkunden,  insbesondere  die  im 
Gegensatz  zu  England  und  Frankreich  bestehenden,  hin- 
sichtlich ihrer  Revision  nicht  unerhebliche  Zeit  beanspruchen- 
den Arbeitsordnungen  mit  Bestimmungen  über  Ein-  und 
Austritt  aus  dem  Arbeitsverhältnis,  Kündigung  u.  s.  f.  Indem 
die  eidgenössische  Gesetzgebung  bezüglich  einzelner  Be- 
stimmungen der  tatsächlichen,  eines  legislatorischen  Ein- 
schreitens bedürftigen  Entwickelung  der  Verhältnisse  fast 
Vorgriff  und  bereits,  wie  in  Frankreich,  auch  die  Arbeitszeit 
der  Männer  ihrer  Regelung  unterwarf,  sehen  wir  die  männ- 
lichen Erwachsenen  schon  von  Anfang  an  gleich  den  Jugend- 
lichen und  Frauen  als  besonders  geschützte  Kategorien  dem 
individuellen  Zuständigkeitsgebiet  der  schweizerischen  In- 
spektoren in  verschiedenen  Beziehungen  einverleibt.  So  in 
Bezug  auf  die  Überwachung  eines  auch  hier  bestehenden 
Maximalarbeitstages,  ferner  der  im  allgemeinen  verbotenen 
Nachtarbeit,  der  meist  untersagten  Beschäftigung  an  Sonn- 
und  Festtagen,  endlich  der  auch  für  die  Männer  vorge- 
schriebenen Mittagspause.  Wie  aber  in  anderen  Staaten, 
so  veranlassen  die  sehr  einschneidenden,  speziellen  Vor- 
schriften über  die  Arbeit  von  Kindern ,  jungen  Leuten  und 
weiblichen  Personen  auch  in  der  Schweiz  die  eidgenössische 
Inspektion,  ihre  Aufmerksamkeit  diesen  in  höherem  Grade 

1)  Cf.  Bücher  im  Handw.  d.  Staatsw.,  Art.  „Arbeiterschutzgesetz- 
gebung" in  der  Schweiz. 
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geschützten  Personenkategorien  in  besonderem  Masse  zu- 
zuwenden: Niemand  darf  vor  Zurücklegung  eines  bestimmten 
Alters  zur  Fabrikarbeit  zugelassen  werden;  die  Führung  von 
Listen  und  Beibringung  von  Altersausweisen  für  alle  noch 
18  Jährigen  ermöglicht  die  Aufsicht  hierüber;  bei  einer  Reihe 
von  gefährlichen  und  ungesunden  Industrien  ist  die  Ver- 
wendung von  Kindern  verboten,  desgleichen  die  Nacht-  und 
Sonntagsarbeit  für  alle  Jugendlichen  fast  gänzlich,  anderen- 
falls besondere  Anordnungen  wie  Reduktion  der  Stunden- 
zahl, Abwechselung,  Schichtenarbeit  etc.  Platz  greifen;  der 
weitgehende  Schutz  der  Frauen  in  verschiedener  Beziehung 
macht  nicht  minder  die  Kontrolle  zu  einer  sehr  umfassenden. 

Fragen  wir  nach  der  örtlichen  Zuständigkeit  der  eid- 
genössischen Aufsicht,  so  ist  diese,  soweit  durch  Bundesrats- 
auslegung eine  Erweiterung  durch  extensive  Interpretation 
des  Wortlauts  des  Fabrikgesetzes  möglich,  dank  einer  weit- 
herzigen Auslegung  nicht  auf  die  anfänglich  nur  als  „Fabriken" 
geltenden  Unternehmungen  beschränkt  geblieben.  Ging  zu- 
erst die  Verwaltungspraxis  dahin,  alle  Industriebetriebe  als 
Fabrik  zu  behandeln,  welche  entweder  erstens  mehr  als 
25  Arbeiter  beschäftigen,  oder  zweitens  bei  Beschäftigung 
von  mehr  als  5  Arbeitern  Motoren  oder  Dampfgefässe, 
giftige  oder  scharfe  Stoffe  verwenden,  oder  Frauen  und  junge 
Leute  unter  18  Jahren  beschäftigen,  so  wurden  später  durch 
Bundesratsbeschluss  die  Grenzen  weitergezogen,  und  es 
unterliegen  gegenwärtig  der  Inspektion:  1.  alle  Betriebe  mit 
mehr  als  10  Arbeitern;  2.  Betriebe  mit  mehr  als  5  Arbeitern, 
welche  mechanische  Motoren  verwenden  oder  Personen  unter 
18  Jahren  beschäftigen  oder  gewisse  Gefahren  für  Gesund- 
heit oder  Leben  der  Arbeiter  bieten;  3.  Betriebe  mit  weniger 
als  11  bezw.  6  Arbeitern,  welche  aussergewöhnliche  Ge- 
fahren für  Gesundheit  und  Leben  bieten  oder  den  unver- 
kennbaren Charakter  von  Fabriken  aufweisen. 

Hierher  gehören  auch  nach  dem  Spezialgesetz  be- 
treffend Zündholzfabrikation,  die  für  diese  bestimmten  Be- 
triebe.   Teilweise  abweichend  von  diesen  Normen  sind  dem 
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B  Fabrikgesetz  und  so  der  eidgenössischen  Aufsicht  unter- 

■  stellt:  Mühlen  und  Elektrizitätswerke  mit  mehr  als  2  Ar- 

■  beitern,  falls  diese  nicht  Familienmitglieder  des  Besitzers 

■  sind;  alle  polygraphischen  Gewerbebetriebe  mit  mehr  als 
IIP  5  Arbeitern;  Stickereien  mit  drei  und  mehr  Maschinen,  falls 

nicht  ausschliesslich  Familienangehörige  beschäftigt  werden. 
^  Auch  ist  der  Bundesrat  den  Versuchen  entgegengetreten,  i) 
Hülfsbetriebe,  in  der  Umgebung  der  Fabrik  beschäftigte 
Arbeiter,  z  B.  Platzarbeiter  der  Sägereien,  Monteure,  die 
oft  auswärts  beschäftigt  sind,  dem  Gesetze  zu  entziehen  und 
hat  als  „geschlossene  Räume"  jeden  solchen  bezeichnet,  der 
durch  bauliche  Vorkehrungen  mehr  oder  weniger  gegen  die 
atmosphärischen  Einflüsse  geschützt  ist,  dagegen  hat  er, 
vornehmlich  in  Anbetracht  der  Schwierigkeit  oder  Unmög- 
lichkeit strikter  Durchführung  des  Gesetzes,  Ausrüstereien, 
Hülfsbetriebe  für  nicht  unter  dem  Fabrikgesetz  stehende 
Anstalten,  z.  B.  Waschanstalten  von  Krankenhäusern,  grossen 
Saisonhötels,  Werkstätten  von  Unterrichtsanstalten  oder  Zucht- 
häusern als  Betriebe  erklärt,  auf  welche  das  Fabrikgesetz 
nicht  anwendbar  ist. 

Der  Wirkungskreis  des  schweizerischen  hispektorats 
hat  sich  indes  nicht  auf  die  durch  das  Fabrikgesetz  ge- 
zogenen Grenzen  beschränkt.  Schon  die  ihm  auf  Grund 
der  vorhin  erwähnten  Instruktion  zugedachte  Stellung  wies 
ihm  ein  fast  unbegrenztes  Feld  der  Betätigung  im  Interesse 
sowohl  der  Arbeiter  wie  auch  der  Arbeitgeber  zu.  Die 
Initiative  des  Inspektors  oder  zum  mindesten  doch  seine 
Mitwirkung  wird  auch  bei  Ergreifung  von  administrativen 
oder  legislativen  Massregeln  in  Anspruch  genommen.  Spätere 
Bundesratsbeschlüsse  betrauen  den  Inspektor  ausdrücklich 
mit  der  Wahrnehmung  der  Interessen  des  Arbeiters  in  Bezug 
auf  das  Haftpflichtgesetz,  sei  es  durch  Belehrung,  sei  es 
durch  Kontrollierung  des  gehörigen  Gesetzesvollzugs  durch 
die  Behörden;  die  Zahl  der  Beanspruchungen  der  Inspektoren 


1)  Cf.  Schuler  im  „Handwörterbuch  der  Schweiz.  Volkswirtschaft", 
Art.  „Arbeiterschutz",  1.  Bd.,  S.  109. 
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in  streitigen  Haftpflichtfällen  hat  sich  mit  den  Jahren  immer 
mehr  gesteigert,  die  jene  oft  zu  plötzlichen  Reisen  nötigen 
und  die  Erstattung  eingehender  Gutachten  erforderlich 
machen.  Des  Weiteren  erklären  Bundesratsbeschlüsse  es 
als  Pflicht  des  Inspektors,  sich  um  das  Kranken-  und  Hülfs- 
kassenwesen  zu  kümmern.  Auch  hier  huldigt  die  Ober- 
behörde den  nämlichen  Anschauungen  wie  die  englische, 
obwohl  keine  bestimmte  Forderung  im  Gesetz  ausgesprochen 
ist.  Die  Tätigkeit  der  Inspektoren  wird  nicht  hierdurch  allein 
in  bedeutend  höherem  Masse  beansprucht,  als  es  der  ur- 
sprüngliche Wortlaut  des  Gesetzes  vorsah,  sondern  es  hat 
sich  auch  als  unabwei.slich  herausgestellt,  dass  sie  auch  den 
kantonalen  Behörden  im  Vollzug  mancher  Bestimmungen 
hilfreich  zur  Seite  stehen.  Abgesehen  von  dem  1887  er- 
weiterten Haftpflichtgesetze  erstreckt  sich  auf  weitere  Bundes- 
gesetze der  Wirkungskreis  des  eidgenössischen  Inspektors 
nicht.  Das  Bundesgesetz  betreffend  die  Arbeitszeit  bei  dem 
Betriebe  der  Eisenbahnen  und  anderen  Transportanstalten 
untersteht  bezüglich  seiner  Überwachung  dem  Eisenbahn- 
departement. 

Was  den  Wirkungskreis  der  eidgenössischen  Fabrik- 
inspektion anlangt,  so  stellte  sich  dieser  nach  dem  Geschäfts- 
berichte für  1900  und  1901  wie  folgt  dar: 


Etablissements: 


Kreis 

revisions- 
pflichtige 

mit 
Arbeitern 

revidierte 

I. 

2  054 

93  262. 

4  423 

II. 

1  804 

51860 

3  706 

III. 

2  263 

95  742 

5  030 

Total : 

6121 

240  864 

13159 

Jährlich  wurden  demnach  6  579  oder  107,3  ^/o  Betriebe 
besucht;  auf  einen  Aufsichtsbeamten  kommen  also  bei  einer 
Gesamtzahl  von  9  Inspizienten  680  zu   revidierende  Be- 
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triebe  und  26  762  Arbeiter,  in  Wirklichkeit  aber  wurden 
sogar  731  Inspektionen  vorgenommen,  d.  h.  bis  zum  wieder- 
holten Besuch  jedes  der  eidgenössischen  Inspektion  unter- 
stellten Betriebes  verging  nicht  einmal  ein  Jahr,  in  einigen 
Kreisen  konnte  eine  erhebliche  Anzahl  selbst  2 — 4  Mal  be- 
sucht werden.  So  hat  denn  auch  das  Inspektionspersonal 
in  den  letzten  Jahren  keine  Vermehrung  erfahren. 

Hinsichtlich  der  Befugnisse  der  Fabrikinspektoren  ist 
auch  für  die  eidgenössischen  Aufsichtsbeamten  in  der  ge- 
nannten Instruktion  keine  Exekutivbefugnis  vorgesehen. 
Gegenüber  Missbräuchen  und  Übertretungen  hat  der  In- 
spektor die  Aufmerksamkeit  des  Arbeitgebers  auf  diese  Tat- 
sachen zu  lenken  und  ihn  um  Abhülfe  anzugehen;  im  Falle 
der  Weigerung  hat  er  den  zuständigen  Organen  der  kanto- 
nalen Regierung  Mitteilung  zu  machen,  ev.  Anträge  auf 
Zwangs-Massregeln  zu  stellen;  schreiten  diese  nicht  darauf  ein 
und  glaubt  der  Inspektor,  dass  sie  nicht  den  Anforderungen 
des  Gesetzes  entsprechend  vorgehen,  so  hat  er  sich  an  das 
ihm  vorgesetzte  schweizerische  Departement  zu  wenden.  Im 
übrigen  haben  die  Inspektoren  das  Recht,  die  Fabrik  ohne 
vorherige  Anmeldung  zu  besuchen  und  in  Abwesenheit  von 
Zeugen  Angestellte  und  Arbeiter  über  alle  durch  das  Fabrik- 
gesetz geregelten  Punkte  zu  befragen.  Bei  Meinungs- 
verschiedenheit, d.  h.  wenn  es  sich  darum  handelt,  ob  eine 
Bestimmung  auf  diese  oder  jenes  Etablissement  Anwendung 
findet  oder  nicht,  steht  die  Entscheidung  darüber  dem 
Bundesrat  zu.  Die  Inspektoren  -  wie  die  Kantonsregierungen 
—  führen  ein  Register  über  die  der  Arbeitsinspektion  unter- 
worfenen Betriebe. 

Über  ihre  Tätigkeit,  die  Wirkungen  der  Arbeiterschutz- 
bestimmungen etc.  gibt  die  Fabrikinspektion  —  wie  auch  die 
Bergwerksinspektion  —  regelmässig  detaillierte  Auskunft.  ') 

1)  Unter  dem  Titel  „Berichte  der  eidgenössischen  Fabrik-  und 
Bergwerksinspektoren  über  ihre  Amtstätigkeit"  (es  folgen  die  Jahre). 
Veröffentlicht  vom  schweizerischen  Industriedepartement.  Druck  und  Ver- 
lag von  H.  R.  Sauerländer  &  Co.,  Aarau. 
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Da  die  Beamten  anfangs  durchschnittlich  zwei  Jahre 
brauchten,  um  sämtliche,  ihnen  unterstellte  Betriebe  je  ein- 
mal zu  besuchen,  wurde  beschlossen,  die  Berichte  nur  in 
jedem  zweiten  Jahre  erscheinen  zu  lassen;  in  den  dazwischen 
liegenden  Jahren  sollten  hingegen,  um  das  vorweg  zu  be- 
merken, die  vorgeschriebenen  Zusammenstellungen  der 
Kantonsregierungen  regelmässig  erscheinen.  So  ergänzen 
sich  die  jährlich  einander  alternierenden  Publikationen  über 
die  Wirkungen  und  die  Ausführung  des  Gesetzes.  Auch 
hier  soll  auf  das  in  den  Inspektionsberichten  enthaltene 
reichhaltige  Material  nicht  näher  eingegangen  werden;  nur 
eine  kurze  Übersicht  über  die  dort  erörterten  Hauptgegen- 
stände sei  gegeben:  Der  erste  Abschnitt  mit  der  Über- 
schrift: Allgemeines  enthält  Mitteilungen  über  das  Personal 
der  eidgenössischen  Fabrikinspektion  und  ihre  Tätigkeit;  im 
Anschluss  daran  Statistisches  über  Zahl  der  Betriebe  und 
Arbeiter;  ferner  über  die  allgemeine  Lage  der  Industrie,  der 
Hausarbeit,  über  Stand  des  Arbeitsmarkts,  der  Arbeiter- 
bewegungen; endlich  über  den  Geschäftsgang  einzelner  Ge- 
werbe. Daran  schliessen  sich  im  zweiten  Abschnitt  Mit- 
teilungen über  die  Beschaffenheit  der  Arbeitsräume  an,  es 
werden  Zeichnungen  mit  näherer  Beschreibung  zweck- 
entsprechender, im  Interesse  des  Lebens  und  der  Gesund- 
heit der  Arbeiter  zu  treffender  Konstruktionen  beigegeben. 
Der  folgende  Abschnitt  behandelt  Unfälle  und  Krankheiten, 
Massregeln  zu  ihrer  Verhütung,  Haftpflicht  u.  s.  f.  In  einem 
vierten  Abschnitt  folgen  Angaben  über  Arbeiterlisten,  Fabrik- 
ordnungen, Lohnzahlung  und  Arbeitszeit.  Der  fünfte  Ab- 
schnitt enthält  Daten  über  Kinder-  und  Frauenarbeit.  Der 
nächste  Mitteilungen  über  den  Vollzug  des  Fabrikgesetzes. 
Im  letzten  Abschnitt  werden  die  Fragen  des  gewerblichen 
Unterrichts-  und  der  Wohlfahrtseinrichtungen  behandelt. 
Dem  Berichte  der  drei  eidgenössischen  Inspektoren  schliesst 
sich  derjenige  der  schweizerischen  Bergwerksinspektion  an. 
Den  Schluss  des  vom  schweizerischen  Industriedepartement 
veröffentlichten  Berichtsbandes  bildet  ein  kurz  orientierendes 
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alphabetisches  Inhaltsverzeichnis.  Der  Bericht  des  Inspektors 
des  zweiten,  die  romanischen  Kantone  hauptsächlich  um- 
fassenden Aufsichtskreises  erscheint  in  französischer  Sprache. 
Daneben  werden  auch  in  der  Schweiz  die  Inspektoren,  wie 
aus  ihren  Berichten  hervorgeht,  in  weitem  Umfange  mit 
Spezialerhebungen  über  verschiedene  Seiten  der  Arbeiter- 
verhältnisse beauftragt;  so  sei  von  den  Spezialarbeiten  der 
Jahre  1900  -01  genannt:  die  Erstellung  einer  neuen  Fabrik- 
statistik, die  zahlenmässigen  Erhebungen  über  einen  Teil 
der  Wohlfahrtseinrichtungen,  Gutachten  betreffend  die  Bundes- 
arbeiter, die  Revision  der  Giftliste,  die  Haftpflichtgesetze, 
das  Arbeitsamt,  die  Nachtarbeit  der  Müller  etc.  Alljährlich 
gibt  der  Geschäftsbericht  des  eidgenössischen  Industrie-  und 
Landwirtschafts-Departements  im  „Schweizerischen  Bundes- 
blatt" einen  gedrängten  Überblick  über  die  Vollziehung  des 
Gesetzes. 

Als  der  Kontrolle  des  eidgenössischen  Aufsichtsinstituts 
bei  der  Gesetzesdurchführung  unterstellt,  ist  noch  der  mit 
der  eigentlichen  Ausführung  des  Fabrikgesetzes  betrauten 
Organe  zu  gedenken:  Art.  17  benannten  Gesetzes  ordnet 
nämlich  an: 

„Die  Durchführung  dieses  Gesetzes,  welches  sowohl 
auf  bereits  bestehende  als  auf  neu  entstehende  Fabriken 
Anwendung  finden  soll,  und  die  Vollziehung  der  in  Gemäss- 
heit  des  Gesetzes  vom  Bundesrat  ausgehenden  Ver- 
ordnungen und  Weisungen  liegt  den  Regierungen  der 
Kantone  ob,  welche  hierfür  geeignete  Organe  bezeichnen 
werden  etc." 

War  damit  den  einzelnen  Kantonen  bei  Durchführung 
dieses  ersten  eidgenössischen  Arbeiterschutzgesetzes  die 
Möglichkeit  gelassen,  nach  wie  vor  ihre  politische  Selbst- 
herrlichkeit reichlich  zum  Ausdruck  zu  bringen,  so  wurde 
von  dieser  Möglichkeit  denn  auch  —  und  nicht  immer  zum 
Vorteil  des  Ganzen  —  in  ausgiebiger  Weise  Gebrauch  ge- 
macht. So  verschieden  wie  die  Kantone  selbst,  gestaltete 
sich  auch  die  eigentliche  Handhabung  des  Fabrikgesetzes. 
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In  den  meisten  Kantonen  erledigte  man  sich  der  vom 
Gesetze  den  Regierungen  gestellten  Aufgabe  in  der  Weise, 
dass  man  an  die  bereits  für  andere  Zwecke  vorgesehenen 
Organe  der  gewöhnlichen  Verwaltung  anknüpfte;  man  ent- 
ging so  grossen,  durch  Einsetzung  besonderer  Ausführungs- 
organe notwendig  werdenden  Unkosten.  Soweit  drum  für  die 
schon  bestehenden  kantonalen  Arbeiterschutzbestimmungen 
zu  ihrer  Durchführung  und  Kontrolle  bereits  Organe  be- 
stimmt waren,  lag  es  nahe,  diesen  auch  noch  diese  weiteren 
eidgenössischen  zum  Vollzuge  anzuvertrauen.  So  wurde 
ihre  Handhabung  meist  den  Polizeiorganen  oder  auch  den 
Bezirks-  oder  Ortsbehörden  überlassen.  Nur  wenige  Kantone 
haben  sich  zur  Einsetzung  besonderer,  mit  dem  Vollzug  des 
Fabrikgesetzes  betrauter  Beamter  zu  entschliessen  vermocht. 
So  zuerst  Zürich ,  wo  seit  längerer  Zeit  ein  Spezialbeamter 
als  kantonaler  Inspektor  für  die  Fabrikaufsicht  eingeführt 
ist;  ebenso  in  St.  Gallen;  beide  Beamte  haben  das  eid- 
genössische Aufsichtspe.sonal  des  ersten  Kreises  mit  Erfolg 
zu  unterstützen  vermocht.  Auch  im  zweiten  Aufsichtskreise 
ist  man  seitens  der  kantonalen  Regierungen  bestrebt,  wie 
z.  B.  in  Tessin  und  Wallis,  kantonale  Fabrikinspektoren  zu 
ernennen.  ^)  Endlich  besteht  auch  im  dritten  Aufsichtskreise 
für  Baselstadt  seit  wenigen  Jahren  ein  kantonaler  Fabrik- 
inspektor. So  klar  nun  aber  auch  die  bei  Verfolgung  des 
Bundesgesetzes  den  Kantonen  zugewiesene  Rolle  gegenüber 
der  des  eidgenössischen  Inspektorats  im  Gesetze  definiert 
war,  so  wurde  in  praxi  doch  die  den  Kantonsregierungen 
obliegende  Aufgabe  der  Durchführung,  mit  Ausnahme  der 
wenigen,  eben  genannten  Kantone,  auf  die  eidgenössischen 
Beamten  abgewälzt.  Denn  Hess  schon  die  Vollziehung  und 
Beaufsichtigung  der  kantonalen  Schutzbestimmungen  seitens 
der  mit  zum  Teil  noch  ganz  heterogenen  Aufgaben  be- 
lasteten und  überlasteten  Kantonsorgane  zu  wünschen  übrig, 
so  trat  die  Unhaltbarkeit  dieses  Zustandes  nach  Überweisung 


1)  Cf.  „Berichte  der  eidgenössischen  Fabrik-Inspektoren  über  ihre 
Amtstätigkeit  1900  und  1901",  S.  143. 
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Buch  noch  der  Bundesschutzbestimmungen  an  sie  erst  recht 
pu  Tage.  So  sahen  sich  denn  im  hiteresse  der  Sache  die 
eidgenössischen  Inspektoren  genötigt,  die  theoretisch  ihnen 
nicht  zugedachte  Rolle  im  konkreten  Falle  doch  sehr  häufig 
den  Kantonsregierungen  bezw.  ihren  lässigen  Unterorganen, 
wie  schon  berührt,  abzunehmen.  Und  mochte  das  als  ein 
Beweis  mangelhaften  sozialen  Pflichtbewusstseins  seitens 
der  Kantonsbehörden  auch  zu  bedauern  sein,  so  hatte  doch 
der  Mangel  an  Eifer  für  den  Arbeiterschutz  in  dieser  Be- 
ziehung wenigstens  den  Vorteil,  dass  an  Stelle  der  ver- 
schiedenartigen kantonalen  Gesetzeshandhabung  eine  Durch- 
führung nach  einheitlichen,  daher  gleichmässigen,  für  die 
ganze  Schweiz  bemessenen  Gesichtspunkten  treten  konnte. 

Für  solchen  Fall  verbleiben  den  Kantonsregierungen 
dann  in  Wirklichkeit  nicht  selten  nur  noch  jene  weiteren, 
durch  den  erwähnten  Art.  17  des  Bundesgesetzes  zwecks 
seiner  Durchführung  festgesetzten  Obliegenheiten,  nämlich 
dem  Bundesrate  Verzeichnisse  der  auf  ihrem  Gebiete  be- 
stehenden, sowie  später  der  neu  entstehenden  und  der  ein- 
gehenden Fabriken  einzusenden  und  über  deren  Verhältnisse, 
soweit  sie  von  dem  gegenwärtigen  Gesetze  berührt  werden, 
nach  den  vom  Bundesrat  hierfür  aufgestellten  Vorschriften 
die  nötigen  statistischen  Angaben  zu  machen.  Die  Re- 
gierungen erstatten  dem  Bundesrat  am  Schlüsse  jeden  Jahres 
über  ihre  Tätigkeit  behufs  Vollziehung  des  Gesetzes,  über 
die  dabei  zu  Tage  getretenen  Erscheinungen,  über  die 
Wirkung  des  Gesetzes  u.  s.  w.  einen  ausführlichen  Bericht, 
über  dessen  Anordnung  vom  Bundesrat  das  Nähere  fest- 
gestellt wird.  ^) 

Ebenso  geben  sie  ihm,  bezw.  dem  hierfür  bezeichneten 
Departement  oder  anderen  gesetzlich  aufgestellten  Organen 

1)  Wie  schon  oben  erwähnt,  erscheinen  die  Auskünfte  der  Re- 
gierungen über  den  Gesetzvollzug  etc.  nur  alle  zwei  Jahre  unter  dem 
Titel:  „Berichte  der  Kantonsregierungen  über  die  Ausführung  des  Bundes- 
gesetzes, betreffend  die  Arbeit  in  den  Fabriken  (es  folgen  die  Jahre)". 
Veröffentlicht  vom  schweizerischen  Industriedepartement.  Verlag  von 
H.  R,  Sauerländer  &  Co.,  Aarau. 
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in  der  Zwischenzeit  jede  wünschenswerte  sachbezügliche 
Auskunft. 

Der  Vollständigkeit  halber  ist  noch  zu  erwähnen,  dass 
die  sozialpolitische  Bundesgesetzgebung  eine  teilweise  Er- 
gänzung in  den  kantonalen  Arbeiterschutzgesetzen  findet, 
die  als  solche  nur  Geltung  für  den  in  Frage  stehenden 
Kanton  haben.  Dieselben  erstrecken  sich  auf  gewisse  Klein- 
betriebe, die  dem  eidgenössischen  Gesetz  nicht  unterstehen, 
doch  handelt  es  sich  hier  fast  ausschliesslich  um  den  Schutz 
von  Arbeiterinnen.  Dies  gilt  meist  auch  von  den  besonderen, 
zum  Schutz  der  in  Ladengeschäften  und  Wirtschaften  be- 
schäftigten Personen  erlassenen  Gesetzen,  während  die  in 
mehreren  Kantonen  der  Westschweiz  ergangenen  Lehrlings- 
gesetze gewöhnlich  beide  Geschlechter  berücksichtigen; 
sonst  gewährt  nur  das  Gesetz  des  Kantons  Glarus  auch  den 
männlichen  Arbeitern  seinen  Schutz.  Doch  hat  sein  Bei- 
spiel schlaffen  Gesetzesvollzugs  so  abschreckend  auf  die 
späteren  kantonalen  Arbeiterschutzgesetzgebungen  gewirkt, 
dass  diese  sich  wiederum  auf  die  weiblichen  Arbeiter  be- 
schränkten, ja  das  Genfer  Gesetz  von  1899  noch  eine  weitere 
Beschränkung  des  kantonalen  Schutzes  darstellt.  Gleichwohl 
füllt  die  Gesetzgebung  der  Kantone,  obwohl  sie  sich  in 
ihrer  Intensität  ziemlich  eng  an  die  eidgenössische  anlehnt, 
wie  hinsichtlich  der  Bestimmungen  über  Arbeitsräume  und 
Betriebseinrichtungen,  manche  Lücken  und  Mängel  des 
Bundesgesetzes  aus  und  könnte  deshalb,  streng  gehandhabt, 
die  in  derselben  Richtung  gelegenen  Bemühungen  des  eid- 
genössischen Inspektorats  wesentlich  unterstützen.  In  Wirk- 
lichkeit aber  ist  ihre  Bedeutung  für  dieses  nur  gering,  da 
man  sich  meist  bei  Ausführung  der  kantonalen  Arbeiter- 
schutzgesetze mit  den  Ortsbehörden  unter  Beihülfe  der 
Polizei  glaubt  begnügen  lassen  zu  können.  Eine  regelmässig 
organisierte,  besondere  Inspektion  würde  notwendig,  wenn 
man  brauchbare  Resultate  erzielen  wollte;  dazu  aber  hat 
man  sich  nur  zum  Teil  entschlossen.  Neuenburg  benutzte 
seine  schon  bestehenden  Lehrlingsinspektoren  und  verlangte 
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Rapporte  von  Delegierten  der  Gemeinderäte.  Zijrich  unter- 
stellte die  Aufsicht  über  die  Durchführung  der  kantonalen 
Schutzgesetze  einem  besonderen  Beamten,  der  auch  beim 
Vollzug  des  Fabrikgesetzes  mitzuwirken  hatte.  St.  Gallen 
tat  dasselbe,  ebenso  Basel.  Hier  allein  unter  allen  Kantonen 
hat  sich  der  Vollzug  des  Arbeiterinnenschutzgesetzes  in  be- 
friedigender Weise  gestaltet.  Das  dortige  Gesetz  hat  sich 
nicht  bloss  wegen  seines  schon  fast  20jährigen  Bestehens, 
sondern  auch  dank  einer  energischen  Polizeiaufsicht  und 
strengen  Gerichtspraxis  ziemlich  eingelebt.  Infolge  der 
territorialen  Gliederung  dieses  Kantons  und  des  starken 
Überwiegens  des  städtischen  Elements  ist  sein  Vollzug 
weniger  abhängig  von  der  Einsicht  und  dem  guten  Willen 
lokaler  Behörden,  den  niederen  Polizeiorganen,  sowie  den 
Liebhabereien  einzelner  Gerichte.  Infolge  des  beim  De- 
partement des  Iimern  für  die  Verwaltung  des  Gewerbewesens 
und  Arbeiterschutzes  geschaffenen  Gewerbeinspektorats,  dem 
unseres  Wissens  auch  eine  weibliche  Hülfskraft  beigegeben 
ist,  dürfte  auch  in  der  noch  sehr  mangelhaften  Bericht- 
erstattung über  den  Vollzug  dieses  Gesetzes  künftig  Wandel 
geschaffen  werden.  Wie  nötig  dies  wäre,  mag  unter  anderm 
daraus  hervorgehen,  dass  neben  den  erteilten  Bewilligungen 
zur  Arbeitszeitverkürzung  meist  fast  nichts  mehr  über  den 
Vollzug  dieses  Gesetzes  in  den  Verwaltungsberichten  des 
Regierungsrates  gemeldet  wird,  während  die  Spezialberichte 
des  Polizeigerichtes  nur  die  Zahl  der  behandelten  Über- 
tretungen mitteilen. 

Der  Hauptsache  nach  weist  der  Vollzug  des  kantonalen 
Schutzes  drei  Typen  auf.  ^)  Entweder  ruht  er  völlig,  wie 
im  Kanton  Glarus,  wo  das  Gesetz  bei  der  Bevölkerung  ganz 
in  Vergessenheit  geraten  ist,  oder  er  wird  nur  bei  gewissen 
Anlässen  hervorgegraben,  wie  dies  im  Kanton  Nidwaiden 
mit  dem  Gesetz  betreffend  den  Arbeiterschutz  von  1888  der 
Fall  ist,  das  namentlich  wegen  der  Arbeiten  an  Strassen, 


1)  Cf.  Hofmann  in  (Brauns  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und 
Statistik)  der  Zeitschrift  lür  die  gesamte  Staatswissenschaft,  1902. 
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Eisenbahnen,  Flusskorrektionen,  Entsumpfungen  und  Stein- 
brüchen erlassen  wurde.  Der  zweite  Typus  wird  durch 
jene  Kantone  repräsentiert,  in  denen  der  Arbeiterschutz  sich 
auf  die  Städte  beschränkt.  Dass  wenigstens  hier  ein  ge- 
wisser Eifer  entfaltet  wird,  beweist  z.  B.  ein  Jahresbericht 
von  St.  Gallen,,  aus  welchem  sich  ergibt,  dass  in  224  Be- 
trieben 749 mal  die  Arbeitszeit  kontrolliert  wurde,  160 
Rapporte  erstattet  und  11  Bestrafungen  veranlasst  wurden. 
Neben  diesem  am  zahlreichsten  vertretenen  Typus  beschränkt 
sich  der  dritte  mit  vollständigem  Gesetzesvollzug  auf  den 
genannten  Kanton  Baselstadt. 

So  ist  es  denn  erklärlich  —  und  damit  kommen  wir 
auf  das  eidgenössische  Fabrikgesetz  zurück  — ,  wenn  diese 
im  grossen  und  ganzen  seit  langer  Zeit  herrschende  Lässig- 
keit in  der  Handhabung  der  Kantonsgesetze  auch  auf  das 
hinzutretende  Gebiet  des  eidgenössischen  Schutzes  über- 
griff, da,  wie  erwähnt,  die  Ausführungsbehörden  ja  dieselben, 
die  Kantone,  sind.  Hier  lässt  auch  nach  den  letzten  uns 
vorliegenden  Inspektorenberichten  für  1900  und  1901  der 
Vollzug  des  Fabrikgesetzes  nach  wie  vor  fast  überall  sehr 
viel  zu  wünschen  übrig.  Allerdings  konstatieren  die  eid- 
genössischen Fabrikinspektoren  mit  Befriedigung,  dass  die 
Kantonsregierungen  durchweg  den  guten  Willen  haben,  da- 
für zu  sorgen,  dass  dem  Fabrikgesetz  nachgekommen  werde. 
Allein  es  stehen  ihnen,  wie  angeführt,  nicht  überall,  wie 
z.  B.  in  Zürich  und  St.  Gallen,  Baselstadt  besondere  Beamte 
für  die  Durchführung  des  Fabrikgesetzes  zur  Verfügung, 
welche  mit  Verständnis  und  Geschick  ihren  Aufgaben  nach- 
zukommen versuchen.  Vielmehr  haben  sie  es  meist  mit 
untergeordneten  Beamten  zu  tun,  welche  sich  als  eigentliche 
Hemmschuhe  erweisen.  Solchen  für  den  Vollzug  des  Fabrik- 
gesetzes geradezu  unheilvollen  Beamten  gegenüber  fehlt  bei 
den  Vorgesetzten  nicht  selten  die  Energie  zu  strenger 
Ahndung  der  Nachlässigkeit,  der  offenkundigen  Duldung 
und  der  zuweilen  absichtlichen  Unterstützung  von  Gesetzes- 
übertretungen.   Mit  diesen  subalternen  Beamten  arbeiten 
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vielfach  auch  die  unteren  Gerichtsinstanzen  Hand  in  Hand, 
indem  sie  Übertretungen  des  Fabrikgesetzes  mit  einer  Milde 
beurteilen,  die  fast  einer  Aufmunterung  dazu  gleich  kommt. 
Man  gewinnt  den  Eindruck,  dass  die  ausgesprochenen 
Bussen  in  der  Regel  in  keinem  Verhältnis  zu  den  durch 
die  Übertretung  den  betreffenden  Fabrikinhabern  erwachsenen 
materiellen  Vorteilen  stehen.  Wenn  aber  im  allgemeinen 
von  den  eidgenössischen  Aufsichtsbeamten  konstatiert  wird, 
dass  sich  die  Fabrikgesetzgebung  immer  mehr  einlebt,  wenn 
auf  allen  Gebieten  und  nach  allen  Richtungen  hin  die 
Fabrikinspektoren  Fortschritte  verzeichnen,  wenn  sie  auf 
bereitwillige  Erfüllung  der  im  Gesetze  festgelegten  Pflichten, 
auf  eine  geringere  Zahl  von  Verletzungen  der  Vorschriften 
hinweisen,  so  beweist  das  ein  Doppeltes:  Zunächst  die  mehr 
als  eine  blosse  Kontrolle  bedeutende  eidgenössische  Ober- 
aufsicht über  das  Fabrikgesetz;  sodann  die  Möglichkeit 
weitergehender  Erfolge  bei  zweckmässig  systematisierter 
Organisation.  In  ersterer  Beziehung  sprechen  die  Erfolge 
für  die  Trefflichkeit  der  eidgenössischen  Aufsichtsbehörde, 
die  trotz  der  ihr  nach  dem  Gesetz  nur  eingeräumten  Kon- 
trolle über  dessen  Ausführung  tatsächlich  letztere  selbst  in 
die  Hände  genommen,  zum  mindesten  jedoch  einen  bedeut- 
samen Einfluss  auf  die  eigentlichen  Vollzugsorgane  ge- 
wonnen hat. 

In  welchem  Gegensatz  dazu  erscheinen  da  jene  alten 
preussischen  Lokalkommissionen  von  1845,  denen,  wie  er- 
wähnt, ähnlich  wie  den  eidgenössischen  Beamten,  ebenfalls 
nur  die  Inspektion,  nicht  aber  der  Vollzug  des  Gesetzes, 
eingeräumt  war,  welch'  letztere  vielmehr  den  Ortsbehörden 
überlassen  blieb.  War  darum  denn  ihr  Wirken  auch  ohne 
Bedeutung,  so  stellt  es  den  eidgenössischen  Fabrikinspektoren, 
die  theoretisch  ebenfalls  nur  sozusagen  „die  höchst  unbe- 
queme Rolle  des  bösen  Gewissens"  zugewiesen  bekommen 
haben,  ein  besonders  ehrenvolles  Zeugnis  aus,  wenn  sie 
trotzdem,  dank  ihrer  Energie  und  Umsicht,  eine  Stellung  sich 
zu  erringen  vermocht  haben,  die  weit  über  die  des  „bösen 


Gewissens"  der  Kantonsregierungen  hinausgeht.  Bei  der 
Lektüre  der  Berichte  der  Inspektoren  empfindet  man,  wie 
diese  mit  ganzer  Seele  ihrem  Beruf  sich  widmen,  während 
die  Berichte  der  kantonalen  Behörden  nur  zu  häufig  erkennen 
lassen,  dass  ihnen  die  Durchführung  des  Fabrikgesetzes  als 
eine  Arbeit  aus  fremdem  Auftrag  erscheint,  die  sich  zu  noch 
vielen  anderen  gesellt.  Begreiflich  daher  auch,  wenn  sie 
sich,  bewusst  oder  unbewusst  ihrer  eigenen  Unfähigkeit  zur 
Durchführung  des  Gesetzes,  von  dem  mit  Ernst  und  Hin- 
gabe ihrem  Beruf  obliegenden  Beamten  auch  ihre  Aufgabe 
mitbesorgen  lassen  und  sich  zum  Teil  auch  ganz  auf  diese 
verlassen.  Ihr  Bericht  über  die  Führung  der  Arbeiter- 
verzeichnisse stützt  sich  auf  die  Mitteilungen  der  eid- 
genössischen Inspektoren.  Die  Genehmigung  der  Fabrik- 
ordnungen sprechen  die  Kantonsbehörden  erst  nach  Begut- 
achtung durch  diese  aus.  Beachtenswert  insbesondere  ist 
die  inspektorale  praktische  Mitwirkung  bei  der  behördlichen 
Prüfung  der  Pläne  für  Neubauten  oder  Umbauten  durch 
die  Kantonsregierungen,  wobei  diese  die  Genehmigung  ent- 
weder erst  auf  Grundlage  eines  Berichtes  des  Fabrik- 
inspektors aussprechen  und  dafür  Sorge  tragen,  dass  seine 
Bemerkungen  Berücksichtigung  finden  müssen,  oder  bei  der 
Genehmigung  allfällige  Bemerkungen  des  Fabrikinspektors 
vorbehalten.  Desgleichen  stützen  sich  die  Kantonsregierungen 
bei  Kontrolle  der  bestehenden  Anlagen  und  der  Fürsorge 
für  eine  den  Ansprüchen  der  Hygiene  genügende  Instand- 
haltung derselben  in  der  Hauptsache  auf  die  ihnen  durch 
den  Fabrikinspektor  gebotene  Aufklärung;  es  ist  dies  ja 
auch  naheliegend  und  begreiflich:  denn,  sofern  die  Kantone 
nicht  kantonale  Inspektorate  geschaffen  haben,  fehlen  ihnen 
zu  einer  solchen  Kontrolle  die  geeigneten,  mit  den  erforder- 
lichen Kenntnissen  ausgestatteten  Organe. 

Man  geht  drum  kaum  fehl,  die  günstigen  Wirkungen 
der  Fabrikgesetzgebung  zunächst  der  Tätigkeit  der  In- 
spektoren, ihrer  Beharrlichkeit  und  ihrem  Ernste  zuzuschreiben, 
während  bei  der  Indifferenz  der  kantonalen  Vollzugsorgane 
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die  wohltuenden  Bestimmungen  binnen  kurzer  Zeit  durch 
Nichtanwendung  ausgeschaltet  und  in  Vergessenheit  geraten 
würden.  Aus  solcher,  im  allgemeinen  passiven  Haltung  der 
Behörden  folgt  zugleich  auch  die  Steigerungsmöglichkeit 
des  Arbeiterschutzes  bei  energischerer  Mitwirkung  derselben. 
Man  wird  zwar  zugeben  müssen,  dass  die  Indifferenz  der 
Vollzugsorgane  den  eidgenössischen  Aufsichtsbeamten  einen 
grösseren  Einfluss  auf  die  Gestaltung  der  Gesetzeshandhabung 
ermöglicht  haben  dürfte,  als  es  beim  Vorhandensein  einer 
sich  ihrer  sozialpolitischen  Aufgabe  in  vollem  Masse  be- 
wusst  gewordenen  Regierung  möglich  gewesen  sein  könnte, 
die,  in  scharfer  Konkurrenz  mit  der  eidgenössischen  Aufsicht, 
auch  ihrerseits  sich  einen  Ruhmesanteil  an  den  Erfolgen  der 
sozialpolitischen  Verwaltung  zu  sichern  bestrebt  gewesen 
wäre.  Demnach  dürfte  unseres  Erachtens  der  Vorteil  einer 
beiderseitig  mit  Energie  geführten  Gesetzcsverwaltung  von 
ungleich  grösser  günstigen  Wirkungen  begleitet  sein.  Ein- 
mal würde  dies  den  moralischen  Eindruck  von  dem  Ernst 
beider  Verwaltungsorgane  auf  die  Parteien  zu  erhöhen  ver- 
mögen, der  die  dem  Schutzgesetze  abholden  Unternehmer 
zu  strengerer  Beachtung  der  ihnen  gesetzlich  auferlegten 
Pflichten  veranlassen  würde,  während  die  Arbeiter  in  höherem 
Masse  von  dem  Bewusstsein  einer  in  ihrem  Interesse  ge- 
schaffenen Einrichtung  durchdrungen  wären;  beides  aber 
hat  bis  jetzt  die  Lässigkeit  der  Kantonsbehörden  stark  unter- 
drückt. Weiter  aber  würde  bei  einer  auf  beiden  Seiten 
gleich  energisch  vorgehenden  Verwaltungspraxis  die  Unhalt- 
barkeit  ihrer  bisherigen  Organisation  stärker  denn  je  zu 
Tage  getreten  sein,  da  das  Kondaninatsgebiet  der  Gesetzes- 
verwaltung zu  eng,  um  zwei  sich  gleichmässig  auf  dem- 
selben Gebiete  betätigenden  Behörden  dauernd  in  friedlichem 
Nebeneinander  das  nötige  Arbeitsfeld  gewähren  zu  können, 
d.  h.  es  würde  die  Verschmelzung  der  Kontrolle  mit  der 
Durchführung  des  Gesetzes  als  weiterer  Vorteil  die  unaus- 
bleibliche Folge  gewesen  sein.  Die  Rolle,  die  der  eid- 
genössische Inspektor  bislang  hat  spielen  müssen,  gleicht 
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zu  sehr  derjenigen  eines  ehrlirhen  Maklers  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeiter.  Er  erteilt  gute  Ratschläge,  die  nicht 
selten  unbefolgt  bleiben  und  erntet  für  sein  unverdrossenes 
Bemühen  von  beiden  Seiten  mehr  Undank  als  Anerkennung. 
Der  zweite  Faktor  der  Gesetzesverwaltung,  die  Kantons- 
behörde, mit  ihrer  in  nur  geringem  Masse  sich  entfaltenden 
Initiative  schiebt  sich  als  hindernde  Wand  dazwischen.  So 
vermag  der  von  den  eidgenössischen  Aufsichtsbeamten  ent- 
wickelte Eifer  nicht  zur  vollen  Geltung  zu  gelangen.  Ausser 
diesem,  in  erster  Linie  die  Inspektoren  selbst  und  die  Ar- 
beiter treffenden  Nachteil  der  Trennung  zwischen  Kontrolle 
und  Vollzug  des  Gesetzes  liegt  ein  weiterer  Schaden  darin, 
dass  die  Vollzugsorgane  nicht  eine  einheitliche  Behörde 
bilden,  sondern,  weil  kantonaler  Natur,  ebenso  zahlreich  und 
damit  auch  verschieden,  wie  die  Kantone  selbst,  sich  dar- 
stellen. Dass  bei  diesem  Umstände  die  notwendige  Einheit 
des  Vollzugs  selbst  zu  wahren  unmöglich  ist,  liegt  auf  der 
Hand.  Schon  die  von  den  Kantonen  zu  erstattenden  Rapporte 
über  denselben  illustrieren,  dies  zur  Genüge.  Ihre  bis  auf 
wenige  lobenswerte  Ausnahmen  auffällig  kurz  gehaltenej 
die  Wirkungen  des  Gesetzes  unberücksichtigt  lassende  Be- 
richterstattung zeigt  grosse  Abweichungen.  Die  statistischen 
Mitteilungen  mangeln  der  Abfassung  des  hierfür  so  not- 
wendigen übereinstimmenden  Schemas;  einige  Kantone  ver- 
zeichnen bloss  die  Veränderungen,  andere  teilen  auch  den 
Stand  überhaupt  mit;  einige  scheiden  beide  Jahre  aus, 
andere  werfen  sie  zusammen;  einige  begnügen  sich  mit  einer 
Statistik  über  die  dem  Fabrikgesetz  unterstellten  Betriebe, 
andere  erstrecken  sie  auch  auf  die  in  diesen  Betrieben  an- 
gestellten Arbeiter  etc.  So  ist  die  Möglichkeit  eines  Ver- 
gleichs der  kantonalen  Berichterstattung  sowohl  untereinander 
wie  mit  derjenigen  der  eidgenössischen  Inspektoren  aus- 
geschlossen. Ein  fernerer,  aus  der  Mannigfaltigkeit  der 
Vollzugsorgane  resultierender  Schaden  trifft  nicht  am 
wenigsten  auch  gerade  die  Unternehmer  selbst.  Nicht  selten 
stösst  man  auf  Bemerkungen  in  den  Inspektorenberichten, 
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ie  den  Neid  der  Unternehmer  anderer  Kantone  über  ander- 
wärts geübte  Lässigkeit  im  Gesetzesvollzug  begreiflich  er- 
scheinen lassen.  Glaubt  man  diesem  ungleichen  Gesetzes- 
vollzug, soweit  er  in  den  in  den  einzelnen  Kantonen  ver- 
schieden bemessenen  Bussen  zum  Ausdruck  kommt,  durch 
Aufstellung  von  Bussenminima  für  die  einzelnen  Arten  der 
Übertretungen  und  Abstufungen  nach  Umfang  und  Dauer 
der  Zuwiderhandlung  vorbeugen  zu  können,  so  wird  die 
sonstige  hikonsequenz  in  der  Handhabung  des  Gesetzes 
doch  nur  durch  Aufhebung  der  bisherigen  Doppelaktion, 
also  in  einer  gründlichen  Revision  seiner  Verwaltungs- 
organisation beseitigt  werden  können.  Zur  Zeit  freilich 
scheint  eine  solche,  die  Revision  des  Fabrikgesetzes  be- 
dingende Reform  wenig  Aussicht  auf  Erfolg  zu  haben. 
Auch  der  jüngst  wieder  der  Bundesversammlung  vorgelegte 
Entwurf  dürfte  auf  kaum  günstigeren  Boden  fallen,  als  jener 
vor  wenigen  Jahren  vom  Volksvotum  abgelehnte  Kranken- 
und  Unfallversicherungsgesetzentwurf.  So  wäre  wenigstens 
eine  stärkere  Fortbildung  des  Gesetzesvollzugs  auf  kantonalem 
Boden  zu  wünschen,  insbesondere  durch  Errichtung  weiterer 
kantonaler  Inspektorate,  zum  mindesten  in  allen  industrie- 
reichen Kantonen.  Hier  auch  böte  sich  das  wirksamste  Feld 
für  die  unseres  Wissens  nur  erst  in  Baselstadt  vorgesehene 
weibliche  Inspektion,  da,  wie  erwähnt,  die  Mehrzahl  der 
erlassenen  Schutzgesetze  sich  als  fast  lediglich  zu  Gunsten 
der  Arbeiterinnen  ergangen  darstellen.  Gerade  die  Obel- 
stände in  den  der  eidgenössischen  Gesetzgebung  entzogen 
gebliebenen,  aber  kantonalen  Schutzbestimmungen  unter- 
stellten Betrieben  rufen  die  Forderung  nach  weiblicher  Auf- 
sicht wach,  an  Stelle  der  durch  Polizeiorgane  geübten.  Die 
Zahl  der  dem  Fabrikgesetz  unterstellten  Etablissements  mit 
weiblicher  Arbeiterzahl  ist  nur  gering;  drum  erachtet  der  auf 
sozialpolitischem  Gebiet  als  eine  der  ersten  Autoritäten 
geltende  Fabrikinspektor  Dr.  Schuler  den  Zeitpunkt  für 
Heranziehung  weiblicher  Aufsichtspersonen  zur  eidge- 
nössischen Inspektion  erst  dann  für  gekommen,  wenn  eine 


weitere  Ausdehnung  des  Fabrikgesetzes,  vielleicht  ein  eid- 
genössisches Arbeiterinnenschutzgesetz,  an  Stelle  der  viel- 
gestaltigen und  ziemlich  zahlreichen  kantonalen  Schutz- 
bestimmungen erlassen  sein  wird. 

Sind  nun  die  in  der  Organisation  der  schweizerischen 
Arbeiterschutzverwaltung  liegenden  Mängel,  die  Teilung  der 
Kontroll-  und  Vollzugsfunktionen  zwischen  Bundes-  und  Kan- 
tonsorganen, sodann  die  Verschiedenartigkeit  dieser  letzteren 
unter  einander,  in  der  Praxis  zum  Nachteil  des  Ganzen  nicht 
zu  vollem  Ausdruck  gekommen,  so  ist  das  der  Tüchtigkeit 
der  eidgenössischen  Beamten  zuzuschreiben.  Voran  steht 
der  Name  des  eben  genannten  Mannes,  welcher,  Arzt  von 
Beruf,  die  schweizerische  Fabrikinspektion  zu  einer  Höhe 
emporgehoben  hat,  die  nach  ihrem  kaum  siebenjährigen 
Bestehen  bereits  „die  wirksamste  der  in  Europa  bestehenden 
Einrichtungen  dieser  Art"  genannt  worden.  Bedenkt  man, 
dass  dies  das  Urteil  eines  Sachkundigen  ist,  der  aus  eigener 
Erfahrung  auch  die  Inspektorate  anderer  Länder,  so  u.  a. 
auch  die  englische  Inspektion,  kennen  gelernt  hat,  so  besagt 
dies  besonders  viel.  Obwohl  bis  auf  den  heutigen  Tag 
dezentralisiert,  beherrschte  doch  von  Anfang  an  die  ganze 
Institution  der  Geist  dieses  einen  Mannes.  Schon  früher 
die  Arbeitsinspektion  in  seinem  Heimatskanton  ausübend, 
trat  er,  mit  reicher  Erfahrung  bereits  ausgerüstet,  das  noch 
verantwortungsvollere  Amt  eines  eidgenössischen  Fäbrik- 
inspektors  an.  So  war  sein  ihm  durch  reiches  Wissen  und 
Können  verliehener  Einfluss  imstande,  eine  tunlichste  Ein- 
heitlichkeit des  Vorgehens  anzustreben  und  durch  häufige 
Konferenzen,  sowie  durch  schriftlichen  Verkehr  aufrecht  zu 
erhalten.  Beim  Amtsantritt  führte  er  auf  einer  gemeinschaft- 
lichen Rundreise  seine  beiden  Kollegen  in  die  Methode  der 
Inspektion  ein  und  erwarb  sich  eine  genauere  Kenntnis  der 
Verhältnisse  im  ganzen  Lande.  Es  dürfte  nicht  leicht  sein, 
einen  zweiten  Mann  zu  finden,  der  in  so  hohem  Grade 
sämtliche  Eigenschaften  des  Wissens  wie  des  Charakters  ver- 
einigte, die  diese  Aufgabe  beansprucht.    Als  ein  in  Deutsch- 
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land  und  Österreich  wissenschaftlich  gebildeter  Mediziner, 
hat  er  es  verstanden,  sich  sowohl  die  technischen  als  be- 
sonders die  sozialpolitischen  Gesichtspunkte  zu  eigen  zu 
machen,  die  in  Frage  kommen  und  durch  welche  die 
Hygiene  erst  zu  einer  praktisch  verwertbaren  Wissenschaft 
wird.  Man  merkt  seinen  Berichtön,  noch  mehr  aber  seinem 
Vorgehen  bei  der  Inspektion  selbst  die  strenge  Schule  des 
exakten  Denkens  an;  die  Vorsicht  in  seinen  Schlüssen,  die 
umsichtige  Erwägung  aller  in  Betracht  kommenden  Ver- 
hältnisse machen  einzelne  seiner  Untersuchungen  zu  kleinen 
Meisterwerken.  Seine  Initiative  erstreckte  sich  auf  die  ver- 
schiedensten Gebiete;  er  hat  den  Anstoss  gegeben  zu  einer 
Arbeiterkrankenstatistik,  fussend  auf  dem  Material  der  Kranken- 
kassen; er  hat  auch  die  Frage,  wie  die  Arbeiternahrung  be- 
schaffen sei  und  beschaffen  sein  sollte,  eingehend  behandelt. 
Als  letzte  seiner  Arbeiten  sind  zu  nennen  seine  Abhandlung 
über  die  Revision  des  schweizerischen  Fabrikgesetzes  sowie 
jene  über  den  Einfluss  der  Fabrikarbeit  auf  die  geistige 
Entwickelung  der  Arbeiterschaft.  Ein  grösseres  Elaborat 
über  die  schweizerische  Hausindustrie  vermochte  er  leider 
nicht  mehr  ganz  zu  vollenden,  indem  ihn  im  Frühjahr  1903 
der  Tod  hinwegraffte. 

Nicht  weniger  als  72  Privatarbeiten  sind  von  ihm  ver- 
öffentlicht. ^)  Dazu  kommen  noch  die  zahlreichen  und  um- 
fassenden amtlichen  Jahresberichte,  ferner  eine  Menge 
schwi erigerGutachten  für  dieBundesbehörden,  von  welchen 
indes  nur  der  kleinste  Teil  gedruckt  worden  ist. 

Hatte  der  Bund  der  Sachkenntnis  Schulers  schon  bei 
Schaffung  und  Ausarbeitung  der  Fabrikgesetzgebung  nicht 
entbehren  zu  können  geglaubt,  §o  war  dies  nach  Erlass  des 
Gesetzes  in  noch  höherem  Grade  der  Fall.  So  ward  er 
der  eigentliche  Vertreter  der  Inspektion  der  Regierung  gegen- 
über, die  selten  seinen  Rat  unbeachtet  Hess.  Bis  an  sein 
Lebensende  ist  er  unermüdlich  für  eine  durch  die  wirl- 


1)  Zum  Teil  in  Brauns  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  etc.  sowie 
in  Wolfs  Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft. 
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schaftliche  Fortentwickelung  notwendig  gewordene  Revision 
des  Fabrikgesetzes  eingetreten.  Erst  kurze  Zeit  vor  seinem 
Tode  war  dieser  „getreue  Eckart"  des  schweizerischen 
Arbeiterschutzes  (Herkner)  aus  dem  Inspektionsdienst,  dessen 
Bürde  ihm  in  seinem  70jährigen  Alter  allmählich  zu  schwer 
geworden,  auf  seinen  Wünsch  ausgeschieden,  nachdem  er 
dem  Inspektorat  11  Jahre  im  kantonalen  und  25  im  eid- 
genössischen Dienst  vorgestanden  hatte.  ^) 

Österreich. 

Als  jüngstem  der  zu  behandelnden  auswärtigen  In- 
spektorate  wenden  wir  uns  zuletzt  dem  österreichischen  zu. 

Ebensowenig  wie  in  der  Schweiz  ist  auch  das  moderne 
Aufsichtsinstitut  für  Österreich,  d.  i.  für  die  im  Reichsrat 
vertretenen  Königreiche  und  Länder,  zahlreich  an  grösseren 
Etappen  in  seiner  Entwickelung. 

Seine  heutige  Gestaltung  beruht  im  wesentlichen  auf 
dem  Gesetz  vom  17.  Juni  1883,  betreffend  die  Bestellung 
von  Gewerbeinspektoren.  Diesem  Inspektorengesetz  hatte 
insbesondere  die  preussische  Einrichtung  zum  Vorbilde  ge- 
dient, der  es,  sowohl  in  seinen  gesetzlichen  Anordnungen 
über  Wirkungskreis,  Organisation  und  Verfahren  nachgeahmt 
ist,  als  auch  in  den  Grundgedanken  einer  Instruktion  über 
das  amtliche  Verhalten  der  Inspektoren.  2)  Auf  Grund  dieses 
Gesetzes  gestaltete  sich  die  Organisation  des  Inspektorats 
folgendermassen:  Sie  umfasst  eine  grössere  Anzahl  von 
Gewerbeinspektoren  von  später  verschiedenen  Kategorien; 
über  diesen  steht  der  Zentralinspektor;  als  drittes  bei  der 
Inspektion  bestehendes  Organ  kommt  im  Laufe  der  Jahre 
eine  Klasse  von  Assistenten  hinzu. 


1)  Cf.  „Berichte  der  eidgenössischen  Fabrikinspektoren  etc "  für 
1900  und  1901,  S.  78. 

2)  Cf.  Congres  international  pour  la  protection  legale  des  tra- 
vailleurs:  L'inspection  du  travail  en  Autriche,  S,  1. 
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Sprechen  wir  zuerst  von  dem  Zcntralinspeklor!  Über 
sein  Verhältnis  zu  den  Inspektoren  ist  im  Gesetze  nichts 
Näheres  gesagt.  Seine  Stellung  ward  durch  eine  eigene 
Dienstinstruktion  geregelt.  Danach  wird  der  Zentralinspektor 
das  gewerbetechnische  Organ  des  Handelsministers  in  An- 
gelegenheiten des  Gewerbeinspektionsdienstes  genannt  und 
in  dieser  Eigenschaft  hat  er  die  Tätigkeit  der  Gewerbe- 
inspektoren im  allgemeinen  zu  beaufsichtigen,  deren  Berichte 
an  das  Handelsministerium  zu  begutachten,  auch  selbst  die 
für  die  Gewerbeverwaltung  erheblichen  Erscheinungen  wahr- 
zunehmen und  für  die  Ausbildung  des  Aufsichtsinstituts, 
unter  Beachtung  der  realen  Bedürfnisse,  Sorge  zu  tragen; 
im  besonderen  liegt  ihm  die  Bearbeitung  der  einzelnen 
Jahresberichte  der  Inspektoren  zu  dem  zur  Vorlage  an  den 
Reichsrat  bestimmten  Gesamtberichte  ob,  desgleichen,  etwaige 
Vorschläge  zu  legislativen  und  administrativen  Massnahmen 
im  Interesse  der  Industrie  wie  der  Arbeiterschaft  zu  machen. 

Als  die  eigentlichen  Amtsorgane  stellen  sich  die  Ge- 
werbeinspektoren dar,  denen  anfangs  die  gesamte  aus- 
führende Tätigkeit  oblag,  während  ihnen  später  Hülfskräfte 
beigegeben  wurden.  Sie  ressortieren  vom  Handelsministerium, 
welchem  nach  dem  angeführten  Gesetze  die  Befugnis  ein- 
geräumt wurde,  die  Bezirke  der  einzelnen  Inspektoren  zu 
bestimmen  und  auch  für  bestimmte  Unternehmungen  Spezial- 
inspektoren  zu  bestellen.  Von  diesem  Rechte  machte  der 
Handelsminister  in  der  Weise  Gebrauch,  dass  auf  Grund 
einer  Verordnung  zunächst  9  auf  ganz  Cisleithanien  sich 
verteilende  Aufsichtsbezirke  für  die  Amtshandlungen  der 
Gewerbeinspektoren  samt  deren  Amtssitz  festgestellt  wurden. 
Jedem  dieser  umfangreichen,  noch  ganze  Kronländer  um- 
fassenden Bezirke  ward  ein  Inspektor  an  die  Spitze  gestellt. 
Bei  der  grossen  Ausdehnung  der  Inspektionsbezirke  wurde 
dann  durch  Zerschlagung  der  Bezirke  eine  Vermehrung  ihrer 
Zahl-  auf  15,  unter  entsprechender  Vermehrung  der  In- 
spektoren, infolge  Verordnung  von  1886  vorgenommen. 
Gleichzeitig  ward  auch  das  System  nur  örtlich  abgegrenzter 


—  118 


Aufsichtsbezirke  durchbrochen,  indem  für  die  gewerbsmässigen 
Schiffbauunternehmungen  und  das  Schiffahrtsgewerbe  auf 
Binnengewässern  der  Reichsratsländer  ein  Spezialgewerbe- 
inspektor  bestellt  wurde,  der  anfangs  freilich  noch  zugleich 
auch  als  territorialer  Gewerbeinspektor  fungierte  und  als 
solcher  in  Linz  seinen  Amtssitz  hatte;  später  indes  ward 
der  bisherige,  mit  der  Wahrnehmung  des  Arbeiterschutzes 
auch  im  Schiffergewerbe  beauftragte  teritoriale  Beamte  durch 
Schaffung  eines  besonderen  hierfür  vorgesehenen  Inspektors 
entlastet.  Durch  Gesetz  von  1892  wurde  auch  ein  eigener 
Gewerbeinspektor  für  die  Ausführung  der  öffentlichen  Ver- 
kehrsanlagen in  Wien  bestellt. 

Als  dann  die  im  Laufe  des  Jahres  1889  ins  Leben 
getretenen  Gesetze  über  Kranken-  und  Unfallversicherung 
den  Wirkungskreis  der  Inspektoren  bedeutend  erweiterten, 
schritt  man  dazu,  den  Gewerbeinspektoren  Assistenten  — 
zunächst  in  8  Aufsichtsbezirken  je  einen  —  beizugeben. 
Bis  zum  Jahre  1895  ward  das  Inspektionspersonal  bereits 
auf  insgesamt  40  Beamte  vermehrt,  worunter  —  abgesehen 
vom  Zentralinspektor  mit  einem  ihm  zugeteilten  Inspektor  — 
18  Inspektoren  resp.  selbständige  Amtsleiter  und  bereits  20 
ihnen  zugeteilte  Assistenten.  In  diesem  Jahre  fand  eine 
Neusystematisierung  der  Inspektion  statt,  und  es  gab  nun- 
mehr^) einen  Zentral-Gewerbeinspektor,  9  Gewerbe-Ober- 
inspektoren, wovon  3  Titular  -  Ober  -  Gewerbeinspektoren, 
8  Inspektoren  I.  Klasse,  7  Inspektoren  II.  Klasse  und 
16  Assistenten;  davon  war  1  Gewerbe-Oberinspektor  dem 
Zentral-Gewerbeinspektor  zugeteilt,  während  die  18  Amts- 
bezirke von  den  übrigen  Gewerbe  -  Oberinspektoren  und 
Inspektoren  I.  Klasse,  sowie  von  einigen  Inspektoren  II.  Klasse 
geleitet  wurden  und  die  übrigen  Inspektoren  II.  Klasse  und 
Assistenten  zugeteilt  waren.  Es  war  somit  eine  neue  Ka- 
tegorie von  Beamten  geschaffen,  die  wenigstens  äusserlich 
an  die  Superintending  Inspectors  des  englischen  Instituts 


1)  Cf.  Mischler  in  der  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik 
und  Verwaltung,  5.  Bd.  II.  Heft,  Anm.  1  auf  S.  279. 


—    119  — 


erinnert.  Dies  scheint  auch  in  der  Folgezeit  bei  dem 
weiteren  Ausbau  der  Struktur  des  österreichischen  Aufsichts- 
instituts vorgeschwebt  zu  haben,  als  man  später  im  Jahre 
1899  zu  den  bisherigen  Klassen  von  Inspektionsorganen 
eine  weitere  als  fünfte  hinzuzufügen  suchte:  sogenannten 
Inspizienten,  1)  zunächst  3.  Man  wollte  nämlich  die  In- 
spektoren von  jenen  Verrichtungen  möglichst  entlasten,  deren 
Besorgung  eine  höhere  fachliche  Bildung  nicht  erforderte. 
Zu  diesem  Zweck  wurde  die  Bestellung  von  Inspizienten  in 
Aussicht  genommen  und  beabsichtigt,  diese  zunächst  dem 
Kreise  jener  Werkführer,  Meister  und  Vorarbeiter  zu  ent- 
nehmen, welche  die  Werkmeisterschule  mit  Erfolg  absolviert 
hätten.  Zunächst  sollte  durch  Zuerteilung  je  eines  In- 
spizienten zu  drei  Gewerbeinspektoraten  ein  Versuch  ge- 
macht werden.  Indessen  gelangte  dieser  Plan  nicht  zur 
Verwirklichung,  da  man  eine  Mitwirkung  dieser  Inspizienten 
auch  zu  wichtigeren  Revisionen  besorgte,  so  aber  eine 
Möglichkeit  zu  schaffen  fürchtete,  die  bei  der  wirtschaftlichen 
Kraft  der  Unternehmer  einerseits  und  der  Minderwertigkeit 
der  neu  geschaffenen  Inspektionsorgane  andererseits  zu 
argen  Unzuträglichkeiten  führen  könnte.  Am  Ende  des 
Jahres  1901  umfasste  der  Gesamt-Personalbestand  des  In- 
spektorats  60  Beamte,  die  nach  den  Inspektorenberichten 
für  dieses  Jahr  folgendermassen  systematisiert  waren : 
1  Zentral-Gewerbeinspektor,  welcher  der  V.  Rangklasse  der 
Staatsbürger  angehörte ;  6  Gewerbe  -  Oberinspektoren,  der 
VI.  Rangklasse  angehörend;  13  Gewerbeinspektoren  1.,  15 
2.  Klasse,  zu  der  VII.  bezw.  VIII.  Rangklasse  zählend;  end- 
lich 25  der  IX.  Rangklasse  angehörende  „Kommissäre", 
welchen  Titel  seit  1898  die  Assistenten  führen,  wodurch, 
gemäss  der  in  Österreich  gebräuchlichen  bureaukratischen 
Sprachweise,  deren  relative  Selbständigkeit  mehr  zum  Aus- 
druck kommt  (Mischler);  unter  den  letzteren  auch  ein  dem 
Spezialgewerbeinspektor  für  das  Schiffahrtsgewerbe  zuge- 
teilter Kommissär.     Als  Vertreter  des  Zentral  -  Gewerbe- 


1)  Cf.  „Soziale  Praxis",  No.  11,  8.  Jahrg. 
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inspektors  fungiert  einer  der  Gewerbe-Oberinspektoren,  der 
mitsamt  einem  Gewerbeinspektor  2.  Klasse  und  einem 
Kommissär  ihm  zugeteilt  ist.  Dazu  kommt  noch  das  dem 
Zentral-Gewerbeinspektorat  zugewiesene,  3  Beamte  zählende 
Kanzleipersonal.  Die  Zahl  der  von  der  Inspektion  zu  be- 
sorgenden territorialen  Aufsichtsbezirke  war  am  Schluss  des 
Jahres  1901  auf  24  gestiegen,  diejenige  der  Spezial- 
inspektorate  war  die  gleiche  geblieben.  Die  24  Amtssprengel 
wurden  von  5  Gewerbe  -  Oberinspektoren ,  11  Gewerbe- 
inspektoren 1.,  6  Gewerbeinspektoren  2.  Klasse  und  pro- 
visorisch von  2  Kommissären  geleitet,  während  die  übrigen 
Beamten  diesen  zur  Unterstützung  zugeteilt  sind.  Seitdem 
ist  durch  weitere  Teilung  und  Arrondierung  der  Bezirke  die 
Zahl  der  Aufsichtssprengel  zunächst  auf  29  gestiegen,  um 
weiter  auf  31  zu  steigen.  War  der  Zentral-Gewerbeinspektor 
eingesetzt,  damit  „in  dessen  Hand  sich  die  auf  diesen 
Dienstzweig  beziehenden  Agenden  des  Handelsministeriums 
konzentrieren",  wie  insbesondere  auch  „wegen  der  Einheit- 
lichkeit der  statistischen  Arbeiten",  so  war  ein  weiterer 
Schritt  zu  einheitlichem  Vorgehen  getan  durch  von  Zeit  zu 
Zeit  stattfindende  Konferenzen  der  Gewerbeinspektoren, 
welche  unter  ,dem  Vorsitz  des  Zentral-Gewerbeinspektors 
oder  höherer  Beamter  des  Handelsministeriums  in  Wien  ab- 
gehalten zu  werden  pflegen  ;  über  ihre  Ergebnisse  freilich 
werden  keine  für  die  Öffentlichkeit  bestimmten  Mitteilungen 
gemacht. 

Was  den  allgemeinen  Amtscharakter  der  Inspektions- 
beamten anlangt,  so  wurde  schon  ihre  —  entsprechend  den 
einzelnen  bei  dem  Inspektorat  bestehenden  Kategorien  von 
Beamten  —  verschiedene  Rangstufe  erwähnt.  Ihre  Er- 
nennung erfolgt,  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des 
Innern  durch  den  Handelsminister;  zunächst  auf  halbjährige 
Kündigung  angestellt,  werden  die  Inspektoren  alsdann  zu 
definitiven  Staatsbeamten  ernannt.  Als  solche  bestehen  ihre 
Bezüge  in  einem  Gehalte  bezw.  einer  Pension,  ferner  in 
einem  Pauschale  für  Reisen  und  Kanzleierfordernisse;  durch- 
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s:hnittlich  dürften  die  Bezüge  5000  Gulden  jährlich  be- 
tragen. Die  Inspektoren  sind  in  den  persönlichen  dienst- 
lichen Beziehungen  unmittelbar  der  politischen  Landes- 
behörde ihres  Amtssitzes  unterstellt,  sonst  aber  den  po- 
litischen Landesstellen,  in  deren  Gebiet  ihr  Aufsichtsbezirk 
liegt,  in  letzter  Instanz  jedoch  dem  Handelsministerium 
untergeordnet,  als  dessen  Beamte  sie  meist  betrachtet 
werden,  was  um  so  gerechtfertigter,  als  ihre  Aufsichts- 
bezirke nicht  selten  in  mehrere  politische  Landesstcllen 
hineinragen. 

Was  die  Zulassung  zum  Aufsichtsamt  anlangt,  so  kann 
gemäss  den  Bestimmungen  des  Inspektorengesetzes  nur 
derjenige  zum  Inspektionsbeamten  ernannt  werden,  welcher 
den  erforderlichen  Grad  fachlicher  Bildung  besitzt  und  der 
im  betreffenden  Aufsichtsgebietc  üblichen  Sprachen  mächtig 
ist.  Es  ist  indessen  offen  gelassen,  was  unter  dem 
Ausdruck  „fachlicher  Bildung"  zu  verstehen  ist.  Bei  Be- 
setzung der  Ämter  hat  man  anfangs  nur  auf  Männer  der 
Praxis,  womöglich  auch  auf  Industrielle,  zurückgegriffen. 
Der  erste  Zentral- Gewerbeinspektor  bekleidete  früher  das 
Amt  eines  Handelkammersekretärs;  an  Stelle  dieses  national- 
ökonomischen und  juristisch  vorgebildeten  Mannes  trat 
alsdann  ein  Diplomingenieur;  sein  Nachfolger,  der  jetzige 
Leiter  des  Amtes,  war  bereits  vorher  im  Aufsichtsdienst 
als  Gewerbeinspektor  tätig  gewesen.  Im  allgemeinen  hat 
die  Praxis  in  erster  Linie  Techniker,  auch  Chemiker  be- 
rücksichtigt, während  Ärzte  in  das  Inspektorenkollegium, 
unseres  Wissens,  nicht  Eingang  gefunden  haben,  weshalb 
auch  die  Amts-  und  Distriktsärzte  in  steigendem  Masse  zur 
Inspektion  herangezogen  werden.  Untersagt  ist  den  Auf- 
sichtsbeamten, ein  gewerbliches  Unternehmen  zu  betreiben 
wie  auch- an  einem  solchen  beteiligt  zu  sein,  oder  als  Be- 
triebsleiter, Ingenieur  etc.  in  Verwendung  zu  stehen. 

Gehen  wir  jetzt  zur  Besprechung  des  Geschäftsbereichs 
des  Inspektorats  über,  so  finden  wir,  dass,  ähnlich  wie  in 
der  Schweiz,  so  auch  in  Österreich  dasselbe  auf  eine  schon 
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von  vornherein  breite  Unterlage  gestellt  war  und  zwar  so- 
wohl bezüglich  der  von  dem  Institut  zu  überwachenden 
materiellen  Schutzbestimmungen,  wie  nicht  minder  auch  der 
ihm  unterworfenen  Erwerbsgebiete.  Wie  dort  das  moderne 
Inspektorat  zu  einer  Zeit  ins  Leben  gerufen  war,  wo  die 
Arbeiterschutzbestimmungen  schon  auf  eine  längere  Zeit 
zurückblicken  und  eine  innere  Fortentwickelung  aufweisen 
konnten,  so  waren  auch  in  Österreich  vereinzelte,  durch  be- 
sondere Bedürfnisse  veranlasste  Schutzvorschriften  bereits 
Ende  des  18.  Jahrhunderts,  wie  schon  berührt,  erlassen  und 
die  ersten  Versuche  planmässiger  Kodifizierung  auf  dem 
Gebiete  der  Arbeiterfürsorge  bereits  gemacht,  als  die  mo- 
derne Institution  ins  Leben  trat.  ^)  Nachdem  aber  die 
Periode  der  Durchsetzung  von  Prinzipien  auf  dem  Gebiete 
des  Arbeiterschutzes  —  theoretisch  wenigstens  —  der  Haupt- 
sache nach  überwunden,  wurde  das  Feld  von  der  Gesetz- 
gebung rasch  und  verhältnismässig  befriedigend  bebaut,  so 
dass  der  Wirkungskreis  der  Aufsichtsbeamten  sich  im  wesent- 
lichen auf  jenen  Umfang  zu  beschränken  vermocht  hat,  den 
die  in  der  ersten  Hälfte  der  1880  er  Jahre  erfolgende  Arbeiter-. 
Schutzreform  der  Gewerbeinspektion  zugewiesen  hatte.  In- 
dem das  dabei  hauptsächlich  in  Betracht  kommende,  die 
frühere  Gewerbeordnung  von  1859  abändernde  und  er- 
gänzende Gesetz  von  1885  das  Gebiet  des  Arbeiterschutzes 
von  allen  Seiten  zu  erfassen  suchte,  brachte  diese  sozusagen 
frontweise  Inangriffnahme  des  Arbeiterschutzes  es  mit  sich, 
dass  die  Überwachung  der  Inspektoren  sich  nicht  mehr 
allein  auf  die  Kinder  und  besonders  schutzbedürftigen 
Arbeitskräfte  beschränkte,  sondern  die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  die  Sonntagsruhe,  den  11  stündigen 
Maximalarbeitstag  für  Fabriken,  ferner  über  Lohnzahlung 
Hessen  unter  die  individuelle  Zuständigkeit  der  Inspektoren 
auch  alle  Erwachsenen  fallen.  So  beziehen  sich  gegen- 
wärtig die  sachlichen  Kompetenzen  der  österreichischen  In- 
spektionsbeamten, gemäss  der  im  Inspektorengesetz  vor- 


1)  Cf.  von  Call  im  „Handw.  d.  Staatsw  ",  2.  Aufl.,  1.  Bd.,  S.  512. 
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genommenen  Aufzählung,  auf  folgende  Punkte  der  Gewerbe- 
ordnung: Auf  1.  die  gewerbehygienischen  Einrichtungen, 
welche  der  Unternehmer  in  den  Arbeits-  und  beigestellten 
Wohnräumen  treffen  niuss;  2.  die  Verwendung  von  Arbeitern, 
die  tägliche  Arbeitszeit  und  die  periodischen  Arbeitsunter- 
brechungen; 3.  die  Führung  von  Arbeiterverzeichnissen,  das 
Vorhandensein  von  Dienst-  (Arbeits-)  Ordnungen,  die  Lohn- 
zahlungen und  Arbeiterausweise;  4.  die  gewerbliche  Aus- 
bildung der  jugendlichen  Hilfsarbeiter.  Auf  Grund  des 
Unfallversicherungsgesetzes  endlich  wurde  ihnen,  wie  schon 
gestreift,  5.  auch  noch  eine  Mitwirkung  bei  den  Unfall- 
erhebungen übertragen.  Mit  ihrem  Wirkungskreise  fremden 
Aufgaben  dürfen  die  Inspektoren  nicht  beauftragt  und  ins- 
besondere nicht  von  der  Finanzverwaltung  nach  irgend 
einer  Richtung  hin  in  Anspruch  genommen  werden. 

Was  den  örtlichen  Umfang  der  Aufsichtstätigkeit  der 
Beamten  anbetrifft,  so  ist  als  besonders  charakteristisch 
hervorzuheben,  dass  die  inspektorale  Zuständigkeit,  dem 
Geltungsgebiet  des  Arbeiterschutzes  der  Gewerbeordnung 
entsprechend,  in  der  Regel  alle  gewerblichen  Unternehmungen 
des  Aufsichtssprengeis,  so  auch  das  Handwerk,  wenn  auch  mit 
Modifikationen,  umfasst.  Doch  können,  wie  schon  er- 
wähnt, einzelne  Unternehmungszweige  aus  dieser  örtlichen 
Abgrenzung  ausgeschieden  und  besonderen  Inspektoren  über- 
wiesen werden,  wovon  ja  in  zwei  Fällen  bisher  Gebrauch 
gemacht  wurde.  In  einigen  Beziehungen  indts  geht  die 
örtliche  Kompetenz  über  das  Geltungsgebiet  der  Gewerbe- 
ordnung hinaus,  indem  nämlich  auch  die  staatlichen  Tabak- 
fabriken, die  Pulverwerke,  dann  die  mit  Arbeitsmaschinen 
ausgestatteten  gewerblichen  Lehranstalten  in  den  Wirkungs- 
kreis der  Inspektoren  einbezogen  sind.  Sollte  nun  aber 
auch,  in  Konsequenz  des  in  der  österreichischen  Gewerbe- 
ordnung vorgesehenen  Prinzips,  die  Scheidung  zwischen 
Fabrik  und  Werkstätten  fallen  zu  lassen,  das  Inspektorat 
sowohl  für  die  Grossindustrie  wie  für  das  Kleingewerbe 
fungieren,  so  wurde  doch  u.  a.  die  Hausindustrie  von  den 


Vorschriften  der  Gewerbeordnung  wie  auch  von  denjenigen 
über  die  Gewerbeinspektion  bedauerlicherweise  eximiert. 
Andererseits  war  es  und  ist  es  zum  Teil  auch  jetzt  noch 
ein  Vorzug  vor  den  meisten  übrigen  Staaten,  dass  die  öster- 
reichische Gewerbeordnung  unter  dem  Begriff  der  ihr  und 
der  Gewerbeinspektion  unterstellten  Hilfsarbeiter  nicht  allein 
Gehilfen  (Gesellen),  Fabrikarbeiter  und  Lehrlinge  versteht, 
sondern  auch  Handlungsgehülfen  —  ausgenommen  Buch- 
halter und  Kassierer  —  ferner  Kellner,  sowie  Kutscher  bei 
Fuhrgewerben  und  dergl.  Auch  der  Gewerbebetrieb  im 
Umherziehen,  wenigstens  soweit  der  Hausierhandel  in  Be- 
tracht kommt,  ist  der  Gewerbeinspektion  unterstellt. 

Unter  den  sonstigen,  für  die  Arbeiterschaft  getroffenen, 
aber  nicht  der  Zuständigkeit  der  staatlichen  Gewerbe- 
inspektion unterstellten  Schutzbestimmungen,  sind  nur  die- 
jenigen für  den  Bergbau  zu  nennen,  für  den  ein  eigenes 
Gesetz  besteht,  dessen  Einhaltung  durch  die  Bergbehörden 
zu  überwachen  ist.  Im  übrigen  haben  die  Verhältnisse  der 
bei  den  grösseren  Verkehrsanstalten,  wie  Eisenbahnen,  An- 
gestellten bislang  keine  besondere  Regelung  erfahren. 

Die  Zahl  der  in  den  Aufsichtsbezirken  bestehenden 
fabrikmässigen  gewerblichen  Betriebe  betrug  insgesamt  Ende 
1901  11  805,^)  wozu  indes  noch  die  grosse  Menge  der 
Werkstätten  kommt,  deren  Zahl  im  Jahresberichte  nicht  an- 
gegeben wird,  so  dass  sich  der  durch  das  Geltungsgebiet 
der  Gewerljeordnung  begrenzte  Umfang  der  Inspektion 
ziffermässig  nicht  erfassen  lässt;  jedenfalls  aber  dürfte  er 
ganz  erheblich  sein,  wenn  man  bedenkt,  dass  nach  der 
österreichischen  Industriestatistik  von  1890  die  Anzahl  der 
industriellen  Betriebe  —  wobei  die  Hausindustrie  aus- 
geschlossen—  bereits  fast  400  000  betrug.  Von  den  11805 
vorhandenen  fabrikmässigen  Betrieben  wurden  6  613  be- 
sucht, so  dass  durchschnittlich  fast  alle  2  Jahre  nur  jede 
Fabrik  einmal  besichtigt  werden  konnte.  Insgesamt  belief 
sich  jedoch  die  Zahl  der  besuchten  gewerblichen  Betriebe 


1)  Cf.  Bericht  der  k.  k.  Gewerbeinspektoren  für  1901,  S.  XLIV. 
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auf  17  140,  in  denen  713593  Arbeiter  beschäftigt  waren, 
wovon  fast  ^/y  der  in  hötierem  Grade  geschützten  Klasse  der 
Kinder,  Jugendlichen  und  Frauen  angehörten.  Bei  dem 
Gesamtaufsichtspersonal  von  60  Personen  kamen  auf  1  Be- 
amten mithin  über  196  zu  revidierenden  Fabriken,  während  tat- 
sächlich nur  110  fabrikmässige  Unternehmungen,  und  285  Be- 
triebe insgesamt  von  dem  einzelnen  Beamten  durchschnittlich 
besucht  wurden.  Von  den  99533  Unfallversicherungspflichtigen 
Betrieben  konnten  nur  12  336  besucht  werden.^) 

Ebensowenig  aber  wie  in  den  anderen  Staaten  er- 
schöpft sich  die  Aufgabe  der  österreichischen  Inspektoren 
allein  in  der  Überwachung  der  Durchführung  der  erlassenen 
Schutzvorschriften;  ihr  Wirkungsfeld  ist  vielmehr  ein  weiteres. 
Insbesondere  ist  der  ihnen  auferlegten  Funktion  zu  gedenken, 
den  Gewerbebehörden  als  beratendes  Fachorgan  behilflich 
zu  sein,  weshalb  die  Inspektoren  auch  mit  der  Begutachtung 
der  Gesuche  um  Genehmigung  von  Betriebsanlagen  oder 
von  Änderungen  an  bereits  genehmigten,  insoweit  dabei 
Rücksichten  auf  das  Leben  und  die  Gesundheit  der  Arbeiter 
in  Frage  kommen,  beauftragt  sind.  Als  „wichtigste  Auf- 
gabe" des  neuen  Instituts  wurden  aber  die  von  ihm  zu  er- 
stattenden statistischen  Arbeiten  genannt.  Danach  haben 
die  Gewerbeinspektoren  über  ihre  Tätigkeit  und  ihre  Wahr- 
nehmungen an  den  Handelsminister  ausführliche  Berichte 
alljährlich  zu  erstatten,  wobei  insbesondere  zwei  Punkte 
ihres  Inhalts  hervorgehoben  werden:  Einmal  Aufschlüsse  über 
die  von  den  Arbeitern  in  der  Ausführung  ihrer  Beschäftigung 
erlittenen  Unglücksfälle  und  deren  Ursachen  zu  geben,  so- 
dann auch  Vorschläge  über  etwaige  im  Interesse  der  In- 
dustrie wie  der  Arbeiterschaft  zu  treffende  legislative  und 
administrative  Massnahmen  zu  machen.  Diese  scharfe  Vor- 
zeichnung ihrer  Berichterstattung,  zunächst  über  die  eigent- 
liche Überwachungstätigkeit,  deren  Ergebnisse  und  die 
übrigen  Amtsgeschäfte,  weiter  über  die  soziale  Lage,  haupt- 
sächlich die  Erwerbs-  und  Lebensverhältnisse,  gelangt  denn 


1)  Cf.  Bericht  der  k.  k.  Gewerbeinspektoren  für  1901,  S.  XLV. 
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auch  in  der  vorgenommenen  Disposition  der  Jahresberichte  ^) 
scharf  zum  Ausdruck.  Jeder  der  von  den  Vorstehern  der 
verschiedenen  Aufsichtsgebiete  erstatteten  Berichte  gliedert 
sich  in  folgende  4  Abschnitte: 

I.  Obersicht  über  die  Amtsgebarung; 

II.  Arbeiterschutz; 

III.  Verwendung  gewerblicher  Hülfsarbeiter; 

IV.  Wirtschaftliche  Lage  der  gewerblichen  Arbeiter. 

Diesen  für  1901  aus  den  damals  vorhandenen  24  Auf- 
sichtsbezirken und  den  beiden  Spezialinspektoraten  er- 
statteten selbständigen  Berichten  schliesst  sich  al$  besonderer 
der  nach  Aufsichtsbezirken  geordnete  Bericht  über  die  in 
den  Tabakfabriken  durchgeführten  Revisionen  an.  Ein  all- 
gemeiner von  dem  Zentral -Gewerbeinspektor  nach  jenen 
nämlichen  4  Gesichtspunkten  gruppierter  Bericht  fasst  die 
Mitteilungen  der  verschiedenen  Referenten  zusammen.  Ein 
Sachindex  ermöglicht  die  weitere  Orientierung  über  die 
einzelnen,  in  den  verschiedenen  Berichten  behandelten 
Punkte.  Ähnlich  wie  in  den  englischen  Reports  sind  auch 
in  den  österreichischen  etwaige  von  Ministerien  erlassene, 
auf  den  Arbeiterschutz  bezügliche  Anordnungen  eingangs 
mitgeteilt,  dazu  eine  Übersicht  über  den  jeweiligen  Personal- 
bestand der  Inspektion. 

Von  Wichtigkeit  ist  jene,  sowohl  im  Inspektorengesetz 
selbst,  wie  in  der  für  die  Inspektoren  erlassenen  Instruktion 
enthaltene  Anweisung  über  die  Art  und  Weise,  wie  die  Be- 
amten ihre  Tätigkeit  ausüben  sollen.  Zunächst  wird  die 
äussere  Seite  dieser  Tätigkeit  charakterisiert,  indem  die  In- 
spektoren angewiesen  werden,,  durch  fortlaufende  Revision 
der  ihrer  Aufsicht  unterstellten  Gewerbeunternehmungen  von 
den  ihren  Wirkungskreis   berührenden  Verhältnissen  sich 


1)  Dieselben  erscheinen  unter  dem  Titel:  „Bericht  der  k.  k.  Gewerbe- 
inspektoren über  ihre  Amtstätigkeit  (folgt  das  betreffende  Jahr)"  im  Ver- 
lage der  kaiserlich-königlichen  Hof-  und  Staatsdruckerei  zu  Wien. 
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eingehende  Kenntnis  zu  verschaffen,  dem  Zustande  der 
Industrie  und  der  Gewerbe  ihres  hispektionsbezirks,  den 
lokalen  Eigentümlichkeiten  des  Betriebes  und  ihrer  Aus- 
übung, endlich  den  Verhältnissen  zwischen  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  ihr  Augenmerk  zuzuwenden.  Das  innere 
Wesen  dieser  so  charakterisierten,  zur  Erfüllung  ihrer 
Aufgaben  erforderlichen  äusseren  Tätigkeit  findet  seinen  be- 
sonderen Ausdruck  in  jenen  allgemeinen,  das  Verhalten  der 
Aufsichtsbeamten  gegenüber  den  Parteien  kennzeichnenden 
Instruktionen:  Danach  sollen  sie  bei  Erfüllung  ihrer  Aufgabe 
einem  wohlwollenden  Charakter  ihrer  Kontrolltätigkeit  Rech- 
nung zu  tragen  suchen,  als  erster  Voraussetzung,  um  der 
ihnen  weiter  gegenüber  beiden  Parteien  zugewiesenen  Ver- 
trauensstellung gerecht  werden  zu  können,  von  der  aus  sie 
bemüht  sein  sollen,  zwischen  den  Interessen  der  Gcwerbs- 
inhaber  und  Hilfsarbeiter  in  billiger  Weise  zu  vermitteln; 
insbesondere  sollen  sie  die  Unternehmer  in  Erfüllung  der 
diesen  durch  das  Gesetz  auferlegten  Pflichten  taktvoll  unter- 
stützen, sich  bei  etwaigen  Vorschlägen  Zweckmässigkeit  und 
tunlichste  Ökonomie  als  massgebende  Gesichtspunkte  gegen- 
wärtig halten,  den  Arbeitern  hingegen  sollen  sie  die  Er- 
reichung ihrer  gesetzlichen  Rechte  sichern  helfen. 

Fragen  wir  nun  nach  den  Befugnissen  der  öster- 
reichischen Inspektoren.  Das  Recht  der  Inspektion  umfasst 
folgende  Befugnisse:  den  Zutritt  zu  sämtlichen  Arbeits- 
räumen und  den  zugehörigen  Arbeiterwohnungen  und  zwar 
am  Tage  zu  jeder  Zeit,  in  der  Nacht  jedoch  nur  während 
des  Betriebes.  Bei  der  Beaufsichtigung  ist  der  Inhaber  des 
betreffenden  Unternehmens  oder  dessen  Stellvertreter  be- 
rechtigt, den  Gewerbeinspektor  zu  begleiten.  Weiter  die 
Befugnis,  jede  im  Unternehmen  beschäftigte  Person,  auch 
die  Gewerbeinhaber  oder  deren  Stellvertreter,  überall  am 
Betriebsorte,  erforderlichenfalls  ohne  Zeugen,  jedoch  mög- 
lichst ohne  Störung  des  Betriebes,  zu  vernehmen  über  alle 
in  den  Bereich  des  Aufsichtsbeamten  gehörenden  Angelegen- 
heiten; schliesslich,  vom  Inhaber  oder  dessen  Stellvertretung 
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die  Verweisung  der  auf  die  Betriebsanlagen  bezüglichen 
Genehmigungsurkunden  nebst  den  dazu  gehörigen  Plänen 
oder  Zeichnungen  zu  verlangen.  Der  diesen  verschiedenen 
Rechten  Zuwiderhandelnde  macht  sich,  falls  nicht  ein  straf- 
gesetzliches Delikt  vorliegt,  einer  Übertretung  schuldig  und 
verfällt  der  Bestrafung  seitens  der  Gewerbebehörde.  Eine 
behördliche,  die  Erzwingung  einer  Leistung  ermöglichende 
Befugnis  steht  der  Inspektion  nicht  zu.  Für  den  Fall,  dass 
die  einschlägigen  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  in 
einem  Unternehmen  nicht  beachtet  werden  und  dem  Ver- 
langen auf  Abstellung  der  Gesetzwidrigkeiten  oder  Obel- 
stände seitens  des  Inhabers  nicht  Folge  gegeben  wird,  kann 
der  Inspektor  nur  Anzeige  an  die  zuständige  Gewefbebehörde 
machen,  welche  ihre  hieraufhin  ergangene  Verfügung  der 
Inspektion  sofort  mitzuteilen  hat;  gegen  diese  Entscheidung 
der  Gewerbebehörde  erster  oder  zweiter  Instanz  ist  der  Be- 
amte berechtigt,  innerhalb  der  Rekursfrist  Einspruch  zu  er- 
heben, so  dass  dann  die  Angelegenheit  der  dritten  Instanz, 
d.  i.  dem  Handelsminister,  zur  endgültigen  Entscheidung 
vorzulegen  ist.  Ein  weiteres  Recht  der  Inspektion  besteht 
darin,  im  Falle,  dass  die  Gesundheit  der  Arbeiter  durch  die 
Art  und  Weise  ihrer  Verwendung  oder  durch  das  im  Unter- 
nehmen übliche  Betriebsverfahren  gefährdet  zu  sein  scheint, 
bei  der  Gewerbebehörde  zu  den  erforderlichen  Unter- 
suchungen die  Heranziehung  von  Ärzten,  Chemikern  und 
anderen  Sachverständigen  beantragen  zu  können,  wobei  zu- 
treffendenfalls die  entstehenden  Kosten  dem  Gewerbeinhaber 
zur  Last  fallen.  Bei  etwaiger  Weigerung,  dem  Antrage  des 
Inspektorats  nachzukommen,  steht  diesem  ein  Einspruchs- 
recht freilich  nicht  zu. 

Unter  den  bei  Ausübung  ihrer  Amtsobliegenheiten 
seitens  der  Aufsichtsbeamten  zu  beobachtenden  Pflichten  ist 
als  bemerkenswert  hervorzuheben  jenes  für  sie  bestehende 
Verbot,  für  ihre  Amtshandlungen  Vergütungen  irgend  welcher 
Art  weder  von  dem  Gewerbeinhaber,  noch  von  den  Arbeitern 
annehmen  zu  dürfen,  insbesondere  haben  sie  auch  die  ihnen 
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angebotene  Gastfreundschaft  abzulehnen.  Desgleichen  steht 
den  Inspektoren  das  Recht  nicht  zu,  in  die  Geschäftsbücher, 
Betriebsausweise,  Korrespondenzen  u.  dergl.  der  Gewerbe- 
inhaber Einsicht  zu  nehmen. 

In  diesen  gezeichneten  Umrissen  stellt  sich  zur  Zeit 
das  österreichische  Gewerbeinspektorat  im  wesentlichen  dar. 
Aber  wie  in  den  meisten  übrigen  Ländern,  so  wirken  auch 
in  Österreich  auf  dem  den  Inspektoren  ursprünglich  allein 
überwiesenen  Betätigungsfeld  des  Gesetzesvollzugs  wie  der 
sozialen  Berichterstattung  seit  mehreren  Jahren  bereits  noch 
andere  staatliche  Organe:  Unter  diesen  ist  in  erster  Linie 
die  1900  geschaffene  Unfallverhütungskommission  zu  nennen. 
Sie  besteht  aus  dem  Zentral-Gewerbeinspektor  und  16 — 20 
vom  Handelsminister  ernannten  Vertretern  der  industriellen 
Technik,  Hygiene,  Unfallvcrsicherungsanstalten,  sowie  der 
Unternehmer  und  Arbeiter.  Sie  ward  zu  dem  Zweck  er- 
richtet, ein  beratendes  und  begutachtendes  Organ  der  Re- 
gierung in  jenen  Fragen  zu  bilden,  welche  auf  den  Schutz 
des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Arbeiter  in  den  ge- 
werblichen und  den  sonstigen  Unfallversicherungspflichtigen 
Betrieben  Bezug  haben;  vornehmlich  soll  die  Kommission 
Gutachten  erstatten,  auf  Grund  welcher  allgemeine  oder  für 
einzelne  Betriebskategorien  geltende  Vorschriften  über  Vor- 
kehrungen an  den  Werkseinrichtungen,  Maschinen  etc.  zum 
Schutze  der  Arbeiter  in  den  Betriebsstätten  erlassen  werden. 
Die  Führung  der  Kommissionsgeschäfte  liegt  dem  Zentral- 
gewerbeinspektorate  ob,^)  also  der  hierzu  berufenen  Fach- 
behörde, welche  in  der  Lage  ist,  der  Kommission  reiches 
Arbeitsmaterial  zuzuführen.  Da  diese  auch  berechtigt  ist,  aus 
eigener  Initiative  Vorschläge  betreffs  der  Erlassung  von 
Schutzvorschriften,  dann  der  Förderung  der  Unfallverhütung 
überhaupt  zu  erstatten,  mithin  solche  Anregungen  zu  geben, 
welche  ihr  auf  Grund  des  lebendigen  Zusammenhangs  mit 
der  Praxis  und  ihren  Bedürfnissen  wichtig  erscheinen,  so 
ist  damit  ein  Vorarbeiten  auf  genanntem  Gebiet  zu  wirk- 


1)  Cf.  Bericht  der  k.  k.  Gewerbeinspektoren  für  1901,  S.  XXH. 
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samer  Tätigkeit  des  eigentlichen  Oberwachungsorgans  er- 
möglicht. 

Was  die  Tätigkeit  des  Aufsichtsinstituts  auf  dem  spe- 
zifisch sozialpolitischen  Gebiet  der  sozialen  Berichterstattung 
anlangt,  so  ist  auch  auf  diesem  Gebiet  im  Jahre  1898  ein 
Organ  geschaffen  worden,  das  sich  im  weitesten  Masse  mit 
der  Inspektion  in  dieses  Gebiet  teilt:  das  im  österreichischen 
Handelsministerium  eingerichtete  arbeitsstatistische  Amt,  mit 
der  Bestimmung,  die  bis  dahin  nur  in  geringem  Umfang 
von  dem  statistischen  Departement  des  Handelsministeriums 
gepflegte  Sozialstatistik  in  grösserem  Masse  zu  übernehmen, 
in  systematischer  Weise  Daten  zu  sammeln,  welche  sich  auf 
die  Lage  der  arbeitenden  Klassen,  auf  die  Wirksamkeit  der 
Einrichtungen  und  Gesetze  zur  Förderung  ihrer  Wohlfahrt, 
sowie  auf  den  Umfang  und  Zustand  der  Produktion  be- 
ziehen. Zu  seiner  Unterstützung  ist,  ähnlich  wie  in  Frank- 
reich und  Belgien,  ein  Beirat  gebildet,  welchem,  ausser  Ver- 
tretern der  verschiedenen  Ministerien,  Personen  beigegeben 
sind,  die  zu  einem  Drittel  aus  Fachmännern,  zu  einem 
Dritteil  aus  Arbeitern  bestehen.  Bedeutsam  auch  ist,  dass 
dieses  Amt  nicht  nur  Erhebungen  vorzunehmen,  sondern 
deren  Ergebnisse  auch  zu  begutachten  hat.  Durch  eine  all- 
monatlich erscheinende  Publikation,  die  „Soziale  Rund- 
schau", sucht  es  einen  wertvollen  Nachrichtendienst  über 
die  Arbeitsverhältnisse  zu  vermitteln.  Dadurch  ist  dem  In- 
spektorat  auf  diesem  Felde,  wo  es  gerade  auch  in  Öster- 
reich so  Hervorragendes  geleistet  hat,  eine  Konkurrenz  er- 
wachsen, welche  die  Bedeutung  der  Inspektion  als  sta- 
tistischen Organes,  welche  einst  vom  Gesetzgeber  als  die 
wichtigste  des  neu  geschaffenen  Aufsichtsinstituts  hervor- 
gehoben wurde,  allmählich  zurücktreten  zu  lassen  imstande 
sein  wird.  Um  so  mehr  werden  die  Inspektoren  in  dieser 
Beziehung  auf  den  Weg  von  Einzelschilderungen  gewiesen 
sein,  wie  sie  nach  dieser  Seite  hin  schon  Bedeutendes  ge- 
leistet haben.  Hier  seien  die  auf  besonderen,  ausserhalb 
des  genannten  Rahmens  liegenden  Erhebungen  beruhenden 
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Mitteilungen  über  die  allgemeine  Lage  der  Arbeiter  und 
Kleingewerbetreibenden,  über  Haushaltungsbudgets,  Lebens- 
mittelpreise, Entlohnungssysteme  und  Löhne,  Wohnungs- 
verhältnisse, Dienstjahre  der  Arbeiter,  Mortalität  und  Mor- 
bilität,  speziell  Berufskrankheiten  etc.,  schliesslich  die  vor- 
trefflichen Monographien  spezieller  örtlicher  Gewerbe  ge- 
nannt. Später  mangeln  den  Jahresberichten  oft  solche  in- 
struktive Detailschilderungen  einzelner  Industrien  und  Gegen- 
den; anstatt  dessen  finden  wir  eingestreute  längere  oder 
kürzere  Bemerkungen  über  Lohnverhältnisse,  Sitzgesellen-  und 
Lehrlingswesen,  das  Bäckergewerbe  im  besonderen  und 
dergl.  Für  die  Bekanntgabe  der  Resultate  der  Heimarbeiter- 
enquete, welche  die  Gewerbeinspektion  vor  wenigen  Jahren 
durchführte,  wurde  der  Weg  einer  besonderen  Publikation 
gewählt. 

Was  die  Wirksamkeit  der  österreichischen  Gewerbe- 
inspektion anlangt,  so  gebührt  auch  ihr  der  Ruhm,  den  vor 
ihrem  Bestehen  nie  durchgreifend  zur  Ausführung  gebrachten 
Schutzbestimmungen  zu  wirklichem  Leben  verholfen  zu 
haben.  Einer  weniger  lebhaften  Gegnerschaft  ausgesetzt, 
wie  beispielsweise  die  englischen  Inspektoren,  hat  dieser 
Umstand  wesentlich  dazu  beigetragen,  wenn  das  öster- 
reichische Gewerbeinspektorat  schon  in  kürzester  Zeit  ausser- 
ordentliche Leistungen  aufzuweisen  hatte.  ^)  Die  Berichte 
der  Aufsichtsbeamten  lassen  deutlich  erkennen,  wie  sie  ihr 
Amt  äuffassten.  Mit  einer  streng  auf  den  Gesetzesvollzug 
Bedacht  nehmenden  Tätigkeit  haben  sie  ein  über  die  blosse 
polizeiliche  Seite  ihres  Berufes  hinausgehendes  Wirken  zu 
verbinden  gesucht.  Das,  was  Weyer  als  den  eigentlichen 
Zweck  der  Fabrikgesetzgebung  hinstellt,  „den  Streit  zwischen 
zwei  grossen  Bürgerkreisen  durch  eine  gerechte  Schlichtung 
ihrer  gegensätzlichen  Ansprüche  in  einen  dauernden  Frieden 
umzuwandeln",  dies  ist  von  Anfang  an  der  leitende  und 
massgebende  Gesichtspunkt  für  die  österreichischen  Gewerbe- 
inspektoren gewesen.     Dementsprechend  waren  sie  eifrig 

1)  Cf.  Mataja  in  Conrads  Jahrbüchern  1889,  S.  286,  Anm.  \. 
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darauf  bedacht,  die  ihnen  durch  das  Gesetz  intendierte 
Vertrauensstellung,  sowohl  gegenüber  den  Unternehmern 
wie  Arbeitern,  als  Voraussetzung  ihres  letztgenannten,  wie 
als  wesentliche  Vorbedingung  ihres  nächsten  Zieles,  die 
Gesetzgebung  zur  wirklichen  Durchführung  zu  bringen,  sich 
zu  verschaffen.  In  der  Tat  gelang  es  dem  taktvollen  Auf- 
treten der  Beamten  bald,  sowohl  mit  den  Unternehmern 
wie  Arbeitern  in  engen  Kontakt  zu  gelangen,  dass  sie  selbst 
über  ihre  nächsten  Aufgaben  hinaus  von  den  Parteien  in 
Anspruch  genommen  wurden. 

So  teilt  der  Zentralgewerbeinspektor  in  seinem  Bericht 
für  1891  mit,  dass  die  Arbeiter  sich  an  den  Gewerbeinspektor 
als  den  Mann  wenden,  der  Verständnis  und  Interesse  ihren 
Verhältnissen  entgegenbringt  und  dessen  sie  sicher  sind, 
dass  er  alles  eben  Mögliche  für  sie  tun  wird;  andererseits 
hat  die  grosse  Unparteilichkeit  wie  sachliche  Vertrautheit 
mit  den  Betrieben  und  ihren  Details  die  Aufsichtsbeamten 
in  Stand  gesetzt,  den  Arbeitgebern  mit  Rat,  Auskunft  und 
Verständnis  zur  Seite  zu  stehen.  Indem  sie  so  die  ihnen 
im  Gesetz  zugedachte  Vertrauenstellung  zu  erringen  ver- 
mocht haben,  war  es  ihnen  ermöglicht,  die  Rolle  eines  Ver- 
mittlers in  den  vorkommenden  Streitfällen  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  zu  übernehmen,  und  die  Fälle 
erfolgreichen  Einschreitens  zwischen  den  Parteien  sind 
während  der  ganzen  Zeit  des  Bestehens  der  Institution  über- 
aus zahlreich.  Freilich  ist  zu  bedenken,  dass  bei  der  ge- 
ringen Zahl  von  Gewerbegerichten,  die  in  mehreren  anderen 
Staaten  die  schiedsrichterliche  Tätigkeit  ausüben,  die  Gelegen- 
heit zu  dieser  Funktion  für  die  österreichischen  Beamten 
grösser  als  anderswo  ist,  während  infolge  der  zunehmenden 
Zahl  von  Gewerbegerichten  auch  in  Österreich  die  ver- 
mittelnde Tätigkeit  in  den  letzten  Jahren  stark  in  Abnahme 
begriffen  ist.  Fast  scheint  es  auch,  als  ob  in  den  Erfolgen 
der  eigentlichen  Durchführung  der  Schutzbestimmungen  in 
der  letzten  Zeit  ein  Rückgang,  zum  mindesten  ein  Stillstand 
eingetreten  sei.    Wenn  die  Berichte  auch  hier  und  da  Fort- 
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schritte  in  dieser  und  jener  Beziehung  verzeichnen,  so 
zeigen  die  Erfolge  im  allgemeinen  doch  in  den  letzten 
Jahren  eine  ziemlich  unverändert  gebliebene  Sachlage. 
Die  Fortschritte  entfallen  der  Hauptsache  nach  auf  die 
grösseren  Unternehmungen,  deren  Inhaber  wenigstens  den 
hygienischen  und  schutztechnischen  Forderungen  wachsendes 
Verständnis  entgegenbringen,  während  in  dieser  Beziehung 
die  Kleinbetriebe  nach  wie  vor  zu  vielen  Klagen  der  Auf- 
sichtsbeamten veranlassen.  Allerdings  fallen  die  hier  sich 
ergebenden  ungünstigen  Resultate  nicht  diesen  persönlich 
zur  Last.  Vielmehr  zeigt  die  hohe  Zahl  der  jährlichen  Re- 
visionen, wie  sie  nur  mit  effektiver  Überanstrengung 
ihren  Berufspflichten  nachzukommen  suchen,  während  es 
ihnen  trotzdem  nicht  möglich,  mehr  als  13  ^/q  der  unfall- 
versicherungspflichtigen  Betriebe  zu  inspizieren.  Das  Jahr 
1902  aber  erreichte  nicht  einmal  die  Ziffer  der  vorjährigen 
Revisionen,  während  die  vorgenommenen  Besichtigungen 
sich  vornehmlich  nur  auf  grössere  Betriebe  bezogen,  die 
infolge  ihrer  maschinellen  Einrichtungen,  ihrer  komplizierten 
Arbeits-  und  Arbeiterverhältnisse  in  erster  Reihe  berück- 
sichtigt werden.  So  ist  es  erklärlich,  wenn  hier  von  manchen 
Fortschritten  berichtet  werden  kann.  Um  so  begreiflicher 
ist  es  auch,  wenn  bei  der  auch  im  Jahre  1902  wieder  in 
geringerem  Masse  dem  Kleingewerbe  geschenkten  Aufmerk- 
samkeit hier  die  Verwirklichung  des  Arbeiterschutzes  sehr 
viel  zu  wünschen  übrig  lässt.  Beide  Umstände,  sowohl  der 
absolute  Rückgang  der  Revisionen  überhaupt,  wie  die  Ver- 
nachlässigung der  Kleinbetriebe  erklären  sich  zur  Genüge 
aus  der  von  Jahr  zu  Jahr  steigenden  Inanspruchnahme  der 
Aufsichtsbeamten  durch  Teilnahme  an  kommissionellen  Ver- 
handlungen, durch  schriftliche  und  mündliche  Gutachten, 
mit  deren  Anwachsen  keine  entsprechende  Vermehrung  des 
Personalbestandes  Hand  in  Hand  geht.  So  findet  eine 
Überlastung  der  Inspektion  mit  ihren  ursprünglichen 
Charakter  verwischenden  Aufgaben  statt,  die  ihren  Nieder- 
schlag findet  in  einer  Verminderung  der  Aufsichtstätigkeit. 


—    134  — 


Infolgedessen  vermag  der  Vorteil  der  geschlossenen  Organi- 
sation des  österreichischen  Inspektorats  nicht  zu  voller  Wirk- 
samkeit zu  gelangen.  Es  ist  der  geringe  Personalbestand 
dieses  Instituts  von  jeher  der  wunde  Punkt  desselben,  noch 
mehr  als  in  den  genannten  anderen  Ländern,  gewesen.  Es 
drängt  sich  einem  immer  mehr  der  Eindruck  auf,  als  wenn 
das  seiner  Zeit  für  das  französische  Institut  vor  seiner  Re- 
form Zutreffende,  welches  nach  Cohn  von  Anfang  an  ge- 
stempelt gewesen  sei  mit  dem  guten  Willen  zur  Reform  und 
der  Scheu  vor  ihrer  Durchführung,  noch  jetzt  für  das 
österreichische  Inspektorat  passen  wollte.  Neben  diesem 
Mangel  einer  mit  Aktenarbeit  überbürdeten,  daher  nicht  ge- 
nügend zur  Geltung  gelangenden  Gewerbeaufsicht,  entbehrt 
sie  auch  der  Mitwirkung  weiblicher  Hülfskräfte.  Ebenso 
hat  das  Arbeiterelement  in  die  österreichische  Inspektion 
noch  keinen  Eingang  zu  finden  vermocht,  trotz  lang  und 
wiederholt  von  Parteien  wie  einzelnen  Sozialpolitikern  er- 
hobener Forderungen.  Einer  Berücksichtigung  derselben 
würde  eine  um  so  grössere  Bedeutung  zuzumessen  sein,  als 
auch  eine  anderweitige  Mitarbeit  an  dem  Gesetzesvollzug 
seitens  der  Arbeiterschaft  und  ihrer  Organisation  nicht,  oder 
nur  in  geringem  Masse,  besteht.  Um  so  mehr  ist  es  zu 
begrüssen,  dass  ein  im  Jahr  1902  ergangener  Erlass  der 
niederösterreichischen  Statthalterei  ^)  wenigstens  innerhalb 
ihres  Kompetenzkreises  eine  solche  Unterstützung  in  die 
Wege  zu  leiten  sucht.  Auch  dass  der  Erlass  die  Tätigkeit 
der  Gewerbeinspektion  durch  eine  weitgehendere  Mitwirkung 
seitens  der  erstinstanzlichen  politischen  Behörden  fruchtbarer 
gestalten  will,  verdient  Beachtung  und  ist  imstande,  der 
Institution  stärkeren  Rückhalt  als  bisher  zu  verschaffen. 
Stossen  die  Aufsichtsorgane  bei  ihren  Anordnungen  auf  den 
Widerstand  der  Unternehmer,  so  haben  sie,  wie  erwähnt, 
die  Rechtshülfe  der  Verwaltungsbehörden  in  Anspruch  zu 
nehmen.  Bei  dem  Abhängigkeitsverhältnis,  in  dem  sich  die 
Gewerbebehörden  zur  Industrie  befinden,  wenden  sich  die 

1)  Cf.  „Soziale  Praxis",  Nr.  14,  1903. 
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Inspektoren  in  vielen  Fällen  oft  vergeblich  an  die  Gewerbe- 
behörden. Bei  diesem  in  Österreich  in  hohem  Grade  be- 
stehenden Einfluss  der  industriellen  Vereinigungen  auf  die 
politische  Verwaltung  wird  die  Tätigkeit  der  Aufsichtsbeamten 
nicht  selten  fast  ganz  lahm  gelegt.  Dieselben  Kräfte,  die 
diesen  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  erschweren,  behindern 
—  wie  hier  erwähnt  sein  mag  —  auch  die  Tätigkeit  der 
österreichischen  Unfallverhütungskommission,  so  dass  die 
praktischen  Erfolge  derselben  während  ihres  bisherigen  vier- 
jährigen Bestehens  noch  ausgeblieben  sind.  Demgegenüber 
ist  es  erstaunlich  und  spricht  in  hohem  Masse  für  die  Ge- 
wissenhaftigkeit der  Inspektionsbeamten,  wenn  sie  trotzdem 
den  wenig  aussichtsvollen  Kampf  um  deu  Arbeiterschutz 
nicht  aufgeben,  selbst  auf  die  Gefahr  hin,  von  ihren  Vor- 
gesetzten als  unbequeme  Nörgler  angesehen  zu  werden. 


2.  Kapitel. 


Das  Gewerbeinspektorat  in  Deutschland. 

Bevor  wir  dazu  übergehen,  zwischen  dem  Aufsichts- 
institut des  Auslandes  und  demjenigen  der  deutschen  Bundes- 
staaten einen  Vergleich  zu  ziehen,  dürfte  es  angezeigt  sein, 
in  grossen  Zügen  die  historische  Entwickelung  und  den 
gegenwärtigen  Stand  der  Fabrikinspektion  auch  in  Deutsch- 
land darzulegen,  um  auch  dem  Fernerstehenden  einen  Ein- 
blick in  die  einschlägigen  deutschen  Verhältnisse  bereits 
gewinnen  zu  lassen,  ehe  wir  an  die  Erörterung  einiger 
Prinzipienfragen,  deren  verschiedenartige  praktische  Lösung 
Anlass  geben  wird,  zwischen  den  in  Rede  stehenden  Ländern 
im  2.  Abschnitt  Parallelen  zu  ziehen,  herantreten.  So  wird 
bei  dieser  Darstellung  schon  das  ganze  Gebiet  der  deutschen 
Institution  gestreift  werden,  ohne  die  betreffenden  grundsätz- 
lichen Fragen  jedoch  mehr  als  bloss  zu  berühren,  was  zur 
Gewinnung  des  Zusammenhanges  erforderlich  sein  dürfte. 

Die  Geschichte  der  modernen  Gewerbeinspektion  in 
Deutschland  reicht  am  weitesten,  wie  bereits  erwähnt,  in 
Preussen  zurück,  wo  das  neue  Institut,  nach  den  genannten 
verfehlten  Anfängen  der  Aufsicht  durch  die  Ortsbehörden, 
infolge  des  Gesetzes  vom  16.  Mai  1853  über  die  Be- 
schäftigung jugendlicher  Fabrikarbeiter,  Eingang  fand.  Zu- 
nächst gesetzlich  nur  soweit  vorgesehen,  als  sich  ein  Be- 
dürfnis dazu  ergeben  würde,  ward  dies  nur  für  die  in- 
dustriell entwickelteren  Gegenden  des  Niederrheins  anerkannt, 
wo  in  den  Bezirken  Aachen,  Düsseldorf  und  Arnsberg  staat- 
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liehe  Aufsichtsbeamte  eingeführt  wurden,  hides  blieben  und 
mussten  diese  ersten  Fabrikinspektoren  lange  Zeit,  schon 
ihrer  geringen  Zahl  wegen,  unwirksam  bleiben.  Dazu  aber 
kam  noch,  dass  man  Subalterne  zu  diesem  wichtigen  Posten 
berufen  hatte,  die  als  solche  jener  unerlässlichen  Eigen- 
schaften ermangelten,  die  den  englischen  Inspektoren  eigen. 
Waren  diese  infolge  ihres  hohen  Gehaltes,  der  Angesehen- 
heit ihrer  sozialen  Stellung,  wie  der  Selbständigkeit  ihres 
Amts  in  die  Lage  versetzt,  im  Vollgefühl  ihrer  Verantwortung 
mit  Mannesmut  für  die  Autorität  des  Gesetzes  einzutreten, 
so  blieben  in  Preussen  die  Kinder  trotz  des  Wortlauts  des 
Gesetzes  der  Willkür  fast  preisgegeben.  Nun  gar  erst,  als 
die  Inspektoren  nach  dem  Tode  des  preussischen  Handels- 
ministers von  der  Heydt  auch  beim  Ministerium  keinen  ge- 
nügenden Rückhalt  mehr  fanden.  Glaubte  man  unter  seinem 
Nachfolger  doch  schon  weit  gegangen  zu  sein,  wenn  man 
eingestand,  „dass  die  Arbeiter  gegenüber  den  Arbeitgebern 
nicht  durchaus  rechtlos  seien".')  So  blieb  denn  in  den 
1850  er  und  60  er  Jahren  bei  der  feindseligen  Haltung  eines 
mächtigen  Unternehmertums,  das  durch  offne  wie  geheime 
Mittel  sich  dem  Willen  des  Gesetzes  zu  entziehen  suchte, 
dieses  ein  toter  Buchstabe,  wie  auch  der  Präsident  des 
Bundeskanzleramts  im  Reichstag  zugeben  musste.  Hier  im 
Parlament  fand  das  Fabrikinspektorat  ebenfalls  eine  scharfe 
Gegnerschaft,  wie  sich  das  besonders  bei  den  Verhandlungen 
des  Reichstags  über  die  Gewerbeordnung  für  den  Nord- 
deutschen Bund  im  Jahre  1869  zeigte,  als  seitens  der  Kon- 
servativen und  Sozialdemokraten  auf  eine  schärfere  Durch- 
führung der  fabrikgesetzlichen  Bestimmungen  gedrungen 
wurde.  Das  ganze  Ergebnis  bestand  für  das  junge  Institut 
nur  darin,  dass  dies  in  der  damals  zustande  kommenden 
Gewerbeordnung  bloss  insofern  berücksichtigt  wurde,  als 
dort,  wo  die  Aufsicht  über  die  Ausführung  der  die  jugend- 
lichen Fabrikarbeiter  betreffenden  Bestimmungen  eigenen 
Beamten  übertragen  ist,  ihnen  bei  Ausübung  dieser  Aufsicht 

1)  Cf.  Anton,  S.  126, 
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alle  amtlichen  Befugnisse  der  Ortspolizeibehörden  zustehen 
sollten.  Von  der  Prüfung  einer  Bedürfnisfrage  wurde,  im 
Gegensatz  zu  dem  preussischen  Gesetze,  bereits  abgesehen, 
kein  Wunder  darum ,  wenn  dieser  Umstand  bei  dem  Vor- 
herrschen des  Manchestertums  im  rückschrittlichen  Sinne 
wirkte,  indem  man,  anstatt  die  wenigen  Inspektorate  zu  ver- 
mehren, sie  auf  ihrer  bisherigen  geringen  Höhe  forterhielt, 
ja  selbst  unter  ihren  ursprünglichen  Bestand  sinken  Hess, 
indem  die  erledigten  Inspektorate  zum  Teil  lange  Zeit  nicht 
wieder  besetzt  gewesen  zu  sein  scheinen.  Indes  sollten  sich 
die  realen  Verhältnisse  bald  stärker  erweisen  als  die  eng- 
herzigen Vorurteile  jener  manchesterlichen  Anschauungen, 
wie  sie  von  Männern  wie  Braun,  selbst  Schulze-Delitzsch, 
Hirsch  u.  a.  repräsentiert  wurden,  welche  in  dem  geforderten 
Fabrikinspektorat  ein  Wiederaufleben  der  polizeilich-bureau- 
kratischen  Weltauffassung  sehen  wollten.  Die  sich  nach  dem 
französischen  Kriege  gewaltig  ausdehnende,  einen  stetig 
wachsenden  Bruchteil  der  Bevölkerung  sich  unterwerfende 
Grossindustrie  mit  ihren  nicht  vorauszusehenden  Rück- 
wirkungen auf  die  Arbeiterschaft,  sodann  die  infolge  der 
sich  stark  entwickelnden  Konkurrenz  immer  stärkere  Heran- 
ziehung jugendlicher  Arbeiter  und  deren  zu  zahlreichen 
Petitionen  Anlass  gebende  missbräuchliche  Verwendung, 
ferner  der  Umschwung  in  den  Ansichten  mancher  Politiker, 
das  energische  Eintreten  des  damals  sich  bildenden  Vereins 
für  Sozialpolitik  für  die  Erweiterung  bezw.  Einführung  der 
Fabrikinspektion,  nötigten  bald  die  Staatsgewalt,  aus  ihrer 
reservierten  Stellung  herauszutreten.  So  trieben  die  sich 
verschärfenden  Industriezustände  in  den  ausserpreussischen 
Bundesstaaten,  zunächst  im  Königreich  Sachsen,  zur  Ein- 
führung von  besonderen  staatlichen  Aufsichtsbeamten,  indem 
durch  Verordnung  von  1872  das  Land  zunächst  in  4  Auf- 
sichtsbezirke geteilt  und  für  jeden  derselben  ein  Beamter 
als  „Fabriken-  und  Dampfkesselinspektor"  angestellt  wurde. 
Ein  weiterer  Aufsichtsbezirk  mit  einem  fünften  Beamten 
ward  einige  Jahre  später  geschaffen ;  überdies  erfolgte  die 
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Anstellung  von  fünf,  den  Inspektoren  als  Hülfsarbeiter  zuge- 
teilten Assistenten,  so  dass  im  Jahre  1878  im  ganzen  bereits 
10  Aufsichtsbeamte  in  Sachsen  tätig  waren.  In  Baden  hatte 
man  sich  zu  Anfang  der  70er  Jahre  wenigstens  zu  einem 
Anlauf  nach  genannter  Richtung  hin  aufzuschwingen  ver- 
mocht. Mit  dem  Wechsel  in  der  Person  des  Handels- 
ministers in  Preussen  brach  nach  jener  längeren  Periode 
sozialpolitischer  Stagnation  auch  hier  eine  neue  Ära  auf 
diesem  Gebiete  an,  indem  im  folgenden  Jahre  Inspektorate 
für  weitere  Teile  des  Königreichs  eingerichtet  wurden:  Zu- 
nächst 1874  für  Berlin  und  Schlesien,  im  folgenden  Jahre 
für  die  Provinzen  Pommern,  Sachsen  u.  s.  f.  Bis  zur  Ein- 
führung der  obligatorischen  Fabrikinspektion  für  die  deutschen 
Bundesstaaten  war  die  Zahl  der  Inspektoren  in  Preussen 
auf  19  gestiegen,  1)  denen  ebensoviel  Amtsbezirke  über- 
wiesen waren.  In  den  übrigen  Bundesstaaten  lag  noch  die 
Handhabung  der  an  und  für  sich  schon  dürftigen  Arbeiter- 
schutzbestimmungen den  ordentlichen  Polizeibehörden  ob. 
Unter  diesen  Verhältnissen  konnte  es  nicht  Wunder  nehmen, 
wenn  die  von  Reichswegen  1877  veranstaltete  Enquete  über 
die  Frauen-  und  Kinderarbeit  in  Fabriken  das  traurige  Re- 
sultat ergab,  dass  die  bestehenden  gesetzlichen  Schutz- 
bestimmungen nur  in  äusserst  mangelhafter  Weise  zur 
Durchführung  gebracht  wurden.  Das  war  ein  wesentlicher 
Anlass,  den  mangelhaften  Schutz  zu  festigen  und  auszubauen, 
wie  solches  durch  die  Reichsgewerbeordnung  vom  17.  Juli 
1878  geschah,  durch  welche  die  Fabrikinspektion  zu  einer 
obligatorischen  Einrichtung  in  Deutschland  erhoben  wurde. 
Bei  deren  Beratung  hatte  sich  ein  starker  Umschwung  in 
den  Ansichten  der  Majorität  des  Reichstags  gegen  früher 
vollzogen.  Soweit  nicht  bereits  ethische  Rücksichten  für 
die  Notwendigkeit  einer  energischeren  Gesetzesdurchführung 
sprachen,  verschloss  man  sich  ihr  doch  wenigstens  aus 
praktischen  Gründen  nicht.    Man  hatte  endlich  erkannt,  dass 


1)  Cf.  Quarck,  die  Gewerbeinspektion  in  Deutschland  etc.  auf 
Seite  11. 
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eine  gleichmässige  Durchführung  der  Arbeiterschutzmass- 
regeln  in  allen  Fabriken  eine  Forderung  der  Rechtsgleichheit 
sei,  weil  ohne  solche  der  das  Gesetz  umgehende  Unter- 
nehmer seinen  gewissenhafteren,  oder  unter  strengerer  Kon- 
trolle stehenden  Konkurrenten  überflügele;  darum  dürfe 
nicht  auch  ferner  noch  die  Fabrikinspektion  eine  bloss 
fakultative  Einrichtung  der  Einzelstaaten  bleiben.  Im  Gegen- 
satz dazu  äusserte  die  Reichsregierung  auch  damals  noch 
mancherlei  Bedenken  gegen  eine  obligatorische  Einführung 
des  Instituts,  doch  erteilte  der  Bundesrat  dem  dahingehenden 
Beschlüsse  des  Reichstags  schliesslich  seine  Zustimmung, 
und  es  kam  der  einschlägige  §  139b  der  Gewerbeordnung 
in  folgender  Fassung  zu  Stande: 

„Die  Aufsicht  über  die  Ausführung  der  Bestimmungen 
§§  135  bis  139a  sowie  des  §  120  Absatz  3  in  seiner  An- 
wendung auf  Fabriken  ist  ausschliesslich  oder  neben  den 
ordentlichen  Polizeibehörden  besonderen  von  den  Landes- 
regierungen zu  ernennenden  Beamten  zu  übertragen. 
Denselben  stehen  bei  Ausübung  dieser  Aufsicht  alle  amt- 
lichen Befugnisse  der  Ortspolizeibehörden,  insbesondere 
das  Recht  zur  jederzeitigen  Revision  der  Fabriken  zu. 
Sie  sind,  vorbehaltlich  der  Anzeige  von  Gesetzwidrig- 
keiten, zur  Geheimhaltung  der  amtlich  zu  ihrer  Kenntnis 
gelangenden  Geschäfts-  und  Betriebsverhältnisse  der  ihrer 
Revision  unterliegenden  Fabriken  zu  verpflichten. 

Die  Ordnung  der  Zuständigkeitsverhältnisse  zwischen 
diesen  Beamten  und  den  ordentlichen  Polizeibehörden 
bleibt  der  verfassungsmässigen  Regelung  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten  vorbehalten. 

Die  erwähnten  Beamten  haben  Jahresberichte  über 
ihre  amtliche  Tätigkeit  zu  erstatten.  Diese  Jahresberichte 
oder  Auszüge  aus  denselben  sind  dem  Bundesrat  und 
dem  Reichstag  vorzulegen. 

Auf  Antrag  der  Landesregierungen  kann  für  solche 
Bezirke,  in  welchen  Fabrikbetriebe  gar  nicht  oder  nur  in 
geringem  Umfange  vorhanden  sind,  durch  Beschluss  des 
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Bundesrates  von  der  Anstellung  besonderer  Beamten  ab- 
gesehen werden. 

Die  auf  Grund  der  Bestimmungen  der  §§  135— 139  a 
sowie  des  §  120  Abs.  3  in  seiner  Anwendung  auf  Fab- 
riken auszuführenden  amthchen  Revisionen  müssen  die 
Arbeitgeber  zu  jeder  Zeit,  namenthch  auch  in  der  Nacht, 
während  die  Fabriken  in  Betrieb  sind,  gestatten." 

Da  es  hiernach  dem  Ermessen  der  Einzelstaatcn  über- 
lassen blieb,  nicht  zwar  mehr,  ob  überhaupt  besondere  Be- 
amte zur  Durchführung  der  Schutzbestimmungen  vorzusehen 
seien,  wohl  aber,  in  welcher  Weise  man  der  Ausführung 
des  genannten  Paragraphen  Rechnung  tragen  wollte,  mag 
zunächst  die  reichsgesetzliche  Entwickelung  des  Inspektorats 
verfolgt  werden;  danach  wird  die  von  ihr  beeinflusste,  von 
den  Einzelstaaten  in  verschiedener  Weise  erfolgte  Inangriff- 
nahme der  ihnen  auferlegten  Aufgabe  zur  Erörterung 
kommen. 

Auf  Grund  genannter  Novelle  gestaltete  sich  demnach 
reichsgesetzlich  der  Wirkungskreis  der  Fabrikinspektion 
folgendermassen :  Sachlich  erstreckte  er  sich  einerseits  auf 
die  Kontrolle  der  Einhaltung  der  Vorschriften,  die  in  Bezug 
auf  die  Beschäftigung  von  Kindern,  jungen  Leuten  und 
Frauen  erlassen  wurden,  andererseits  auf  die  Aufsicht  über 
diejenigen  Einrichtungen,  die  zur  Sicherung  der  Arbeiter 
gegen  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  getroffen  worden 
sind;  örtlich  bezog  sich  ihr  Bereich  in  ersterer  Hinsicht 
ausser  auf  Fabriken  noch  auf  Werkstätten,  in  deren  Betriebe 
eine  regelmässige  Benutzung  von  Dampfkraft  stattfand, 
ferner  auf  Hüttenwerke,  Bauhöfe  und  Werften,  endlich  auf 
Bergwerke,  Salinen,  Aufbereitungsanstalten  und  unterirdisch 
betriebene  Brüche  und  Gruben;  in  letzterer  Beziehung  frei- 
lich waren  die  Fabrikinspektoren  nur  zuständig  für  Fab- 
riken. ^)    Übrigens  verständigten  sich  die  Bundesregierungen 


1)  Cf.  Frankenstein  in  den  „Annalen  des  Deutschen  Reiches"  1892, 
S.  350.    Anderer  Meinung  Fuchs  in  Schmollers  Jahrbuch  1901,  S.  115. 
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darüber,  dass  bei  denjenigen  Anlagen,  welche  ohnehin  unter 
der  Aufsicht  besonderer  Bergbehörden  ständen,  von  diesen 
die  Funktionen  der  Aufsichtsbeamten  wahrgenommen  werden 
sollten.  So  sehen  wir  denn  die  Bergwerke,  Salinen,  Auf- 
bereitungsanstalten und  unterirdisch  betriebenen  Brüche  und 
Gruben  von  der  Zuständigkeit  der  obligatorischen  Fabrik- 
inspektion von  Anfang  an  ausgeschieden  und  an  deren 
Stelle  den  Bergrevierbeamten  unterstellt. 

Länger  als  ein  Dezennium  blieb  dann  der  reichs- 
gesetzlich, d.  h.  nach  der  Gewerbeordnung  der  Fabrik- 
inspektion zugewiesene  Wirkungskreis  der  nämliche.  Eine 
Erweiterung  ihres  Geschäftskreises  brachte  jedoch  der  andere, 
in  den  80  er  Jahren  in  Angriff  genommene  Zweig  der  staat- 
lichen Arbeiterfürsorge,  die  Reichsversicherungsgesetzgebung, 
mit  sich:  Insbesondere  das  Unfallversicherungsgesetz,  welches 
die  Zuziehung  der  staatlichen  Aufsichtsbeamten  zu  den 
Unfalluntersuchungen  anordnete,  wie  denn  auch  deren  Mit- 
wirkung immer  häufiger  in  denjenigen  Fällen  in  Anspruch 
genommen  wurde,  wo  es  sich  um  den  Erlass  von  Unfall- 
verhütungsvorschriften handelte. 

Eine  wesentliche  Etappe  in  der  Entwickelung  der 
Fabrikinspektion  stellt  dann  die  Reichsgewerbeordnungs- 
novelle vom  1.  Juni  1891  dar:  Ausser  der  durch  sie  ver- 
anlassten organisatorischen  Fortbildung  des  Instituts  ver- 
grösserte  dies  Gesetz  dessen  Geschäftsbereich  nach  mehreren 
Richtungen:  Einmal  erfuhren  die  Arbeiterschutzbestimmungen 
durch  genannte  Novelle  sachlich  eine  Ergänzung,  indem  neue 
hinzutraten,  vorhandene  vertieft  wurden.  Dementsprechend 
erweiterten  sich  die  Aufgaben  der  Inspektion,  indem  nach 
der  ersteren  Richtung  hin  die  Aufsicht  über  die  Bestimmungen 
der  —  mit  dem  1.  April  1895  in  Kraft  getretenen  —  ge- 
werblichen Sonntagsruhe  hinzutrat;  sodann  diejenige  über 
die  jetzt  obligatorisch  gemachten  Arbeits-  (Fabrik-)  Ordnungen 
für  Betriebe  mit  mindestens  20  Arbeitern;  nach  der  zweiten 
Richtung  kam  hinzu  die  Kontrolle  über  die  weiter  aus- 
gestalteten Schutzvorschriften  hinsichtlich  der  einer  besonderen 
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Aufsicht  bereits  unterstehenden  Beschäftigung  von  jugend- 
lichen Arbeitern  und  Frauen,  indem  unter  anderem  das  Ge- 
setz die  Arbeit  für  Kinder  unter  13  Jahren  —  statt  bisher 
unter  12  —  in  Fabriken  und  gleichgestellten  Anlagen  ver- 
bot, ebenda  auch  den  elfstündigen  Maximalarbeitstag  für 
weibliche  Arbeiter  über  16  Jahre,  unter  Ausschluss  der  Nacht- 
arbeit, einführte;  des  weiteren  die  Kontrolle  über  alle  Arbeiter- 
kategorien, nicht  nur,  wie  bisher,  bezüglich  der  Durchführung 
der  —  durch  dieses  Gesetz  genauer  bestimmten  —  Vor- 
schriften zum  Schutz  für  Leben  und  Gesundheit,  sondern 
auch  bezüglich  der  neuen,  für  alle  Arbeiterkategorien  vor- 
dem noch  nicht  bestehenden  Sittlichkeitvorschrifton;  hier 
auch  ist  die  besondere  (im  Gegensatz  zu  dem  allgemeinen, 
auch  Männer  mit  erfassenden  Schutz  der  Sonntagsruhe,  des 
Lebens,  der  Gesundheit  und  Sittlichkeit,  bei  Lohnzahlung  etc.), 
für  selbst  erwachsene  männliche  Arbeiter  in  §  120e  vor- 
gesehene Schutzbestimmung  zu  erwähnen,  welche  deren 
tägliche  Arbeitszeit  für  den  Fall  regelt,  falls  durch  über- 
mässige Dauer  der  täglichen  Beschäftigung  die  Gesundheit 
der  Arbeiter  gefährdet  wird;  infolgedessen  erstreckt  sich  die 
individuelle  Zuständigkeit  des  Inspektorats  auch  auf  Männer 
als  „besonders  geschützte"  Personen  und  zwar  in  demselben 
Masse,  als  der  Bundesrat  von  dem  ihm  zustehenden  Recht, 
für  gewisse  Gewerbe  einen  Maximalarbeitstag  vorzuschreiben, 
Gebrauch  macht,  wie  er  das  bereits  schon  für  Bäckereien 
und  Konditoreien,  Getreidemühlen,  Gast-  und  Schankwirt- 
schaften etc.  getan.  ^) 

Sodann  aber  verlangten  die  Schutzbestimmungen  neben 
ihrer  materiellen  Ergänzung  auch  eine  räumliche  Erweiterung, 
so  dass  das  Zuständigkeitsgebiet  der  Aufsichtsbeamten  auch 
nach  dieser  Richtung  hin  sich  ausdehnte. 


1)  Die  erlassenen  besonderen  Bestimmungen  über  die  Anlagen  zur 
Herstellung  elektrischer  Akkumulatoren  aus  Blei  etc.,  über  die  Thomas- 
schlackenmühlen etc.  finden  wohl  im  Abs.  I  des  §  12()e  der  Gewerbe- 
ordnung eine  genügende  Unterlage. 
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Was  die  Durchführung  der  Bestimmungen  über  die 
Beschäftigung  der  Arbeiter  .an  Sonn-  und  Festtagen  anlangt, 
so  waren  der  Zuständigkeit  der  Inspektion  nicht  nur  Fab- 
riken und  fabrikähnliche  Betriebe,  sondern  von  vornherein 
alle  gewerblichen  Anlagen,  auf  welche  diese  Vorschriften 
Anwendung  fanden,  auch  die  Werkstätten,  unterstellt,  denn 
nur  auf  diese  Weise  hielt  man  eine  gleichmässige  Durch- 
führung jener  Bestimmungen  für  einigermassen  gesichert. 
Ausgenommen  von  der  örtlichen  Kompetenz  war  nur  das 
Handelsgewerbe,  für  welches  man  die  seitens  der  gewöhn- 
lichen Polizei  auszuübende  Aufsicht  für  ausreichend  er- 
achtete. Hinsichtlich  der  Vorschriften  zum  Schutz  der  ge- 
werblichen Arbeiter  im  Betriebe  gegen  Gefahren  für  Leben, 
Gesundheit  und  —  seit  1891  —  für  Sittlichkeit  beschränkte 
sich  die  inspektorale  Zuständigkeit  fortan  nicht  mehr  auf 
Fabriken,'  sondern  bezog  sich  künftig  auf  alle  unter  die 
Gewerbeordnung  fallenden  Betriebe,^)  also  auch  auf  das 
geamte  Handwerk.  So  erweiterte  sich  in  beiderlei  Be- 
ziehung die  bisherige  Fabrikinspektion  zu  einer  allgemeinen 
Gewerbeinspektion.  Ebenso  dehnte  das  nunmehr  örtlich 
erweiterte  Geltungsgebiet  der  besonderen,  bis  1891  nur  für 
die  in  Fabriken  und  diesen  gleichgestellten  Anlagen  (Hütten- 
werke, Bauhöfe  und  Werften,  sowie  Werkstätten  mit  regel- 
mässiger Benutzung  von  Dampfkraft)  beschäftigten  jugend- 
lichen und  weiblichen  Arbeiter  erlassenen  Bestimmungen 
die  Kompetenz  des  Inspektorats  entsprechend  aus:  nämlich 
auf  grössere  Ziegeleien,  Brüche  und  Gruben.  Eine  weitere 
Ausdehnung  dieser  besonderen  Bestimmungen  samt  der 
Fabrikinspektion  auch  auf  Werkstätten  mit  anderen  als  nur 
Dampfkraft  verwendenden  Motoren  ward  in  der  genannten 
Novelle  wenigstens  vorgesehen;  desgleichen  deren  Aus- 
dehnung auch  „auf  andere  Werkstätten  sowie  auf  Bauten". 
In  beiden  Fällen  allerdings  ist  eine  solche  Ausdehnung  unter 
Zustimmung  des  Bundesrats  von  zu  erlassender  Kaiserlicher 
Verordnung  abhängig  gemacht  worden,  in  beiden  Fällen 


1)  Cf.  Rohrscheidt,  546. 
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auch  ist  die  etwaige  Ausdehnung  nur  auf  solche  Werkstätten 
möglich,  in  denen  der  Arbeitgeber  nicht  ausschliesslich  zu 
seiner  Familie  gehörige  Personen  beschäftigt;  gleichwohl 
war  auch  mit  dieser  Einschränkung  gegen  früher  ein  be- 
deutsamer Schritt  zur  Verschärfung  des  Schutzes  der  Be- 
schäftigung jugendlicher  Arbeiter  und  Frauen  im  Handwerke 
und  in  der  Hausindustrie  getan.  Doch  es  sei  erst,  bevor 
auf  die  Ausführung  dieser  vorgesehenen  reichsgesetzlichen 
Erweiterung  des  inspektoralen  Geschäftsbereichs  eingegangen 
wird,  noch  der  sonstigen,  durch  die  Gewerbeordnung  von 
1891  für  das  Aufsichtsinstitut  herbeigeführten  Änderungen 
Erwähnung  getan. 

Abgesehen  von  der  sachlich  wie  örtlich  erweiterten 
Kompetenz  der  Fabrikinspektion  liegt  deren  unmittelbar  reichs- 
gesetzlicher Ausbau  noch  in  folgenden  beiden  Richtungen: 
Einmal  wurde  auch  den  Inspektoren  das  Recht,  von  den 
Unternehmern  Auskunft  für  statistische  Erhebungen  zu  ver- 
langen, beigelegt;  verschloss  man  sich  doch  nicht  mehr  der 
Notwendigkeit  einer  weiteren  Ausgestaltung  der  Statistik 
über  die  Arbeiterverhältnisse,  wozu  die  Verpflichtung  der 
Arbeitgeber  zu  Aufschlüssen  über  statistische  Zwecke  unbe- 
dingt konstatiert  werden  musste,  während  eine  genügende 
Garantie  gegen  Missbrauch  dieser  den  Aufsichtsbeamten 
eingeräumten  Befugnis  dadurch  geschaffen  wurde,  dass  nur 
der  Bundesrat  oder  die  Landeszentralbehörde  solche  Mit- 
teilungen und  die  Formen  (Fragebogen)  vorschreiben  konnten. 
Sodann  wurde  die  bisherige  Befugnis  des  Bundesrats,  auf 
Antrag  der  betreffenden  Landesregierung,  industriell  wenig 
entwickelten  Staaten  von  der  Bestellung  besonderer  Auf- 
sichtsbeamten Dispens  zu  erteilen,  beseitigt.  Konnte  doch 
schon  wegen  der  erfolgten  Ausdehnung  des  Aufgabenkreises 
der  Beamten  solche  Ausnahme  nicht  mehr  auch  fernerhin 
als  zulässig  erachtet  werden;  dazu  war  auch  in  den  bis  da- 
hin dispensierten  Staaten  (Lübeck,  Mecklenburg-Strelitz  und 
die  beiden  Lippe)  die  Zahl  der  Fabriken  und  fabrikähnlichen 
Betriebe  langsam  gestiegen,  so  dass  man  aus  beiden  Gründen 
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die  seitens  der  gewöhnlichen  Verwaltungsorgane  ausgeübte 
Aufsicht  über  die  Schutzbestimmungen  als  in  Zukunft  nicht 
ausreichend  ansehen  musste. 

Die  reichsgesetzliche  Ausgestaltung  des  Inspektorats 
seitdem  beschränkte  sich  wesentlich  auf  dessen  Wirkungs- 
kreis. Durch  Kaiserliche  Verordnung  vom  31.  Mai  1897 
wurde  demselben  zum  ersten  Mal  das  Gebiet  der  Heim- 
arbeit einverleibt,  indem  die  besonderen,  für  die  Beschäftigung 
der  Kinder,  jungen  Leute  und  Frauen  gültigen  Bestimmungen 
mit  einigen  Abänderungen  auch  auf  die  Werkstätten  der 
Kleider-  und  Wäschekonfektion  ausgedehnt  wurden;  in 
jüngster  Zeit  wurde  diesen  Schutzbestimmungen  und  der 
Gewerbeinspektion  durch  Verordnung  vom  17.  Februar  1904 
auch  die  bis  dahin  noch  nicht  mit  einbegriffenen  Schneider- 
werkstätten, in  welchen  auf  Bestellung  nach  Mass  für  per- 
sönlichen Bedarf  der  Besteller  gearbeitet  wird,  unterstellt,  ^) 
desgleichen  diejenigen  Betriebe,  in  welchen  Frauen-  und 
Kinderhüte  garniert  werden,  die  sogenannten  Putzmacherge- 
schäfte. In  ersterer  Hinsicht  verschwommen  nicht  selten  die 
Grenzen  zwischen  den  beiden  Produktionsarten,  was  zu  zahl- 
reichen Konflikten  zwischen  Werkstätteninhabern  und  Auf- 
sichtsbehörden Anlass  gab,  dem  nur  durch  die  ausnahms- 
weise Unterstellung  der  gesamten  Konfektionswerkstätten 
ein  Ende  gemacht  werden  konnte;  in  letzterer  Beziehung 
waren  für  diesen  Schritt  auch  die  in  Putzmachereien 
herrschenden  übermässigen  Arbeitszeiten  massgebend.  In- 
folge weiterer  Kaiserlicher  Verordnung  vom  9.  Juli  1900 
wurden  die  besonderen  für  jugendliche  und  weibliche  Ar- 
beiter der  Motorenwerkstätten  überhaupt  vorgesehenen 
Schutzbestimmungen  endlich  in  Kraft  gesetzt  und  damit  die 
Gewerbeinspektion  in  dieser  Beziehung  auch  über  die  nur 
Dampfmotoren  verwendenden  Betriebe  hinaus  auf  alle 
Elementarkraft  benutzenden  Werkstätten  erweitert:  hatten  doch 
die  Gasmotoren,  Heissluftmaschinen,  elektrische  Motoren  etc. 
eine  solche  Bedeutung  gewonnen,  dass  eine  unterschiedliche 


1)  Cf.  „Reiclisarbeitsblatt"  No.  3,  S.  212'13. 
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Behandlung  der  Beschäftigten  sich  nicht  mehr  aufrecht  er- 
halten Hess,  auch  für  die  Inhaber  von  Werkstätten  mit 
Dampfmaschinen,  angesichts  der  oft  eine  weit  grössere  Zahl 
von  Pferdekräften  aufweisenden  sonstigen  Werkstätten  mit 
Elementarmotoren,  eine  Ungerechtigkeit  bedeutet  haben 
würde.  So  waren  wenigstens  die  jugendlichen  und  weib- 
lichen Arbeiter  der  grösseren  Handwerksbetriebe  eines  be- 
sonderen Schutzes  und  einer  besonderen  Aufsicht  zu  Teil 
geworden.  Leer  gingen  mithin  insbesondere  diejenigen 
Werkstätten  aus,  in  denen  der  Arbeitgeber  ausschliesslich 
Familienangehörige  beschäftigte,  also  die  im  engsten  Sinne 
des  Wortes  hausindustriell  betriebene  Arbeit,^)  für  welche, 
wie  erwähnt,  die  in  der  Gewerbeordnung  eröffnete  Möglich- 
keit, durch  Kaiserliche  Verordnung  auch  dort  die  Beschäftigung 
der  jugendlichen  und  weiblichen  Arbeiter  zu  regeln,  von 
Anfang  an  ausgeschlossen  wurde.  Auch  der  §  120  c  der 
Gewerbeordnung,  der  wenigstens  in  etwas  Abhülfe  gegen 
missbräuchliche  Verwendung  für  wenigstens  junge  Arbeits- 
kräfte schaffen  konnte  und,  infolge  der  dazu  an  mehreren 
Orten  erlassenen  Polizeiverordnungen,  auch  geschafft  hat, 
vermochte  gegen  die  dort  herrschende  missbräuchliche  Be- 
schäftigung von  Familienangehörigen  keine  Abhülfe  zu 
schaffen;  denn  abgesehen  davon,  dass  die  Anwendbarkeit 
dieses  Paragraphen  auf  die  hier  in  Betracht  kommenden 
Arbeitsverhältnisse  nicht  ganz  ausser  Zweifel  stand,  2)  musste 
er  überall  da  versagen,  wo  die  Kinder  nicht  zu  einem  Unter- 
nehmer in  einem  Vertragsverhältnis  standen,  sondern  ihren 
Angehörigen  bei  der  diesen  übertragenen  Arbeit  helfen. 
Dies  so  mangels  gesetzlicher,  das  Gebiet  der  Hausindustrie 

1)  Mit  einer  Einschränl^ung  freilich,  insofern  bereits  früher  durch 
Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1884  die  Beschäftigung  von  eigenen  Kindern 
bei  der  Anfertigung  von  Zündhölzern  in  der  Hausindustrie  verboten  war. 
Zahlreiche  Verordnungen  des  Bundesrats,  auf  Grund  der  §§  120  e,  139  a  der 
Gewerbeordnung  ergangen,  verboten  ferner  die  Beschäftigung  von  Kindern 
unter  14  Jahren  in  einer  Reihe  von  gesundheitsgefährlichen  Betrieben, 
bezw.  in  gesundheitsgefährlichen  und  sonst  ungeeigneten  Beschäftigungen. 

2)  Cf.  Rohrscheidt,  S.  675. 
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mit  erfassender  Vorschriften  der  Aufsicht  lange  Zeit  entzogen 
gebliebene  Gebiet  wurde  dann  in  dem  unterm  30.  März 
1903  zu  Stande  gekommenen  Kinderschutzgesetz  als  weiteres 
Betätigungsfeld  der  Gewerbeinspektion  vorgesehen.  Dieser 
Schritt  war  von  prinzipieller  Bedeutung,  da  die  Schutzgesetz- 
gebung fortan  nicht  mehr  Halt  machte  an  der  Schwelle  des 
Hauses,  sondern  in  die  Rechte  der  Eltern  über  ihre  Kinder 
einzugreifen  wagte.  So  musste  man  auch  —  wollte  anders 
man  das  Gesetz  nicht  schon  von  vornherein  zum  blossen 
Buchstaben  verdammen  —  seinem  Korrelat,  der  Inspektion, 
das  Recht  zum  Betreten  selbst  solcher  Werkstätten  zuge- 
stehen, die  nicht  nur  die  Wohnräume  der  Familie  mit  bilden, 
sondern  zugleich  auch  eventl.  selbst  als  Schlaf-  oder  Koch- 
räume benutzt  werden,  immer  freilich  nur  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  darin  gewerbliche  Kinderarbeit  verrichtet  wird; 
unter  dieser  Voraussetzung  auch  wurden  die  im  Freien  ge- 
legenen gewerblichen  Arbeitsstellen  den  genannten  Werkstätten 
gleichgestellt.  In  Analogie  der  den  Aufsichtsbeamten  gegen- 
über den  bisher  ihrer  Obhut  unterstellten  Anlagen  ein- 
geräumten Befugnis  zur  jederzeitigen  Revision,  räumte  das 
angeführte  Gesetz  ihnen  dies  Recht  gegenüber  auch  Privat- 
wohnungen, in  denen  eigene  Kinder  beschäftigt  werden,  ein, 
freilich  auch  hier  die  Befugnis  zu  nächtlichen  Revisionen 
nur  unter  gewisser  Bedingung.  Von  weiterer  Bedeutung 
war,  dass  dies  Kinderschutzgesetz  nicht  bei  der  in  klein- 
gewerblichen, insbesondere  hausindustriellen  Werkstätten  etc. 
stattfindenden  Kinderarbeit  —  sowohl  von  eigenen  wie 
fremden  Kindern  —  stehen  blieb,  sondern  seiner  Regelung 
auch  jene  Beschäftigung  unterwarf,  die  bislang  noch  ausser- 
halb des  reichsgesetzlichen  Schutzes  geblieben  war:  So  die 
im  Gast-  und  Schankwirtschaftsgewerbe,  im  grössten  Teil  des 
Handelsgewerbes, ^)  in  Verkehrsgewerben  etc.,  im  Gewerbe 


1)  Die  bisherigen  Schutzbestimmungen  der  Gewerbeordnung  (§  42  b 
Abs.  5,  §  60b  Abs.  3  und  §  62)  betrafen  das  Feilbieten  von  Gegenständen 
durch  Kinder  unter  14  Jahren  auf  öffentlichen  Wegen,  Plätzen  etc.  und 
die  Mitführung  solcher  Kinder  beim  ambulanten  Gewerbebetriebe. 
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der  Unternehmer  von  theatralischen  und  sonstigen  Schau- 
stellungen, die  Beschäftigung  der  Kinder  mit  Austragen  von 
Waren  und  sonstigen  Botengängen.  Demgemäss  sehen  wir 
von  der  Zuständigkeit  der  Gewerbeinspektoren  zur  Zeit  nur 
noch  ausgeschlossen  jene  ausserhalb  des  Gesetzes  ge- 
bliebene Kinderarbeit  in  der  Landwirtschaft  und  im  Gesinde- 
dienst. Später  noch  wird  auf  die  Tragweite  dieses  Ge- 
setzes für  die  Ausgestaltung  der  Gewerbeinspektion  zurück- 
zukommen sein. 

Die  infolge  der  sogenannten  Handwerkernovelle  vom 
26.  Juli  1897  hergestellte  Beziehung  der  Gewerbeaufsichts- 
beamten zu  den  Beauftragten  der  verschiedenen  Innungen 
und  Handwerkskammern,  ebenso  das  infolge  des  modi- 
fizierten Reichsunfallversicherungsgesetzes  vom  30.  Juni 
1900  geschaffene  Verhältnis  zu  den  technischen  Aufsichts- 
beamten  der  Berufsgenossenschaften  sei  hier  nur  erwähnt, 
unten  wird  noch  auf  das  Verhältnis  zu  diesen  Aufsichts- 
organen zurückzukommen  sein. 

Wir  sehen  demnach  jene  durch  die  Gewerbeordnung 
von  1878  für  die  Organisation  des  zu  errichtenden  Aufsichts- 
institus geschaffene  Basis  in  der  Folgezeit  reichsgesetzlich 
wesentlich  beibehalten  und  gehen  jetzt  zur  Erörterung  der 
in  den  Einzelstaaten  verschiedenartigen  Ausgestaltung  des 
Inspektorats  über. 

War  diese  auch,  wie  erwähnt,  den  Einzelstaaten  vor- 
behalten, so  lag  es  doch  im  Interesse  der  Sache,  zwecks 
tunlichst  gleichmässiger  Ausführung  des  einschlägigen  §  139b 
der  Gewerbeordnung  wenigstens  über  gewisse  Punkte  bei 
Bestellung  der  Fabrikinspektoren  sich  zu  einigen.  Das 
führte  zum  Beschluss  des  Bundesrats  vom  19.  Dezember 
1878,  dessen  später  nur  wenig  abgeänderte  Normen  von 
allen  Landesregierungen  als  Grundlage  für  den  näheren 
Ausbau  der  Gewerbeaufsicht  angenommen  wurden.  Daher 
weist  die  Inspektion,  soweit  für  ihre  Ausgestaltung  solche 
bundesstaatlichen  Richtpunkte  aufgestellt  sind,  keine  wesent- 
lichen Unterschiede  in  den  verschiedenen  Bundesstaaten  auf. 
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So  finden  wir  in  den  auf  Grund  jener  Normen  er- 
lassenen Dienstanweisungen  der  Inspektoren  deren  Dienst 
im  wesentlichen  folgendermassen  geregelt:  Die  anzustellenden 
Beamten  sollen  in  dem  ihnen  zugewiesenen  Wirkungskreis 
nicht  an  Stelle  der  ordentlichen  Polizeibehörden  treten,  viel- 
mehr durch  Ergänzung  ihrer  Tätigkeit,  sowie  durch  sach- 
verständige Beratung  der  zuständigen  höheren  Verwaltungs- 
behörden eine  sachgemässe  und  gleichmässige  Ausführung 
der  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  und  der  auf  Grund 
derselben  erlassenen  Vorschriften  in  dem  ihnen  überwiesenen 
Aufsichtsbezirke  herbeizuführen  suchen.  Dabei  sollen  sie 
ihre  Aufgabe  vornehmlich  darin  suchen,  durch  eine  wohl- 
wollend kontrollierende,  beratende  und  vermittelnde  Tätigkeit 
nicht  nur  den  Arbeitern  die  Wohltaten  des  Gesetzes  zu 
sichern,  sondern  auch  die  Arbeitgeber  in  Erfüllung  der  vom 
Gesetz  an  Einrichtung  und  Betrieb  ihrer  Anlagen  gestellten 
Anforderungen  taktvoll  zu  unterstützen,  zwischen  den  In- 
teressen der  Gewerbeunternehmer  einerseits,  der  Arbeiter 
und  des  Publikums  andererseits,  auf  Grund  ihrer  technischen 
Kenntnisse  und  amtlichen  Erfahrungen  in  billiger  Weise  zu 
vermitteln,  Arbeitgebern  wie  Arbeitern  gegenüber  eine  Ver- 
trauensstellung zu  gewinnen,  welche  sie  in  Stand  setzt,  zur 
Erhaltung  und  Anbahnung  guter  Beziehungen  zwischen 
beiden  mitzuwirken. 

Eine  ähnliche  Obereinstimmung  zwischen  der  einzel- 
staatlichen Inspektion  ist  in  Bezug  auf  die  ihnen  zugewiesene 
Machtbefugnis  zu  konstatieren,  die,  im  Gegensatz  zu  den 
ihnen  reichsgesetzlich  in  weitem  Umfange  zugemessenen 
Befugnissen,  im  Interesse  der  den  Beamten  zugedachten, 
eben  erwähnten  Vertrauensstellung  ihnen  auf  administrativem 
Wege  wieder  in  allen  Bundesstaaten  fast  gänzlich  genommen 
ist.  Infolge  genannten  Bundesratsbeschlusses  sind  danach^ 
im  wesentlichen  übereinstimmend,  die  Aufsichtsbeamten  von 
den  Bundesregierungen  in  den  Dienstanweisungen  angewiesen, 
etwaige  Gesetzwidrigkeiteu  und  Übelstände  zunächst  durch 
gütliche  Vorstellungen   und  geeignete  Ratschläge  zu  be- 
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seitigen  zu  suchen;  erforderlichen  Falls  sollen  sie  sich  an 
die  ordentlichen  Polizeibehörden  wenden,  damit  diese  durch 
polizeiliche  Strafmandate  oder  Anzeige  bei  der  Staatsanwalt- 
schaft zur  Ahndung  von  Gesetzwidrigkeiten  schreiten  oder, 
wenn  es  sich  um  Herstellung  von  Einrichtungen  zum  Schutz 
für  Leben,  Gesundheit  und  Sittlichkeit  handelt,  die  nötigen 
polizeilichen  Verfügungen  treffen.  Hingegen  sollen  die 
Aufsichtsbeamten  selbst  von  dem  Rechte  polizeilicher  Straf- 
festsetzung garnicht,  und  von  dem  Rechte,  polizeiliche,  er- 
forderlichenfalls im  Wege  des  Verwaltungszwangsverfahrens 
durchzuführende  Verfügungen  zu  erlassen,  nur  bei  Gefahr 
im  Verzuge  berechtigt  sein;  letzteres  u.  W.  freilich  nur  in 
Preussen,  Elsass  -  Lothringen,  Anhalt  und  Sachsen-Koburg- 
Gotha.  Im  übrigen  haben  die  Ortspolizeibehörden  den  In- 
spektionsbeamten die  nötige  Unterstützung  zu  leisten,  unter 
anderem  ihnen  die  für  Ausübung  der  Aufsicht  wichtigen 
Verzeichnisse  etc.  vorzulegen,  Besichtigungen  und  Nach- 
besichtigungen bestimmter  gewerblicher  Anlagen  vorzu- 
nehmen u.  s.  f.  Was  insbesondere  die  Tätigkeit  auf  dem 
Gebiete  der  Gewerbehygiene  und  Unfallverhütung  anlangt, 
so  hat  bei  dringender  Gefahr  für  Leben  oder  Gesundheit 
die  Ortspolizeibehörde  sofort  einzuschreiten,  im  übrigen  im 
Einvernehmen  mit  den  Aufsichsbeamten  zu  handeln;  bei 
Meinungsverschiedenheiten  zwischen  beiden,  in  der  Initiative 
sonst  gleichberechtigten  Organen,  entscheidet  die  höhere 
Verwaltungbehörde.  In  betreff  des  Zusammenwirkens  mit 
den  in  der  Folgezeit  angestellten  Beauftragten  der  Berufs- 
genossenschaften sei  hervorgehoben,  dass  diese  insbesondere 
von  dem  Resultat  ihrer  auf  Grund  der  Unfallverhütungs- 
Gesetzgebung  ausgeübten  Tätigkeit  zur  Überwachung  der 
genössischen  Unfallverhütungsvorschriften  den  Gewerbeauf- 
sichtsbeamten Mitteilung  zu  machen  haben.  Die  technischen 
Aufsichtsbeamten  der  Berufsgenossenschaften  dürfen  sich 
nicht  in  Widerspruch  setzen  mit  den  zur  Unfallverhütung 
getroffenen  Änderungen  der  Gewerbeaufsichtsbeamten,  die 
ihrerseits  diejenigen  der  technischen  Aufsichtsbeamten  nicht 
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sofort  ausser  Kraft  setzen  können,  sondern  sich  deswegen 
an  den  Vorstand  der  Berufsgenossenschaft  wenden  müssen. 
Ebenso  haben  die  Beauftragten  der  freien  Innungen,  der 
Zwangsinnungen  und  der  Handwerkskammern,  welche  später 
zur  Überwachung  der  Innungs-  und  Handwerksbetriebe  des 
Handwerkskammerbezirks  aufgestellt  sind,  auf  Erfordern  den 
Gewerbeaufsichtsbeamten  über  ihre  Amtstätigkeit  Bericht  zu 
erstatten.  Im  übrigen  sei  bemerkt,  dass  beide  reichsrecht- 
lichen Aufsichtsorgane  zu  den  Gewerbeaufsichtsbeamten, 
wenngleich  ihre  Aufgaben  zum  Teil  konkurrieren,  in  einem 
Subordinationsverhältnis  nicht  stehen. 

Indem  so  die  in  den  Bundesstaaten  erlassenen  orga- 
nischen Bestimmungen  über  die  allgemeine  Tätigkeit  der 
Gewerbe-Aufsichtsbeamten,  insbesondere  auch  mit  Rücksicht 
auf  die  Art  und  Weise,  wie  sie  ihre  Befugnisse  auszuüben 
haben,  im  wesentlichen  übereinstimmend  sich  gestalten, 
kamen  die  Einzelstaaten  auch  über  gewisse  Grundsätze  be- 
züglich der  an  die  Qualifikation  dieser  Beamten  zu  stellen- 
den Anforderungen  überein :  Allgemein  war  in  den  bundes- 
rätlichen Normen  bestimmt,  dass  die  zur  Fabrikinspektion 
zu  berufenden  besonderen  Beamten  neben  technischen  Kennt- 
nissen auch  amtliche  Erfahrungen  besitzen  sollten,  damit 
sie  auch  für  ihre,  über  die  eigentliche  Revisionstätigkeit 
hinausgehenden  Aufgaben,  wie  sie  schon  oben  angeführt 
wurden,  gerüstet  wären.  Des  weiteren  jedoch  wurde  in 
einem  zu  den  bundesrätlichen  Normen  erlassenen  Begleit- 
schreiben nur  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  über  das 
Mass  der  an  die  allgemeine,  wie  an  die  technische  Vor- 
bildung der  Fabrikinspektoren  zu  stellenden  Anforderungen 
absichtlich  keine  Bestimmungen  aufgenommen  worden  seien; 
gleichzeitig  wurde,  abgesehen  vom  Berg-  und  Hüttenbetrieb, 
vorgeschlagen,  dass  zu  den  fraglichen  Funktionen  in  der 
Regel  nur  Personen  mit  wissenschaftlicher  Bildung  verwendet 
werden  sollen,  welche  entweder  eine  höhere  technische  Lehr- 
anstalt absolviert  und  sonach  als  technische  Beamte  im 
öffentlichen   oder   Privatdienst   tätig   gewesen   sind  oder 
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grössere  gewerbliche  Anlagen  geleitet  haben.  Mangels  be- 
stimmter Vorschriften  rekrutierten  sich  die  Inspektionsbeamten, 
z.  B.  in  Preussen,  lange  Zeit  aus  verschiedenen  Berufsklassen: 
aus  Bergassessoren,  Apothekern,  Ingenieuren,  Chemikern 
und  dergl.  mehr,  man  hat  Leute  gewählt,  welche  die  In- 
dustrie aus  der  Praxis  kannten  und  ihrer  Persönlichkeit  nach 
besonders  zur  Vermittelung  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitern  geeignet  schienen,  i)  In  anderen  deutschen  Staaten 
ist  die  Auswahl  bei  der  Stellenbesetzung  in  erster  Linie  auf 
Techniker  gefallen,  im  übrigen  nach  Massgabe  des  Bedürf- 
nisses auf  Chemiker  beschränkt  geblieben.  Auch  nach  dem 
Ausbau  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  infolge  der  Novelle 
von  1891  haben  die  Zentralbehörden  in  den  ersten  Jahren 
ziemlich  freie  Hand  gehabt.  An  und  für  sich  war  und  ist 
in  den  meisten  Staaten  die  Bestellung  von  Personen,  selbst 
ohne  akademische  Vorbildung,  nicht  ausgeschlossen,  auch 
wenn  sie  nach  Herkunft  und  Bildung  dem  Arbeiterstande 
angehören.  So  ist  man  in  einigen  Bundesstaaten,  wie  in 
Bayern  und  Baden,  jüngst  in  Württemberg,  bereits  zur  An- 
stellung auch  solcher  Beamten  übergegangen. 

Ebenso  war  auch  die  Heranziehung  weiblicher  Hülfs- 
kräfte  zur  Inspektion  von  Anfang  an  im  Prinzip  nicht  aus- 
geschlossen, wenngleich  das  weibliche  Aufsichtselement  in 
praxi  lange  Zeit  noch  ausgeschaltet  blieb.  Erst  die  zu- 
nehmende industrielle  Frauenarbeit  Hess  hierin  in  einer  Reihe 
von  Bundesstaaten  einen  Umschwung  eintreten.  Voran  ging 
das  Grossherzogtum  Hessen,  welches  bereits  1897  eine 
Gewerbeaufsichtsbeamtin  anstellte  ;  seinem  Beispiele  folgten 
zunächst  Bayern  und  Sachsen-Weimar;  in  der  Folgezeit 
Württemberg,  Preussen,  Baden  und  Sachsen;  bis  Ende  1902 
noch  Sachsen-Altenburg,  Koburg-Gotha  und  Reuss  jüngerer 
Linie.  Baden  zuerst  besetzte  den  Posten  der  weiblichen 
Inspektion  mit  einer  wissenschaftlich  vorgebildeten  Dame. 
Unten  noch  wird  auf  die  durch  Frauen  wie  durch  Arbeiter 
ausgeübte  Inspektion  näher  eingegangen  werden.   An  diesem 


1)  Cf.  Thum  in  Schmollers  Jahrbuch  1881,  S.  68. 
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Ort  sei  nur  noch  hervorgehoben,  dass,  betreffs  der  Auswahl 
der  zur  Gewerbeaufsicht  zu  berufenden  Beamten,  Preussen 
von  der  bisher  in  den  deutschen  Bundesstaaten  üblichen 
Weise  abgewichen  ist,  indem  infolge  der  1897  erlassenen 
Vorbildungs-  und  Prüfungsordnung  —  unter  Vorbehalt  eines 
Übergangsstadiums  für  Personen  mit  wissenschaftlich- 
technischer Vorbildung  —  für  die  Kandidaten  des  Gewerbe- 
aufsichtsdienstes ein  besonderer  Bildungsgang  vorgeschrieben 
wurde.  Danach  ist  zur  Erlangung  der  Befähigung  für  den 
Inspektionsdienst  ein  3jähriges  technisches  und  ein  1  V2jähriges 
staatswissenschaftlich-juristisches  Studium  erforderlich;  dazu 
kommt  noch  .  eine  l^/g  jährige  praktische  Vorbereitung  im 
Aufsichtsdienst.  Erst  dann  erfolgt  eventl.  die  Ernennung 
des  Aspiranten  zum  Gewerbeinspektionsassistenten.  Das  ist 
mithin  eine  mit  hohen  Anforderungen  verbundene  Aus- 
bildung, worauf  ebenfalls  noch  zurückzukommen  sein  wird. 
Was  den  Wirkungskreis  der  zu  ernennenden  Aufsichtsbeamten 
anlangte,  so  kann  man  im  Bundesrat  hinsichtlich  dieses 
wichtigen  Punktes  noch  viel  weniger  als  bei  der  zutreffenden 
Auswahl  der  Beamten  über  mehr  als  nur  allgemeine  Be- 
stimmungen hinaus;  das  ganze  Resultat  der  Verhandlungen 
in  dieser  Hinsicht  war  lediglich  negativer  Natur,  „dass  den 
Landesregierungen  die  Befugnis  nicht  entzogen  sein  soll, 
den  Wirkungskreis  der  hier  in  Rede  stehenden  Beamten 
auch  auf  andere  gewerbliche  Angelegenheiten  auszudehnen?" 
Infolge  dieses  ausdrücklichen  Vorbehaltes  ermöglichten  die 
bundesrätlichen  Normen  dem  Ermessen  der  einzelnen  Re- 
gierungen einen  weiten  Spielraum,  und  in  der  Praxis  zögerte 
man  auch  nicht  lange,  in  verschiedenen  Staaten  solche 
Möglichkeit  sich  zu  Nutze  zu  machen  und  zwar  nicht  selten 
zum  Nachteil  der  Institution.  Dies  nach  einer  doppelten 
Richtung  hin:  Einmal,  dass  man  Beamten  anderer  Berufe 
die  Inspektion  als  Nebenamt  übertrug,  sodann  insbesondere, 
dass  man  den  Fabrikaufsichtsbeamten  zu  ihren  reichsgesetz- 
lich ihnen  obliegenden  Aufgaben  noch  andere,  ihrem  Haupt- 
amt mehr  oder  weniger  verwandte  Nebengeschäfte  aufbürdete. 
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In  ersterer  Beziehung  sehen  wir  unter  den  grösseren  Bundes- 
staaten anfangs  in  Württemberg  die  Fabrikinspel<tion  im 
Nebenamt  durch  Beamte  der  Zentralstelle  für  Gewerbe  und 
Handel  besorgt;  in  Oldenburg  wurde  die  Fabrikaufsicht 
lange  Zeit  von  Maschineningenieuren  nebenamtlich  aus- 
geübt. Gegenwärtig  machen  von  solcher  Freiheit  der  Über- 
tragung des  Inspektorats  als  Nebenamt  noch  einige  Klein- 
staaten Gebrauch,  die  einem  ihrer  technischen  Baubeamten 
die  Funktionen  des  Gewerbeinspektors  übertragen;  u.  W. 
Sachsen  -  Meiningen  ,  Schwarzburg  -  Rudolstadt  und  Reuss 
älterer  Linie.  Heute  wird  demnach  die  gesamte  Gewerbe- 
aufsicht fast  durchweg  im  Hauptamt  ausgeübt. 

Weiter  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  dass,  ausser 
den  schon  auf  Grund  der  Reichsgewerbeordnung  den  Auf- 
sichtsbeamten obliegenden  Aufgaben,  in  den  für  sie  er- 
lassenen Dienstanweisungen  ihnen  auch  die  Aufsicht  über 
die  Ausführung  der  sonstigen,  reichsgesetzlich  ihnen  noch 
nicht  zugewiesenen  Schutzbestimmungen  übertragen  ist.  So 
sehen  wir  dem  Inspektorat,  ausser  der  Aufsicht  über  die 
oben  genannten  Vorschriften  betreffs  Sonntagsruhe,  Betriebs- 
einrichtungenschutz, Arbeitsordnung,  Beschäftigung  jugend- 
licher und  weiblicher  Arbeiter,  noch  folgende,  ebenfalls  zum 
unmittelbaren  Schutz  der  Arbeiter  erlassenen  reichsgesetzlichen 
Bestimmungen  zur  Durchführung  übertragen:  In  den  seiner 
Zuständigkeit  unterstehenden  Betrieben  die  Aufsicht  über 
die  Ausführung  der  die  Arbeitsbücher  und  Zeugnisse,  sowie 
die  Lohnzahlung  betreffenden  Vorschriften.  In  Hinblick  auf 
diese  genannten  Gruppen  von,  ihrem  Zweck  nach  durchaus 
gleich  gearteten,  drum  notwendigerweise  auch  mit  Rücksicht 
auf  ihre  Unterstellung  unter  die  Aufsicht  gleich  zu  be- 
handelnden Srhutzvorschriften  bestehen  somit  unter  den 
Einzelstaaten  keine  Abweichungen.  Anders  aber,  was  den 
sonstigen,  über  den  engeren  Arbeiterschutz  individuell  wie 
sachlich  hinausgehenden  Wirkungskreis  der  Aufsichtsbeamten 
anlangt.    Hier  bestehen  gerade  in  den  grösseren  Staaten, 


1)  Cf.  Hardegg  in  der  „Sozialen  Praxis"  No.  17,  1903. 
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je  nachdem  man  die  Inspektion  über  ihren  nächsten  Zweck 
hinaus  sich  nutzbar  machen  zu  müssen  geglaubt  hat  oder 
nicht,  von  Anfang  an  erhebliche  Abweichungen.  Dabei 
handelt  es  sich  um  drei  Gruppen  von  Aufgaben  mehr  oder 
weniger  technischen  bezw.  wirtschaftlich-technischen  Charak- 
ters: Erstens  die  Beaufsichtigung  derjenigen  gewerblichen 
Anlagen,  welche  den  Bestimmungen  des  §  16  der  Gewerbe- 
ordnung (konzessionspflichtige  Betriebe)  und  seinen  Er- 
gänzungen unterliegen.  Während  nun  in  Bayern  den  Ge- 
werbe-Aufsichtsbeamten in  jenen  konzessionspflichtigen  An- 
lagen die  Wahrnehmung  des  Schutzes  nur  in  Bezug  auf 
Sicherung  der  Arbeiter  gegen  Gefahren  für  Leben  und  Ge- 
sundheit obliegt,  beschränkt  sich  in  Sachsen  die  inspektorale 
Tätigkeit  nicht  auf  die  Kontrolle  des  konzessionsmässigen 
Bestandes  und  Betriebes  solcher  Anlagen,  sondern  erstreckt 
sich  noch  auf  die  Aufsicht  auch  derjenigen  Betriebe,  denen 
wegen  des  von  ihnen  verursachten  Geräusches  besondere 
Bedingungen  auferlegt  sind,  d.  h.  die  sächsischen  Aufsichts- 
beamten haben  auch  bei  dem  Schutz  des  Publikums  gegen 
Benachteiligung,  Gefährdung  und  Belästigung  gemäss  ihrer 
Dienstanweisung  mitzuwirken.  Ähnlich  wie  in  Sachsen  ist 
der  Gewerbeinspektion  auch  in  Preussen  die  Mitwirkung 
bei  der  polizeilichen  Genehmigung  und  Beaufsichtigung  der 
konzessionspflichtigen  und  überhaupt  der  lästigen  Betriebe 
zum  Schutze  des  Publikums  gegen  die  nachteiligen  Ein- 
wirkungen solcher  Anlagen  übertragen.  In  Württemberg 
hinwiederum  hat  das  Inspektorat  bei  der  Revision  nur  die 
Erfüllung  der  in  Bezug  auf  Gewerbehygiene  und  Unfall- 
verhütung der  Arbeiter  an  die  konzessionspflichtigen  Anlagen 
gestellten  Bedingungen  zu  prüfen,  ohne  unmittelbar  auch 
die  Interessen  des  Publikums  wahrnehmen  zu  müssen.  Im 
übrigen  liegt  seit  Anfang  an  in  den  meisten  Bundesstaaten 
die  Beaufsichtigung  dieser  Anlagen  dem  Inspektorate  ob. 

Neben  dieser  verwaltungstechnischen  Aufgabe  kommt 
als  zweite,  rein  technische  Obliegenheit  die  periodische  Re- 
vision der  Dampfkessel  in  Betracht:  So  ist  im  Königreich 


—    157  - 


Sachsen  von  Anfang  an  die  dort  schon  seit  mehreren  De- 
zennien bestehende  amtHche  Dampfkesselbeaufsichtigung 
mit  der  Überwachung  der  Fabriken  verbunden  gewesen;  in 
Preussen  hat  man  wenigstens  später  dem  Inspektorat  die 
Prüfung  der  Dampfkessel  und  Dampfapparate  überwiesen, 
soweit  diese  bis  dahin  von  den  Königlichen  Beamten  der 
Bauverwaltung  wahrgenommen  wurde;  seit  mehreren  Jahren 
indes  schon  hat  man  den  preussischen  Inspektionsbeamten, 
ebenso  wie  auch  denjenigen  in  Württemberg,  diese  spezifisch- 
technische Aufgabe  nach  vielem  Drängen  nahezu  ganz  ab- 
genommen ;  ebenso  war  den  Gewerbeaufsichtsbeamten 
Badens  die  Begutachtung  und  Prüfung  der  Dampfkessel  etc., 
soweit  diese  der  technischen  Aufsicht  einer  staatlich  an- 
erkannten Überwachungsgesellschaft  nicht  unterlagen,  über- 
tragen; ')  desgleichen  in  einigen  thüringischen  Staaten.  Zur 
Zeit  indes  liegt  dies  zeitraubende  Geschäft  nur  noch  in 
Sachsen  den  Aufsichtsbeamten  ob.  Unter  den  bundes- 
staatlichen Abweichungen  in  der  Aufsicht  bezüglich  der  ge- 
nannten dritten  Art  von  Aufgaben  sind  jene  Bestimmungen 
über  das  Lehrlingswesen  hervorzuheben.  Allgemein  ist  dem 
Inspektorat  betreffs  der  Lehrlinge  nur  deren  Beaufsichtigung 
in  Rücksicht  der  auch  auf  sie,  als  gewerbliche  Arbeiter  an- 
zuwendenden schutzrechtlichen  Vorschriften  überwiesen  und 
soweit  einige  besondere  Vorschriften,  wie  bei  den  in 
Bäckereien,  Getreidemühlen  u.  s.  f.  beschäftigten  Hülfs- 
kräften,  erlassen  sind.  Eine  Kontrolle  des  Lehrlingswesens 
überhaupt,  insbesondere  der  vorgeschriebenen  fachlich- 
technischen Ausbildung  der  Lehrlinge  liegt  den  deutschen 
Aufsichtsbeamten  meist  nicht  ob,  gleichwohl  lassen 
ihre  Berichte  ersehen ,  wie  sie  selbst  dieser  Seite  des 
Lehrlingswesens  in  hohem  Grade  ihre  Aufmerksamkeit 
zuwenden. 

Zum  Schluss  bleibt  noch  zu  erwähnen,  dass  es  den 
Zentralbehörden  auch  überlassen  ist,  den  Wirkungskreis  der 


1)  Cf.  Amtliche  Mitteilungen  aus  den  Jahresberichten  der  Fabrik- 
aufsichtsbeamten für  1890, 
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Gewerbeinspektion  selbst  auf  staatliche  Betriebe,  die  den 
Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  unterliegen,  auszudehnen. 
Abgesehen  von  jenen  dem  Aufsichtsinstitut  im  allgemeinen 
entzogen  gebliebenen  Betrieben  der  Heeres-  und  Marine- 
verwaltung, die  im  Interesse  der  unerlässlichen  Disziplin  und 
der  Wahrung  anderer  wichtiger  Reichsinteressen  ^)  den  eigenen 
Dienstbehörden  schutzrechtlich  unterstehen,  sind  die  übrigen 
unter  Reichsverwaltung  befindlichen  Betriebe,  ferner  die  An- 
lagen und  Werkstätten  des  Staates  und  der  Kommunen  den 
Aufsichtsbeamten  in  verschiedener  Weise  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten  unterstellt. 

So  sind .  in  Preussen  die  der  Gewerbeordnung  unter- 
worfenen Reichs-  und  Staatsbetriebe,  welche  der  Kontrolle 
des  Inspektorats  überwiesen  sind,  in  verschiedenen  Ministerial- 
erlässen  näher  bestimmt.  Auch  die  Betriebe  der  Heeres- 
und Marineverwaltung  sind  den  Gewerbeinspektoren  unter- 
worfen, freilich  bedarf  es  zu  einer  vorzunehmenden  Revision 
der  vorherigen  Anmeldung  bei  der  betreffenden  Dienst- 
behörde. 

In  Bayern  erstreckt  sich,  vorbehaltlich  anderweitiger 
Anordnung,  der  Wirkungskreis  der  Aufsichtsbeamten  auch 
auf  Staats-  und  Kommunalbetriebe,  mit  Ausnahme  jener 
früher  schon  genannten,  unter  der  Aufsicht  der  Königlichen 
Bergbehörden  stehenden  Anlagen,  ferner  der  technischen 
Anstalten  der  Königlichen  Staatseisenbahnverwaltungen. 2) 
In  Baden  soll  eine  Mitwirkung  der  Fabrikinspektion  bei 
Ausübung  der  den  vorgesetzten  Behörden  hinsichtlich  der 
Staatsbetriebe  zustehenden  Befugnisse  und  Verpflichtungen 
nur  auf  Ersuchen  der  zuständigen  Dienstbehörden  erfolgen. 
In  Elsass-Lothringen  ist  den  Gewerbe-Aufsichtsbeamten  auch 
die  Inspektion  über  die  unter  Reichs-  oder  Staatsverwaltung 
stehenden    Betriebe    übertragen   worden.     Nach    den  in 

1)  Cf.  Die  Begründung  zum  Gesetzentwurf,  betr.  die  Abänderung 
der  G  O.  (Stenographische  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Reichs- 
tages, 8.  Leg.,  I,  Session  1890/91,  1.  Anlageband). 

2)  Cf.  „Reichsarbeitsblatt"  1904,  No.  11,  S.  909. 
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Mecklenburg  -  Schwerin  bestehenden  Vorschriften  soll  der 
Aufsichtsbeamte  auch  die  Staatsbetriebe  fortlaufenden  Be- 
sichtigungen unterziehen,  auf  sich  ergebende  Mängel  den 
Leiter  des  Betriebes  aufmerksam  machen  und  die  geeigneten 
Massnahmen  mit  demselben  besprechen, 

Ausser  der  beaufsichtigenden  Tätigkeit  haben  die  Ge- 
werbeaufsichtsbeamten in  allen  Bundesstaaten  noch  eine 
umfangreiche  begutachtende  Funktion  beim  Vollzug  der 
Arbeiterschutzbestimmungen;  dazu  kommt  noch,  wie  eben- 
falls schon  gestreift,  ihre  Tätigkeit  als  Sachverständiger  und 
Berater  in  gewerbepolizeilichen  Angelegenheiten  bei  den  zu- 
ständigen Verwaltungsbehörden,  als  Organe  für  sozial- 
statistische Erhebungen,  als  Gutachter  in  Straf-  und  Zivil- 
prozessen; schliesslich  ihre  vermittelnde  Tätigkeit  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitern. 

Zeigt  nach  dem  Dargelegten  die  landesrechtliche  Auf- 
sicht in  Bezug  auf  Geschäftsführung,  Qualifikation,  Wirkungs- 
kreis in  vielen  Beziehungen  eine  Übereinstimmung,  so 
herrschen  nach  anderer  Seite  des  Instituts  hin  in  den  Einzel- 
staaten die  grössten  Abweichungen. 

Zunächst  sei  nur  die  verschiedene  Organisation  der 
Aufsicht  erwähnt:  Allgemein  wurde  von  den  Bundes- 
regierungen nur  bestimmt,  dass  die  Fabrikinspektoren  den 
Zentral-  oder  höheren  Verwaltungsbehörden  zuzuordnen 
seien,  welche  für  die  Gewerbepolizei  in  höherer  Instanz  zu- 
ständig sind;  das  Verhältnis  zu  diesen  Behörden  im  einzelnen 
zu  regeln,  ward  jedoch  den  Landesregierungen  überlassen 
wegen  der  Vielgestaltigkeit  der  Verhältnisse  in  den  Einzel- 
staaten, die  eine  einheitliche  Regelung  untunlich  erscheinen 
Hessen. 

Demgemäss  hat  sich  die  Organisation  der  Gewerbe- 
aufsichtsbeamten in  den  wichtigsten  Bundesstaaten  folgender- 
massen  gestaltet: 


1)  Cf.  „Amtliche  Mitteilungen  aus  den  Jahresberichten  der  Fabrik- 
aufsichtsbeamten"  für  1892. 
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Als  Grundlage  für  die  örtliche  Abgrenzung  der  Auf- 
sichtsbezirke wurde  in  den  verschiedenen  Bundesstaaten 
deren  bestehende  Verwaltungseinteilung  genommen,  womit 
Preussen,  nach  vergeblichen  Anläufen,  besondere  Industrie- 
bezirke zu  bilden,  voranging.  Hier  bestanden  im  Jahre  1879, 
zur  Zeit  der  obligatorischen  Einführung  der  Fabrikinspektion 
in  Deutschland,  19  Inspektorate,  deren  Territorium,  abgesehen 
von  dem  den  Polizeirayon  Berlin  und  Umgegend  um- 
fassenden Aufsichtsbezirk,  sich  teils  auf  einen  oder  mehrere 
Regierungsbezirke,  zum  Teil  auch  auf  eine  ganze  Provinz, 
ja  auf  mehrere  Provinzen  erstreckte,  je  nach  der  industriellen 
Entwickelung..  Innerhalb  dieser  19  Aufsichtsbezirke  übten 
ebensoviele  Beamte  die  Kontrolle  des  Arbeiterschutzes  aus, 
worüber  die  gegen  früher  abgeänderte  Dienstanweisung  vom 
24.  Mai  1879  genauere  Vorschriften  enthielt.  Um  Ver- 
wechselungen dieser  staatlichen  Beamten  mit  den  zum  Teil 
ebenfalls  den  Titel  „Fabrikinspektor"  führenden  Technikern 
von  Fabriken  und  den  Inspektoren  der  Unfallversicherungs- 
gesellschaften zu  vermeiden,  ward  den  preussischen  Gewerbe- 
Aufsichtsbeamten  im  Interesse  der  Aufsicht  die  amtliche  Be- 
zeichnung der  „Königlichen  Gewerberäte"  verliehen;  vor- 
nehmlich auch  am  Rhein  wünschte  man  in  Inspektorenkreisen 
eine  Änderung  ihres  bisherigen  Titels,  um  das  Andenken 
an  ihre  subalternen,  wenig  geachteten  Vorgänger  zu  ver- 
wischen. Die  damaligen  Gewerberäte  standen  in  der  4.  Rang- 
klasse zwischen  Assessor  und  Regierungsrat;  sie  bezogen 
ein  Gehalt  von  2400—4800  Mark,  durchschnittlich  also 
3600  Mark,  dazu  Wohnungszuschuss,  Fahrgelder  und  Diäten 
auf  Reisen.  Wie  in  manchen  anderen  Staaten,  so  lag  und 
liegt  zum  Teil  auch'  gegenwärtig  noch  in  Preussen  den 
Gewerberäten  die  entgeltliche  Verwaltung  anderer  Ämter  ob : 
So  verwalteten  einige  derselben  nebenamtlich  noch  die  Ge- 
schäfte von  Aichungsinspektoren,  ein  anderer  bekleidete,  wie 
auch  zur  Zeit  noch,  zugleich  das  Amt  des  Generalsekretärs 
eines  Provinzialgewerbevereins.  4  Aufsichtsbeamte  unter- 
richten an  Hochschulen  bezw.  Fachlehranstalten,  2  fungieren 
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als  Prüfungskommissäre  für  eine  Maschinenbauschule,  1  ist 
als  Hülfsarbeiter  bei  der  technischen  Deputation  für  Gewerbe, 
1  als  Mitarbeiter  an  den  im  Reichsamt  des  Innern  zur  Zu- 
sammenstellung gelangenden  Nachrichten  für  Handel  und 
Industrie  tätig,  3  preussische  Beamte  endlich  haben  gleich- 
zeitig auch  die  Inspektion  für  die  beiden  Fürstentümer  Lippe 
im  Nebenamt  zu  versehen. 

Die  Stellung  der  preussischen  Gewerberäte  zu  den 
einzelnen  Provinzialregierungen  war  eine  verschiedene:  All- 
gemein waren  sie  den  Königlichen  Regierungen  unter- 
geordnet. Die  dem  Gewerberat  anfangs  zugedachte  Stellung, 
einerseits  die  Lokalinspektion  zu  leiten  und  zu  beaufsichtigen 
und  andererseits  als  einer  der  Dezernenten  des  Regierungs- 
präsidenten bei  der  allgemeinen  Verwaltung  die  auf  diesem 
Gebiete  liegenden  Interessen  zu  vertreten,  ward  ihnen  nur 
in  2  Bezirken  Preussens  eingeräumt:  In  Berlin  und  Oppeln. 
Dort  hatte  man  den  Gewerberäten  das  Dezernat  über  ihren 
Wirkungskreis  übertragen,  dort  nahmen  sie  an  den  Sitzungen, 
soweit  ihre  Angelegenheiten  verhandelt  wurden,  ständig 
Teil,  hielten  selbständig  Vortrag  darüber,  konnten  aus 
eigener  Initiative  polizeiliche  Verfügungen  erlassen,  da  sie 
in  den  vorgesetzten  Behörden  ihre  eigenen  Dezernenten 
waren  u.  s.  f.  Die  übrigen  preussischen  Gewerberäte  indes 
haben  solche  unabhängige  Stellung  nicht  zu  erringen  ver- 
mocht. Den  Kreis-  und  Ortsbehörden  gegenüber  hatten  die 
Gewerberäte  innerhalb  ihres  Wirkungskreises  die  Stellung 
von  Kommissaren  der  zuständigen  Regierung. 

Die  vermehrten  Aufgaben  des  Instituts  führten  im 
Jahre  1885  zur  Anstellung  von  3  Assistenten,  deren  Zahl 
bis  zu  der  Anfang  der  1890er  Jahre  eingeleiteten  Re- 
organisation des  Fabrikinspektorats  auf  11  gestiegen  war, 
während  die  Zahl  der  Gewerberäte,  infolge  Zusammenlegung 
der  beiden  anfangs  selbständigen  Bezirke  Kassel  und  Wies- 
baden zu  einem  einzigen  die  ganze  Provinz  Hessen-Nassau 
umfassenden  Aufsichtsbezirk,  auf  18  sich  beschränkte.  Diesen 
insgesamt  29  Aufsichtsbeamten  unterstanden  etwa  40000  Fab- 


riken  mit  rund  1  V2  Millionen  Arbeitern,  wovon  10962  Be- 
triebe im  Jahre  1890  revidiert  wurden.  Demnach  kamen 
auf  1  Auf  Sichtsbeamten  etwa  1379  zu  revidierende  Betriebe, 
während  tatsächlich  aber  von  ihm  nur  378  revidiert  wurden. 

Da  dies  Missverhältnis  zwischen  den  zu  besuchenden 
und  wirklich  besuchten  Betrieben  bei  der  Vergrösserung  des 
inspektoralen  Aufgabenkreises  infolge  des  Gesetzes  von  1891 
noch  grösser  zu  werden  drohte,  so  führte  das  zu  einer  Neu- 
gestaltung des  Aufsichtsdienstes  in  Verbindung  mit  einer 
wesentlichen  Vermehrung  seines  Personals.  Demgemäss 
sehen  wir  auf  Grund  des  von  der  preussischen  Regierung 
entworfenen,  mit  Ablauf  des  Jahres  1894  der  Hauptsache 
nach  durchgeführten  Reformplans  die  Inspektion  seither  in 
folgender  Weise  organisiert:  Während  bis  dahin  die  Gewerbe- 
räte meist  lediglich,  wie  angeführt,  technische  Hülfsarbeiter 
der  Regierungen  waren,  wurde  ihnen  durch  Allerhöchsten 
Erlass  vom  27.  April  1891,  in  Verbindung  mit  der  abge- 
änderten Dienstanweisung  vom  23.  März  1892,  die  gleiche 
amtliche  Stellung  wie  den  übrigen  bei  den  Regierungen  an- 
gestellten technischen  Räten  verliehen  und  ihnen  zur  Er- 
höhung ihres  amtlichen  Ansehens  der  Titel  Regierungs- 
und Gewerberat"  beigelegt.  Diese  den  Regierungspräsidenten 
für  die  Gewerbeverwaltung  zur  Verfügung  gestellten  Räte 
sollen  nicht  nur  vorher  im  Inspektionsdienst  tätig  gewesen 
sein,  sondern  haben  auch  in  ihrer  Stellung  bei  der  Regierung 
diesen  Dienst  noch  dauernd  in  möglichst  weitem  Umfang 
innerhalb  ihres,  in  der  Regel  einen  Regierungsbezirk  um- 
fassenden Aufsichtskreises  wahrzunehmen;  sie  sind  demnach 
zugleich  Inspektionsbeamte.  Da  sie  aber  den  Aufsichtsdienst 
nicht  in  seinem  ganzen  Umfange  wahrnehmen  können,  so 
ward  in  den  als Gewerbe-Inspektoren"  betitelten  Beamten  eine 
zweite  Klasse  von  Aufsichtsorganen  geschaffen,  welche  für 
bestimmte  Bezirke  den  Aufsichtsdienst  unter  ihnen  besorgen. 
In  Regierungsbezirken  mit  hochentwickelter  Industrie  er- 
halten die  Regierungs-  und  Gewerberäte  gewerbetechnische 
Hülfsarbeiter  aus  der  Kategorie  der  Gewerbeinspektoren, 
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während  andererseits  für  mehrere  Regierungsbezirke  mit 
schwachentwickelter  Industrie  ein  einziger  Regierungs-  und 
Gewerberat  bestellt  wird,  welcher  bei  derjenigen  Regierung, 
an  deren  Sitz  er  seinen  Wohnort  hat,  die  gesamten  Ge- 
schäfte wahrzunehmen  hat,  dagegen  bei  den  übrigen  Re- 
gierungen durch  einen  Hülfsarbeiter  aus  der  Zahl  der  Ge- 
werbeinspektoren vertreten  wird,  dem  zugleich  auch  ein 
Inspektionsbezirk  überwiesen  zu  werden  pflegt.  Ebenso 
wird  bei  der  Abgrenzung  der  Inspektionsbezirke,  in  welche 
jeder  Regierungsbezirk  für  den  Gewerbeaufsichtsdienst  ein- 
geteilt ist,  die  Verschiedenheit  der  gewerblichen  Entwickelung 
berücksichtigt,  derart,  dass  in  Landesteilen  mit  dicht  gesäten 
gewerblichen  Anlagen  Bezirke  gebildet  sind,  in  denen  zur 
Erledigung  der  Geschäfte  mehrere  Beamte  erforderlich  sind 
und  die  Gewerbeinspektoren  zur  Unterstützung  einen  oder 
mehrere  Assistenten  erhalten. 

Gleichzeitig  auch  ward  die  Besoldung  der  Aufsichts- 
beamten neu  geregelt,  indem  für  die  Regierungs-  und  Ge- 
werberäte künftig  an  Gehalt  4200  —  6000,  durchschnittlich 
5100  Mark,  für  die  Gewerbeinspektoren  3600-4800,  durch- 
schnittlich 4200  Mark  vorgesehen  wurden;  dazu  bei  beiden 
Beamtenklassen  die  gesetzlichen  Wohnungsgeldzuschüsse; 
fortan  standen  die  Beamten  der  erstgenannten  Kategorie  im 
Range  der  IV.,  der  letztgenannten  im  Range  der  V.  Klasse 
der  Provinzialbeamten.  Die  Remuneration  der  nicht  fest 
angestellten  Gewerbeinspektionsassistenten  betrug  2400  bis 
3600,  durchschnittlich  also  3000  Mark.  Dazu  kommt  bei 
allen  Beamten  neben  Vergütung  der  Reisekosten  und  Tage- 
gelder noch  Entschädigung  für  Bureau-  etc.  Kosten. 

Hand  in  Hand  mit  dieser  Reorganisation  der  Aufsicht 
ging  eine  Erhöhung  der  Beamtenzahl,  indem  Preussen 
innerhalb  4  Jahren  die  Zahl  des  Inspektionspersonals  etwa 
versechsfachte,  so  dass  der  Aufsichtsstab  Ende  1894  damals 
aus  27  Regierungsgewerberäten,  88  Gewerbeinspektoren  und 
53  Gewerbeinspektionsassistenten,  insgesamt  168  Beamten 
bestand.    Gleichwohl  kam  diese  Vermehrung  nicht  voll  zur 
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Geltung,  da  die  Reform  des  Instituts  den  Gewerbeinspektoren, 
wie  bereits  oben  gestreift,  zugleich  auch  die  subsidiäre  Re- 
vision der  Dampfkessel,  soweit  sie  bisher  von  den  Beamten 
der  Bauverwaltung  wahrgenommen  wurde,  übertragen  war. 
So  sehen  wir  denn  im  Jahre  1895,  wo  die  Neugestaltung 
der  Inspektion  bereits  zum  Abschluss  gebracht  war,  die 
Ziffer  der  revidierten  Betriebe  von  10  962  unmittelbar  vor 
Beginn  der  Reform  auf  nur  37  258  steigen,  in  denen 
1  319  779  Arbeiter  tätig  waren.  War  die  Beamtenzahl  von 
29  kurz  vor  der  Reform  auf  178,  nach  Vollendung  der- 
selben, also  um  mehr  als  das  6 fache  angewachsen,  während 
die  Zahl  der  revidierten  Betriebe  nur  um  etwas  mehr  als 
das  3  fache  gestiegen  war,  so  erhellt  daraus  die  starke  In- 
anspruchnahme der  Gewerbeinspektoren  durch  die  Dampf- 
kesselüberwachung. Um  daher  die  Gewerbeaufsicht  wirk- 
samer zu  gestalten,  ward  1897  die  Revision  zunächst  der 
Dampfkessel  in  landwirtschaftlichen  Betrieben  und  auf 
Schiffen  abgegeben,^)  um  1900  infolge  des  Aufschwungs  der 
Industrie  auch  die  Dampfkessel  industrieller  Anlagen  privaten 
Revisionsvereinen  zu  übertragen,  so  dass  zur  Zeit  nur  noch 
einzelne  wenige  in  diesem  Dienstzweig  zu  verrichtende 
Dienstobliegenheiten  dem  preussischen  Inspektorat  obliegen. 
Durch  diese  Entlastung  erfuhr  die  Revisionstätigkeit  eine 
wünschenswerte  weitere  Förderung,  die  freilich  weniger  in 
gegen  früher  grösseren  Ziffern  zum  Ausdruck  kam,  als  viel- 
mehr, wie  in  den  Jahresberichten  betont  wird,  in  einer 
grösseren  Gründlichkeit  und  Vertiefung  der  Aufsicht,  wie  in 
einer  weit  eingehenderen  und  häufigeren  Untersuchung  der 
Betriebsunfälle. 

Dem  Beispiele  anderer  Bundesstaaten  folgend,  wurden 
im  Jahre  1900  auch  in  Preussen  weibliche  Hülfskräfte  zum 
Aufsichtsdienst  herangezogen,  und  zwar  zuerst  in  den  Auf- 
sichtsbezirken Berlin  und  Düsseldorf  je  1  Assistentin ;  im 
Jahre  darauf  eine  Aspirantin  als  weitere  Hülfskraft;  1902 
trat  eine  fernere  weibliche  Aufsichtskraft  hinzu,  so  dass  zu 


1)  Cf.  „Soziale  Praxis"  No.  42,  1898. 
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Beginn  des  Jahres  1903  insgesamt  4  weibliche  Aufsichts- 
beamte als  „Assistentinnen",  wovon  3  im  Berliner  Bezirk, 
fungierten,  denen  insbesondere  Betriebe  mit  ausschliesslich 
oder  überwiegend  Arbeiterinnen  zugewiesen  sind. 

Was  die  sonstige  Organisation  des  Gewerbeaufsichts- 
dienstes anlangt,  so  sei  die  im  Jahre  1900  erfolgte  Ver- 
mehrung der  seit  Abschluss  der  Reform  bestehenden  27 
selbständigen  Aufsichtsbezirke  um  einen  weiteren,  aus  den 
Regierungsbezirken  Lüneburg  und  Stade  gebildeten  Aufsichts- 
bezirk erwähnt;  endlich  der  1903  als  letzter  gebildete,  den 
Regierungsbezirk  Bromberg  umfassende  selbständige  Auf- 
sichtsbezirk, der  als  solcher  ebenso  wie  der  letztgenannte 
einem  Regierungs-  und  Gewerberat  unterstellt  ward. 

Infolge  allmählicher  Vermehrung  des  Aufsichtspersonals 
sehen  wir  dann  zu  Anfang  des  Jahres  1903  den  Inspektions- 
stab auf  bereits  insgesamt  232  Beamte  angewachsen;^) 
darunter  fungierten  als  Regierungs-  und  Gewerberäte  27, 
mit  Einschluss  eines  kommissarischen  Regierungs-  und  Ge- 
werberates, 1  kommissarischer  Gewerberat  (Sigmaringen), 
4  gewerbetechnische  Hülfsarbeiter  von  Regierungs-  und  Ge- 
werberäten, 1  Gewerbeinspektor  zur  Unterstützung  eines 
Regierungs-  und  Gewerberats  bei  Beaufsichtigung  gewerb- 
licher Anlagen  und  in  118  Gewerbeinspektionen,  einschliess- 
lich 1  Nebenstelle,  117  Gewerbeinspektoren,  78  Assistenten 
und  4  Assistentinnen. 

Diesen  232  Beamten  unterstanden  im  Jahre  1902  (nach 
Tabelle  IIa  im  IV.  Bd.  der  Jahresberichte  der  Gewerbe- 
aufsichtsbeamten für  1902)  101  090-)  Fabriken  und  ihnen 

1)  Cf.  Jahresberichte  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  etc.  für  1902, 
1.  Bd.,  S.  IV. 

2)  Unter  diesen  für  Preussen  wie  für  die  übrigen  Bundesstaaten 
angegebenen  Betrieben  sind  freiHch  auch  die  unter  Aufsicht  der  Berg- 
behörden stehenden  bezw.  von  diesen  revidierten  Anlagen  und  Arbeiter 
mitgerechnet,  deren  Zahl  indes  in  der  Tabelle,  abgesehen  von  Preussen 
und  Sachsen,  für  die  übrigen  Staaten  unbestimmt  gelassen  ist,  daher 
nicht  ausgeschieden  werden  konnte,  infolgedessen  die  betr.  Ziffern  etwas 
höher  angegeben,  als  sie  in  Wirklichkeit  sind. 
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gleichgestellte  i)  Anlagen,  in  denen  2  938  892  Arbeiter  be- 
schäftigt waren;  von  diesen  wurden  revidiert:  48  164  = 
47,6^:^  Anlagen  mit  2  437  683  =  82,9^/0  Arbeitern.  Mithin 
kamen  auf  den  einzelnen  Beamten  durchschnittlich  über 
435  zu  revidierende  Anlagen  und  über  12  667  zu  revidierende 
Arbeiter,  wovon  in  Wirklichkeit  jedoch  nur  über  207  An- 
lagen und  über  10  507  Personen  von  dem  einzelnen  Be- 
amten revidiert  wurden. 


In  Bayern  versahen  zunächst  3  Fabrikinspektoren  mit 
ihrem  Amtssitze  in  München,  Speyer  und  Nürnberg  in  eben- 
soviel Aufsichtsbezirken  für  den  ganzen  Staat  den  Dienst: 
1886  wurde  durch  Allerhöchste  Verordnung  ein  4.  Inspektorat 
mit  dem  Sitz  in  Regensburg  gebildet.  1892  ward  infolge 
der  erweiterten  Arbeiterschutzgesetzgebung  die  Zahl  der 

Für  Preussen  und  Sachsen  mögen  daher  an  dieser  Stelle  auch  die 
lediglich  der  Gewerbeinspektion  unterstellten;  bezw.  von  ihr  revidierten 
Fabriken  und  ihnen  gleicherachteten  Anlagen  mit  Arbeiterzahl  ausgerechnet, 
angeführt  werden,  nämlich:  Es  unterstanden  1902  den  232  preussischen 
Gewerbeaufsichtsbeamten  genau  98  998  zu  revidierende  Fabriken  u.  s.  w. 
mit  2  396  941  Arbeitern,  wovon  46  297  46,7  «/o  Betriebe  und  1  897  427 
=  79,1  ^'/o  Arbeiter  revidiert  worden  sind,  so  dass  auf  1  Beamten  durch- 
schnittlich über  426  Betriebe  und  über  10  331  Arbeiter  zur  Revision  ent- 
fallen, von  denen  jedoch  von  ihm  nur  über  199  Betriebe  und  über 
8 178  Arbeiter  revidiert  wurden.  Demgegenüber  unterstanden  in  dem 
nämlichen  Jahre  den  52  sächsischen  Gewerbeaufsichtsbeamten  19  795  zu 
revidierende  Fabriken  und  diesen  gleichgestellte  Anlagen  mit  546  325 
darin  beschäftigten  Personen,  wovon  14  535  =  73,4  7o  der  Fabriken  u.  s.  w. 
mit  471  769  =-  86,3  7o  der  Arbeiter  revidiert  wurden,  so  dass  auf  den 
einzelnen  Beamten  im  Durchschnitt  kommen  über  380  zu  revidierende 
Anlagen  und  über  10  506  zu  revidierende  Arbeiter,  von  denen  tatsächlich 
jedoch  nur  über  279  Anlagen  und  über  9  072  Arbeiter  revidiert  wurden. 

1)  Nach  §  154  Abs.  2—4  und  §  154a  der  Gewerbeordnung;  nicht 
gezählt  sind  hiernach  solche  Anlagen,  für  die  der  Bundesrat  gemäss 
§  120e  oder  §  139  a  der  Gewerbeordnung  besondere  Vorschriften  er- 
lassen hat. 
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Aufsichtsbeamten  auf  8  —  je  einer  für  jeden  Regierungs- 
bezirk (Kreis)  —  erhölit,  unter  entsprechender  Vermehrung 
der  Aufsichtsbezirke,  gleichzeitig  der  bisherige  Titel  „Fabriken- 
inspektor" gemäss  der  erfolgten  Erweiterung  des  Institus  in 
„Fabriken-  und  Gewerbeinspektor"  umgewandelt.  Im  selben 
Jahre  wurden  der  Institution  Hülfskräfte  —  zunächst  dem 
oberbayrischen  und  mittelfränkischen  Bezirke  je  ein  Assistent 
—  beigegeben,  deren  Zahl  bis  Ende  1902  auf  13  gestiegen 
war,  worunter  einige  aus  dem  Arbeiterstande  hervorgegangene 
Beamte.  Im  Jahre  1898  erfolgte  die  Anstellung  von  2  weib- 
lichen Aufsichtsbeamten,  von  welchen  die  eine  in  München 
und  zwar  für  die  Aufsichtsbezirke  Ober-  und  Niederbayern, 
Oberpfalz  und  Schwaben,  die  andere  in  Nürnberg  für  die 
übrigen  vier  Aufsichtsbezirke  domiziliert  war;  anfangs  als 
„Funktionärin"  angestellt,  ward  nach  2  Jahren  ihr  Titel  in 
„Assistentin"  umgeändert.  Ihre  Revisionen  galten  zunächst 
Betrieben  mit  ausschliesslich  oder  vorwiegend  weiblichen 
Arbeitern,  dann  aber  auch  anderen  Betrieben,  in  denen 
Arbeiterinnen  in  geringerer  Zahl  und  jugendliche  Arbeiter 
beschäftigt  werden;  sodann  haben  sie  die  Verhältnisse  in 
der  Hausindustrie  zu  beobachten  und  darüber  Erhebungen 
anzustellen.  Im  Jahre  1900  wurde  der  Fabriken-  und  Ge~ 
Werbeinspektor  für  Oberbayern,  unter  Belassung  in  seiner 
seitherigen  Stellung,  zu  gleichzeitiger  Dienstleistung  als 
Hülfsarbeiter  in  das  Königliche  Staatsministerium  des  Innern 
berufen,  der  oberbayerische  Aufsichtsbezirk  in  zwei  selbst- 
ständige Bezirke  zerlegt  und  dementsprechend  das  Aufsichts- 
personal um  einen  Fabriken-  und  Gewerbeinspektor  ver- 
mehrt. 1902  endlich  erfuhr  die  Gewerbeinspektion  eine 
Ausgestaltung  insofern,  als  beim  Staatsministerium  des 
Innern  ein  Zentralinspektor  für  Fabriken  und  Gewerbe  auf- 
gestellt wurde.  Im  übrigen  sind  die  Inspektoren  bei  der 
Regierung,  Kammer  des  Innern,  an  deren  Sitz  sie  wohnen, 
angestellt  und  haben  den  Rang  von  Regierungsassessoren, 
zum  Teil  von  Regierungsräten,  deren  beider  Gehalt  sie  auch 
beziehen.    Während  die  bayrischen  Aufsichtsbeamten  bis 
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1894  isoliert  in  ihren  Dienstgeschäften  unter  einander  da- 
standen, sucht  man  seitdem  ein  einheitliches  Vorgehen  durch 
Konferenzen  herbeizuführen,  bis  man  neuerdings  die  Ober- 
aufsicht über  die  Tätigkeit  des  gesamten  Gewerbeaufsichts- 
personals in  die  Hand  des  genannten  Zentralinspektors 
legte,  der  zugleich  auch  technischer  Berater  des  Ministerial- 
Gewerbereferenten  ist  und  das  Recht  unmittelbaren  Schrift- 
wechsels mit  Inspektoren  und  Privaten  besitzt.^) 

Die  Zahl  der  anfänglich  der  bayrischen  Fabrikinspektion 
unterstehenden  Betriebe  von  etwa  2900  Anlagen  mit  10 
oder  mehr  Arbeitern  oder  mit  Dampfkraft,  in  denen  etwa 
103000  Arbeifer  beschäftigt  wurden,  war  1902  auf  19  419 
Fabriken  und  ihnen  gleichgestellte  Anlagen  mit  367187 
darin  beschäftigten  Arbeitern  gestiegen,  wovon  7226  — 
37,2%  Fabriken  etc.  mit  238  943  ==  65,0%  Arbeitern  re- 
vidiert waren ;  das  ergibt  bei  24  Aufsichtsbeamten  für  den 
einzelnen  Beamten  durchschnittlich  über  809  zu  revidierende 
Betriebe  mit  15  299  Arbeitern,  während  jedoch  nur  über 
301  Betriebe  und  9955  Arbeiter  von  ihm  revidiert  wurden. 

In  Sachsen,  wo,  wie  wir  sahen,  bei  Einführung  des 
Reichsobligatoriums  bereits  10  Aufsichtsbeamte  tätig  waren, 
Hess  die  starke  industrielle  Entwickelung,  zumal  bei  der 
ihnen  hier  obliegenden  Dampfkesselrevision,  das  Aufsichts- 
personal bald  unzureichend  erscheinen,  so  dass  es  1880 
schon  um  weitere  7  Assistenten  wuchs.  Von  Wichtigkeit 
war,  dass  man  den  sächsischen  Beamten  damals  auch 
chemische  Beiräte  zuteilte,  deren  sich  die  Fabrikinspektoren 
als  Sachverständige  bei  Abgabe  von  Gutachten  oder  bei 
Vornahme  von  Lokalerörterungeu,  die  spezielle  chemische 
Kenntnisse  erforderten,  bedienen  konnten.  Infolge  der  zu- 
nehmenden Dienstgeschäfte  ward  dann  1884  eine  weitere 
Verkleinerung  der  Inspektionsbezirke  und  eine  damit  ver- 
bundene Vermehrung  des  Aufsichtspersonals  herbeigeführt, 
so  dass  die  Zahl  der  Bezirke  wie  der  Fabrikinspektoren 

1)  Cf.  V.  Landmann-Rohmer,  4.  Aufl.  2.  Bd. 
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auf  7  erhöht  wurde,  während  die  Zahl  der  Assistenten  auf 
13  und  die  der  chemischen  Beiräte  auf  4  stieg;  gleichzeitig- 
wurde die  bisherige  Bezeichnung  „Fabriken-  und  Dampf- 
kesselinspektor" durch  das  Prädikat  „Gewerbeinspektor"  er- 
setzt. Im  Jahre  1889  bezifferte  sich  infolge  Vermehrung 
der  Assistenten  das  gesamte  Aufsichtspersonal,  mit  Aus- 
nahme der  chemischen  Sachverständigen,  auf  bereits  25, 
sich  auf  7  Bezirke  verteilende  Beamte. 

Im  Anschluss  an  die  Reichsgewerbeordnungsnovelle 
erhöhte  eine  Verordnung  von  1892  die  Inspektionsbezirke 
um  6  neue  Inspektionen  unter  entsprechender  Vermehrung 
der  Gewerbeinspektoren,  so  dass  darnach  das  Gesamt- 
personal mit  Einschluss  der  4  chemischen  Sachverständigen, 
aus  34  Beamten  bestand,  welchen  1894  15  268  Anlagen  mit 
404  010  Arbeitern  unterstanden,  während  die  Zahl  der  re- 
vidierten Betriebe  11  404,  mithin  74,4%,  die  Zahl  der  von 
den  Revisionen  erfassten  Arbeiter  344  861,  mithin  85,4  "/o 
der  gesamten  Arbeiterschaft  betrug.  Dieses  relativ  günstige 
Verhältnis  Hess  in  der  Folgezeit  dann  das  Aufsichtspersonal 
bis  zur  Gegenwart  nur  um  5  weitere  Assistenten  anwachsen, 
trotzdem  auch  zur  Zeit  noch  den  Beamten  das  zeitraubende 
Kesselrevisionsgeschäft  obliegt.  Die  seitdem  in  der  Or- 
ganisation des  Aufsichtsdienstes  eingetretenen  hauptsäch- 
lichsten Änderungen  fallen  ins  Jahr  1900.  Zu  dieser  Zeit 
erfolgte  auch  in  Sachsen  die  Heranziehung  des  weiblichen 
Elements  zur  Gewerbeinspektion,  indem  man  hier,  ab- 
weichend von  den  anderen  Bundesstaaten,  zur  Anstellung 
von  sogenannten  weiblichen  Vertrauens-  oder  Auskunfs- 
personen  überging,  ein  Schritt,  der  bei  der  zahlreichen 
weiblichen  Fabrikbevölkerung  von  besonderer  Bedeutung 
war;  erst  jüngst  sind  dieselben  fest  angestellt  worden,  und 
man  hat  ihnen  auch  besonders  die  Aufsicht  über  den  gesetz- 
lichen Kinderschutz  in  gewerblichen  Betrieben  übertragen. 
Im  letztgenannten  Jahre  auch  ward  jedem  der  fünf  Kreishaupt- 
mannschaften ein  gewerbetechnischer  Rat  als  „Regierungs- 
rat'' zugeteilt,  dem  u.  a.  die  Beaufsichtigung  der  Tätigkeit 


der  Gewerbeinspektionen  obliegt.  Die  Gewerbeinspektoren 
selbst  sind  den  unteren  Verwaltungsbehörden,  den  Amts- 
hauptmannschaften, gleichgestellt. 

Am  Schluss  des  Jahres  1902  waren  im  Königreich 
Sachsen  5  gewerbetechnische  Räte,  13  Gewerbeinspektoren 
und  23  Gewerbeinspektions-Assistenten  im  Aufsichtsdienst 
angestellt;  will  man  hierzu  noch  die  5  weiblichen  Vertrauens- 
personen und  die  6  chemischen  Sachverständigen  hinzu- 
rechnen, so  erhöht  sich  ihre  Zahl  auf  insgesamt  52. 

An  zu  revidierenden  Fabriken  und  diesen  gleichge- 
stellten Anlagen  unterstanden  im  genannten  Jahre  der  Ge- 
werbeinspektion 19  960  mit  577  870  darin  beschäftigten  Per- 
sonen, wovon  14  719  =  73,7%  Betriebe  und  503  314  = 
87,0%  Personen  kontrolliert  wurden.  Demnach  kommen 
auf  den  einzelnen  Beamten  durchschnittlich  über  383  zu  re- 
vidierende Betriebe  mit  11  112  Arbeitern,  wovon  tatsächlich 
jedoch  nur  über  283  Betriebe  und  9679  Arbeiter  revidiert 
wurden. 

In  Württemberg  wurde  gemäss  Königlicher  Ent- 
schliessung  vom  Jahre  1879  die  Fabrikinspektion  durch  Be- 
amte der  Zentralstelle  für  Gewerbe  und  Handel  im  Neben- 
amt besorgt.  Erst  ums  Jahr  1888  wurde  aus  dem  Nebenamt 
ein  Hauptamt  gemacht  und  die  Gewerbeaufsicht  für  sämtliche 
im  Königreich  liegende  schutzpflichtige  Betriebe  von  einem 
Fabrikinspektor,  dem  ein  Assistent  beigegeben  war,  ausgeübt. 
Ein  Jahr  später  ward  durch  Ministerialverfügung  das  Land 
in  2  Aufsichtsbezirke  mit  je  1  Inspektor  und  1  Assistenten 
eingeteilt.  Bei  der  stetigen  Weiterentwickelung  und  Aus- 
dehnung des  Geltungsbereichs  der  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung von  1891  erwies  sich  auch  diese  erste  Vermehrung 
bald  als  unzureichend,  dass  die  der  Aufsicht  obliegenden 
Aufgaben  von  vier  Beamten  schlechterdings  nicht  mehr 
bewältigt  werden  konnten.  Infolgedessen  wurde  durch 
Ministerialverfügung  von  1893  das  Königreich  in  3  Inspektions- 
bezirke eingeteilt,  mit  je  1  Hauptbeamten  und  1  Assistenten, 
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wobei  den  Gewerbeinspektoren  des  ersten  und  zweiten  Be- 
zirkes später  noch  ein  weiterer  gemeinsamer  Assistent  bei- 
gegeben wurde.  Ende  1899  ward  auch  in  diesem  Staate 
eine  weibliche  Beamtin  als  „Assistentin"  eingeführt,  nach- 
dem auch  ausserhalb  der  Arbeiterkreise  der  Wunsch  nach 
weiblicher  Aufsicht  geltend  gemacht  war.  Die  württem- 
bergischen Gewerbeaufsichtsbeamten  sind,  soweit  sie  einem 
Inspektionsbezirk  vorstehen,  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
kollegiums der  Königlichen  Zentralstelle  für  Gewerbe  und 
Handel  und  als  solche  der  Dienstaufsicht  des  Vorstandes 
der  Zentralstelle  unterstellt  und  dementsprechend  haben  sie 
auch  ihren  gemeinsamen  Sitz  in  der  Landeshauptstadt. 

Den  8  Aufsichtsbeamten  waren  im  Jahre  1902  unter- 
worfen 8097  Fabriken  und  ihnen  gleichgestellte  Anlagen,  in 
denen  174  725  Personen  beschäftigt  wurden,  wovon  4670  — 
57,6^/0  Betriebe  mit  133  930  76,6«/o  Personen  besucht 
werden  konnten;  auf  1  Beamten  entfielen  danach  durch- 
schnittlich über  1012  zu  revidierende  Betriebe  mit  21  840 
Arbeitern  und  über  583  revidierte  Betriebe  mit  16  741  re- 
vidierten Arbeitern. 

Unter  den  übrigen  grösseren  und  industriell  entwickelten 
deutschen  Staaten  zeichnete  sich  die  Aufsicht  Badens  von 
Anfang  an  vor  derjenigen  anderer  Bundesstaaten  dadurch 
aus,  dass  man  sie  dem  Ministerium  —  zunächst  des  Handels, 
nach  dessen  Aufhebung  des  Innern  —  unmittelbar  unter- 
stellte und  bei  welchem  der  anfangs  für  das  ganze  Gross- 
herzogtum noch  allein  fungierende  Beamte  die  Stellung  als 
„regelmässiges  Organ  sachverständiger  Beratung"  zugewiesen 
bekam.  Dadurch  war  die  Grundlage  für  eine  gewisse 
Zentralisation  des  Inspektionsdienstes  geschaffen. 

Eine  wesentliche  Weiterentwickelung  nach  dieser  Richt- 
ung bedeutete  die  Umgestaltung  seiner  Organisation  im 
Jahre  1890:  Durch  landesherrliche  Verordnung  wurde  eine 
aus  3  Beamten  bestehende  Fabrikinspektion  errichtet,  welche 
zugleich  die  technische  Aufsicht  über  die  einer  staatlich  an- 
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erkannten  Überwachungsgesellschaft  nicht  angehörenden 
Dampfkessel  und  Dampfapparate  lange  Zeit  zu  führen  hatte. 
Die  so  geschaffene,  dem  Ministerium  des  Innern  unmittelbar 
untergeordnete  Zentralbehörde  hat  an  ihrer  Spitze  einen 
Vorstand,  dem  der  Titel  eines  Oberregierungsrates  verliehen 
ist.  In  der  Folgezeit  wuchs  die  Zahl  der  sämtlich  in  der 
Landeshauptstadt  domizilierten  Aufsichtsbeamten  auf  ins- 
gesamt 7  Personen  zu  Ende  1902.  Von  prinzipieller  Wichtig- 
keit ist  es,  dass  unter  diesen  sich,  wie  bereits  gestreift, 
2  dem  Arbeiterstande  entnommene,  als  technische  Assistenten 
fungierende  Beamte  befinden,  mit  deren  Einstellung  in  den 
Inspektionsdienst  1896  der  genannte  süddeutsche  Staat  allen 
Bundesstaaten  voranging.  Die  badensische  Regierung, 
bezw.  sein  umsichtiger  Vorstand  hat  sich  auch  das  Verdienst 
erworben,  zuerst  unter  allen  Bundesstaaten  eine  weibliche 
Hülfskraft  mit  wissenschaftlicher  Vorbildung  in  den  Inspektions- 
dienst im  Jahre  1900  eingestellt  zu  haben.  Ende  des  Jahres 
1902  belief  sich  die  Zahl  der  dem  badischen  Inspektorat 
unterstellten  Fabriken  und  diesen  gleicherachteten  Anlagen 
auf  7770  mit  191  834  darin  beschäftigten  Personen,  von 
welchen  2916  =  37,5\  Betriebe  mit  120  218  Personen  = 
62,6  \  inspiziert  wurden.  Demnach  trafen  auf  1  Beamten 
durchschnittlich  1110  zu  revidierende  Betriebe  mit  über 
27  404  Personen,  während  jedoch  faktisch  nur  von  ihm 
über  416  Betriebe  und  17174  Personen  revidiert  wurden. 

Im  Grossherzogtum  Hessen  versah  nach  Einführung 
der  obligatorischen  Fabrikinspektion  anfänglich  gleichfalls 
nur  ein  einziger  Beamter  für  das  ganze  Land  diesen  Dienst. 

Im  Jahre  1888  wurde  ein  zweiter  Inspektor  ebenfalls 
mit  seinem  Amtssitz  in  der  Landeshauptstadt  angestellt, 
diesem  als  Aufsichtsbezirk  die  Provinzen  Rhein-  und  Ober- 
hessen, dem  anderen  Inspektor  die  Provinz  Starkenburg  zur 
Aufsicht  zugewiesen.  Die  Gewerbeordnungs-Novelle  von 
1891  führte  auch  hier  zu  einer  wTitcren  Verstärkung  der 
Aufsicht,  indem  durch  Verordnung  von  1894  beide  Inspektoren 
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je  1  Assistenten  zuerteilt  bekamen,  der  Sitz  des  einen  In- 
spektors nach  Mainz  verlegt  wurde.  Die  hessische  Re- 
gierung schritt  bereits  im  Januar  1897,  als  erste,  wie  schon 
erwähnt,  zur  Anstellung  einer  Gewerbeaufsichtsbeamtin. 
Durch  Ministerialverordnung  von  1902  wurden  für  ganz 
Hessen  5  Aufsichtsbezirke  geschaffen  mit  je  einem  Gewerbe- 
inspektor an  der  Spitze,  denen  insgesamt  3  männliche  und 
2  weibliche  Assistenten  zur  Seite  stehen.  Auch  hier  sind 
die  Aufsichtsbeamten  unmittelbar  dem  Ministeiium  unter- 
stellt. Ende  1902  waren  den  10  Beamten  unterworfen 
3913  Fabriken  und  ihnen  gleichgestellte  Anlagen  mit 
81  688  Personen,  von  denen  2693  ^  68,8^/,,  Betriebe  mit 
61121  =  74,8^/()  Arbeitern  inspiziert  wurden;  sonach  ent- 
fallen auf  1  Beamten  durchschnittlich  über  391  zu  in- 
spizierende Betriebe  mit  über  8168  Personen,  während  in 
Wirklichkeit  von  ihm  nur  über  269  Betriebe  mit  6112  Per- 
sonen inspiziert  worden  sind. 

In  Elsa ss-Loth ringen  wurde  die  deutsche  Gewerbe- 
ordnung und  damit  auch  die  Fabrikinspektion  erst  mit  dem 
Jahre  1889  eingeführt.  Als  erster  Aufsichtsbeamter  fungierte, 
als  Mitglied  der  Regierung,  ein  bisher  im  preussischen  Auf- 
sichtsdienst tätig  gewesener  Gewerberat  unter  dem  Titel 
„Kaiserlicher  Regierungsrat" ;  2  Assistenten  waren  ihm  an 
die  Seite  gegeben.  Infolge  des  erweiterten  Arbeiterschutzes 
wurden  dann  letztere  1892/93  zu  Gewerbeinspektoren  er- 
nannt, deren  jeder  einen  der  nunmehr  gebildeten  3  Auf- 
sichtsbezirke als  Wirkungskreis  zuerteilt  bekam,  während 
gleichzeitig  weitere  Hülfsbeamte  angestellt  wurden.  Ende 
1902  wirkten  im  ganzen  Staatsgebiet  bereits  zusammen 
7  Inspektionsbeamte,  die  sich  auf  die  inzwischen  auf  4  ge- 
stiegenen Aufsichtsbezirke  verteilen.  An  Stelle  der  ersten, 
das  Dienstverhältnis  der  Beamten  betreffenden  Verfügung 
trat  1892  eine  Dienstanweisung,  nach  der  die  Inspektoren 
dem  Bezirkspräsidenten  unterstellt  sind;  derjenige  für  Strass- 
burg  dem  Unterstaatssekretär,  Abteilung  des  Innern.  Am 
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Schluss  des  Jahres  1902  bezifferte  sich  die  Zahl  der  revisions- 
pflichtigen  Betriebe  auf  6244  mit  192  053  Arbeitern,  die- 
jenige der  revidierten  auf  1615  =  25,8  ^/^  mit  88  586  = 
46,1  ^/o  Arbeitern.  Das  ergibt  für  1  Beamten  im  Durch- 
schnitt 892  revisionspflichtige  Betriebe  mit  27  436  revisions- 
pflichtigen  Arbeitern  und  über  230  von  ihm  revidierte  Be- 
triebe mit  12  655  revidierten  Arbeitern. 


Was  die  deutschen  Kleinstaaten  anlangt,  so  fungierten 
dort  Ende  1902  insgesamt  31  Aufsichtskräfte,  von  denen 
auf  Hamburg  5,  auf  Bremen  4,  auf  Braunschweig, 
Sachsen-Meiningen,  Sachsen-Altenburg,  Sachsen- 
Koburg-Gotha  und  Reuss  jüngerer  Linie  je  2  ent- 
fielen; auf  die  übrigen  zwölf  Bundesstaaten  kam  je  1  Auf- 
sichtsbeamter, unter  letzteren  fungiert  der  Gewerbeinspektor 
für  das  Grossherzogtum  Mecklenburg  -  Schwerin  zu- 
gleich auch  als  Aufsichtsbeamter  für  das  Grossherzogtum 
Mecklenburg-Strelitz;  ebenso  hatten  die  Fürstentümer 
Waldeck,  Schaumburg  -  Lippe  und  Lippe  -  D etmold 
mit  Preussen,  wie  schon  erwähnt,  je  1  gemeinsamen  Auf- 
sichtsbeamten, so  dass  nach  dem  preussischen  Etat  der 
Handels-  und  Gewerbeverwaltung  für  1903  das  Fürstentum 
Schaumburg-Lippe  nur  200  Mk.  für  seine  Gewerbeinspektion 
auszugeben  hatte,  während  die  Belastung  für  den  Staat 
Lippe-Detmold  auf  etwa  700  Mk.  sich  erhob. 

Bezüglich  der  Angliederung  bezw.  Eingliederung  der 
Fabrikinspektion  in  den  allgemeinen  Verwaltungsorganismus 
der  kleineren  Bundesstaaten  sei  bemerkt,  dass  dieselbe 
meist  unmittelbar  dem  Staatsministerium  bezw.  der  Landes- 
regierung untersteht;  in  Lübeck  ist  der  Gewerbeinspektor 
dem  Stadt-  und  Landamt  untergeordnet,  in  Bremen  ist  das 
Inspektorat  dem  Senate  bezw.  einer  Senatskommission  für 
Fabrikinspektion  untersteUt,  in  Hamburg  wieder  bildet  die 
Aufsicht  eine  Abteilung  der  Verwaltung  für  polizeiliche  und 
innere  Angelegenheiten. 
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Um  noch  einmal  die  angeführten  Ziffern  des  deutschen 
Inspektionspersonals  zu  rekapitulieren,  sehen  wir  also  Ende 
1902  fungieren  insgesamt  in:  Preussen  232,  Bayern  24, 
Sachsen  52,  Hessen  10,  Württemberg  8,  Baden  7,  Elsass- 
Lothringen  ebenfalls  7,  in  den  Kleinstaaten  17,  zum  Teil 
für  mehrere  Staaten  gemeinsame  Aufsichtsbeamte;  das  er- 
gibt einen  Stab  von  zusammen  357  Gewerbeaufsichtsbeamte 
für  das  deutsche  Reich. 

Dieser  Aufsichtsstab  verteilt  sich  in  dem  nämlichen 
Jahr  auf  178  936  Fabriken  und  diesen  gleichgestellte  An- 
lagen mit  4  849  108  dort  beschäftigten  Arbeitern  (erwachsenen 
und  jugendlichen  beiderlei  Geschlechts),  von  den  87  878  — 
49,1%  Anlagen  und  3  822  959  =-  78,8"/,,  Arbeiter  revidiert 
sind;  demnach  entfallen  auf  1  deutschen  Beamten  durch- 
schnittlich über  501  zu  revidierende  Anlagen  und  über 
13  582  zu  revidierende  Arbeiter,  wovon  faktisch  durch- 
schnittlich jedoch  nur  über  246  Anlagen  und  10  708  Arbeiter 
von  ihm  revidiert  wurden. 

Zum  Schluss  seien  an  dieser  Stelle  noch  folgende  Be- 
merkungen zu  der  den  Gewerbeaufsichtsbeamten  obliegenden, 
oben  schon  berührten  Berichterstattung  gemacht.  Bereits 
die  preussischen  Fabrikinspektoren  der  1850er  Jahre  hatten 
über  ihre  Tätigkeit  Berichte  erstattet,  die  freilich  niemals 
veröffentlicht  worden  sind. 

Das  alte  preussische  Gesetz  selbst  hat  diese  Seite  der 
inspektoralen  Tätigkeit  noch  unberührt  gelassen.  Ebenso- 
wenig wurde  auch  noch  in  der  Gewerbeordnung  für  den 
Norddeutschen  Bund  eine  diesbezügliche  Verpflichtung  für 
die  fakultativ  gelassenen  Fabrikinspektoren  ausgesprochen. 
Erst  die  Gewerbeordnungsnovelle  von  1878  konstatierte 
solche  den  besonderen  Aufsichtsbearnten  fortan  obliegende 
Pflicht  der  allgemeinen  Beiichterstattung  über  ihre  amtliche 
Tätigkeit,  nachdem  Preussen  bereits  vorher  und  zwar  zum 
ersten  Male  für  das  Jahr  1874,  Berichte  von  seinen  In- 
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spektoren  eingefordert  und  sie  in  besonderer  Ausgabe  ver- 
öffentlicht hatte.  Da  es  der  Reichsregierung  überlassen 
blieb,  die  seitens  der  Fabrikinspektoren  an  ihre  Landes- 
regierungen jährlich  zu  erstattenden  Berichte  im  Original 
oder  im  Auszuge  dem  Bundesrat  und  Reichstage  vor- 
zulegen, so  wurden  die  im  Reichsamt  des  Innern  zu- 
sammengestellten, anfangs  unter  dem  Titel:  „Amtliche  Mit- 
teilungen aus  den  Jahresberichten  der  mit  Beaufsichtigung 
der  Fabriken  betrauten  Beamten"  erscheinenden  Berichte 
fijr  die  Jahre  1879  bis  einschliesslich  1884  im  Original  ver- 
öffentlicht, welche  mit  den  schon  früher  erschienenen  Jahres- 
berichten der  preussischen  Fabrikinspektoren  eine  fortlaufende 
Reihe  bildeten.  Von  1885  an  trat  dann  ein  Wechsel  ein, 
indem  die  Inspektorenberichte  anstatt  einfach  und,  fast  ohne 
Bearbeitung  aneinandergereiht,  in  systematischem  Auszuge, 
und  zwar  seit  1892  als  „Amtliche  Mitteilungen  aus  den 
Jahresberichten  der  Gewerbeaufsichtsbeamten",  bis  für  das 
Jahr  1898  einschliesslich,  als  Drucksache  des  Reiches  heraus- 
gegeben wurden.  Als  dann  aber  diesem,  aus  den  Einzel- 
berichten hergestellten,  nach  Materien  geordneten  General- 
bericht bald  der  immer  wiederkehrende  Vorwurf  tendenziöser 
Färbung  gemacht  wurde,  suchte  man  im  Reichsamt  des 
Innern  solchen  Verdächtigungen  dadurch  den  Boden  zu 
entziehen,  dass  die  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten  ab- 
gefassten,  in  ihrem  äusseren  Umfang  nur  um  ein  wenig 
verminderten  einzelstaatlichen  Berichte  nunmehr  unverkürzt 
unter  dem  Titel :  „Jahresberichte  der  Gewerbeaufsichtsbeamten 
(und  Bergbehörden)"  alljährlich  veröffentlicht  wurden.  Die 
Tätigkeit  der  Reichsbehörde  beschränkt  sich  wesentlich 
darauf,  zu  der  ihr  von  den  Landesregierungen  zwecks  ein- 
heitlicher Herausgabe  zugehenden  Einzelberichten  ein  Gesamt- 
registcr  anzufertigen,  um  die  Orientierung  in  dem  weit- 
schichtigen Material  zu  erleichtern. 

Parallel  dieser  vom  Reiche  ausgehenden  Publikation 
der  Berichte  sehen  wir  deren  Veröffentlichung  seitens  der 
Bundesstaaten  laufen,  die  teils  vollständig,  teils  im  Auszuge, 
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sei  es  als  besondere  Schrift  oder  nur  im  Amtsblatte,  teils 
freilich  überhaupt  nicht  erfolgt  ist. 

So  sind,  um  hier  nur  die  wichtigsten  Staaten  anzu- 
führen, in  Bayern  und  Sachsen  schon  seit  Beginn  des  Reichs- 
obligatoriums  die  Originalberichte  alljährlich  in  Buchform 
unverändert  veröffentlicht;  in  Baden  anfangs  bald  in  Buch- 
form, bald  im  Ministerialbericht,  auszugsweise  auch  in  der 
badischen  Gewerbezeitung,  von  1888  ab  wieder  in  Buchform; 
in  Preussen  erschienen  die  Inspektorenberichte  für  1879  bis 
einschliesslich  1887  von  Staatswegen  überhaupt  nicht  mehr, 
erst  von  1888  ab  wieder,  wie  früher,  als  besondere  Schrift; 
in  Württemberg  und  Hessen  bis  in  die  1890  er  Jahre  hinein 
lediglich  in  den  Amtszeitungen,  dann  ebenfalls  in  Buchform; 
soweit  die  Inspektorenberichte  einzelner  Landesregierungen 
überhaupt  nicht  zur  Publikation  gelangten,  sind  sie  der  öffent- 
lichen Kenntnisnahme  nur  durch  ihre  Mitveröffentlichung  im 
reichsamtlichen  Berichte  übermittelt. 

Was  die  Abfassung  der  verschiedenen  einzelstaatlichen 
Inspektorenberichte  anlangt,  so  wurde  in  Anlehnung  an  die 
oben  erwähnten  Bundesratsbeschlüsse  vom  Jahre  1878  und 
1893  im  Reichsamt  des  Innern  eine  Anleitung  für  die  Er- 
stattung der  Jahresberichte  ausgearbeitet,  die  im  Jahre  1900 
einer  Revision  unterzogen  wurde.  Diese  will  mit  Rücksicht 
auf  die  wieder  eingeführte  Mitteilung  der  authentischen  Be- 
richte eine  möglichst  knappe  und  alles  Oberflüssige  aus- 
scheidende Berichterstattung  herbeiführen. 

Nach  der  revidierten  Anleitung  sind  in  dem  Jahres- 
bericht nur  diejenigen  Gruppen  gewerblicher  Anlagen  zu 
berücksichtigen,  deren  Unterstellung  unter  §  139  b  der  Ge- 
werbeordnung unbestritten  ist.  Es  scheiden  also  insbesondere 
die  nicht  mit  Motoren  arbeitenden  Handwerksbetriebe 
(Werkstätten)  aus.  In  die  Reichsausgabe  der  Jahresberichte 
gelangen  also  im  allgemeinen  keine  Mitteilungen  über  diese 
Betriebe  und  überhaupt  über  die  den  Rahmen  der  revidierten 
Anleitung  auf  Grund  landesrechtlicher  Anordnung  über- 
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schreitende  Berichterstattung,  Der  Rahmen,  in  dem  die 
Jahresberichte  der  deutschen  Gewerbeinspektion  sich  zu  be- 
wegen haben,  ist  ein  sehr  umfassender.  Innerhalb  desselben 
kann  alles  untergebracht  werden,  was  irgend  auf  das  Arbeits- 
verhältnis und  die  Lage  der  Arbeiter  Bezug  hat. 

Um  im  einzelnen  die  Reichhaltigkeit  der  Mitteilungen 
hier  wenigstens  anzudeuten,  tun  wir  einen  Blick  auf  die 
jüngste  uns  vorliegende,  von  der  Reichsverwaltung  für  das 
Jahr  1902  veranstaltete  Veröffentlichung.  Diese  aus  vier 
gesonderten  Bänden  bestehende  Publikation  des  Reichsamts 
des  Innern  enthält  in  den  ersten  drei  Bänden  die  Berichte 
der  einzelstaatlichen  Gewerbeaufsichtsbeamten  und  Berg- 
behörden —  welch  letztere  getrennt  von  den  übrigen  Be- 
richten im  Anschluss  an  die  einzelnen  hier  behandelten 
Staaten  aufgeführt  sind  —  und  zwar  in  Bd.  I  für  Preussen; 
Bd.  II  für  Bayern,  Sachsen,  Württemberg  und  Baden; 
Bd.  III  für  die  übrigen  Länder.  In  Bd.  IV  werden  die  in 
den  vorstehenden  Bänden  enthaltenen,  nach  Aufsichtsbezirken 
bezw.  nach  Industriegruppen  gemachten  statistischen  An- 
gaben tabellarisch  zusammengefasst  und  zwar  in  folgender 
Übersicht : 

Tabelle  I.  Revisionen  gewerblicher  Anlagen  in  den 
Bundesstaaten  und  dem  Reiche,  nach  Industriezweigen  und 
nach  Auf  Sichtsbezirken  geordnet; 

Tabelle  IIa.  Zahl  der  im  Jahre  1902  im  Deutschen 
Reich  in  Fabriken  und  diesen  gleichgestellten  Anlagen  be- 
schäftigten Arbeiter  (erwachsene  und  jugendliche  beiderlei 
Geschlechts).  Verhältnis  der  revisionspflichtigen  zu  den  re- 
vidierten Fabriken  u.  s.  w. ; 

Tabelle  IIb.  Zahl  der  im  Jahre  1902  der  Gewerbe- 
aufsicht unterstehenden  gewerblichen  Anlagen  und  der  darin 
beschäftigten  Arbeiter; 

Tabelle  IIc.  Die  1902  im  Deutschen  Reiche  beschäftigten 
jugendlichen  Arbeiter  und  erwachsenen  Arbeiterinnen  nach 
Industriezweigen  geordnet; 

1)  Cf.  V.  Landmann-Rohmer,  4.  Aufl.,  II.  Bd. 
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Tabelle  III.  Zuwiderhandlungen  gegen  Gesetze  und 
Verordnungen  betreffend  die  Beschäftigung  von  jugendlichen 
Arbeitern  im  Jahre  1902; 

Tabelle  IV.  Zuwiderhandlungen  gegen  Gesetze  und 
Verordnungen  betreffend  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
im  Jahre  1902; 

Tabelle  V.  Bewilligung  von  Überarbeit  erwachsener 
Arbeiterinnen  im  Jahre  1902; 

Tabelle  VI.  Nachweisung  der  im  Jahre  1902  auf 
Grund  des  §  105  f.  der  Gewerbeordnung  bewilligten  Aus- 
nahmen (nämlich  seitens  der  unteren  Verwaltungsbehörden 
vom  Verbot  der  Beschäftigung  von  Arbeitern  an  Sonn- 
und  Festtagen  zur  Verhütung  eines  unverhältnismässigen 
Schadens);  dazu  enthält  der  letztgenannte  Band  ein  Ver- 
zeichnis der  Gewerbeaufsichtsbeamten  und  ihrer  Bezirke ; 
endlich  das  sehr  eingehende,  oben  schon  angeführte  Sach- 
register. 

Inhaltlich  gliedert  sich  der  von  69  Gewerbeaufsichts- 
beamten ^)  als  selbständigen  Berichterstattern  —  worunter 
auch  eine  Assistentin  als  Referent  —  behandelte  Stoff  für 
jeden  Bericht,  mit  Ausnahme  desjenigen  der  Beamtin,  in 
folgende  4  Hauptabschnitte: 

I.  Allgemeines. 

II.  Jugendliche  Arbeiter,  Arbeiterinnen  und  Arbeiter 
im  allgemeinen. 

A.  Jugendliche  Arbeiter. 

B.  Arbeiterinnen. 

C.  Arbeiter  im  allgemeinen. 


1)  Darunter  treten  als  selbständige  Berichterstatter  auf  für : 
Preussen  die  28  Regierungs-  und  Gewerberäte;  Bayern  die  8  Fabriken- 
und  Gewerbe-Inspektoren;  Sachsen  die  5  Regierungsräte,  innerhalb  deren 
Berichte  auch  die  ihnen  unterstehende  Gewerbeinspektoren  zu  Worte 
kommen;  Württemberg  die  3  Gewerbeinspektoren;  die  Reichslande 
1  Regierungsrat  und  2  Gewerberäte;  die  übrigen  Staaten  je  1  Beamter. 
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III.  Schutz  der  Arbeiter  vor  Gefahren. 

A.  Betriebsunfälle. 

B.  Gesundheitsgefährliche  Einflüsse. 

IV.  Wirtschaftliche  und  sittliche  Zustände  der  Arbeiterbe- 
völkerung; Wohlfahrtseinrichtungen;  Verschiedenes. 

Demgegenüber  weist  die  frühere,  bis  Mitte  der  1890er 
Jahre  festgehaltene  stoffliche  Anordnung  noch  einen  weiteren 
Hauptabschnitt  über  den  Schutz  der  Nachbarn  genehmigungs- 
pflichtiger Anlagen  auf,  der  als  solcher  indes,  da  es  sich 
hier  fast  lediglich  um  gewerbepolizeiliche  Dinge  handelte, 
wenig  sozialpolitisches  Interesse  hatte  und  daher  ausge- 
schieden ist. 

Im  übrigen  schliesst  sich  dies  den  Berichten  zu  Grunde 
gelegte  Schema  im  wesentlichen  dem  Gedankengang  der 
gesetzlichen  Vorschriften  an.^)  Vollständig  das  im  einzelnen 
verschiedene  Inhaltsverzeichnis  der  Berichte  an  dieser  Stelle 
wiederzugeben,  würde  zu  weit  führen,  darum  sei  nur,  um 
auch  den  den  Berichten  Fernstehenden  mit  der  Fülle  des 
dort  Gebotenen,  wenigstens  aus  der  Perspektive,  bekannt 
zu  machen,  einer  von  den  vielen  bezüglich  seiner  Inhalts- 
angabe herausgegriffen.  So  enthält  der  Bericht  des  Regierungs- 
und Gewerberates  für  den  Aufsichtsbezirk  Arnsberg  folgende 
Hauptpunkte : 

I.  Allgemeines. 
Beziehungen  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  zu  Arbeit- 
gebern und  Arbeitern,  Verkehr  mit  ihnen,  Revisionstätigkeit 
der  Beamten. 

II.  Jugendliche  Arbeiter,  Arbeiterinnen  und 
Arbeiter  im  allgemeinen. 

A.  Jugendliche  Arbeiter  

Statistisches,  ausnahmsweise  Regelung  der  Arbeitszeit, 
Durchführung  der  Vorschriften  für  Walz-  und  Hammerwerke, 

1)  Cf.  Kahler  in  Conrads  Jahrbüchern  1902.   S.  683. 


—    181  - 


Beschäftigungsart,  Verbot  der  Beschäftigung  mit  gefährlichen 
Arbeiten,  Lehrverträge,  Bestrafung  wegen  Misshandlung 
Jugendlicher. 

B.  Arbeiterinnen  

Statistisches,  Verstösse  gegen  Schutzvorschriften,  Über- 
arbeit, Arbeitszeit,  Setzerinnen,  Trennung  der  Geschlechter 
bei  der  Arbeit,  Ankleide-  und  Waschräume,  Aborte. 

C.  Arbeiter  im  allgemeinen  

Statistisches,  Lage  des  Arbeitsmarktes,  Durchführung 
der  Vorschriften  für  Steinbrüche  .  .  . 

Durchführung  der  Bäckereiverordnung,  lange  Dienst- 
zeit des  Fahrpersonals  der  Strassenbahnen,  Arbeitszeit  von 
10  Stunden  in  Holzbearbeitungsbetrieben. 

Durchführung  der  Sonntagsruhe,  Zeit  und  Art  der 
Lohnabrechnung  und  Lohnzahlung,  Lohn  in  Talerwährung. 

Wechsel  für  Lohn,  andere  Verstösse  gegen  die  Lohn- 
zahlungsvorschriften, Strafgelderwesen  der  Arbeitsordnungen, 
Ausstände,  Arbeitervereinigungen. 

III.  Schutz  der  Arbeiter  vor  Gefahren. 
A.  Betriebsunfälle. 
Zahl,  Folgen,  höhere  Unfallziffer,  erwähnenswerte  Un- 
fälle, Anordnungen  von  Schutzmassregeln  gegen  Unfälle, 
zweckmässige  Schutzvorrichtungen,  Ballonkipper  für  Säure- 
ballons (mit  Zeichnung),  Schutzvorrichtung  für  Selbstwender 
auf  den  Malzdarren,  Pendelsägen  mit  festem  Gegengewicht, 
Schutzvorrichtung  für  Fleischmengemaschinen. 

B.  Gesundheitsschädliche  Einflüsse. 
Bleierkrankungen,  Anordnung  zur  Beseitigung  schäd- 
licher Einflüsse  .  .  . 

Polizeiverordnung  für  Anlagen  zum  Schleifen,  Polieren 
und  Putzen  von  Metallgegenständen,  Beseitigung  schäd- 
licher Gase. 


—    182  — 


Staubbeseitigung  in  Formereien,  Wascineinrichtungen, 
Aborte,  Belegung  von  Arbeitsräumen,  Verstopfung  der  Rohr- 
leitungen von  Staubabsaugeeinrichtungen   durch  Arbeiter. 

'  IV.  Wirtschaftliche  und  sittliche  Zustände  der 
Arbeiterbevölkerung;  Wohlfahrtseinrichtungen; 
Verschiedenes. 

Lohnverhältnisse,  Lebenshaltung,  Erleichterung  der 
Beschaffung  von  Lebensmitteln  und  Kohlen,  Theatervor- 
stellungen, Turnverein,  Unterricht  in  der  ersten  Hülfe- 
leistung bei  Unfällen  ... 

Häuser  für  lungenkranke  Arbeiter,  Alterszulagen, 
Stiftung,  Besuch  der  Düsseldorfer  Ausstellung  durch  Meister 
und  Arbeiter,  Erfrischungen,  Fabrikbibliotheken,  Jubiläen 
von  Meistern  und  Arbeitern  und  Ehrengaben. 

Neben  diesen  fortlaufenden  Mitteilungen  allgemeiner 
Art  über  die  Tätigkeit,  erzielten  Erfolge  der  Inspektion  und 
die  sonstigen  Beobachtungen  wirtschaftlicher  und  sozialer 
Natur,  sind  die  über  spezielle  Fragen  des  Arbeiterschutzes 
erstatteten  Berichte  von  besonderer  Bedeutung  geworden. 
So  hat  man  in  dieser  Beziehung  den  deutschen  Aufsichts- 
beamten sowohl  von  Reichswegen  wie  von  der  Landes- 
zentralbehörde, je  nach  Dringlichkeit  der  Verhältnisse,  ein- 
gehende Fragen  zu  näherer  Untersuchung  zur  Beantwortung 
überwiesen.  Unter  ersteren  sind  die  Sonderfragen  über  die 
Durchführung  der  Arbeiterschutzbestimmungen  in  Ziegeleien 
(fürs  Jahr  1895),  sodann  über  Einführung  eines  sanitären 
Maximalarbeitstages  in  gewissen  Gewerben  (für  1897)  zu 
erwähnen.  Hervorragend  sind  ferner  die  (im  Jahre  1899) 
erfolgten  besonderen  Erhebungen  über  die  Beschäftigung 
verheirateter  Frauen  in  Fabriken,  ebenso  diejenigen  über 
die  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  der  in  Fabriken  und 
diesen  gleichgestellten  Anlagen  beschäftigten  Arbeiterinnen 
über  16  Jahre  und  über  die  Zweckmässigkeit  und  Durch- 
führbarkeit einer  weiteren  Herabsetzung  der  gegenwärtig 
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zulässigen  Dauer  ihrer  täglichen  Arbeitszeit  (im  Jahre  1902); 
beide  Erhebungen  erscheinen  geeignet,  die  Stellungnahme 
zu  den  Bestrebungen,  welche  auf  die  Einführung  des 
10  stündigen  Arbeitstages  für  Arbeiterinnen  über  16  Jahre 
gerichtet  sind,  zu  erleichtern;  im  letzten  Jahre  (1903)  ist 
der  Wohnungsfrage  seitens  der  Aufsichtsbeamten  besondere 
Aufmerksamkeit  geschenkt  worden. 

Abgesehen  von  diesen,  auf  Anregung  des  Reichsamts 
des  Innern  erfolgten  Erhebungen  ist  diese  arbeitsstatistische 
Tätigkeit  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  in  einzelnen  Bundes- 
staaten noch  weiter  ausgebildet  worden,  indem  hier  Spezial- 
untersuchungen abwechselnd  für  gewisse  Gewerbezweige 
veranstaltet  wurden,  um  eventuelle  Missstände  aufzudecken 
und  sie  durch  entsprechende  Arbeiterschutzmassregeln  zu 
beseitigen.  So  haben  die  bayrischen  Inspektionsbeamten 
seit  1896  alljährlich  Sondererhebungen  über  einzelne  Spezial- 
gewerbe  vorgenommen ;  sie  hatten  bisher  zum  Gegenstand 
die  Arbeitsverhältnisse  der  Buchdrucker,  Schlosser,  Schreiner, 
Schneider,  Schmiede,  Maurer,  Müller  und  Bierbrauer.^)  In 
anderen  Bundesstaaten,  wie  in  Sachsen  und  Württemberg, 
werden  Zählungen  der  sämtlichen  Arbeiter  in  Fabriken, 
bezw.  den  der  Gewerbeaufsicht  unterstellten  Anlagen  ver- 
anstaltet. Insbesondere  aber  verdienen  jene  wertvollen 
Monographien  der  badischen  Fabrikinspektion  hervorgehoben 
zu  werden.  Von  dem  Gedanken  geleitet,  dass  über  solch 
weitreichende  Fragen,  wie  sie  in  den  jährlichen  Publikationen 
mit  ihrem  ohnehin  vielseitigen  Inhalt  zur  Erörterung  kommen, 
nur  oberflächliches  gesagt  werden  könne,  unternahm  es  ihr, 
als  einer  der  ersten  Autoritäten  auf  sozialpolitischem  Gebiet 
bekannter  Vorstand,  Woerishoffer,  zur  Ergänzung  der  Jahres- 
berichte eingehende  Erhebungen  und  Mitteilungen  über  die 
soziale  Lage  der  Cigarrenarbeiter  im  Grossherzogtum  Baden 
(1890),  sowie  der  Fabrikarbeiter  in  Mannheim  und  der 
nächsten  Umgebung  (1891)  zu  veranstalten.     Nur  durch 


1)  Cf.  Zahn  in  Schmollers  Jahrbuch  1903:  „Die  deutsche  Arbeiter- 
statistik". 
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solche  genaue  Untersuchungen  abgegrenzter  Gebiete  hielt 
er,  ein  vollständiges  und  zuverlässigeres  Bild  über  die 
Arbeiterverhältnisse  zu  geben,  für  möglich  und  seine  Unter- 
suchungen haben  nach  Inhalt  wie  Methode  geradezu  auto- 
ritative Bedeutung  zu  erlangen  vermocht  und  befruchtend 
auf  spätere  Arbeiten  eingewirkt.  Unter  letzteren  ist  die  von 
einem  Schüler  Woerishoffers  1901  erschienene  Abhandlung 
über  die  soziale  Lage  der  Pforzheimer  Bijouteriearbeiter  zu 
nennen,  während  in  den  anderen  deutschen  Bundesstaaten 
das  Vorgehen  der  badischen  Fabrikaufsicht  ohne  Nachfolge 
bislang  geblieben  ist.  Einen  Anlauf  nach  dieser  Richtung 
freilich  hat  man  1902  in  Preussen  genommen,  wo  die  von 
den  weiblichen  Aufsichtsbeamten  des  Berliner  Bezirkes  ge- 
machten Erhebungen  über  die  Lebenshaltung  der  unver- 
heirateten Arbeiterinnen  besonderes  Interesse  beanspruchen 
dürfen. 

Alle  diese  Mitteilungen  der  Beamten  über  allgemeine 
wie  spezielle  Fragen  des  Arbeiterschutzes  haben  zur  Klärung 
sozialpolitisch  bedeutsamer  Zustände  und  Erscheinungen 
wesentlich  beigetragen,  damit  der  Wissenschaft,  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  wertvolle  Unterlagen  zu  weiteren 
Untersuchungen  und  Massnahmen  auf  volkswirtschaftlichem, 
speziell  sozialpolitischem  Gebiete  zu  liefern  vermocht. 

Wir  sind  jetzt  in  Erörterung  des  deutschen  Inspektorats 
am  Schluss  seiner  bisherigen  Entwickelung  angelangt.  Die 
folgenden  Zeilen,  in  welchen  wir  die  Leistungen  des  In- 
stituts kurz  würdigen  wollen,  sollen  zugleich  zu  dem 
zweiten  Abschnitt  unserer  Abhandlung  überleiten,  dessen 
einzelnen  Kapiteln  die  Besprechung  einiger  prinzipieller, 
gegenwärtig  viel  ventilierter  Fragen  der  Inspektion  vor- 
behalten bleiben  wird.  Ihre  verschiedene  Lösung  im  Aus- 
lande und  in  Deutschland  soll  zum  Ausgangspunkt  des 
Vergleichs  der  Inspektion  genommen  werden. 


Lebenslauf. 


Als  Sohn  des  weil.  Pastors  Friedrich  Borchers  und 
seiner  Ehefrau  Franziska,  geb.  Behrens,  bin  ich,  Paul 
Borchers,  ev.-lutherischer  Konfession,  am  30.  Mai  1877 
zu  Hoyerhagen,  Provinz  Hannover,  geboren. 

Meine  erste  Schulbildung  erhielt  ich  in  der  Volks- 
schule, ward  daneben  von  meinem  Vater  fürs  Gymnasium 
vorbereitet,  an  welchem  ich  1895  zu  Hameln  a.  d.  Weser  das 
.,Einjähngen"-Examen  ablegte  und  später  mit  Erfolg  mich 
der  Maturitätsprüfung  unterzog. 

Ostern  1899  bezog  ich  die  Universität  zu  Göttingen, 
wurde  dort  nach  anfangs  juristischem  Studium  in  meinem 
dritten  Semester  in  das  daselbst  bestehende  Kgl.  Seminar 
für  Versicherungswissenschaft  aufgenommen  und  legte  hier 
am  Schluss  meines  vierten  Semesters  das  sogenannte 
Diplomexamen  ab.  Darauf  setzte  ich  Ostern  1901  in  Berlin 
mein  staatswissenschaftliches  Studium  fort,  studierte  dann 
seit  Ostern  1902  in  Halle  a.  S.,  welcher  Universität  ich 
auch  heute  noch  als  akademischer  Bürger  angehöre. 

Während  meiner  Studienzeit  beteiligte  ich  mich  an 
den  Vorlesungen  bezw.  Seminarübungen  folgender  Herren 
Professoren  und  Dozenten: 

in  Göttingen: 

Andre,  Bohlmann,  Cohn,  Ehrenberg,  v.  Hippel, 
Lexis,  Rehnisch  t,  Roethe; 
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in  Berlin: 

Bornhak,  Delbrück,  Eckert,  Hintze,  Hoeniger, 
von  Kaufmann- Asser,  von  Martitz,  Reinhold 
Schmitt,    Schmoller,    Sering,    Adolf  Wagner, 
A.  Weber,  von  Wenckstern; 

in  Halle  a.  S.: 

Conrad,  Friedberg,  Loening,   Riehl,  Schwarz. 


Alle  diese  meine  verehrten  Lehrer,  insbesondere  aber 
Herr  Geh.  -  Rat  Professor  Dr.  J.  Conrad,  mögen  meines 
dauernden  Dankes  versichert  sein! 


